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Der Staatsrat des Kantons Wallis 

an

den Grossen Rat

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete

W ir beehren uns, Ihnen gemäss Artikel 54 der 
Kantonsverfassung den Verwaltungsbericht des 
Staatsrates fü r das Jahr 2006 zu unterbreiten.

W ir benützen diesen Anlass, um Ihnen, sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete, die Versicherung unserer ehrerbietigen 
Hochachtung zu erneuern und Sie samt uns dem 
Machtschutz Gottes zu empfehlen.

Sitten, im März 2007

Der Präsident des Staatsrates:
Thomas Burgener

Der Staatskanzler:
Henri v. Roten
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VORWORT VON THOMAS BURGENER, 
PRÄSIDENT DES STAATSRATES
2006 war das Jahr der wirtschaftlichen Rekorde. In 
sämtlichen Wirtschaftsbereichen wurden tiefschwarze 
Zahlen geschrieben. Während der Reichtum sowohl 
auf internationaler als auch auf nationaler und kanto­
naler Ebene neue Rekordwerte erreicht hat, ist die 
Verteilung dieses Reichtums problematischer denn je. 
Nicht umsonst sagt man, dass eine Gesellschaft danach 
beurteilt werden sollte, wie sie sich um ihre schwächs­
ten Mitglieder kümmert.
Agieren statt bloss reagieren -  dies ist die Maxime, die 
sich jede dynamische Gemeinschaft zu eigen machen 
sollte. Wie schon der Schriftsteller Paul Carvel sagte: 
«Denken ohne Agieren ist wie Heizen bei offenem 
Fenster». Das vorliegende Dokument soll also einen 
Überblick darüber vermitteln, wie die Regierung und 
die Kantonsverwaltung im vergangenen Jahr agierten. 
Die Lebensqualität der Walliserinnen und Walliser erhö­
hen -  dies ist das Ziel, das der Staatsrat im Rahmen der 
vom Parlament gewährten M itte l durch seine 
Sozialpolitik, seine Anstrengungen zur Gewährleistung 
eines qualitativ hoch stehenden und für alle zugängli­
chen Bildungswesens und ganz allgemein durch seinen 
Einsatz zugunsten der Familien und aller Personen, die 
auf einen starken und solidarischen Staat angewiesen 
sind, zu erreichen suchte.
Das Gesundheitsnetz Wallis (GNW) konsolidieren, das 
Walliser Zentrum fü r Pneumologie (WZP) und die psy­
chiatrischen Institutionen des M ittel- und Unterwallis 
(IPVR) ins Gesundheitsnetz integrieren, die 
Spitalinfrastrukturen der Gemeinden und der religiösen 
Gemeinschaften an den Kanton übertragen -  all diese 
Punkte werden im neuen Gesetz über die 
Krankenanstalten und -institutionen (KAIG) geregelt. 
Das finanzielle Gleichgewicht der beiden hauptsächli­
chen Vorsorgeeinrichtungen des Kantons gewährleis­
ten sowie ihre Organisation, ihre Funktionsweise und 
ihre Überwachung anpassen -  dies sind die 
Zielsetzungen der Revision des Gesetzes über die staat­
lichen Vorsorgeeinrichtungen. Unter Berücksichtigung 
des tie f greifenden Wandels, der in den letzten zwan­
zig Jahren im Bereich der beruflichen Vorsorge stattge­
funden hat (demographische Entwicklung, längere 
Lebenserwartung, Änderung der Gesetzesgrundlagen 
usw.) haben die betroffenen Partner in enger 
Zusammenarbeit ein solides und leistungsfähiges 
Vorsorgesystem für den öffentlichen Dienst auf die 
Beine gestellt.
Die Rechtssicherheit erhöhen, die touristische 
Entwicklung des Kantons in geordnete Bahnen lenken 
und das Phänomen der kalten Betten bekämpfen -  
dies ist Sinn und Zweck des Moratoriums, m it dem der 
Staatsrat fü r das Jahr 2007 den Verkauf von 
Zweitwohnungen an Ausländer in sieben Gemeinden 
verboten hat. Angesichts der Zahl der hängigen 
Gesuche, welche das vom Bund gewährte Kontingent 
um ein Vielfaches übersteigt, musste die Regierung zu 
dieser Massnahme greifen, um die Situation in den

Griff zu bekommen. Die Regierung musste agieren, um 
keine Verunsicherung bei unseren Gästen aufkommen 
zu lassen, um gegenüber Bundesbern zu signalisieren, 
dass w ir uns unserer Verantwortung bewusst sind und 
um die Zahl der kalten Betten zu reduzieren.
Die Führung des Staates und seiner Dienststellen nach­
haltig verbessern -  diese Aufgabe hat die 
Kantonsregierung namentlich durch die Einführung der 
Führung über Leistungsaufträge bei 34 Dienststellen im 
Einklang m it dem Grossratsbeschluss vom 15. 
Dezember 2004 wahrgenommen. Hinsichtlich einer 
Effizienzsteigerung hat der Staatsrat auch mehrere 
Dienststellen fusioniert. Die Schaffung neuer 
Verwaltungseinheiten wie das Kantonale Laboratorium 
und Veterinärwesen, die Dienststelle fü r 
Grundbuchämter und Geomatik, die Dienststelle für 
W irtschaftsentw icklung und die Dienststelle fü r 
Energie und Wasserkraft ist Ausdruck für die unabläs­
sige Suche nach Synergien. Ein verwaltungsinterner 
Steuerungsausschuss wurde m it den 
Vorbereitungsarbeiten fü r die Einführung der 
Neugestaltung des Finanzausgleichs und der 
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) 
betraut. Im Einklang mit dem Dekret betreffend die 
strukturellen Massnahmen wurden 14 Dienststellen mit 
der Analyse ihrer Organisation und ihrer Leistungen 
beauftragt. Diese Analyse wurde gestützt auf einen 
vom Staatsrat vorgeschlagenen und von der 
Geschäftsprüfungskommission abgesegneten
Fragebogen durchgeführt.
Die Beziehungen mit den Nachbarn pflegen -  im Jahre 
2006 legte die Regierung ein besonderes Augenmerk 
auf die Beziehungen mit dem südlichen Nachbarn. M it 
der offiziellen Feier zum 100-Jahr-Jubiläum des 
Simplontunnels konnte das Wallis die Bedeutung der 
Verkehrswege und der damit verbundenen Öffnung 
unterstreichen. Im Jahre 2007 w ird der neue 
Lötschberg-Basistunnel eröffnet. Dies ist vor allem für 
das Oberwallis eine grosse Chance. Gleichzeitig stellt 
diese Annäherung an die Deutschschweiz aber auch 
den kantonalen Zusammenhalt auf eine Zerreissprobe. 
Die Regierung w ird diesem Punkt besondere 
Aufmerksamkeit schenken. Den politischen Behörden 
w ar es auch ein besonderes Anliegen, an den 
Feierlichkeiten zum 500-jährigen Bestehen der 
Schweizergarde teilzunehmen. Wollte man damit viel­
leicht die verlorene Kandidatur für die Austragung der 
Olympischen Winterspiele 2006 vergessen machen, die 
nun halt im so nahen und doch so fernen Torino statt­
fanden? Ganz und gar nicht! Obwohl dieser Misserfolg 
fü r gewisse Walliserinnen und Walliser nur schwer zu 
verdauen war, hat sich unser Kanton als guter Verlierer 
erwiesen. Vielleicht war die verlorene Kandidatur für 
uns im Endeffekt ja sogar ein Gewinn...

Der Präsident des Staatsrates
Thomas Burgener
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STAATSKANZLEI
ALLGEMEINE VERWALTUNG

P E R S O N A LO R G A N IS A T IO N

D ie n s ts te lle  A n z a h l S te lle n

Staatskanzlei 19.30
Inform ation 4.00
Finanzinspektorat 16.00

T o ta l 3 9 .3 0

N E U E R U N G E N

Seit dem 1. November ist die Staatskanzlei und nicht m ehr die Sek­
tion  Versicherungen und Ö konom at fü r den Gesetzesverkauf 
zuständig.

Von A ugust bis Dezember 2006 w urden um fangreiche Bauarbeiten 
im Erdgeschoss des Regierungsgebäudes hinsichtlich der Einrich­
tung der Telefonzentrale und des Empfangs durchgeführt.

G leichzeitig w urden auch die Räumlichkeiten des W eibeldienstes 
hinsichtlich einer optim alen Funktionalitä t um gestaltet.

Elfriede Meichtry, die fü r den Gesetzesverkauf zuständig war, und 
Christiane Gsponer, deutschsprachige Sekretärin bei der Staats­
kanzlei, tra ten am 31. Dezember 2006 in den Ruhestand.

PA RLAM EN TA R ISC HE VO RSTÖ SSE  

P o s tu la te

6 .0 0 6  Postulat von Grossrat G ilbert LORETAN (CSPO) und M itu n ­
terzeichnenden betreffend Zurückgew innung der In ternet­
adressen w w w .w allis .ch und www.valais.ch (14.09.2005) 
Postulat in der Märzsession 2006 angenom m en.
M it diesem Postulat w ird  der Staatsrat au fgefordert, die fü r 
die Zurückgew innung der oben erwähnten Internetadres­
sen no tw endigen Schritte zu unternehm en.
Anfang Sommer 2006 konnte Wallis Tourismus die Inter­
netadresse www.valais.ch zurückgew innen. Das Postulat 
w urde also teilweise verw irk lich t.
Die Vorkehrungen zur Zurückgew innung der zweiten 
Adresse sind im Gange.

6 .011  Postulat von Grossrat Pascal B R ID Y  (PDCC) und M itu n te r­
zeichnenden betreffend interkantona le Zusammenarbeit 
und Vereinbarungen (09.06.2006)
Postulat in der Dezembersession 2006 angenom m en.
M it diesem Postulat w ird  der Staatsrat au fgefordert, im 
Rahmen der Erarbeitung von Beschlussfassungsverfahren -  
insbesondere Finanzbeschlussverfahren -  und von Zah­
lungsm odalitäten da für zu sorgen, dass die Entscheidungs­
gew a lt beim Kanton ble ib t und die finanziellen Interessen 
des Wallis gew ahrt werden können. Der Staatsrat ist sich 
durchaus der Tatsache bewusst, dass interkantonale Verein­
barungen fü r den Kanton Wallis im m er w ich tige r werden. 
A llerdings muss die Entscheidungsgewalt beim Kanton 
bleiben, dam it die finanziellen Interessen des Wallis auch im 
Rahmen der in terkantonalen Zusamm enarbeit gew ahrt 
werden können.

BEZIEHUNGEN ZWISCHEN BUND UND  
KANTON

Im Laufe des Jahres 2006 hat der Staatsrat 70-m al in verschiedenen 
Vernehmlassungsverfahren des Bundes Stellung genom m en; diese

A n tw orten  werden an unsere Vertreter in den eidgenössischen 
Räten überm itte lt und können auch auf der Internetsite des Staates 
Wallis (w w w .vs.ch) konsultiert werden.

BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DEM WALLIS 
UND DEN ÜBRIGEN KANTONEN

K o n fe re n z  d e r  K a n to n s re g ie ru n g e n  (K dK )

Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) ist im Laufe des Jahres 
2006 viermal zu einer ordentlichen Plenarversammlung zusammen­
getreten und zw ar am 24. März, 23. Juni, 29. September und 15. 
Dezember. Der Leitende Ausschuss der KdK ist viermal zur Vorberei­
tung der Plenarversammlungen zusammengetreten.
Staatsrat Jean-Michel Cina, Vorsteher des DVR, hat den Staatsrat an 
drei dieser Sitzungen vertreten. Staatsrat Jean-René Fournier, Vor­
steher des DFIS, hat seinerseits den Staatsrat an der Junisitzung ver­
treten.
Die Konferenz befasste sich un ter anderem m it fo lgenden Themen:

- Europapolitik, sektorielle A bkom m en und neue bilaterale Ver­
handlungen,

- Umsetzung der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der A u f­
gabenteilung (NFA),

- Volkszählung 2010: neue Bestimmungen des Bundesrates und 
Standpunkt der Kantone,

- Föderalismus-Monitoring,
- Regionalpolitik INTERREG /  NRP.

W e s ts c h w e iz e r  R e g ie ru n g s k o n fe re n z  (W R K )

Die W estschweizer Regierungskonferenz (WRK) tra t im Jahre 2006 
zu vier ordentlichen Sitzungen zusammen und zw ar am 6. März, 9. 
Juni, 22. September und 1. Dezember. Der V ertreter des Staatsrates, 
Jean-Michel Cina, nahm an diesen Sitzungen in Begleitung des 
adm inistrativen Verantw ortlichen, Paul Sollberger, teil. Im Jahre 
2006 konnte das Sekretariat un ter der Leitung der w issenschaftli­
chen M ita rbe ite rin  Sylvie Fasel Berger, die m it der Koordination der 
Dossiers zwischen den W estschweizer Kantonen, der Sitzungsvor­
bereitung, der Protokollführung und der Kontaktpflege m it den 
Fachkonferenzen be trau t ist, seine W irkung voll entfalten.
Die Konferenz befasste sich un ter anderem m it fo lgenden Themen:

- neues Präsidium und Vizepräsidium der WRK und Mandatsdauer: 
Der Kanton W aadt hat das Präsidium und der Kanton Bern das 
Vizepräsidium inne,

- Neugestaltung des Finanzausgleichs (NFA) und neue Regionalpo­
litik,

- A rbe itsgruppe Grenzkantone Schweiz-Frankreich,
- Umsetzung eines Kom m unikationskonzepts fü r die Internetsite 

der WRK.

BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DER STAATS­
KANZLEI UND DEM PARLAMENTSDIENST 
DES GROSSEN RATES

ln enger Zusamm enarbeit m it dem Parlamentsdienst des Grossen 
Rates hat die Staatskanzlei un ter anderem die detaillierten A ufste l­
lungen der Geschäfte hinsichtlich der V orbereitung der m onatlichen 
Sitzungen des Büros des Grossen Rates erstellt sowie die A ufte ilung 
der parlamentarischen Vorstösse hinsichtlich der Vorbereitung der 
ordentlichen Sessionen des Grossen Rates vorgenom m en.
Zudem befasste sich die Staatskanzlei m it der W eiterverfo lgung der 
im Laufe der Legislaturperiode behandelten Botschaften und Geset­
zesentwürfe und bete ilig te sich aktiv am Projekt zur Informatisie- 
rung der parlamentarischen Vorstösse. Es sei an dieser Stelle auf die 
gute Zusamm enarbeit zwischen dem Parlamentsdienst und der 
Staatskanzlei im Rahmen der Vorbereitung der Sitzungen des Büros 
hingewiesen.
In Zusamm enarbeit m it den Departem enten erstellte die Staats­
kanzlei auch die halbjährliche Legislaturplanung zuhanden des 
Grossratspräsidiums.

http://www.wallis.ch
http://www.valais.ch
http://www.valais.ch
http://www.vs.ch


PROTOKOLL

Im Laufe des Jahres 2006 hat der Staatsrat in den staatlichen Emp­
fangsräumen, auf Schloss Majorie, in der Villa de Riedmatten und in 
verschiedenen staatlichen Einrichtungen zahlreiche Persönlichkeiten 
em pfangen, u.a.:

- den Botschafter der Slowakischen Republik, Seine Exzellenz Ste­
fan SCHILL,

- den Botschafter Ihrer Britischen Majestät, Seine Exzellenz Simon 
FEATHERSTONE,

- den Botschafter der Volksrepublik China, Seine Exzellenz Zhu 
BANGZAO,

- den Botschafter der Demokratischen Volksrepublik A lgerien, 
Seine Exzellenz Kamel HOUHOU,

- die Botschafterin der Arabischen Republik Ägypten, Nihad Baligh 
ShindiZIKRY.

Die Regierungsm itglieder begaben sich anlässlich der Olympischen 
W interspiele Torino 2006 vom 1 6 .-1 8 . Februar nach Turin.

Am 11. März nahm die Regierung an den Feierlichkeiten zum 500- 
jährigen Bestehen der Schweizergarde in Sitten und Naters teil. Bei 
dieser Gelegenheit haben sie den Apostolischen Nuntius, Mgr. Fran­
cesco Canalini, em pfangen.

Schliesslich begaben sich die Staatsräte am 19. Mai nach Brig zur 
o ffiz ie llen Feier zum 100-Jahr-Jubiläum des Simplontunnels.

MEDIATION UND SICHERHEIT

Im Jahre 2006 befasste sich der m it M ediation und Sicherheit 
betraute M ita rbe ite r m it 27 Fällen, in denen Personen gegenüber 
Regierung oder Verwaltung Drohungen ausgestossen hatten und 
zw ar meist in schriftlicher Form.
M it all diesen Personen konnte ein Dialog aufgebaut, ein Treffen 
organisiert und Lösungsansätze gefunden werden. Es g ilt darauf 
hinzuweisen, dass die Hemmschwelle zu W iderstand und Gewalt 
im m er w e ite r sinkt. Die Massnahmen zum Schutz des Verwaltungs­
personals werden w e ite r verstärkt.

VERSCHIEDENES

Am 9. Januar überbrachte der Staatsrat den W alliser Behörden im 
Supersaxosaal seine Neujahrswünsche.

Im Rahmen von zwei Feierlichkeiten in den M onaten Mai und 
November nahm er die Vereidigung von 643 Neubürgerinnen und 
Neubürgern vor.

Ausserdem vereidigte er drei neue Notare.

A ufg rund  der Bauarbeiten im Bundeshaus tra f sich der Staatsrat 
lediglich dreimal (März, Juni und Dezember) anlässlich der Sessions­
e rö ffnung m it den Bundesparlamentariern in Bern.

Am  22. September verlieh die Regierung den Rünzi-Preis an Ursula

Übergabe des Rünzi-Preises am 22. September 2006. 
Thomas Burgener, Vorsteher des Departements 
für Gesundheit, Sozialwesen und Energie, Ursula Beilwald 
alias Sina

Empfang des Botschafters Ihrer Britischen 
Majestät am 4. April 2006.
T. Burgener, M. Mangisch, H. v. Roten, C. Roch, S. 
Featherstone, D. Delaloye, R. Osborne, A. 
Bushneil, S. Doig, H. Murmann, P.-C. Michaud, J.- 
P. Gross



Le prix Rünzi a été remis le 22 septembre par le Gouvernem ent à 
M m e Ursula Bellwald -  Sina, à titre  de reconnaissance pour être 
l'ambassadrice d 'un  Valais résolum ent tou rné vers l'avenir, grâce à 
sa voix exubérante et chaleureuse survolant les frontières in te rna tio ­
nales et nationales et sa brillante carrière musicale, alliant par le 
chant trad ition  et m odern ité, dialecte haut-valaisan et musique 
pop-rock

Durant l'année, notre Exécutif a eu le plaisir de rem ettre un cadeau 
à 11 personnes à l'occasion de leur centième anniversaire :

M. Meinrad Salzgeber, St-German 
M m e Marie Im w inkelried, Fiesch 
M m e Marie Luisier, Versegères 
M m e Simone Fardel, Montana 
M m e M argrit Hagen-Bayard, Eischoll 
M m e Ida Guntern, Brigue-Glis 
M. Jean Bérard, Bramois 
M m e Mina M arti, Brigue 
M m e Lia Schaller, Viège 
M m e Ida Caloz, Miège 
M m e Joséphine Rosale Beytrison, Vex

La Chancellerie d 'E tat a organisé deux déjeuners-raclettes au 
Grand-Brûlé à Leytron, soit :

avec les commissions permanentes du Grand Conseil, le 7 
novembre
avec les autorités judiciaires et religieuses, le 15 novembre.

Elle a égalem ent mis sur pied la séance des chefs de service, le 20 
novembre.

Les huissiers-chauffeurs on t effectué des déplacements avec le 
Conseil d 'E tat pour plus de 
125 '0 00  km.

AFFAIRES JURIDIQUES 
ET ADMINISTRATIVES 

SECRÉTARIAT

Au cours de l'année 2006, la Chancellerie s'est acquittée des 
diverses tâches qui lui incom bent e t en particu lier :

l'achem inem ent et le tra item ent de 2 '885  objets de correspon­
dance adressés au Conseil d'Etat; 
la préparation de 53 séances du Conseil d'Etat;

la rédaction du procès-verbal des séances du Conseil d 'E tat, ce 
qui représente un to ta l de 5053 décisions numérotées; 
la circulation de 65 dossiers auprès des membres du Conseil 
d'Etat;
la légalisation de 3 '044  documents;
212 attestations d 'en trée en force de diverses décisions ainsi 
que la gestion des factures du service; 
la préparation et l'impression du Rapport de Gestion; 
la publication de 487 adjudications du Conseil d 'E tat au Bulletin 
officie l.

PUBLICATIONS LEGISLATIVES

L’éd ition du Recueil des lois pour l’année 2005 (377 pages) a été dis­
tribuée mi-mars, la troisième livraison du Recueil systématique 
qu 'en août 2006.

SERVICE JURIDIQUE 
DE LA CHANCELLERIE D'ETAT

La Chancellerie d 'E tat par son service ju rid ique  tra ite  des recours 
adressés au Conseil d 'E tat contre les décisions de départements et 
de commissions cantonales (art 53 al.2 LPJA). Le nombre de recours 
adressés au Conseil d 'E tat est im portan t. Les statistiques m ontrent 
que le nombre de recours enregistrés en 2006, à savoir 401 recours 
entrés, est légèrem ent supérieur à celui de 2005 (398 recours 
entrés). Le service ju rid ique  de la Chancellerie d 'E tat constitue un 
filtre  im portan t dès lors que sur les 401 recours enregistrés en 2006, 
seul le 10%  de ceux-ci a été porté aux instances supérieures. De ces 
40 décisions attaquées au Tribunal cantonal 11 on t été admises (soit 
environ le 25%  des décisions attaquées devant le Tribunal cantonal 
ou environ le 2 .5%  des recours enregistrés en 2006).

RECOURS ENTRÉS EN 2003, 2004, 
2005 ET 2006 :

2003 335

2004 420

2005 398

2006 401

"2003" "2004" "2005" "2006"



Im Jahre 2006 eingegangene 
Beschwerden nach Sachgebiet

DEKS 20

DVR 14

DFIS 192

DVBU 14

DGSE 7

KBK 116

KSTA 12

KKSS 16

GB 6

GEMEINDE 4

To ta l 401

Stand der im Jahre 2006 eingegangenen 
Beschwerden

Erledigt durch STRE 71

Abgeschrieben 100

Hängig 225

KG und BG 5

To ta l 401

Im Jahre 2006 durch den Rechtsdienst 
der Staatskanzlei erledigte 
Beschwerden:

Beschwerden vor 2006 187

2006 eingegangene Beschwerden 163

T o ta l 3 50

DEKS Departem ent fü r Erziehung, Ku ltur und Sport
DVR Departem ent fü r Volksw irtschaft und Raum entw icklung
DFIS Departem ent fü r Finanzen, Institu tionen und Sicherheit
DVBU Departem ent fü r Verkehr, Bau und U m welt
DGSE Departem ent fü r Gesundheit, Sozialwesen und Energie
KBK Kantonale Baukommission
KStA Kantonale Stipendienkommission
KKSS kantonale Kommission fü r die Stassensignalisation
GB Grundbuch

Neben der Instruktion der Beschwerden an den Staatsrat und der 
Vorbereitung der Entscheidsanträge fü r den Staatsrat hat der 
Rechtsdienst der Staatskanzlei seine M einung zu zahlreichen Geset­
zes- oder W eisungsentw ürfen abgegeben. Er hat insbesondere die 
technische und sprachliche Überprüfung der neuen Erlasse vorge­
nom m en. Er gewährle istete die V erö ffentlichung der kantonalen
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Gesetzgebung im A m tsb la tt sowie in der systematischen und jäh rli­
chen Gesetzessammlung. Er koordin ierte und beantw orte te  eidge­
nössische Vernehmlassungen und parlamentarische Vorstösse. Er 
hat ausserdem interne W eisungen erarbeitet und w ar in departe- 
mentsübergreifende Angelegenheiten involviert. Er bete ilig te sich 
beispielsweise an der A rbe itsgruppe zur Umsetzung der Neugestal­
tung  des Finanzausgleichs und der A ufgabente ilung zwischen Bund 
und Kantonen. Er fü h rt Sonderaufgaben aus, w ie  die Leitung und 
Koordinierung des Projektes E-Government des Staates Wallis oder 
die Erarbeitung der Botschaft zum Gesetzesentwurf über den Bei­
t r it t  des Kantons Wallis zur Rahmenvereinbarung fü r die in te rkanto­
nale Zusamm enarbeit m it Lastenausgleich (IRV) vom  24. Juni 2005. 
Er hat auf Walliser Seite die Sekretariatsaufgaben des Rates Wallis- 
Aostatal w ahrgenom m en. Er hat schliesslich neun Disziplinarfälle 
instruiert und die Konsultativkomm ission fü r die durch einen A m ts­
träger gegenüber dem Staat verursachten Schäden präsidiert.



INFORMATION (l-VS)

G e s e tz  ü b e r  d ie  In fo rm a tio n  d e r  Ö ffe n t l ic h k e it  u n d  d en  
Z u g a n g  zu  D o k u m e n te n  (G ID O K )

Im Mai 2003 hat der Grosse Rat eine M otion  angenom m en, die den 
Staatsrat m it der Erarbeitung eines Informationsgesetzes beauf­
tragte. Eine von der Regierung ernannte ausserparlamentarische 
Kommission lieferte ihren Bericht am 17. Juni 2004 ab. Am  20. Sep­
tem ber 2006 verabschiedete der Staatsrat die Botschaft und den 
Entw urf zum Gesetz über die In form ation der Ö ffentlichke it und 
den Zugang zu Dokum enten (GIDOK). Die thematische Kommission 
Institu tionen und Familienfragen entschied am 27. O ktober 2006, 
das GIDOK m it dem Datenschutzgesetz zu vereinigen. Aus diesem 
Grund tra t die Kommission entgegen der Position der Regierung auf 
das Geschäft nicht ein. Am  29. November 2006 forderte  der Staats­
rat die kantonale Datenschutzkommission auf, einen Gesetzesent­
w u rf vorzulegen, der die GIDOK-Vorlage und die Gesetzgebung 
über den Schutz von Personendaten vereinigt.

E x te rn e  In fo rm a tio n

Im Jahr 2006 versandte l-VS an kantona le und ausserkantonale 
Medien 151 M itte ilungen in französischer Sprache und 147 in deut­
scher Sprache, was rund 350 Textseiten entspricht. 
l-VS organisierte 41 M edienkonferenzen und stellte in diesem 
Zusammenhang mehrere hundert Seiten H in tergrunddokum enta­
tion  bereit.
l-VS beantw orte te  rund 2 '000  telefonische Anfragen teils von 
Medienvertretern, teils von Bürgerinnen und Bürgern. Ziel ist es, 
solche Anfragen innerhalb von 30 M inu ten  adäquat und umfassend 
zu beantworten.
Der kantonale Kalender fü r M edienkonferenzen und Anlässe w urde 
von l-VS zu Beginn des Jahres auf ww w .vs.ch aufgeschaltet und 
w eist 133 Einträge auf. Die w ichtigsten Elemente w erden in beiden 
Kantonssprachen verm erkt. W enn vorhanden, w erden die Angaben 
m it der Internetseite des Organisators verlinkt.
Anlässlich der eidgenössischen und kantonalen Abstim m ungen hat 
l-VS laufend in Echtzeit die detaillierten Resultate auf der In ternet­
seite des Kantons veröffentlicht.

In te rn e  In fo rm a tio n

Die M itarbeitenden der Kantonsverwaltung sollen regelmässig in 
beiden Sprachen über die Entscheide und Projekte der Behörden 
in fo rm iert werden.
Von M ontag bis Freitag erstellt l-VS täg lich eine Presseschau. Sie 
w ird  auf der kantonalen Intranetseite ab 8.30 Uhr aufgeschaltet. Sie 
besteht aus einer Auswahl von Zeitungsartikeln, die nützliche Infor­
m ationen fü r die tägliche A rbe it der M itarbeitenden enthalten. l-VS 
hat im Laufe des Jahres insgesamt 247 Presseschauen zusammen­
gestellt, die rund 3 '700  A rtike l umfassten.
l-VS lieferte den Departem enten oder Dienststellen auf W unsch the ­
m enorientierte Pressedossiers und stellte diesen auch Radio- und 
TV-Sendungen zu besonderen Dossiers zusammen. 
l-VS erstellte auch ein Inventar über die V eröffentlichungen (Zeit­
schriften, W erke) des Kantons.

B e ra tu n g  u n d  U n te rs tü tz u n g

l-VS ist Ansprechpartner fü r sämtliche Dienststellen und Departe- 
mente. Die Anfragen reichen vom Umgang m it Medien, Ratschläge 
zu inte rner und externer Kom m unikation über Erstellung von Bro­
schüren, Richtlinien, Präsentationen.
Der Alert-Service w urde ausgebaut. l-VS iden tifiz iert sofo rt die Bei­
träge der Presseagenturen, die das Wallis betreffen und le itet diese 
um gehend an die be troffenen Behörden und Kaderleute weiter. Im 
Jahr 2006 w urden rund 1 '500 Agenturm eldungen per Mail oder 
per SMS w eiterge le ite t.
Der D okum entationsd ienst (Broking Service) kann noch ausgebaut 
w erden. Er lie fert innerhalb einer Stunde Unterlagen an die M ita r­
beitenden der Verwaltung auf Basis von Datenbanken der Presse­
agenturen.
Grafisches Erscheinungsbild: A u f Vorschlag von l-VS hiess der

Staatsrat am 29. November 2006 die neue Version der Richtlinien 
zur A nw endung des kantonalen grafischen Erscheinungsbildes und 
seines W appens und Logos gut.

In te rn e t , In tra n e t , E x tra n e t

Am 8. Februar hiess der Staatsrat die Richtlinie über die Verö ffentli­
chung von Dokum enten auf der Internetseite des Kantons gut. Sie 
w urde von der Staatskanzlei und l-VS redigiert.
Die W ebsite des Kantons ist ausgerichtet auf die Verwaltung und 
zuwenig kundenorien tiert aufgebaut. Im Laufe des Jahres hat l-VS 
die weitere Vorgehensweise festgelegt. Es braucht ein Walliser 
In ternetporta l m it einem einzigen Zugang und es g ilt die Erfahrung 
des Bundes bezüglich E-Administration zu nutzen. Dank E-Adminis- 
tra tion  w erden Bürgerinnen und Bürger In form ationen und Formu­
lare über das Internet selber herunterladen können. Eine Arbe its­
gruppe erstellt zuhanden der Regierung Vorschläge in dieser 
Richtung.
l-VS hat auf der kantonalen Site eine neue Verwaltungsm ethode 
(Single Sign-On) fü r User m it Zugangsrechten eingerichtet. Diese 
Massnahme verstärkt die Sicherheit und w ird  die Betriebskosten 
deutlich senken. Die Seite ist auch Personen m it Sehbehinderungen 
zugänglich und steht som it im Einklang m it dem Behindertengle ich­
stellungsgesetz.
l-VS hat ein erstes Inventar der Inhalte vom deaktivierten Portal 
Valais-Info übernom m en. Einige Elemente w urde bereits w ieder auf 
der kantonalen Seite in tegriert (Enzyklopädie -  Bilder des Wallis -  
Berufsbildung -  Ausbildungs- und Berufsberatung - Sonderschul­
wesen).
l-VS hat nach Überprüfung fo lgende Seiten fre igeschaltet : Baupoli­
zei -  Lu ftqua litä t -  Sekretariat fü r G leichstellung und Familie -  
Dienststelle fü r Jagd, Fischerei W ild tiere - Dienststelle fü r Kultur - 
Dienststelle fü r Strassen- und Flussbau - Sondertransporte - Europäi­
scher Tag des Denkmalschutzes.
l-VS hat zuhanden der Dienststellen die ersten W erkzeuge bereitge­
stellt, die es erlauben Formulare fü r das Internet (E-Adm instration) 
zu erstellen. Das Pflichtenheft des M oduls fü r die Nationalrats- und 
Ständeratswahlen w urde angepasst. Das W erkzeug, fü r die kan to­
nalen und eidgenössischen A bstim m ungen kann je tz t auch fü r die 
Behandlung von Initiativen, G egenentwürfen und Referenden 
genutzt werden.
WebPublishers: l-VS hat den K ontakt m it rund 90 Internet-Verant­
w ortlichen der verschiedenen Dienststellen und Organisationsein­
heiten der Verwaltung verstärkt und ausgebaut. Diese M ita rbe iten­
den verfügen nun über ein Handbuch das Inform ationen zum 
grafischen Erscheinungsbild, (grafische Charta) zur Ergonomie 
(Benutzerfreundlichkeit) und zur E igenbewertung der Leistungen 
zusammenfasst.

http://www.vs.ch
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EINLEITUNG

FINANZEN

Das Jahr 2006 w ar geprägt durch die Fortführung der Bemühun­
gen, die Kosten der öffentlichen Hand im G riff zu behalten sowie 
die V erw altungsführung zu verbessern und optim ieren.
Die Sparanstrengungen und die O ptim ierung der V erw altungsfüh­
rung erweisen sich als um so notw endiger, da die Aufgaben und 
Pflichten, welche vom Staat zu erfüllen sind, stetig steigen, w äh­
rend gleichzeitig der Bund dazu neigt, seine Verpflich tungen abzu­
bauen.
Die Schwerpunkte und w ichtigsten Projekte, welche in diesem 
Zusammenhang unser Departem ent betreffen, sind nachfolgend 
au fgeführt.

NFA -  N e u g e s ta ltu n g  des F in a n za u s g le ic h s  u n d  d e r  A u fg a ­
b e n te ilu n g  z w is c h e n  B und u n d  K a n to n e n

Das Schweizer Volk und die Kantone haben am 28. November 2004 
die Verfassungsänderung bezüglich der Neugestaltung des Finanz­
ausgleichs und der A ufgabente ilung (NFA) angenom m en; die en t­
sprechenden Gesetzesänderungen sind am 6. O ktober 2006 von 
der vereinigten Bundesversammlung verabschiedet worden.
Im Kanton Wallis hat ein von unserem Departem ent präsidierter 
in terdepartem entaler Steuerausschuss dieses Projekt aufmerksam 
verfo lg t und die A usw irkungen der NFA fü r den Kanton und die 
Gemeinden ausführlich analysiert. Der Bericht sowie ein V orentw urf 
zu den kantonalen Gesetzesänderungen w urde erarbe itet und am 
19. Februar 2007 in die Vernehmlassung gegeben.
Die im 2006 durchgeführten Arbe iten w erden es erlauben, die NFA 
in der vom Bund vorgegeben Frist in K raft zu setzen (1. Januar 
2008). M it den in einer ersten Phase vorgeschlagenen kantonalen 
Gesetzesänderungen soll eine Kostenübertragung auf die Gem ein­
den verm ieden w erden. Die Änderungen erfo lgen m it einer schritt­
weisen Inkraftsetzung, welche die Umsetzung der NFA-Grundsätze 
in einer zweiten Phase ab 2011 in allen Bereichen der kantonalen 
Politik vorsieht.

A u s g a b e n - u n d  S c h u ld e n b re m s e
Der Voranschlag des Staates Wallis fü r das Jahr 2007, der zweite 
Voranschlag, der laut Verfassung der doppelten Ausgaben- und 
Schuldenbremse unterliegt, e rfü llt m it einem Ertragsüberschuss von 
27.4 M io. Franken und einem Finanzierungs-Überschuss von 27.3 
M io. Franken die neuen gesetzlichen Vorgaben.

S a n ie ru n g  d e r  V o rs o rg e k as s e n
Die Arbe iten betreffend die Vorsorgeeinrichtungen des Kantons 
Wallis sind im Jahr 2006 fo rtg e fü h rt w orden. Diese bestanden 
hauptsächlich darin, einhergehend m it dem Gesetzesentwurf vom 
23. Novem ber 2005, das neue Gesetz betreffend die staatlichen 
Vorsorgeeinrichtungen am 12. O ktober 2006 zur Annahm e durch 
den Grossrat zu führen.
Gleichzeitig w urden zum Inkrafttreten des erwähnten Gesetzes die 
Vorbereitungsarbeiten abgeschlossen. Diese richteten sich im 
W esentlichen auf die Gesam tüberarbeitung der aktuellen Statuten 
der beiden Vorsorgekassen, welche ausserdem in Grundregiem ente 
um gew andelt w urden.
Vom Referendum w urde nicht Gebrauch gemacht, so dass das 
erwähnte Gesetz durch den Staatratsbeschluss vom 7. Februar 
2007 rückw irkend auf 1. Januar 2007 in Kraft gesetzt wurde.

G e m e in d e fin a n z e n
Die Sektion Gem eindefinanzen hat durch das Institu t fü r W irtscha ft 
und Tourismus der Hochschule Wallis in Zusamm enarbeit m it dem 
Verband der Walliser Gemeinden eine Erhebung über die Zufrieden­
he it und die Bedürfnisse hinsichtlich Beratung und Unterstützung 
im Bereich Finanzen durchführen lassen.

Die Erhebung zeigt, dass die Leistungen der Sektion und die von ihr 
zur Verfügung gestellten Instrum ente den Erwartungen der Benut­
zer entsprechen.

Die A usw ertung der verschiedenen Daten hat gezeigt, dass die Sek­
tion  ihre Aufgaben zur Zufriedenheit der verschiedenen befragten 
Gruppen erfü llt.

Führung der Gesamtheit der Verwaltung durch Leistungsaufträge 
Die am 15. Dezember 2004 in das Gesetz über die Geschäftsfüh­
rung und den Finanzhaushalt des Kantons und deren Kontrolle 
(FHG) eingeflossenen Änderungen sehen ab dem Jahr 2008 die 
Führung der gesamten Verwaltung durch Leistungsaufträge vor.
Im 2006 haben entsprechend diesen neuen gesetzlichen Vorgaben 
36 Dienststellen ihr Budget auf der G rundlage der Leistungsauf­
träge erstellt, was nahezu 90%  der Dienststellen des Kantons en t­
spricht.
In A nw endung des Artikels 4 des Dekrets vom 14. September 2005 
betreffend die strukture llen Massnahmen 2005-2009 und entspre­
chend der von der Geschäftsprüfungskom mission des Grossrats 
genehm igten M ethod ik wurden die Organisation und die Leistun­
gen von 4 Dienststellen unseres Departements eingehend un ter­
sucht.

S te u e rv e rw a ltu n g
Die Vorbereitungsarbeiten zur E inführung des neuen Lohnauswei­
ses sind eingele ite t w orden.
Hervorzuheben ist im Vergleich zu 2005 die beachtliche Zunahme 
der G rundbuchgebühren, ausgelöst durch den deutlichen Anstieg 
der Bautätigkeit, dies vorw iegend im Unterwallis.

P e rs o n a lfü h ru n g
Bei der letzten Umfrage w urden von den M ita rbe ite rn  und in den 
Berichten der Geschäftsprüfungskom mission des Grossen Rates 
sowie des Finanzinspektorats die Nachteile des derzeitigen Beurtei­
lungssystems aufgezeigt.
G estützt auf die Vorschläge eines spezialisierten Unternehmens, 
aller Dienstchefs sowie der Sozialpartner hat der Staatsrat am 6. 
September 2006 beschlossen, die Verordnung über die Besoldung 
der Beamten und Angestellten des Staates Wallis zu ändern und auf
1. Januar 2007 ein neues Beurteilungs- und Führungssystem in der 
kantonalen Verw altung einzuführen.

INSTITUTIONEN

Das Jahr 2006 fing  m it der Reform von Art. 87 der Kantonsverfas­
sung, der die Gem eindewahlen be trifft, an (Lesung über die Zweck­
mässigkeit). Diese Reform w ird  eine Revision des Gesetzes über die 
politischen Rechte zur Folge haben. Dieses Verfahren muss fü r die 
Gem eindewahlen von 2008 abgeschlossen sein.

Dieses Jahr w ar auch geprägt durch die W iederaufnahm e der Vor­
bereitungsarbeiten des neuen Enteignungsgesetzes, dessen Ent­
w u rf m it der begleitenden Botschaft im Verlaufe des ersten Trimes­
ters 2007 dem Staatsrat un terb re ite t w ird.

Im Kapitel «Gemeindefusionen» w ird  das Fusionsprojekt der Anni- 
viers Gemeinden, das in der Volksabstim mung vom Dezember 
angenom m en w urde, hervorgehoben. W eitere Projekte befinden 
sich noch in der Vorbereitung.
A u f dem Gebiet der Fam ilienpolitik ist auf die Bereitstellung des 
neuen Gleichstellungs- und Familienrats sowie auf das Sekretariat



fü r  G leichstellung und Familie, nam entlich auf die Ernennung der 
neuen Verantw ortlichen, hinzuweisen. W ährend des Jahres w urde 
durch die Organisation von öffentlichen Diskussionen, Kampagnen, 
Seminarien und Thementagen Sensibilisierungarbeit zu Fragen der 
G leichheit und der Familie geleistet. Die Zusamm enarbeit m it dem 
Gleichstellungs- und Familienrat w ird  ihren Abschluss darin finden, 
dass dem Staatsrat konkrete Massnahmen zu Gunsten der Familien 
und fü r die Vereinbarung von «Arbeit-Familie» vorgeste llt werden.

SICHERHEIT

Im Zusammenhang m it der Verkehrserziehung kann zum Beispiel 
der Besuch von 1 '863 Klassen w ährend des Schuljahres 2005-2006 
hervorgehoben werden. Dank einer ausgezeichneten Zusammenar­
be it m it den Lehrkräften, den Gemeindepolizeien und den Ver­
kehrsverbänden einerseits und dank der neuen S truktur der Ver­
kehrserziehung andererseits, welche seit Januar 2006 der 
Verkehrskoordination der Gendarmerie angegliedert ist, hat diese 
Tätigke it einen A ufschw ung genom m en.

M it der Inkra fttre tung des neuen Strafgesetzbuches und des Bun­
desgesetzes über das Jugendstrafrecht am 1. Januar 2007 hat sich 
die D irektion der Kantonalen Strafanstalten w ährend des ganzen 
Jahres der Anpassung der unterschiedlichen G efängnisstrukturen 
des Kantons gew idm et.

Nachdem die Dienststelle fü r Strassenverkehr und Schifffahrt im 
Jahre 2005 auf Probleme gestossen ist, insbesondere info lge der 
Einführung des neuen Informatiksystems «Cari», w urde ein Institu t 
beauftragt, eine Qualitätsum frage bei den Kunden durchzuführen. 
Gleichzeitig w urden die In form atik- und Organisationsabläufe h in ­
sichtlich der Erfüllung der A nforderungen untersucht. Unterschiedli­
che Massnahmen zur W iederherstellung der S ituation sind gegen­
w ärtig  im Gang und werden von einem durch das Departem ent 
bezeichneten Pilotkom itee geleitet.

D e r V o rs te h e r  des D e p a rte m e n ts  
fü r  F in a n ze n , In s t itu t io n e n  u n d  S ic h e rh e it

Jean-René Fournier





ALLGEMEINE  
VERWALTUNG

Organisation und Personal

Dienststelle A nzahl Stellen

Finanzverwaltung 46.50

S teuerverwaltung 136.55

Dienststelle fü r Personal und Organisation 9.00

Rechtsdienst fü r Finanzen und Personal 3.50

Kantonale Dienststelle fü r In form atik 31.75

Dienststelle fü r innere Angelegenheiten 9.50

Verwaltungs- und Rechtsdienst des Institutionen 12.00

Betreibungsamt Sitten 10.50

Betreibungsamt Siders 9.50

Gleichstellungsbüro 2.50

Kantonspolizei 448.30

Dienststelle fü r Zivilstandswesen und Fremdenkontrolle 41.90 

Strafanstalten 84.50

Dienststelle fü r Strassenverkehr und Schifffahrt 58.00

Dienststelle fü r zivile Sicherheit und M ilitä r 57.20

Dienststelle fü r Jagd, Fischerei und W ild tiere  32.00

Total 993.20

1. Motionen

1.048 M o tio n  von Grossrat Felix Ruppen (CVPO) und 
M itunterzeichnenden betreffend Besoldung der Kan-tonspo- 
lizei.

D ie  M o t io n  w u rd e  in  d e r  A p r ils e s s io n  2 0 0 6  a ls  P o s tu la t a n g e ­
n o m m e n .

Diese M otion  verlangt, dass A rtike l 8 des Gesetzes über die 
Kantonspolizei vom 20. Januar 1953 in dem Sinne abgeän­
de rt w ird , dass die Besoldung der M itg lie d e r der 
Kantonspolizei gleich geregelt w ird  w ie  jene der übrigen 
Staatsbeamten. W ie der Staatsrat in seiner A n tw o rt hervor­
gehoben hat, w ürde  die Umsetzung der M o tion  eine 
wesentliche Änderung des vorerw ähnten Gesetzes oder 
sogar die Erarbeitung eines neuen spezifischen Gesetzes 
erfordern, in dem die Grundsätze des Besoldungssystems 
au fgeste llt w ürden und das anschliessend durch eine 
Verordnung ergänzt würde, die in der alleinigen Kompetenz 
des Staatsrates liegt. A u fgrund des grossen Arbeitsvolumens, 
das eine Gesetzesänderung oder die Erarbeitung eines 
neuen Gesetzes m it sich bringen w ürde, g ilt es abzuwägen, 
ob sich diese A rbe it au fgrund der von den M otionären ver­
fo lg ten  -  vorw iegend form ellen -  Zielsetzung überhaupt 
rechtfertig t. In diesem Sinne w urde die M otion  in ein 
Postulat um gew andelt und in dieser Form angenom m en. Die 
Überprüfung der Frage ist im Gange.

1.051 M o tion  der Kommission IFA, durch Grossrätin Francine 
Cutruzzolà, betreffend Harmonisierung der Gesetzgebung 
im Bereich der Besoldung des Polizeikorps m it der 
Gesetzgebung im Bereich der Besoldung in der ö ffentlichen 
Verwaltung.

D ie  M o t io n  w u rd e  in  d e r  A p r ils e s s io n  2 0 0 6  a ls  P o s tu la t  a n g e ­
n o m m e n .

Diese M otion  verlangt vom Staatsrat eine Harmonisierung 
der Gesetzgebung über die Besoldung der M itg lieder der 
Kantonspolizei m it jener über die Besoldung der Beamten, 
w obe i Spezialbestimmungen fü r die Kantonspolizei Vorbe­
halten w erden. Diese M otion , die vonwiegend form ellrechtli­
che Aspekte (Neugestaltung der gesetzlichen Grundlagen) 
umfasst, verfo lg t die gleiche Zielsetzung w ie  der Vor-stoss 
1.048. Aus denselben Gründen w ie Letzterer w urde sie des­
halb in ein Postulat um gew andelt und als solches angenom ­
men. Die Arbe iten zur Überprüfung dieser Frage sind im 
Gange.

1.056 M o tion  der CVPM, durch die Herren Jacques Melly und 
Pascal Rey betreffend Abänderung des Dekretes betreffend 
die G ew ährung von Finanzhilfen zur Sanierung von 
Gemeinden m it prekären Finan-zen vom 4. September 2003
(16.12.2005).

M o t io n  a ls  v e r w ir k l ic h t  b e tra c h te t,  A p r ils e s s io n  2 0 0 6

Die M o tionä re  verlangen, dass die G em einden, die 
Finanzhilfen e rha lten , ihre Kostenvoranschläge und 
Rechnungen zw ingend dem Finanzinspektorat zu un terbrei­
ten haben. Dieses Ziel ist m it der aktuellen Gesetzgebung 
bereits erzielt, insbesondere m it A rtike l 1'5 Absatz 3 des 
Gemeindegesetzes vom 5. Feb. 2004.

Betreffend den w eiteren Verlauf der finanziellen Situation der 
Gemeinden erinnert der Staatsrat, dass das Finanzinspekto­
rat die Befugnis hat, alle Kontrollen durchzuführen, die fü r 
no tw end ig  gehalten w erden, dies neben der Betreuung der 
Gemeinden durch die Kantonale Finanzverwaltung. Ausser-



dem werden die Sanierungsverträge von einem Experten 
kontro lliert.

Der Staatsrat sieht es als n icht ge rechtfertig t und nicht no t­
w end ig eine neue Gesetzesgrundlage zu schaffen. In diesem 
Sinne kann die M otion  als verw irk lich t betrachtet werden.

1.061 M otion  von Grossrat (Suppl.) Patrick Bérod und M itu n te r­
zeichnende betreffend Anpassung der Gem eindewahlen an 
die briefliche Stimmabgabe (14.03.2006)

D ie  M o t io n  w u rd e  im  S in n e  d e r  A n t w o r t  de s  S ta a ts ra te s  
a n g e n o m m e n  (S e p te m b e rs e s s io n  2 0 0 6 ).

Die M o tion  verlangt vom  Staatsrat die Änderung des Geset­
zes über die politischen Rechte, um eine vorgezogene Teil­
auszählung der Gem eindewahlen zu ermöglichen. Sie w ird 
m it der Reform, die fü r dieses Gesetz in den Jahren 2 0 0 7 - 
2008 vorgesehenen ist, vor den nächsten Gem eindewahlen 
2008 konkretisiert werden.

1.062 M otion  der Grossrätin (Suppl.) Laura Kronig (SRO) und des 
Grossrates (Suppl.) Marc Kalberm atter be treffend persönli­
che Abzüge fü r die Kantons- und Gemeindesteuern: Gleich­
behandlung der Familien/Eltern m it Schülerinnen und Schü­
lern (14.03.2006)

In  d e r  S e p te m b e r  -  S ess ion  2 0 0 6  w u rd e  d ie s e  M o t io n  a n g e ­
n o m m e n

Die M otion  verlangt die Anpassung des Abzuges an die 
effektiven Kosten fü r Schüler/innen der Orien-tierungs- und 
M itte lschulstufe bei A u fen tha lt in einem Internat oder bei 
einer Gastfamilie.

1.066 M otion  der GRL-Fraktion, durch Grossrätin Marie-Claude 
ECOEUR und Grossrat André VERNAY, be treffend e inhe itli­
che A larm - und Einsatzzentrale (14.03.2006).

M o t io n  a n  d e r  S ess ion  O k to b e r  2 0 0 6  a n g e n o m m e n .

Die M o tion  ersucht den Staatsrat, den Entw urf zur Revision 
des Gesetzes über die Organisation des Rettungswesens zu 
unterstützen.

1.087 M otion  von Grossrat Edmond Perruchoud und M itu n te r­
zeichnende betreffend Gesetz über die Beteiligung des Kan­
tons und der Gemeinden an halbstaatlichen Einrichtungen.

D ie  M o t io n  w u rd e  in  d e r  N o v e m b e rs e s s io n  2 0 0 6  te ilw e is e  
a n g e n o m m e n .

Diese M o tion  verlangt, dass der Staatsrat einen Gesetzesent­
w u rf über den Bereich der Beteiligung des Kantons und der 
Gemeinden an juristischen Personen ausarbeitet. Sie wurde 
angenom m en, soweit sie die Beteiligung des Kantons, nicht 
jedoch jene der Gemeinden be trifft. Die Vorbereitungsarbei­
ten fü r die kün ftige  Gesetzgebung w ird  in Kürze beginnen.

2. Postulate

1.042 Postulat von Grossrat (Suppl.) Bernhard Bittei (CSPO) und 
M itu n te rze ichne nde n  be tre ffend  S onderberich t des 
Staatsrates betreffend Unw etterkatastrophen (13.09.2005)

P o s tu la t  im  S in n e  d e r  A n t w o r t  a n g e n o m m e n  in  d e r  
M ä rz s e s s io n  2 0 0 6 .
Das Postulat verlangt vom Staatsrat die Inventarisierung und 
Überprüfung der au fgrund bisheriger Ereignisse getroffenen

Massnahmen sowie die Verfassung eines Sonderberichtes 
m it Angabe der Sondermassnahmen und der Interventionen 
der W alliser Regierung da m it der Bund in w ich tige n  
Bereichen des Schutzes genügend finanzielle M itte l bereit­
stellt. Im Rahmen der Hochwasserschutzstrategie sollen die 
Gefahrenkarten (bis 2011) und die prioritären Projekte im 
Bereich der Wasserläufe (bis 2015) abgeschlossen werden. 
Zudem w urden Massnahmen im Bereich der A larm ierung 
sowie die neuen Organisationskonzepte fü r Feuerwehr und 
Zivilschutz umgesetzt. Eine Gesetzesrevision im Bereich 
Rettungswesen und Katastrophen w urde eingeleitet.

1.047 Postulat von Grossrat Thomas Lehner (CVPO) betreffend 
Auszählung bei den Grossratswahlen (08.11.2005)

D as P o s tu la t  w u rd e  im  S in n e  d e r  A n t w o r t  de s  S ta a ts ra te s  
a n g e n o m m e n  (A p r ils e s s io n  2 0 0 6 ).

Die Umsetzung dieses Postulats e rfordert keine Änderung 
der G esetzgebung. Es kann anlässlich der nächsten 
Parlamentswahlen konkretisiert werden (Herstellung der 
W ahlzettel). Das Postulat w urde im Sinne der A n tw o rt des 
Staatsrates angenom m en (Aprilsession 2006).

1.053 Postulat von Grossrätin (Suppl.) Sandrine Desponds (PS/AdG) 
und M itunterzeichnenden betreffend Änderung von Artikel 
21 Absatz 8 der Verordnung betreffend die Besoldung der 
M itg lieder des Korps der Kantonspolizei vom 20. Dezember 
1995 und von A rtike l 25 Absatz 6 der Verordnung über die 
Besoldung der Beamten und Angestellten des Staates Wallis 
vom 10. Juli 1997.

P o s tu la t a n  d e r  S ess ion  A p r i l  2 0 0 6  a n g e n o m m e n

Diese M o tio n  verlang t, dass die vo re rw ähn ten  
Bestimmungen in dem Sinne abgeändert werden, dass der 
Besoldungsanspruch bei M utte rschaft bereits zwei W ochen 
vor dem Ende der Schwangerschaft beginnen kann. Die 
Arbe iten zur Prüfung dieses Postulates sind im Gange.

1.055 Postulat der Grossrätin Marie-Noëlle Massy-M ittaz (PDCC) 
und des Grossrates (Suppl.) Jérémie Rey (PDCC) betreffend 
den Abzug der tatsächlichen, üblicherweise anfallenden 
Kosten fü r die Betreuung von Kindern bis zum A lte r von 12 
Jahren (16.12.2005)

In  d e r  A p r i l  -  S ess ion  2 0 0 6  w u rd e  d iese s  P o s tu la t  a n g e n o m ­
m e n

Das Postulat verlangt die Anpassung des Abzuges an die ta t­
sächlichen, üb licherw eise an fa llenden Kosten fü r  die 
Betreuung von Kindern bis zum A lte r von 12 Jahren.

1.064 Postulat der GRL-Fraktion, durch Grossrätin Marie-Claude 
ECOEUR und Grossrat André VERNAY, betreffend Polycom: 
eine gute Sache fü r das Wallis (14.03.2006).

P o s tu la t a n  d e r  S ess ion  O k to b e r  2 0 0 6  a n g e n o m m e n .

Das Postulat ersucht den Staatsrat, einen Bericht über den 
F o rtschritt der A rbe iten  fü r  das K om m un ika tionsne tz  
Polycom zu erstellen und die Angelegenheit aufmerksam zu 
verfolgen, insbesondere in Bezug auf die Kosten.

1.065 Postulat der GRL-Fraktion, durch Grossrat André VERNAY 
und Grossrätin Marie-Clade ECOEUR, betreffend Fusion der 
Kantons- und Gemeindepolizei: fü r eine effiz iente und bür­
gernahe Polizei (14.03.2006).
P o s tu la t  a n  d e r  S ess ion  O k to b e r  2 0 0 6  a n g e n o m m e n .



Das Postulat w urde zur Umsetzung m itte ls Berichterstellung 
an den Staatsrat w eitergele itet.

1.067 Postulat des Grossrates (Suppl.) Pierre-Jean Darbellay (PDCB) 
und M itunterzeichnender betreffend weniger Papierkrieg bei 
den Steuern (14.03.2006)

In  d e r  S e p te m b e r  -  S ess ion  2 0 0 6  w u rd e  d iese s  P o s tu la t a n g e ­
n o m m e n

Das Postulat verlangt die Bündelung der administrativen 
Kräfte, zwischen Kanton und Gemeinden, betreffend Faktu­
rierung und Inkasso der Steuern.

1.074 Postulat der SPO-Fraktion, durch Grossrat (Suppl.) Marc Kal­
bermatter, be treffend Anpassung der kantonalen Gesetzge­
bung an das Partnerschaftsgesetz (16.03.2003)

P o s tu la t  in  d e r  O k to b e rs e s s io n  2 0 0 6  a n g e n o m m e n .

Am  12. O ktober 2006 hat der Grosse Rat in einer Lesung das 
Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die eingetragene 
Partnerschaft, welches am 1. Januar 2007 in Kraft getreten 
ist, angenom m en.

1.075 Postulat der UDC-SVP-Fraktion, durch Grossrat Laurent 
GAV1LLET, betreffend Sparpotential durch Polycom im Wallis
(11.04.2006).

P o s tu la t  a n  d e r  S ess ion  O k to b e r  2 0 0 6  a n g e n o m m e n .

Das Postulat ersucht den Staatsrat, einen Bericht über den 
Fortschritt der A rbe iten fü r das Kom m unikationsnetz Poly­
com zu erstellen und die A ngelegenheit aufmerksam zu ver­
fo lgen, insbesondere in Bezug auf die Kosten.

1.076 Postulat der UDC/SVP-Fraktion, durch Grossrat Laurent 
GAVILLET, be treffend nationales Führungszentrum Polycom
(11.04.2006).

P o s tu la t  a n  d e r  S ess ion  O k to b e r  2 0 0 6  a n g e n o m m e n .

Das Postulat ersucht den Staatsrat, einen Bericht über den 
Fortschritt der A rbeiten fü r das Kom m unikationsnetz Poly­
com zu erstellen und die Angelegenheit aufmerksam zu ver­
fo lgen, insbesondere in Bezug auf die Kosten.

1.080 Postulat der Grossrätinnen Susanne Hugo-Lötscher (SPO), 
Graziella W alker Salzmann (CSPO), Marylène Volpi Fournier 
(SPO), Véronique Ma ret (suppl.) (PS/AdG),
Marcelle M onnet-Terrettaz (PS/AdG) und M itunterze ichnen­
den be treffend Umsetzung des gesetzlichen G leichstellungs­
auftrages in der Kantonsverwaltung (11.04.2006)

P o s tu la t  a n g e n o m m e n  in  d e r  O k to b e r-S e s s io n

Das Postulat verlangt vom Staatsrat, innerhalb der Verwal­
tung  abzuklären inw iew e it dem Gesetzesauftrag fü r die ta t­
sächliche G leichstellung von Frau und M ann und gleicher 
Lohn fü r gle ichwertige A rbe it in allen Bereichen der Verwal­
tung  seit Inkraftsetzung des Gleichstellungsgesetzes vor zehn 
Jahren nachgelebt wurde.

1.081 Postulat von Herrn Grossrat Beat A bgo ttspon (CVPO) be tre f­
fend die Vorschüsse (12.04.2006).
P o s tu la t  im  S in n e  d e r  A n t w o r t  a n g e n o m m e n , O k to b e rs e s ­
s io n  2 0 0 6

Das Postulat ersucht um m ehr Transparenz bei den Arbe its­
m ethoden und der Budgetverwaltung. Dies ist auch der W ille

des Staatsrates. Der Staatsrat verweist auf die bereits beste­
henden Instrumente, welche die Transparenz nach innen und 
nach aussen gewähren. Es handelt sich un ter anderem um 
die Richtlinien des Finanzinspektorates, der Trennung der 
A ufgaben bei der Erfassung, der Validierung und Ausführung 
sowie um die Instruktionen betreffend die Jahresabschlüsse. 
Die Zahlungen an die Lieferanten können nur nach Validie­
rung durch den Verantw ortlichen erfolgen. Was den Sonder­
fall beim DSFB be trifft, hat der Staatsrat angemessene Mass­
nahmen ergriffen und ist der Ansicht , dass keine neuen 
Arbe itsm ethoden no tw end ig  sind. Die vorhandenen Instru­
m ente sind genügen

1.082 Postulat der CSPO, von Grossrätin Graziella W alker Salzmann 
und M itunterzeichnenden betreffend demographische Ent­
w ick lung und Fam ilienpolitik (13.04.2006).

P o s tu la t  w u rd e  in  d e r  A u g u s ts e s s io n  2 0 0 6  a n g e n o m m e n .

Das Postulat fo rde rt die Regierung auf, eine umfassende 
Bestandesaufnahme vorzunehmen und dabei auch aufzuzei­
gen, welche Klassenzahl in den letzten vier Jahren geschlos­
sen w urde und in den nächsten fü n f Jahren geschlossen w e r­
den muss. Es w urde vorgeschlagen eine Fachgruppe 
einzusetzen die ein umfassendes Massnahmepaket vor­
schlägt, welches darauf abzielt, den Negativtrend in der 
demographischen Entw icklung zu stoppen und eine positive 
Entw icklung im Kanton Wallis sicherzustellen. Die Gemein­
den sind in erster Linie verantw ortlich  fü r Schulzeiten zu 
Gunsten der Familien, sowie fü r die Einrichtung von Kinder­
krippen, w ie  dies im Jugendgesetz vorgesehen ist. Die Ver­
e inbarkeit von Beruf und Familie ist ein w ichtiges Thema, das 
un terstü tz t werden muss. Der Rat fü r G leichstellung und 
Familie d ien t als A rbe itsgruppe um die erforderlichen Mass­
nahmen fü r eine kohärente und moderne Fam ilienpolitik vor­
zuschlagen.

1.086 Postulat der PDC-Abgeordneten des Bezirks Siders, durch die 
Grossräte Christophe Lamon (Suppl.), Jean-Pierre Rouvinez, 
Pascal Rey, Alain de Preux, Christian Favre (Suppl.), Charles- 
Andre Bagnoud und Grossrätin (Suppl.) Andréane Theytaz 
betreffend Steuererleichterungen fü r saubere Energie
(10.05.2006)

In  d e r  D e z e m b e r  -  S ess ion  2 0 0 6  w u rd e  d iese s  P o s tu la t a n g e ­
n o m m e n

Das Postulat verlangt, dass der M ie tw e rt des Gebäudes im 
Um fang der Energiemehrkosten zwischen der Installation 
einer sauberen Anlage gegenüber einer schm utzigen Anlage 
reduziert w ird.

1.088 Postulat der PS/AdG, von Grossrätin M ichelle Grandjean und 
M itunterzeichnenden betreffend Bildung einer Arbe its­
gruppe (10.05.2006).

P o s tu la t  w u rd e  in  d e r  D e z e m b e rs e s s io n  2 0 0 6  a n g e n o m m e n .

Das Postulat fo rde rt die Regierung auf eine kantonale 
A rbe itsgruppe zu gründen, die eine A uflis tung erstellt, die 
durch die missbräuchliche Nutzung pornographischer Bilder 
verursachten Probleme und deren Ausw irkung auf die 
Jugendlichen aufzeigt. Ebenfalls w urde verlangt die schon 
bestehenden S trukturen zu koordinieren und die Eltern bei 
der Erziehung zu unterstützen. Der Staatsrat unterstü tz t die 
N otw end igke it eine A rbe itsgruppe zu bilden um eine 
Bestandaufnahme vorzunehmen, die Massnahmen zu über­
prüfen die der Staat ergreifen könnte um die Eltern bei der 
Erziehung zu unterstützen sowie die M inderjährigen zu 
schützen.



1.094 Postulat der GRL-Fraktion durch Grossrätin Anne-M arie Saut- 
hier-Luyet und die Grossräte Narcisse Crettenand und Pierre- 
Alain Reynard betreffend Unvereinbarkeiten (08.06.2006)

Das Postulat w urde  angenom m en, was die Unvereinbarkei­
ten in Verbindung m it der Lehrerschaft be trifft; es w ir d  in  d e r  
la u fe n d e n  R e v is io n  de s  S ta tu ts  d e r  L e h re rs c h a ft  b e u r te il t  
w e rd e n ;  b e t r i f f t  da s  DEKS

FINANZVERWALTUNG

Sektion Regierungscontrolling

Die Sektion Regierungscontrolling ist sowohl au f Ebene des Staates 
Wallis als auch auf Ebene des Departem ents fü r Finanzen, Institu tio­
nen und Sicherheit (DFIS) m it fo lgenden A ufgaben betraut: Leitung 
der Entw icklung und E in-führung von C ontro lling instrum enten, 
Erarbeitung von technischen W eisungen zuhanden der C ontro lling­
organe der Departem ente und Dienststellen sow ie Analyse der drei 
Leistungsauftragsebenen und der entsprechenden C ont-ro llingbe- 
richte zuhanden des Departementsvorstehers und des Staatsrates. 
Zudem n im m t die Sektion Regierungscontrolling Sonderaufgaben 
fü r den Departem entsvorsteher und den Staats-rat wahr.

Im Einklang m it den im operativen Leistungsauftrag der Dienststelle 
festgelegten Zielen hat die Sektion Regie-rungscontrolling im Jahre 
2006 fo lgende Aufgaben w ahrgenom m en:
- Begleitung der Umsetzung der Massnahmen hinsichtlich des 

Inkrafttretens der Neugestaltung des Finanzaus-gleichs und der 
A ufgabente ilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) (1 Vollzeit­
einheit),

- Fortsetzung der flächendeckenden E inführung der Führung über 
Leistungsaufträge bei sämtlichen Dienststel-Ien der Verwaltung, 
Einsetzung der C ontro llingorgane und Schulung der V eran tw ort­
lichen (1 Vollzeiteinheit),

- Entw icklung der verschiedenen M odule der A pplikation e-DIKS 
und der SAP-Schnittstellen (1 Vollzeiteinheit),

- verschiedene Entw icklungen und SAP-Benutzersupport (0.5 Voll­
zeiteinheiten),

- M ita rbe it bei der Erstellung der in tegrierten Mehrjahresplanung 
(0.4 Vollzeiteinheiten),

- Umsetzung des Dekrets betreffend die strukture llen Massnah­
men 2005-2009 (0.1 Vollzeiteinheiten).

Die Begleitung der Umsetzung der NFA nahm m ehr Zeit in Anspruch 
als ursprünglich geplant, was eine Neuge-w ichtung gewisser Priori­
täten, nam entlich jener im Zusammenhang m it dem Departem ents­
contro lling , bedingte.

Die Ergebnisse der Leistungsindikatoren, welche im Jahr 2006 fü r 
die Sektion Regierungscontrolling festgelegt wa-ren, sind im Kom­
mentar zur Rechnung enthalten.

Sektion Finanzanalysen 
und Finanzplanungen
Als eine der Hauptaufgaben p rü ft die Sektion gemäss A rt. 34 FHG 
zu Händen des Staatsrates alle Vorhaben, die finanzielle A usw irkun­
gen haben auf ihre W irtschaftlichke it und Zweckmässigkeit und ihre 
finanzielle Belastung.
In diesem Zusammenhang hat die Sektion m ehr als 1000 Dossier 
geprü ft und beurte ilt. Die überprüften Dossiers verteilen sich w ie 
fo lg t:

2005 2006

- Behörden und Staatskanzlei
- Departem ent fü r Finanzen,

Institu tionen und Sicherheit
- Departem ent fü r Gesundheitswesen,

Sozialwesen und Energie
- Departem ent fü r Erziehung,

Kultur und Sport
- Departem ent fü r V olksw irtschaft

und Raum entw icklung
- Departem ent fü r Verkehr,

Bau und Um w elt

Total 1 '049 1'011

Hauptbuchhaltung

Bei den durchgeführten Arbeiten im Verlauf des Jahres 2006 han­
de lt es sich namentlich um

Abschluss der Staatsrechnung

Der Abschluss des Jahres 2005 erfo lg te  zum siebten Mal m it SAP. 
Die A nw endung von Abschlussdossiers m it den au fgeführten und 
zu tä tigenden A ufgaben brachte eine merkliche Verbesserung m it 
sich und stellte die fristgerech-te Erarbeitung des Berichtes und der 
Rechnung sicher.

V erw altu n g  der Trésorerie

Im Jahr 2006 sind auf dem K ontokorrent des Kantons Transaktionen 
im G egenwert von 11,817 Mia. Franken aus-geführt w orden.

Die Liqu id ität herkom m end aus dem Kantonsanteil der freien A k ti­
ven der SNB von 1 '156,7 M io. Franken sind in zehn wöchentlichen 
Tranchen zwischen dem 12. Mai und dem 14. Juli 2005 eingegan­
gen und zur Rückzahlung von fä lligen Anleihen benutzt worden, 
sowie zur Finanzierung des rollenden Fonds des Staates. Die über- 
schüssi-gen Gelder wurden kurzfristig angelegt. Im Verlauf des Jah­
res 2006 w urden 88 Festgeldanleihen im Gesam twert von 3,237 
Mia. Franken ge tätig t. Im gleichen Zeitraum wurden 88 fällige 
Anleihen im Gesamtbetrag von 3,222 Mia. Franken zurückbezahlt. 
Die am 31.12.2006 noch offenen 11 Anleihen belaufen sich auf 
510 M io. Franken. Die Zin-sen der Anleihen belaufen sich auf 
11,997 M io. Franken, was einem m ittle ren Zinssatz von 1,3498 % 
entspricht.

V erw altu n g  der Verw altungsschuld

Im Jahr 2006 ist keine kurzfristige Anleihe abgeschlossen w orden. 

V erw altu n g  der konsolid ierten Schuld

Im Verlauf des Jahres 2006 sind keine Festgeldanleihen abgeschlos­
sen w orden. Im gleichen Zeitraum wurden 9 Anleihen im Gesamt­
betrag von 240 M io. Franken zurückbezahlt.

Die konsolidierte Schuld ging von Fr. 1 ' 19 3 '0 00 '00 0 .— auf Fr. 
953 ’0 0 0 '0 0 0 .-  zurück. Die Zinsbelastung machte 39,139 M io. Fran­
ken aus (inklusive A nte ile  an Emissionsverlusten), was einem m ittle ­
ren Zinssatz von 3,6313 % entspricht.

V erw altu n g  der Schuld der Spitäler

Es ist festzuhalten, dass dies die Anleihen fü r Investitionen be trifft, 
welche vor dem 31.12.1989 bew illig t w urden und fü r welche der 
Kanton im Sinne des Gesetzes vom 17.11.1988 über die Subventio­
nierung der Spitäler die jähr-lichen Zins- und Am ortisationskosten

34 59
177 149

93 112

195 150

129 123

421 418



übernim m t.

Nach der Verbuchung der Zinsen von 6,507 M io. Franken und der 
Am ortisation von 11,493 M io. Franken fü r das Jahr 2006, be trägt 
am 31.12 .2006 die Schuld der Spitäler 167,746 M io. Franken. Die 
gewährten Darlehen des Kantons an die Spitäler entsprechen der 
Gesamtschuld der Spitäler.

Zahlungsverkehr

Die Sektion Zahlungsverkehr nahm die interne Kontrolle und die 
Validierung von rund 24 1 '914  Zahlungsaufträgen (davon 50 '223 
BRR) im Betrag von m ehr als 2,008 Mia. Franken vor. M it einge­
schlossen ist die Bearbeitung von Zahlungsaufträgen fü r die Gehäl­
te r und andere Dienstleistungen. Die Zahl der Transaktionen m it 
DTA und BRR belaufen sich auf 358 '912 im Betrag von 2,612 Mia. 
Franken.

R eform pro jekte der Finanzbuchhaltung

Die Im plem entierung von Bereichseinheiten in die SAP-Umgebung 
ist fo rtg e fü h rt w orden, insbesondere m it der M igration der Faktura- 
tions-, Inkasso- und E intreibungsprozeduren. A lle Dienststellen kön­
nen nun die Fakturation m it Hilfe des neuen Werkzeuges du rch füh­
ren und die neue D ebitorenbuchhaltung benützen, ausgenommen 
davon sind gewisse Dienststellen, die von besonderen Entw icklun­
gen auf der alten CGE A pplikation profitieren und fü r welche die 
M igration während des Jahres 2007 erfo lgen müsste.

Die Buchhaltung der Agrarkred ite ist in die SAP-Umwelt in tegriert 
w orden. Die Dezentralisierung der Erfassung der Zahlungen ist bei 
den Berufsschulen während des Jahres 2006 erfo lgt.

A usbildung SAP

Ein besonderer Akzent w urde  auf die Ausbildung der Benutzer, ins­
besondere fü r das neue Instrum ent der Faktura-tion und D ebitoren­
buchhaltung ge legt w orden. 170 Personen haben an den Kursen 
te ilgenom m en, was ein Ge-sam ttotal von 21 Ausbildungstagen 
ausmacht.

Am t für Statistik

W ie jedes Jahr sind mehrere D okum ente im Verlauf des Jahres 2006 
durch das kantonale A m t fü r Statistik he-rausgegeben w orden: das 
quartalsweise erscheinende Bulletin Statistische Berichte sowie das 
Wallis in Zahlen, welches durch die W alliser Kantonalbank finanziert 
w ird . Die Arbe iten fü r das Statistische Jahrbuch 2006 gehen dem 
Ende entgegen. Das Jahrbuch w ird  A nfang 2007 herausgegeben. 
Das A m t bete ilig te sich auch an der Erar-beitung des quartalsweise 
veröffen tlich ten M em ento des Conseil du Léman m it dem Titel C h if­
fres clefs de l'Espace lémanique, dies in Zusamm enarbeit m it den 
Kantonen W aadt und Genf sowie m it der INSEE Rhône Alpes, 
ebenso bete ilig te sich das A m t an der m onatlichen Publikation der 
W irtschafts indikatoren der W alliser Kantonalbank sowie der quar­
talsweise erscheinenden Publikation des Créa der Universität Lau­
sanne und des KOF ETH Zürich be tref-fend den Geschäftsgang der 
W alliser Industrie.

Die Schwerpunkte des Jahres 2006 waren einerseits die aktive Teil­
nahme am Verlauf der Betriebszählung 2005 (Arbeitsstätten und 
Unternehmen), deren endgültige Ergebnisse kürzlich durch das 
Bundesamt fü r Statistik ve rö f-fen tlich t w orden sind.

Gemeindefinanzen

H ilfeste llung, Beratung und U nters tü tzun g der G em einden

Die Sektion Gem eindefinanzen hat in Zusamm enarbeit m it dem 
Verband der Walliser Gemeinden das Institu t fü r W irtscha ft und 
Tourismus der Hochschule Wallis beauftragt, im Bereich der 
Gem eindefinanzen eine Erhebung ü-ber die Zufriedenheit und die 
Bedürfnisse hinsichtlich Beratung und Unterstützung durchzufüh­

ren.

Diese Erhebung hat in Bezug auf die durch die Sektion erbrachten 
Leistungen und der zur Verfügung gestellten H ilfsm ittel bei den 
Befragten den Grad der Zufriedenheit aufgezeigt.

A u fg rund  der Ausw ertung der verschiedenen Daten lässt sich 
schliessen, dass die Sektion ihre Aufgaben zur Zu-friedenheit der 
verschiedenen befragten Gruppen erfü llt.

In terkom m una ler Finanzausgleich

W ie im Jahr 2005 w urde entsprechend dem Entscheid des Grossen 
Rates vom 10. Februar 2005 die Speisung des Fonds des in te rkom ­
munalen Finanzausgleichs auf Fr. 18 M io. begrenzt. W ir erinnern an 
A rt. 4 der Verordnung zum interkom m unalen Finanzausgleich, 
wonach der ordentliche Finanzausgleichsbetrag pro Gemeinde 
maximal Fr. 3 2 5 '0 0 0 .-  beträgt.

Im Jahr 2006 sind 49 Gemeinden (unter Berücksichtigung der letz­
ten Gem eindefusionen) in den Genuss eines Bei-trags aus dem 
ordentlichen Finanzausgleichsfonds im Gesamtbetrag von Fr. 14.1 
M io. gekom m en. Der Spezial-fonds ist fü r Gemeinden m it prekärer 
Finanzlage bestim m t und be trägt Fr. 2.7 M io. (inkl. Zahlungen fü r 
Finanzcoa-chings von Gemeinden). Die Spezialhilfe ging an 40 
Gemeinden, welche auf Verlangen der Geschäftsprüfungs-kommis- 
sion des Grossen Rates nachfolgend au fge füh rt sind:

G o m s  : B e llw a ld  -  B in n  -  E rn e n  -  Lax

O e s tlic h  R a ro n  : F ile t -  M ö re l -  R ie d e ra lp

B rig  : E g g e rb e rg  -  M u n d

V is p  : G rä c h e n  -  S a a s -A lm a g e ll -  S a as -B a le n  -

Saas-Grund -  Visperterm inen -  Zeneg-gen 
W estlich Raron : Ausserberg -  Bürchen -  Eischoll -  Ferden -  

Hohtenn -  Kippel 
Leuk : Bratsch -  Oberems
Sierre : Ayer -  Grim entz -  St-Luc -  Vissoie
Hérens : Evolène-M a s e -N a x
Sion : Grim isuat -  Salins -  Veysonnaz
Conthey : Chamoson
M artigny : Isérables
Entremont : Bourg-St-Pierre
St -  Maurice : F inhau t-M assongex
M onthey : Champéry -  St-G ingolph

Im W eiteren w urde  gestützt auf A rt. 2 der Verordnung über 
Gem eindefusionen vom 8. Juni 2005 aus dem Finanz-ausgleich- 
fonds eine Einlage von Fr. 891 '925 .00  in den Spezialfonds zur För­
derung von Gem eindefusionen ge tätig t.

G em einderechnungen

Das Erfassen der Gem einderechnungen 2005 erlaubt w ie  jedes Jahr 
eine Finanzanalyse pro Gemeinde, pro so-zioökonom ische Region 
und pro E inwohner w ie  auch über die Walliser Gemeinden insge­
samt. Es sei erwähnt, dass diese Statistikauswertungen rund 30 
Kennzahlen fü r jede Gemeinde umfassen und diesbezüglich den 
Anfor-derungen des Bundes und des Kantons entsprechen.

Sektion Versicherungen und Ökonomat
Was die Liegenschaftstransaktionen im Finanzvermögen anbelangt, 
so g ilt es insbesondere darauf hinzuweisen, dass der Staatsrat dem 
Verkauf von zwei Liegenschaften grundsätzlich zugestim m t hat. 
Eine Liegenschaft be findet sich in der Landwirtschaftszone von Fully, 
die andere in der Bauzone von Monthey. Die zwei entsprechenden 
Ver-träge w urden im April beziehungsweise im Juli 2006 un ter­
zeichnet.
Eine Liegenschaft in der Gemeinde St-Maurice, welche aus einer 
herrenlosen Erbschaft aus dem Jahre 2005 stam m t und je zur Hälfte 
dem Staat Wallis und der Gemeinde St-Maurice (letzter W ohnort



der Verstorbenen) über-tragen wurde, konnte ebenfalls verkauft 
w erden. Der entsprechende Vertrag w urde im März 2006 un ter­
zeichnet.

Im Bereich Ö konom at ist zu erwähnen, dass die Einnahmen aus 
dem Verkauf der Gesetzgebungen zum zw eiten Mal in Folge rück­
läufig waren, dies seit dem die kantonale Gesetzgebung auf der 
Internetsite des Kantons Wallis abrufbar ist.

Ausserdem kam es in diesem Sektor zu einer Neuorganisation. Der 
Verkauf der kantonalen Gesetz-gebungen w urde Ende 2006 der 
Staatskanzlei übertragen.

Sektion Gehälter
Der Landesindex der Konsumentenpreise erreichte Ende Dezember 
2005 den Stand von 105.2 Punkten, was einer Zunahme von 1.0 
Punkten gegenüber der gleichen Periode im vorhergehenden Jahr 
entsprach. Die effektive Teue-rung belief sich demnach auf 0 .96% . 
Es w urde  eine Lohnerhöhung von 1.0%  gewährt.

Die durch die Sektion Gehälter im Jahr 2006 ausbezahlten B rutto­
gehälter inklusive Familienzulagen betrugen Fr. 697'621 '7 4 8 .-, was 
einer Erhöhung von Fr. 14 '7 14' 127.— gegenüber dem Vorjahr en t­
spricht.

Zusätzlich erfo lg ten 8 '659  Zahlungen über einen B ruttobetrag von 
Fr. 9 '5 0 5 '9 5 1 . -  an die M andatsträger (im Vorjahr 8 7 7 3  Zahlungen 
über Fr. 9 '1 6 9 '5 5 6 .-).

Die Massnahmen zur Förderung der Vorpensionierung w urden w e i­
te rge führt. Der Betrag der Kapita l-abfindung be-trägt maximal 
Fr.25 '000.-. Von dieser Massnahme haben 115 Personen (33 
Beamte und 82 Lehrpersonen) Gebrauch gemacht. Der Totalbetrag 
belie f sich auf Fr. 2 '4 8 3 ' 155.—.

STEUERVERWALTUNG
D irektion

Die D irektion bereitete fü r den Staatsrat fo lgende Vernehmlas­
sungsverfahren vor:

•  Bundesgesetz über die Tabakbesteuerung;
• parlamentarische Initiative SGK-NR. Befreiung des Existenzmini­

mums;
• V orentw urf zum Tourismusgesetz.

Sie füh rte  Vorbereitungsarbeiten zur E inführung des neuen Lohn­
ausweises aus.

Personal

Die kantona le S teuerverwaltung hat gemäss dem Organigramm 
einen Personalbestand von 136,5 Einheiten.

Sie beschäftig t ebenfalls 13 Angestellte m it unbefristetem  Dienst­
verhältnis.

W ährend des Jahres arbeiteten 30 Aushilfen bei der KSV, was 10,5 
Vollzeitstellen entspricht.

12 M ita rbeite r/innen haben die KSV aus fo lgenden Gründen verlas­
sen:

• 4  A ufgabe der Erwerbstätigkeit;
• 2 Wechsel in andere Dienststellen;
• 3 Wechsel in Gem eindeverwaltungen;
• 3 Wechsel in die Privatw irtschaft.

Fünf Frauen und ein Mann haben aus fam iliären und gesundheitli­
chen Gründen die Arbeitszeit teilweise reduziert.

Die kantonale S teuerverwaltung bildet 7 Lehrlinge aus.

K atasterschatzungen

Die Neu- und/oder Um bauten von Gebäuden dauerhaften Charak­
ters haben fo lgende Mehr- oder M inderw erte  generiert, die sich w ie 
fo lg t auf die Katasterschatzungen 2006 ausgew irkt haben:

B ebaute Liegenschaften (ohne die ö ffen tlichen Bauten)

2004 2005 2006

Oberwallis 1 7 4 '7 3 7 '2 0 0 .- 1 9 3 '8 0 8 '2 0 0 .- 207 '846 '900.-
(23,63 % ) (22,46 % ) (1 7 ,8 7 % )

Unterwallis 5 6 4 '7 7 3 '3 0 0 .- 6 6 9 '4 3 3 '4 0 0 .-  955 231 '800.-
(76,37 % ) (77,54 % ) (8 2 ,1 3 % )

Total 7 3 9 '5 1 0 '5 0 0 .- 863 '241 '600  -  1 '1 63 '07 8 '700 .-

W ir stellen fü r 2006 gegenüber 2005, vor allem im Unterwallis, eine 
beträchtliche Erhöhung der Investitionen m it entsprechender 
Zunahme der Katasterschatzungen fest.

Industrielle G ebäude und A nlagen

2004 2005 2006

Oberwallis 7 8 '7 1 5 '2 0 0 .- 10 6 '0 8 5 '5 1 2 . -  55 '266'301

Unterwallis 9 6 '9 1 0 '9 0 0 .-  9 8 '4 9 0 '5 9 9 .-  9 3 '6 2 6 '0 2 7 .-

Total 1 7 5 '6 2 6 '1 0 0 .- 2 0 4 '5 7 6 '1 1 1 .- 1 4 8 '8 9 2 '3 2 8 .-

Die 2006 vorgenom m enen Nettoschatzungen betreffen nicht unbe­
d ing t die Investitionen dieses Jahres. Die Vergleichszahlen sind 
daher nicht aussagekräftig.

Sektion Einschätzung der natürlichen 
Personen

Steuerpflichtige

Die Einschätzungsarbeiten des Steuerjahres 2005 w urden Anfang 
des Jahres 2006 (System Postnumerando) in A ng riff genomm en 
und setzen sich w ie  fo lg t zusammen:

•  Wohnsässige 173 '660 ( + 2 '087 gegenüber dem
Steuerjahr 2003)

•  Ausserkantonale 4 7 '5 99  (+ 623 idem)
• Ausländer 21 '0 50  (+ 185 idem)
• A ufen tha ltsbew illigung B 4 '945  (+ 464 idem)

Von den 173 '6 60  wohnsässigen Steuerpflichtigen sind 18 '278  Selb­
ständigerwerbende. 31 '980  S teuerpflichtige erhielten eine verein­
fachte Landwirtschaftsbeilage.

A ufgrund der auf Ende Jahr festgelegten Sitzungen der Bezirkssteu­
erkommissionen und un ter Berücksichtigung blockierter Steuerein­
schätzungen, mangels Behandlung der Wertschriftenverzeichnisse, 
sind 80 %  unselbständigerwerbende S teuerpflichtige und 50 % 
selbständigerwerbende S teuerpflichtige eingeschätzt w orden.



Rekurse - Provisorische Veran lagungen 1985 - 2005

Die Sektion verfüg t über 15 Arbeitskräfte: 14 Veranlagungsbeamte 
und eine Sekretärin. Sie überprüften 13 '175 Veranlagungen ju ris ti­
scher Personen, davon über 8 '900  Kapitalgesellschaften.

Die Zahl der juristischen Personen nahm um ca. 900 zu. W ährend 
der gleichen Zeitperiode w urden 216 Gesellschaften im Handelsre­
gister gelöscht. Die N ettozunahm e beträg t som it etw a 700 Gesell­
schaften.

Jeder Einschätzer üb erprü ft ca. 1 ' 100 Steuerakten. A ufg rund  der 
Kom plexität der Fälle und um eine gute A rbe itsqualitä t aufrechtzu­
erhalten, ist eine Personalerhöhung um zwei Einheiten unbedingt 
nötig.

Sektion Verrechnungssteuer
Diese Sektion überprüfte  124'927 W ertschriftenverzeichnisse 
(12 7 '1 30 im Jahr 2005).

Sie kon tro llie rte  1 7 1 8  Lo ttogew inne (943 im Jahr 2005).

Sie behandelte 213 Steuerhinterziehungsfälle. Im Anschluss muss­
ten 108 Bussen und 54 Verwarnungen ausgesprochen w erden. Die 
Bussen beziffern sich auf 1,6 M io. Franken, d.h. 0,7 M io. fü r den 
Kanton, 0,6 M io. fü r die Gemeinden und 0,3 M io. fü r den Bund.

Sektion Spezialsteuern
Die B ruttoeinnahm en der Quellensteuern beliefen sich auf 66 M io. 
Franken. Die Zahl der abrechnungspflichtigen A rbe itgeber stieg auf 
6 '547  (6 '234  im Jahr 2005).

Im Bereich Grundstückgew innsteuer überprüfte  die Sektion 17 '308 
Im m obilientrans-'aktionen (17 '869 im Jahr 2005). Sie eröffnete 
8 '655  Veranlagungen (8 '853 im Jahr 2005) und erzielte dabei Steu­
ereinnahmen von gesam thaft 22,8 M io. Franken (20,9 M io. Fran­
ken im Jahr 2005).

Im Bereich Erbschafts- und Schenkungssteuern w urden 425 Veran­
lagungen eröffne t, d.h. 257 fü r die Erbschaftssteuer und 168 fü r die 
Schenkungssteuer. Die Steuereinnahmen betrugen gesam thaft 14 
M io. Franken (10,6 M io. Franken im Jahr 2005).

Kantonales Inkassoamt für Betreibungs­
und Konkursverfahren
Die Zahl der Betreibungen fü r die direkten Bundessteuern und die 
Kantonssteuern hat nochmals zugenom m en. Sie stieg von 31 '478 
auf 31 '595. Ebenfalls die Rechtsöffnungs- und Fortsetzungsbegeh­
ren verzeichneten eine kleine Zuwachsrate. Die Verwertungsbegeh­
ren haben von 322 auf 366 zugenom m en.

Die Verluste (wertlose Ausstände, Erlasse, Verlustscheine) betragen 
bei den natürlichen Personen 12,5 M io. Franken (9,1 M io. Franken 
im Jahr 2005). Bei den juristischen Personen musste eine kleine

Zunahme auf 0,9 M io. Franken verzeichnet werden (0,6 M io. im 
Jahr 2005).

Rechtsdienst
Der Rechtsdienst erstellte 148 Vernehmlassungen zuhanden der 
Beschwerdeinstanzen (KRK, KG und BG). Es w urden 559 Ein­
spracheentscheide betreffend Ordnungs- und Steuerbussen e rö ff­
net, sowie 278 Steuerdomizile festgesetzt.

Sektion Informatik
Die Stabsstelle fü r Inform atik hat sich im Jahr 2006 insbesondere 
m it fo lgenden Aufgaben befasst:

• Anpassungen des Programms «CUV» betreffend Umsetzung des 
Dekrets zur Änderung des Steuergesetzes. Modulverbesserungen 
fü r die interkantonalen Repartitionen m it einer Zusammenfas­
sung.

•  Projektle itung der G ratissoftware «VSTax 2005». Für die Steuer­
periode 2005 haben m ehr als 41 '000  Steuerpflichtige (26 % der 
1 5 7 7 0 0  unselbständigerwerbenden Steuerpflichtigen) dieses 
Programm benutzt.

•  Den Gemeinden, via Internet, den Zugang fü r die Einsprache- 
und Beschwerdelisten zur Verfügung gestellt, dies in Zusammen­
arbeit m it der kantonalen Dienststelle fü r Inform atik. M it entspre­
chender Ausbildung des verantw ortlichen Gemeindepersonals.

•  Studie betreffend Ausarbeitung einer neuen Steuererklärung, um 
die Einschätzungsverfahren zu automatisieren.

Steuerinspektorat

Das S teuerinspektorat nahm 295 Buchprüfungen und punktuelle 
Kontrollen vor, die zu rund 44 M io. Franken Aufrechnungen von 
steuerbarem E inkom m en/G ewinn und 21 M io. Franken steuerba­
rem Vermögen führten .

Zudem schätzten die Experten-Revisoren zirka 520 selbständiger­
w erbende S teuerpflichtige ein.

DIENSTSTELLE FÜR PERSO­
NAL UND ORGANISATION
Die Dienststelle fü r Personal und Organisation ist verantw ortlich  fü r 
die tägliche Personalverwaltung von rund 10 '000 Lohnbezüger. 
Neben dem operativen Tagesgeschäft w urden im Jahre 2006 eine 
moderne und dynamische Personal- und Beschäftigungspolitik m it­
tels diverser Projekte und Massnahmen um gesetzt und w e ite rge­
fü h rt. An-schliessend w ird  kurz der Stand einiger Arbe iten aufge­
zeigt:

Umsetzung der Personalpolitik

Neues Beurteilungs- und Führungssystem

Die Schwachstellen des Beurteilungssystems w urden von den M ita r­
beitern anlässlich der letzten Zufriedenheits-um frage sowie von der 
Geschäftsprüfungskom mission und dem Finanzinspektorat in den 
entsprechenden Berich-ten benannt. Am 6. September 2006 hat 
der Staatsrat au fgrund der Vorschläge säm tlicher Dienstchefs, des 
Sozi-alpartners sowie eines externen Beratungsunternehmens en t­
schieden, die Verordnung über die Besoldung der Beamten und 
Angestellten des Staates Wallis anzupassen (Änderung publiziert 
am 8. Dezember 2006 im A m ts-b la tt) und ab dem  1. Januar 2007  
ein neues Beurteilungs- und Führungssystem in der Kantonsverwal­
tung  einzu-führen. Die fin an zie llen  und lohnre levanten  Aus­
w irku n g e n  des neuen Systems fü r  die B eurteilungsperiode  
2007, tre ten  erst ab dem  1. Januar 2008 in Kraft.

Rekurse Prov. V eranlagungen

Unselbständigerwerbende 1176 2070

Selbständigerwerbende 2609 621

Total 3785 2691

Sektion Einschätzung der juristischen 
Personen



In ven tar und S ta tu t der H ilfsangestellten

Die Geschäftsprüfungs- und die Finanzkommission haben w ieder­
ho lt ein begründetes Inventar der Hilfsangestell-ten (kurz- und lang­
fristig ) pro Dienststelle verlangt. Am 30. A ugust 2006 hat der 
Staatsrat entschieden, 105.37 langfristige Hilfsangestellten-Stellen 
zu titu larisieren und das Budget in diesem Sinne anzupassen. Der 
Grossrat hat das Budget am 13. Dezember 2006 angenommen. 
M itte  November hat die DPO 160 Entscheident-würfe ausgearbeitet 
und diese zur Kontrolle und zur Bestätigung an die Dienststellen 
gesandt. Am 20. Dezember 2006 hat der Staatsrat die entsprechen­
den Entscheide gefällt, welche am 1. Januar 2007 in Kraft traten.

Aus- und W e ite rb ildu ng  

Seminarangebot und Teilnahme

Im Verlaufe des Jahres 2006 w urden 61 Seminare m it einer Dauer 
von einem bis drei Tagen angeboten. Die DPO arbeitet fü r die 
D urchführung des internen Aus- und W eiterbildungsangebotes m it 
43 Trainerinnen und Trainer zu-sammen. G esam thaft (ohne Infor­
m atikausbildung) machten 909 M ita rbeite rinnen und M itarbeiter 
vom internen A n-gebo t Gebrauch. Es w urden fü r die Abdeckung 
der Nachfrage 107.5 Kurstage durchgeführt. Es ist zu unterstrei­
chen, dass die V erw altung der internen Aus- und W eiterb ildung m it 
einem hohen organisatorischen und adm inist-rativen A rbe itsauf­
w and verbunden ist.

Sprachenlernen - Projekt: Espace-Mittelland - Tandem I /  II -  

CALL

Im Jahre 2006 haben 12 Personen das Tandem I besucht. 10 Perso­
nen haben das Tandem II begonnen und 4 Personen besuchen die 
individuelle Sprachausbildung -  CALL (C om puter Assisted 
Language Learning), was das beständige Interesse an neuen päda­
gogischen M ethoden unterstreicht.

Zusammenarbeitsvereinbarung m it den Walliser Gemeinden 
und Bürgerschaften

Dank einer Vereinbarung zwischen der DPO sowie den Walliser 
Gemeinden und Bürgerschaften können die M ita rbeite rinnen und 
M itarbeiter, seit dem Jahr 2002, dieselben Seminare w ie  die Staats­
angestellten besu-chen. Im Jahr 2006 machten 91 M itarbeiterinnen 
und M ita rbe ite r der W alliser Gemeinden und Burgerschaf-ten (auf­
ge te ilt auf 12 Gemeinden) vom Seminarangebot der kantonalen 
Verw altung Gebrauch.

Q u a litä t in der R ekrutierung - Personalselektion

Der Selektionsprozess, w ie  er im Personalmanagement-Handbuch 
beschrieben ist, w urde vom Staatsrat geneh-m igt und als Richtlinie 
erklärt. Auch im Jahre 2006 w urden eine steigende Anzahl an 
Dienststellen (rund 60% ) bei der Personalrekrutierung methodisch 
unterstü tz t um alle Kandidaten denselben Bedingungen zu un ter­
stellen und ein M axim um  an O bjektiv itä t zu gewährleisten.

Lohnpolitik

Der Staatsrat hat fü r das Jahr 2006 m it fo lgenden Massnahmen sei­
nen W illen, eine dynamische und flexible Lohnpolitik  zu verfolgen, 
unter Beweis gestellt: Die Löhne fü r die öffentlich  Bediensteten w e r­
den fü r das Jahr 2006 vollum fänglich der Teuerung angepasst, dies 
entspricht 1 % . Ein Koeffizient von 1 w ird  auf die individuelle Erhö­
hung, die Erfahrungsanteile und die Leistungsprämie der Beamten 
fü r das Jahr 2006 sowie auf die Erfahrungsanteile der Lehrpersonen 
fü r das Schuljahr 2006/2007 angewendet. Die maximale Kapitalab­
findung  im Kalenderjahr 2006 w ird  au f Fr. 2 5 '0 0 0 .-  festgelegt, 
unabhängig davon w ie  viele Jahre der ordentlichen Pensionierung 
vorausgehen.

Telearbeit

A ufgrund der rasanten Fortschritte im Bereich der Inform ations­
und Kom m unikationstechnolog ien, hat der Staas-rat im Jahre 2003 
die DPO beauftragt, ein P ilo tpro jekt zur Telearbeit durchzuführen, 
welches alle m öglichen Prob-Iemstellungen berücksichtigt, die sich 
im Zusammenhang m it einer E inführung von Telearbeit in der W alli­
ser Kan-tonsverwaltung ergeben können.
Im Jahre 2006 konnte die Analyse des Pilotprojekts abgeschlossen 
werden und der Staatsrat hat zu Beginn des Jahres 2007 die Richtli­
nien zur Telearbeit in der Kantonsverwaltung angenom m en.

Personalm arketing

Die DPO hat 2006 rund 260 profilgerecht strukturie rte  Stelleninse­
rate erstellt, und hat ihre fristgerechte Publikation im Am tsbla tt, 
Walliser Boten, Nouvelliste und anderen Fachpublikationen sicher­
gestellt. Die Stellen w urden eben-falls auf dem Stellenportal der 
W alliser Kantonsverwaltung w w w .vs.ch, Rubrik Stellenbörse veröf­
fen tlich t. Dank der A uflis tung der Vorzüge des Arbeitgebers Staat 
Wallis konnte das Image der W alliser Kantonsverwaltung und die 
Konkurrenzfäh igkeit auf dem A rbe itsm arkt verbessert werden. M it 
diesen Massnahmen sollen ebenfalls mehr po-ten tie lle  Kandidaten 
zur Bewerbung au fge fo rde rt werden.

In terne Stellenausschreibungen und Personalentw icklung

Am  20. Dezember 2006 hat der Staatsrat entschieden, ab dem 1. 
Januar 2007 den M ita rbe ite rn  der Kantonsver-waltung zusätzliche 
berufliche Entw icklungs- und Förderungsmöglichkeiten anzubieten. 
Aus diesem Grunde hat er entschieden: die interne M ob ilitä t zu fö r­
dern indem er den Departem entsvorstehern w ährend einer Pilot­
phase, das heisst bis zum Inkrafttreten des in diesem Sinne ange­
passten Gesetzes über das Dienstverhältnis der Beamten und 
Angestellten, die Kompetenz erteilt, zu entscheiden, ob eine Stelle 
fü r Funktionen in den Lohnklassen 26 bis 11, intern ausgeschrieben 
w erden kann;

Lehrlings- und P raktikan tenm an agem ent

M it Beginn des Schuljahres 2005/2006, haben 37 Schulabgängerin- 
nen und 14 Schulabgänger (40 französisch- und 11 deutschspra­
chig), ihre Lehre in den verschiedenen Dienststellen der Kantonsver­
w a ltung  aufgenom m en.
Hinsichtlich der neuen KV-Reform, hat die DPO, in ihrer Rolle als 
Lehrlingskoordinatorin und Lehrlingsausbildnerin, 36 Kurstage der 
Überbetrieblichen Kurse fü r die Lehrlinge durchgeführt. Das ange­
botene Fach «öffentliche Verw al-tung», während dieser Kurse, 
dient als Vorbereitung fü r die schriftlichen und m ündlichen Prüfun­
gen. Diese Prüfun-gen «Neue Version» w urden zum ersten Mal im 
Juni 2006 durchgeführt.

N eue A nste llungsbedingungen fü r  die Praktikanten

Die Walliser Kantonsverwaltung b ietet viele Praktikum sm öglichkei­
ten an. So konnten un ter anderem im Jahre 2006, 22 junge Leute 
ein KBM-Praktikum sowie 4 Lehrlinge ein EMVs-Praktikum absolvie­
ren. M ehr als 120 weitere Praktikanten konnten angestellt werden 
im Hinblick auf eine Berufsvorbereitung, bzw. eine entsprechende 
Aus- und W eiterb ildung oder im Hinblick auf die Sammlung erster 
beruflicher Erfahrungen.
Bis zum heutigen Ze itpunkt w urden die Anstellungsbedingungen 
fü r Praktikanten in der Kantonsverwaltung durch den Staatsratsent­
scheid vom 3. O ktober 1990 geregelt. Der Staatsrat hat am 21. 
Dezember 2005 entschieden, ab dem 1. Januar 2006 die Anstel­
lungsbedingungen (Statut, Anstellungskom petenz, Finanzierung, 
Lohn, Praktikan-tenbörse, Prozess, etc.) zu ändern.

http://www.vs.ch


Standardisierung der Arbeitszeugnisse

Das Arbeitszeugnis ist fü r jeden A rbe itnehm er ein sehr w ichtiges 
D okum ent m it einem sehr grossen beruflichen und privaten W ert. 
Die gesetzlichen Anforderungen sind nicht im m er in einem befried i­
genden Masse e rfü llt und som it w erden durch unsere A rbeitszeug­
nisse die verschiedensten Eindrücke auf dem Arbe itsm arkt verm it­
te lt. Hin-zu kom m t noch die Tatsache, dass es im m er noch 
Dienststellen gibt, welche keine Arbeitszeugnisse erstellen oder nur 
auf Anfrage. Aus diesen Gründen hat der Staatsrat am 18. O ktober 
2006 insbesondere entschieden, eine Ver-besserung der Q ua litä t in 
der Erstellung der Arbeitszeugnisse innerhalb der kantonalen Ver­
w a ltung  m it Hilfe einer Standardisierung und einer Zurverfügung­
stellung einer entsprechenden Software ab dem 1. Januar 2007 zu 
ge-währleisten.

U m gang m it A lko ho l- und D rogenprob lem en im beruflichen  
U m feld

M it dem Ziel, das W ohlbe finden des Personals und seiner Umge­
bung zu fördern, hat der Staat Wallis im Jahre 2005, Richtlinien zum 
Umgang m it A lkoho l- und Drogenproblem en im beruflichen Umfeld 
herausgegeben. Am  22. Februar 2006 hat er ebenfalls den Leitfa­
den zuhanden der direkten Vorgesetzten, welche von dieser Proble­
m atik be tro ffen sind, genehm igt. Im Herbst 2006 haben ungefähr 
140 leitende Angestellte der kantonalen Verw altung an einer en t­
sprechenden Bildung te ilgenom m en. Im Rahmen der Präventions­
po litik  hat der Staat Wallis fü r die Ver-waltung von schwierigen 
Situationen zur U nterstützung des Personals und der Vorgesetzten, 
von der Sozialbera-tung und von externen Partnern Hilfe angenom ­
men. Zum Schluss w urde  die Inform ationsbroschüre «Der Konsum 
von A lkohol oder anderen Substanzen kann Risiken im beruflichen 
Umfeld nach sich ziehen» an alle M ita rbeite rin-nen und M ita rbe ite r 
abgegeben.

Personalverwaltung und Organisation
Im Bereiche der Personalverwaltung und Organisation w urden im 
Jahre 2006, ca. S '000 Bewerbungs-Bestätigungsschreiben erstellt, 
ca. 2 '80 0  Vorm einungen und Berichte zu Händen des Staatsrates 
abgegeben so-wie zahlreiche schriftliche und elektronische A n fra ­
gen behandelt. Für das Jahr 2006 können noch fo lgende Tätig-kei- 
ten verm erkt werden:

Klassifizierungskom m ission

In 10 Sitzungen hat die Klassifizierungskommission 122 individuelle 
und kollektive Gesuche des Jahres 2006 zu Händen des Staatsrates 
gep rü ft und ihre Vorm einung abgegeben. Als G rundlage fü r diese 
Analysen dienen die Kriterien, welche im Gesetz vom 12. Nov. 1982 
betreffend die Besoldung de fin iert sind sowie die überarbeiteten 
P flichtenhefte, die Stellungnahmen der Vorgesetzen, die Endergeb­
nisse der Funktionsbewertung, die B egu tach tungen des Arbe its­
platzes, die vergleichenden Lohnstudien und die Endergebnisse der 
Arbeitsgruppe.

N ebenbeschäftigungen

Gemäss den Richtlinien des Staatsrates zum Bewilligungsverfahren 
fü r die Ausübung einer Nebenbeschäftigung vom 19. A ugust 1998 
hat die DPO die Verw altung der Nebenbeschäftigungen fü r die 
Am tsperiode 2006-2009 ga-rantiert. M ehr als 360 Bewilligungsge­
suche sind e ingetro ffen und w erden zurzeit analysiert. Sämtliche 
Gesuche w urden zum ersten Mal in einer neu geschaffenen SAP- 
Rubrik elektronisch erfasst.

O rganisation
Die DPO hat in den O rganigram m en/ Organisationseinheiten der 
verschiedenen Dienststellen verschiedenste Ä n-derungen vollzogen. 
Insbesondere w urden Stellen geschaffen, Stellen um gewandelt, 
Stellen aufgehoben sowie mehrere Transfers durchgeführt. Für eine 
grosse Anzahl M ita rbe ite r w urde der Beschäftigungsgrad in den ver­
schiedenen Organigram m en angepasst.

Im weiteren w urden im Bereich der Organisations-, Arbeits- und 
Teamentw icklung, verschiedenste Dienststellen methodisch bei 
deren Reorganisation unterstü tzt, m it dem Ziel, die S trukturen und 
Prozesse optim al zu gestalten.

Das Büro fü r  Sozialberatung

Der Staatsrat hat Richtlinien zum Umgang m it Problemen, die durch 
A lkoho l- und andere Substanzen im beruflichen Umfeld entstehen 
herausgegeben. Die Sozialberatung hat 2006 an der In form ation 
des Personals und an der Ausbildung der Vorgesetzten aktiv te ilge­
nom m en in diesem Bereich. Des W eiteren hat die Sozialberatung 
Perso-nen m it Suchtproblemen und deren Umfeld unterstü tzt. Sie 
begleitete die Personen bei jedem Schritt, der zur Ver-besserung der 
S ituation beitrug. Die Sozialberatung w ar nach w ie  vor eine Fach­
stelle, welche die Ratsuchenden anhörte, ihnen Inform ationen ver­
m itte lte, sie beriet und ihnen Hilfe und Betreuung gewährte unter 
W ahrung der Diskretion.

RECHTSDIENST FÜR FIN A N ­
ZEN UND PERSONAL
Die Tätigkeit des Rechtsdienstes g liedert sich in drei Hauptgebiete, 
nämlich den eigentlichen Rechtsdienst, das Sek-retariat der kanto­
nalen Steuerrekurskommission und die Inkassoaufgaben.

RECHTSDIENST

Der Rechtsdienst ist beauftragt, die allgemeinen Aufgaben und 
Rechtsprobleme zu behandeln, sich an der Ge-setzgebungsarbeit zu 
beteiligen, schriftliche und mündliche Gutachten zu erstellen, 
Rechtsauskünfte zu erteilen, den Staat m it oder ohne Beizug von 
A nw älten vor Gericht zu vertreten usw. Diese Aufgaben beziehen 
sich vorw ie-gend auf die Bereiche Finanzen und Personal. Dabei 
arbeitet der Rechtsdienst insbesondere m it der Dienststelle fü r Per­
sonal und Organisation sowie m it der kantonalen Finanzverwaltung 
zusammen.

Die wesentlichen Aufgaben, welche die Dienststelle ausführte, oder 
an deren A usführung sie eng m itw irk te , sind folgende:

Staatspersonal

- Die Arbe iten im Zusammenhang m it den Vorsorgeeinrichtungen 
dauerten auch im Jahr 2006 an. Sie bestanden hauptsächlich in 
der Begleitung der Beratungen zum Gesetzesentwurf vom 23. 
November 2005 vor dem Gros-sen Rat. Dieser genehm igte am 
12. O ktober 2006 das neue Gesetz über die staatlichen Vorsorge­
einrichtungen.

Parallel dazu leitete die Dienststelle die Vorbereitungsarbeiten zur 
In-Kraft-Setzung dieses Gesetzes. Diese Ar-beiten umfassten im 
W esentlichen die vollständige Überarbeitung der heutigen Statu­
ten der beiden Vorsorge-einrichtungen, welche zudem in ein 
G rundreglem ent um gew andelt w urden.

Nachdem die Referendumsfrist ungenutzt abgelaufen ist, hat der 
Staatsrat m it Beschluss vom 7. Februar 2007 die rückw irkende In- 
Kraft-Setzung dieses Gesetzes auf den 1. Januar 2007 festgelegt.

- Änderung vom 6. September 2006 der Verordnung über die 
Besoldung der Beamten. Diese Änderung revidierte in umfassen­
der Weise das System zur Beurteilung der Leistungen und des 
Verhaltens der M itarbeitenden so-wie die dam it verbundenen 
finanziellen Ausw irkungen.

- Arbeiten der A rbe itsgruppe im Zusammenhang m it dem Transfer 
der kantonalen Krankenanstalten ins Gesund-heitsnetz Wallis 
(GNW).

- Arbeiten der A rbe itsgruppe zur Überprüfung der Grundsätze der 
Lehrlingsausbildung.



- A rbe iten der A rbe itsgruppe im Zusamm enhangt m it A lkohol- 
und Suchtproblemen am Arbeitsplatz.

- A rbe iten der A rbe itsgruppe über die Telearbeit in der kantonalen 
Verwaltung.

- Erstellung von 130 Gutachten, Berichten oder Entscheidentwür­
fen zuhanden des Staatsrates, des Departe-mentsvorstehers, der 
Dienststelle fü r Personal und Organisation oder anderer Dienst­
stellen.

Sozialberatung

- M ita rbe it im Beratungsteam der Sozialberatung.

W alliser Kantonalbank

- Prüfung des spezifischen Berichtes des Bankrevisors vom 31. 
März 2006.

- Bericht des Staatsrates vom 12. April 2006 zum Geschäftsjahr 
2005 der WKB. Dieser Bericht en thä lt die Beur-teilung des Staats­
rates zur Strategie des Staates als A ktionä r und Garant, sowie die 
Beurteilung zum spezifi-schen Bericht des Bankrevisors.

- A n tw o rt des Staatsrates auf eine Frage der Geschäftsprüfungs­
kommission über das Verhältnis einer Handels-gruppe zur WKB, 
sowie über ihre Beziehungen zum Verwaltungsratspräsidenten 
dieser Bank.

- A n tw o rt des Staatsrates auf eine dringliche Interpella tion über 
die Vereinbarkeit des Am tes als Präsident der Walliser Kantonal­
bank m it M andaten in anderen Verwaltungsräten.

- Intervention des Staatsrates bei seinen Vertretern im Zusammen­
hang m it den beiden vorerw ähnten Punkten.

- Prüfung des Berichtes der Geschäftsprüfungskom mission zur 
WKB.

- Gemäss der A n tw o rt des Staatsrates auf das Postulat Nr. 6.047 
der fre isinnigen Fraktion durch Grossrat Alexis Turin muss der 
Geschäftsbericht grundsätzlich Angaben enthalten zur Strategie 
fü r die Beteiligungen des Staa-tes und zu den Elementen im 
Zusamm enhang m it der Kontrolle des ö ffentlichen Anteils und 
der Zweckmässig-keit der Verpflich tungen. Was die WKB be trifft, 
sind diese Angaben im speziellen Jahresbericht des Staatsrates 
zur WKB enthalten, aus dem hervorgeht, dass auf den künftigen 
Spezialbericht des Staatsrates zum Geschäfts-jahr 2006 der WKB 
verwiesen werden kann, der im Verlaufe des M onats April geneh­
m igt werden w ird.

Finanz- und Im m obilienanaeleaenheiten sowie Haftunasfiälle

- Verordnung zum Inkasso- und Eintreibungsverfahren vom 28. 
Juni 2006.

- M ita rbe it im Steuerungsausschuss zur Koordination der Arbeiten 
und der Umsetzung der Neugestaltung des Finanzausgleichs und 
der A ufgabente ilung zwischen Bund und Kantonen (NFA), insbe­
sondere Erarbeitung ei-nes Dekret-Vorentwurfs (einzige Abände­
rung)

- Erstellung von 80 Gutachten, Berichten oder Entscheidentwürfen 
zuhanden des Staatsrates, des Departe-mentsvorstehers, der 
kantonalen Finanzverwaltung und anderer Dienststellen.

- Behandlung von 25 zivilrechtlichen Haftungsfä llen des Staates, in 
Zusamm enarbeit m it den d irekt be troffenen Departem enten, 
dem Haftpflichtversicherer des Staates und gegebenenfalls den 
Berufsvertretern (Anwälte).

Verfahren im Bereich der O pferh ilfe

- Vertretung des Staates vor den Gerichten im Rahmen von 7 Ver­
fahren um Schadenersatz und G enugtuung im Zusammenhang 
m it dem Bundesgesetz vom 4. O ktober 1991 über die Hilfe an 
Opfer von Straftaten (OHG).

SEKRATARIAT DER K A N TO N A LE N  
STE U E R R E K U R S K O M M IS S IO N

Die Dienststelle gewährle istet das Sekretariat der kantonalen Steu­

errekurskommission. Da es sich bei dieser Kommission um eine 
Gerichtsinstanz handelt, sind die Daten zur Tätigkeit dieser Kom­
mission und ihres Sekretaria-tes seit 2001 nicht m ehr im Verwal­
tungsbericht des Staatsrates enthalten, sondern in einem eigenen 
Tätigkeitsb ericht der Kommission, der dem Grossen Rat zur Verfü­
gung gehalten w ird.

INKASSO

Die Dienststelle tä tig t die Rechnungstellung sowie die Fortsetzung 
des Inkassos fü r die Gerichtskosten, die bei den Gerichten nicht 
bezahlt w urden.

Die nachfolgende Statistik erg ib t einen Überblick über die ausge­
füh rten  Inkassoarbeiten:

A rt der Rechnungen A nzahl Betrag

Eintreibung von Gerichtskosten 1'647 1 ' 190 '209.70

KANTONALE DIENSTSTELLE 
FÜR INFORMATIK
Das Jahr 2006 g ilt als das Jahr der Konsolidierung bei der Dienst­
stelle fü r Inform atik. Im Bestreben, die Q ua litä t der Dienstleistungen 
auf einem hohen Niveau zu halten, ist es fü r die M ita rbe ite r der KDI 
eine grosse Herausforde-rung, m it im m er mehr Benutzern einen 
ununterbrochenden Betrieb aufrecht zu erhalten.

Trotz diesem Z ie lkonflik t und den immer steigenden Bedürfnissen 
der Benutzer konnten im Jahr 2006 die fo lgen-den Projekte reali­
siert oder in A n g riff genom m en werden:

- Übernahme der In form atik der Nationalstrassen und der 
Gerichte;

- M igration auf die E ntw icklunsp lattform  JAVA;
- Pilotversuch «SAP RM/PS» fü r die Dossierverwaltung;
- Umstellung der Telefonie auf die Technologie VoIP (Voice over IP);
- Umstellung auf die Speichermedien Clarion und Centera;
- Studie einer bimodalen A uthentifika tion ;
- Sicherheitsanalyse des Ersatzrechenzentrums.

DER DELEGIERTE FÜR INFORMATIKFRAGEN

1. Begleitung der In fo rm atikp ro jek te  und V orm einungen

Der Delegierte fü r In form atikfragen an den fo lgenden Projekten sei 
es als Koordinator, Projektleiter oder in beratender Funktion te ilge­
nommen:

- Steuerungsausschuss der Inform atisierung der APH/SMZ, D efini­
tion  des Konzeptes, Erstellung des Pflich-tenheftes ;

- W eite rführung der Zentralisierung der Informatikressourcen und 
Start der Übernahme der In form atik der Nationalstrassen;

- Steuerungsausschuss fü r die W eiterführung des Audits bei der 
Dienststelle fü r Verkehr und der Schifffahrt;

- Steuerungsausschuss bei der Inform atisierung der Dienststelle fü r 
Kultur;

- Steuerungsausschuss bei der Inform atisierung der Institutionen 
der Dienststellen DSW, KDJ und ASW;

- Steuerungsausschuss SAP, M igration der Hauptbuchhaltung auf 
SAP;

- Direktionsausschuss Infoval -  Inform atisierung der Spitäler, Ver­
längerung des Mandates auf Verlangen der DGW  und Planung 
der Überführung in das Gesundheitsnetz Wallis;

- Steuerungsausschuss des SIG Wallis;
- Steuerungsausschuss Telearbeit: Abschluss des vom Staatsrat ver- 

ordneten Auftrages.



2. S p e z ifisc h e  Dossiers

Die w ichtigsten fü r den Staatsrat bearbeiteten Dossiers sind die fo l­
genden:

- Fortbestand der Telekom-Ausrüstung der Patrouille des Glaciers;
- Antennenstandorte  fü r die M obilte lefonie;
- A ufbau eines Netzwerkes der W alliser Spitäler;
- Zentralisierung der In form atik  der Pensionskassen der Lehrer und 

der Angestellten;
- W eiterverfo lgung des Projektes Polycom;
- Unterstützung der durch die 1DIAP entw icke lten Projekte;
- W eiterverfo lgung der Planung des d igita len Funkfernsehens.

Der Delegierte hat den Kanton Wallis an der von der IDHEAP organi­
sierten Konferenz «Etat e t TIC» vertreten und hat an der Sendung 
«Temps Présent» des W estschweizer Fernsehens über das Thema 
«Job Academy» teilge-nom m en.

W eil es sehr w ich tig  ist, die Inform atikbedürfn isse m it den para­
staatlichen Organisationen zu koordinieren, hat der Delegierte in 
den Steuerungsausschüssen der fo lgenden Organisationen te ilge­
nommen: Kom petenzzentrum  IS Net der FIES-SO, VSNet, W est­
schweizer Gruppe der schweizerischen Inform atikkom m ission, Ver­
bindungsgruppe Swisscom -  Staat Wallis.

A D M IN IS T R A T IO N

Die kantonale Dienststelle fü r In form atik  (KD1) stellte im Verlaufe 
des Jahres 2006 vier neue M ita rbe ite r an. M it Freude gratu lierte 
unsere Dienststelle ihrem Inform atiker-Lehrling, einem Studenten 
der Berufsschule und einem Praktikanten MPC zum Fähigkeitsaus­
weis. Es ist erfreulich festzustellen, welches Interesse die Inform atik 
vor al-lem bei den Jungen w eckt. Mehrere Jugendliche im ob liga to ­
rischen Schulalter und Studenten EMVs interessieren sich fü r eine 
Schnupperlehre m it dem Ziel, die diesbezügliche berufliche Eignung 
zu erproben.

Das Schwergew icht der A dm in is tra tion der KDI im Jahre 2006 w ar 
die Konsolid ierung des Systems der G enehm i-gung des Zugangs zu 
den Gebäuden.

IN FO R M A TIK S IC H E R H E IT

Die w ichtigsten Tätigkeiten können w ie  fo lg t zusammengefasst 
werden:
- Überwachen der Entw icklung der verschiedenen Bedrohungen 

(Virus, Trojan, Phishing, usw.) und Inform ation an die Benutzer.
- Audits betreffend Schwachpunkte au f Server-Ebene sowie Richt­

linien zur Verbesserung derselben.
- Em pfehlungen zur Erarbeitung eines W iederanlaufplanes im 

Katastrophenfall (Disaster Recovery Plan).
- Verbesserung der Massnahmen im Bereich des Virenschutzes und 

der elektronischen Post (Herausfiltern von
nicht zulässigen Beilagen und unerwünschten Mails «spam»),

- Koordination fü r die Projekte SSO-PORTAL EJPD und Admin-PKI.
- Ergänzung zur Inform atiksicherheitspo litik.
- B ildung und M itte ilung  zur E inführung eines Informations-Sicher- 

heits-Management-System (ISMS).

SEK TIO N  DPSI ( D IR E K T IO N  U N D  STEU ER UN G  DER IN F O R M A ­
T IO N S S Y S TE M E )

A u f G rund seiner Demission w urde Herr Stéphane Salamin in der 
Funktion als Projektle iter «Filières» durch Herrn Jean-Pierre Follonier 
ersetzt.

P ro je k t le ite r  N o rm e n  un d  S ta n d a rd s

Die Hauptaktiv itäten waren in 2006 folgende:
Führen verschiedener Gruppen und Ausschüsse (In ternet Koordinie­
rung und operationeile Sicherheit, Gruppe Normen und Standards

in der M ikro-In form atik , ...)
Koordinierung verschiedener Inform atikpro jekte, Teilnahme und 
Beratung an verschiedenen Projekten fü r Projekt-Managements. 
Redaktion von 66 unterschiedlichen Vorm einungen

P ro jektle iter «Filières»

Die Projekte waren in 2006 folgende:
Projekt «Verwaltung der Steuern und der Einkommen, Etappe 1 : 
CGE-M igration»
Koordinierung der E inführung einer Lösung fü r die Verw altung der 
Benutzergegenstände in SAP via dem SAP w o rk flo w

CC SAP

Der Schwerpunkt der SAP-Entwicklungen fü r das Jahr 2006 w ar das 
Projekt «Verwaltung der Steuern und der E in-kommen, Etappe 1: 
CGE M igration».

SEKTION RZ UND SYSTEME 

1. N eu installa tionen H ardw are

-  Kauf RX600 fü r die Bedürfnisse von W M W are /  VirtualCenter. 2 
Server PW450 fü r die Loslösung von SAP aus den Servern SX130 
und 1 Server PW450 fü r interne Bedürfnisse der Sektion.

-  Kauf Faltmaschine und Bindemaschine fü r Copy Center.
-  Ausschreibung und Bestellung einer CentricStor, Server fü r die 

V irtualisierung der Sicherungen.
-  Installation Connectrix ED140 fü r die Verbindungen der Server 

m it zentralem  Speichersystem.
-  Beschaffung von 180 neuen W orkstations fü r Kantonsgericht.

2. H au p ttä tig ke iten

-  Studie fü r ein kom plettes Druck M anagem ent System, sicherer 
und fü r alle Plattformen.

-  Installation VM W areA/irtualcenter (Clustersystem) fü r die Sicher­
he it von ca. 30 virtuellen Servern.

-  Fortsetzung der M igration der Oracle Datenbanken auf Version 9.
-  Erstellen und Testen diverser neuer Formulare m it Lasersoft.
-  Projekt zur Verbindung der Polizei auf zwei Rechenzentren.
-  Installation BEA W ebLogic fü r die Bedürfnisse von JAVA A pp lika­

tionen.
-  M igration vom Dokum entverwaltungssystem IXOS nach Livelink.

3. Verschiedenes

Anstellung von Jean-Jacques Goldschm idt durch Kantonsgericht fü r 
die Inform atikbedürfn isse dieser Institution.

SEKTION ENTWICKLUNG  

Neue Entw icklungsplattform

M igration der E ntw icklungsplattform  PowerBuilder in die JAVA- 
Um gebung; e-DIKS: Leistungsverrechnung der Stunden, A ufte ilung  
der Kosten fü r das C ontro lling und Publikation der Rechnung, Beur­
te ilung und Kontrolle der Zielsetzungen; Arbeitnehm erschutz: Ver­
w a ltung  der Sprengstofflager; Störfallverordnung, Kantonslabora­
torium : Verw altung der W einerntekontro llen, Statistik der
Analysen.

BS2000

Landw irtschaftliche Direktzahlungen; Steuerstatistiken fü r den NFA; 
Datenaustausch m it den Gemeinden über In-ternet, S imulation der 
Steuereinnahmen der Gemeinden; Neue Prozedur beim Beginn der 
S teuerpflicht der juristi-schen Personen; Interkom m unale Steuerauf­
te ilung der juristischen Personen; Negativer Ausgleichszins bei der 
Kantonssteuer; Verwaltung der Kontingente der ausländischen 
A rbe itskräfte im Bereich der Landwirtschaft.



SEKTION TELEKOM M UNIKATION

Die w ichtigsten Aktiv itä ten des Jahres waren die folgenden:
-  Inbetriebnahm e der MRLS Technologie;
-  Errichtung von neuen Verbindungen: GBA Leuk, FA Brämis, ADSL 

fü r die DSS in Bouveret;
-  Behördennetzwerk Kanton-Gem einden: P ilotpro jekt in M onthey;
-  Inbetriebnahm e von Telearbeitsplätzen fü r die Schulinspektoren;
-  Inbetriebnahm e einer neuen Telefonzentrale fü r die PHS Brig;
-  Transport und Versand von 14 '000 SMS, 22391 Fax, Internet 16 

TByte ;
-  M igration von 250 Telefongeräten au f VoIP;
-  Verwaltung von 1'000 Telefonm utationen bzw .-S törungen;
-  Integration von 1 '000 GSM A bonnem enten in den CMN Vertrag

SEKTION MICRO INFORMATIK  

Die Zahlen und die w ichtigsten  Ereignisse

-  Unterhalt des Inform atikparks von 2100 PCs und 3100 Benut­
zern, welcher sich auf den ganzen Kanton er-streckt.

-  2000 Interventionen (Reparaturen und Installationen) von unse­
ren Technikern.

-  Projekt Installation des SP2 fü r W indow s XP

Die w ichtigsten  N e tzw erk  Projekte

-  M etaChain Projekt (Portal fü r die A uthentifiz ie rung und M eta- 
Unternehmungsverzeichnis)

-  EJPD PKI Projekt (Sicherer Zugriff auf die A pplikationen der Bun­
desverwaltung)

-  Start des Projekts M igra tion GroupW ise 7

Die anderen Projekte

-  Projekt VL400 (Erneuerung der A rbe itsplatz-C om puter)
-  Projekt Nagios (Software zur Überwachung des Netzwerkes)

SEKTION BENUTZERSUPPORT

Nachdem Ende 2005 der interne Budgettransfer unterbunden 
w urde sind 2006 sämtliche von der KDI ausgelösten Bestellungen 
von uns bezahlt w orden. Die 2 '259  Bestellungen generierten einen 
Umsatz von CHE 8.2 M io. ohne MW St. Der Umsatz fü r Verbrauchs­
material der Drucker (Toner und T in tenpatronen) erreichte ohne 
M W St CHE 44 8 '323 .- (+16% ). Es w ird  einer besonderen Anstren­
gung bedürfen um den Druck in der kantonalen A dm in is tra tion zu 
senken!

2005 w urden 152 Inform atikkurse organisiert. 499 M itarbeiter 
haben sich fü r einen oder mehrere Kurse einge-schrieben. Dies 
bedeutet einen Rückgang der Einschreibungen von 10%  gegen­
über dem Vorjahr. Um diesem Trend entgegen zu w irken  hat die 
Höhere Fachschule fü r W irtscha fts in fo rm atik  in Siders (ESIS) fü r uns 
eine Inter-net-P lattform  m it einer e-learning Lösung en tw icke lt. Die 
ersten Pilotkurse fanden positiven Zuspruch.
Die Zusamm enarbeit m it der ESIS im Bereich Inform atikausbildung 
w urde per Anfangs Juni um ein weiteres Jahr verlängert.

DIENSTSTELLE FÜR INNERE 
ANGELEGENHEITEN
G esetzgebungsarbeiten

Die Dienststelle fü r Innere Angelegenheiten besorgte auf folgenden 
Gebieten die gesetzgeberischen Arbe iten fü r das Departem ent fü r 
Finanzen, Institu tionen und Sicherheit:
Reform  von A rtike l 87 der Kantonsverfassung (G em einde­
w ah len )

Die Botschaft über die Zweckmässigkeit dieser Reform w urde vom 
Staatsrat am 18. Januar 2006 verabschiedet. Die Lesungen über die 
Zweckmässigkeit fanden im September 2006 statt. Daraufhin 
unternahm  die Dienststelle die Ausarbeitung der Verfassungstexte 
und der begleitenden Botschaft. Diese werden dem Staatsrat zu 
Beginn des Jahres 2007 zur Beurteilung un terbre ite t werden. Die 
Reform von A rtike l 87 der Verfassung w ird  eine Revision des Geset­
zes über die politischen Rechte zur Folge haben. Die Verfahren der 
Verfassungsreform und der Gesetzesrevision müssen beförderlich 
durchgezogen werden, dam it sie im Hinblick auf die Gem eindewah­
len 2008 abgeschlossen sind.

B ez irk s o rd n u n g

In der Septembersession 2005 wies das Parlament das Reform pro­
je k t der Verfassungsartikel bezüglich der ßezirksordnung und des 
Präfektenstatuts an den Staatsrat zurück. Der Staatsrat w urde ein­
geladen, ergänzende Erläuterungen zu liefern und die Botschaft 
bezüglich der zukünftigen Organisation und der neuen Befugnisse 
sowohl der Regionen als auch der Bezirke zu ergänzen. Die Dienst­
stelle fü r Innere Angelegenheiten, die sich m it dem Gebiet der 
Bezirke und der Präfekten befasst, erarbeitete im Laufe des Jahres
2006 einen V oren tw urf des Gesetzes über die Präfekten und die 
Bezirke.

Das Departem ent fü r Volksw irtschaft und Raum entw icklung, w e l­
ches fü r das Dossier über die Regionen zuständig ist, hat in der Z w i­
schenzeit ein neues Reformverfahren bezüglich der Regionen e rö ff­
net. A u f dessen Antrag hin setzte der Staatsrat eine 
ausserparlamentarische Kommission ein m it dem A uftrag, Vor­
schläge zu machen und einen Entw urf auszuarbeiten. Diese werden
2007 erwartet, so dass die Reformarbeiten der Verfassung einge­
stellt w urden, da die Bezirksordnung nicht losgelöst von der Regi­
onsordnung behandelt werden kann.

E n te ig n u n g s g e s e tz

Nachdem die Ausarbeitungsarbeiten des neuen Enteignungsgeset­
zes 2004 und 2005 info lge Überlastung der Dienststelle auf dem 
Gebiet der Gesetzgebungsarbeiten (Gemeindeordnung, vor allem 
die politischen Rechte) ruhten, konnten diese im Laufe 2006 w ieder 
aufgenom m en werden. Sie konnten 2006 nicht vollendet werden, 
so dass der Entw urf und die Botschaft dem Staatsrat im ersten Tri­
mester 2007 un terbre ite t werden können. Dieser Gesetzesentwurf 
b e trifft zahlreiche Verwaltungsbereiche (Bauwesen, Vermessung, 
Grundbuch, Landw irtschaftsstrukturen, um nur die w ichtigsten zu 
nennen), so dass die gemeinsamen Sitzungen, die no tw endigen 
Vernehmlassungen und die Meinungsäusserungen die Ausarbei­
tung des definitiven Entwurfs zu Händen des Staatsrates eine 
leichte Verzögerung erfahren haben.

R e fo rm  v o n  A rt ik e l 8 5  d e r  K a n to n s v e rfa s s u n g  (W a h lk re is e  fü r  
d ie  W a h l des P a rla m e n ts )
Die parlamentarische Initiative bezüglich dieser Reform wurde, 
nachdem sie von der Justizkommission auf ihrer Zulässigkeit hin 
geprü ft w orden war, am 4. Juli 2006 an den Staatsrat überwiesen. 
Gemäss A rt. 131 des Gesetzes über die Organisation der Räte und 
die Beziehungen zwischen den Gewalten gab der Staatsrat seine 
Stellungnahme zu dieser Initiative ab und gab sie am 12. September 
2006 dem Parlament bekannt. Zurzeit haben sich das Parlament 
und die Kommission der Institutionen, die m it der Prüfung dieser 
Initiative beauftragt ist, über diese parlamentarische Initiative noch 
nicht ausgesprochen.

W e ite re  G e s e tz g e b u n g s a rb e ite n

Im Verlauf des Jahres 2006 arbeitete die Dienststelle fü r Innere 
Angelegenheiten an der Ausarbeitung von verschiedenen Gesetzes­
vorlagen m it, sei es, indem sie ein M itg lied in eine ausserparlamen­
tarische Kommission oder in eine vom Staatsrat eingesetzte Arbe its­
gruppe delegierte oder indem sie ihre Stellungnahme auf Anfrage 
des Staatsrats oder des Departements abgab.



Verwaltungsarbeiten

G em eindeordnung

Das Inkrafttreten der neuen Bestimmungen über die Gem eindeord­
nung auf den 1. Januar 2006 brachte natürlich fü r alle M ita rbe ite r 
der Dienststelle eine bedeutende Mehrarbeit, besonders was die 
neuen Verfahren zur Genehm igung des Voranschlags als auch die 
Ausarbeitung der kom m unalen Organisationsregiemente bezie­
hungsweise deren Anpassung an das neue Recht angeht. Im Übri­
gen w urde  den Gemeinden ein von der Dienststelle ausgearbeitetes 
M usterorganisationsreglem ent zur Verfügung gestellt.

G em eindefusionen

Im Verlauf des Jahres 2006 w urde die Dienststelle fü r Innere Angele­
genheiten durch die Fusionsprojekte der Gemeinden im Val d 'A nn i- 
viers, von Gampel-Bratsch, von Steg-Hohtenn, von Mörel-Filet und 
von Oberwald-Obergeste ln-U lrichen stark in Anspruch genom m en. 
Zusätzlich zur Teilnahme an rund 20 Sitzungen, haben die M ita rbe i­
ter der Dienststelle an der Ausarbeitung des Fusionsvertrages (Anni- 
viers) w ie  auch an der Vorbereitung der Grundlagenberichte fü r 
jedes Fusionsprojekts aktiv te ilgenom m en und ihren Beitrag dazu 
geleistet.

Dem issionen in den G em einderäten

Im Verlauf des Jahres 2006 behandelte das Departem ent fü r Finan­
zen, Institu tionen und Sicherheit, nach der Instruktion durch die 
Dienststelle fü r Innere Angelegenheiten, 39 Demissionen von einer 
kom m unalen ö ffentlichen Funktion, das heisst 36 Demissionen von 
Gem einderäten, 2 Demissionen von Richtern und 1 Demission eines 
Vizerichters. 32 Demissionen w urden angenom m en und 4 verwei­
gert. Die geltend gem achten und angenom m enen Gründe sind:

1. gesundheitliche Gründe: 13
2. Unvereinbarkeitsgründe: 9
3. berufliche Gründe: 10

Was die Generalräte be trifft, so be trägt die Zahl der Demissionen
11. Die Demissionsgründe sind nicht bekannt, da die Demission 
eines Generalrats nicht der Zustim m ung des Departements bedarf 
(kein Am tszwang). Es g ilt jedoch darauf hinzuweisen, dass allein 
schon ein W ohnsitzwechsel de fac to  den Mandatsverlust fü r einen 
Generalrat zur Folge hat (Art. 168 Abs. 2 GPR).

A bstim m ungen

im Jahre 2006 w urde keine kantonale Vorlage der Volksabstim­
m ung unterbre itet.

A u f Bundesebene hat sich die Walliser Bevölkerung zu sechs Vorla­
gen, verte ilt auf drei Urnengänge, ausgesprochen. Einmal abgese­
hen von dem leichten Nachlassen anlässlich des Urnengangs vom
12. Mai 2006 hält sich die S tim m beteiligung des Kantons bei diesen 
eidgenössischen Vorlagen seit der E inführung der generalisierten 
brieflichen Stimmabgabe bei einem guten Durchschnitt, w ie  dies 
auch die nachfolgende Tabelle zeigt:

Instruktion von Beschwerden

Im Verlauf des Jahres 2006, w urden der Dienststelle fü r Innere 
Angelegenheiten 293 Verwaltungs- und Aufsichtsbeschwerden zur 
Prüfung und Instruktion überweisen. Im gleichen Zeitraum hat der 
Staatsrat auf Vorm einung der Dienststelle 243 Entscheide gefällt. 
Die unüblich grosse Differenz zwischen eingegangenen und abge­
schlossenen Beschwerden lässt sich m it der zahlreichen Einreichung 
von Beschwerden im Verlauf des zweiten Semesters vor allem im 
U nterwallis erklären, w ie  auch m it der Erhöhung der abgeschlosse­
nen Dossiers betreffend H om ologation von Regiementen und 
Zonenplänen.

G enehm igung von R egiem enten, S tatu ten , D arlehen, V erkäu­
fen , Tauschverträgen, usw.

Im Verlauf des Jahres 2006 hom olog ierte  der Staatsrat auf Antrag 
der Dienststelle 129 Gemeinderegiemente, w ovon 55 Bau- und 
Zonenregiemente sowie Quartierpläne.

Erw erb von Grundstücken durch Personen im Ausland

In seiner Eigenschaft als Rekursbehörde hat der Chef der Dienst­
stelle fü r Innere Angelegenheiten im Jahre 2006 874 erstinstanzli­
che Entscheide geprüft. Gegen diese Entscheide w urden keine 
Beschwerden eingereicht.

VERWALTUNGS­
UND RECHTSDIENST 
DER INSTITUTIONEN
W ie es die Leistungsstruktur aufzeigt, kann die Tätigkeit des Verwal­
tungs- und Rechtsdienstes der Institu tionen in zwei Hauptbereiche 
e ingete ilt werden: die zivilrechtlichen Verwaltungssachen einerseits 
und die Rechtssachen andererseits.

1. Zivilrechtliche Verw altungssachen

- Einen besonderen A rbe itsaufw and erforderte im Laufe des 
Berichtsjahres die Inkraftsetzung des neuen Notariatsgesetzes auf 
den 1. Januar 2006. In enger Zusamm enarbeit m it den be tro ffe ­
nen Instanzen (Walliser Notarenverband, Aufsichtskam m er der 
W alliser Notare, Notariatsprüfungskom m ission, Dienststelle fü r 
G rundbuchäm ter) w urden die Verfahren betreffend das Prakti­
kum und die Zulassung zur Notariatsprüfung angepasst, die 
neuen notariellen Sicherheiten, welche die Entlassung aus den 
alten Sicherheiten in fast allen Fällen erlaubte, e ingeho lt und die 
Inspektionsform ulare ebenfalls an die neuen gesetzlichen A n fo r­
derungen angepasst.

- Am  1. Januar 2005 und 2006 sind das 2. und 3. Paket der 1. Revi­
sion des BVG und der B W 2 in Kraft getreten. Die Stiftungen und 
Einrichtungen der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Invali­
denvorsorge waren som it veranlasst, ihre reglementarischen 
Bestimmungen zu ändern und zu ergänzen, insbesondere in den 
Be-reichen:

* Bildung von technischen Rückstellungen und Schwankungsreser­
ven;

* Loyalität in der Verm ögensverwaltung;
* Überschussbeteiligung aus Versicherungsverträgen;
* Teilliquidation.

Daraus fo lg te  ein verm ehrter Einsatz der Aufsichtsbehörde, w e l­
che die K onfo rm itä t dieser reglementarischen und statutarischen 
Bestimmungen m it den neuen Gesetzesvorschriften zu prüfen 
oder zu genehm igen hat. Die le tztgenannte Behörde hat sich 
ebenfalls bem üht, ein allgemeines Inform ationsrundschreiben 
über das 3. Paket der 1. BVG-Revision an alle überwachten ju ris ti­
schen Personen zu richten.

Die Leistungsstruktur der Dienststelle unterstreicht deutlich den ihr 
anvertrauten Anteil an Aufsichtsaufgaben in derr Bereichen S tiftun­
gen, w erden 2. Säule, Vorm undschaft, Notariat, Handelsregister 
und Betreibungs- und Konkursämter. Diese verschiedenen Kontrol- 
laufgaben neu de fin ie rt und in Form von Verfahren kod ifiz iert. Diese 
Verfahren werden perm anent aktualisiert.



2. Rechtssachen
2.1 S tre it ig e  V e rfa h re n  /  R e c h ts b e ra tu n g

Die Führung der streitigen Verfahren und die Rechtsberatung 
stellen die erste Achse der juristischen Tätigkeit der Dienststelle 
dar. Die in den letzten Jahren registrierte Zunahme hat sich sta­
bilisiert: 250 Akten fü r das Jahr 2006 (259 Akten im Jahr 2005, 
261 im Jahre 2004, 235 im Jahre 2003, 179 im Jahre 2002). Die 
Instruktion säm tlicher OHG-Gesuche um Entschädigung, Vor­
schuss und G enugtuung stellt den grössten Anteil der ju ris ti­
schen Akten dar. Für das Jahr 2006 w urden 59 OFIG-Gesuche 
registriert (57 Gesuche im Jahre 2005, 76 im Jahre 2004). Die 
anderen grossen Tätigkeitsbereiche betreffen die A ufsicht über 
die Notare (49 A kten im Jahre 2006, 30 im Jahre 2005), die 
Aussprechung von Ordnungsbussen be treffend das Handelsre- 
gister (59 A kten im Jahre 2006, 48 im Jahre 2005), das Sekreta­
riat und die Geschäftsstelle der Aufsichtskam m er über die 
A nw älte  (16 Akten im Jahre 2006, 13 im Jahre 2005) sowie ver­
schiedene andere Bereiche, w ie  der Straf- und Massnahmen­
vollzug.

2 .2  G e s e tz e s e n tw ü rfe  /  G e s e tz lic h e  V e rn e h m la s s u n g e n

Die Vorbereitung von Gesetzesentwürfen und die Beantw or­
tung  von gesetzlichen Vernehmlassungen stellen die zweite 
Achse der juristischen Tätigkeit dar.

a /A ngenom m ene Gesetze und Dekrete:

Änderung des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen 
Zivilgesetzbuch und der Zivilprozessordnung vom 14. Sep­
tem ber 2006 (fürsorgerischer Freiheitsentzug, V erö ffen tli­
chung des G rundstückerwerbs, Recht der Gesellschaft m it 
beschränkter Flaftung) (gleichzeitiges Inkrafttreten m it der 
Änderung des Obligationenrechts be treffend das Recht der 
Gesellschaft m it beschränkter Haftung; Anpassungen im 
Aktien-, Genossenschafts-, Handelsregister- und Firmen­
recht),

E inführungsgesetz zum Schweizerischen Strafgesetzbuch 
vom 14. September 2006 (Inkrafttreten am 1. Januar 2007);

Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über das Jugendstraf­
recht vom 14. September 2006 (Inkrafttreten am 1. Januar 
2007);

Gesetz über den B eitritt des Kantons Wallis zum Konkordat 
vom 10. April 2006 über den Vollzug der Freiheitsstrafen und 
Massnahmen an Erwachsenen und jungen Erwachsenen in 
den Kantonen der lateinischen Schweiz vom 14. September 
2006 (Inkrafttreten verschoben bis zum K onkordatsbeitritt 
der Parlamente der Kantone Neuenburg und Waadt);

Gesetz über den B eitritt des Kantons Wallis zum Konkordat 
vom 24. März 2005 über den Vollzug der strafrechtlichen 
Einschliessung Jungendlicher aus den W estschweizer Kanto­
nen und teilweise aus dem Kanton Tessin vom 14. September 
2006 (Inkrafttreten am 1. Januar 2007);

Dekret betreffend die Änderung der kantonalen Gesetzge­
bung im Zivilverfahren zur Anpassung an das Bundesgesetz 
über das Bundesgericht vom 11. O ktober 2006 (Neudefinie- 
rung der Kompetenzen der kantonalen Gerichtsbehörden 
au fgrund des Bundesgesetzes über das Bundesgericht /  2. 
Etappe der Reform der Organisation der Bundesrechtspflege) 
( Inkrafttreten am 1. Januar 2007);

Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die eingetragene 
Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare vom 12. O ktober 
2006 (Inkrafttreten am 1. Januar 2007);

Gesetz betreffend die Änderung der Rechtspflegeordnung 
vom 9. November 2006 (O ptim ierung der Ressourcen der 
richterlichen Gewalt und Ausdehnung der Rechtskontrolle in 
verwaltungsrechtlichen S treitigkeiten /  1. Etappe der Reform 
der Organisation der Bundesrechtspflege) (Ablau f der Refe­
rendum sfrist am 1. März 2007);

Änderung des Artikels 8 Absatz 2 der Verordnung über die 
Vorm undschaft vom 20. Dezember 2006 (Inspektion alle 
zwei Jahre) (Inkrafttreten am 1. Januar 2007).

b/ Gesetzesentwürfe in Bearbeitung:

Gesetzesentwurf über die Änderung des E inführungsgeset­
zes zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs 
(Verstaatlichung der Betreibungs- und Konkursämter) (Ent­
w u rf einstim m ig angenom m en durch die Kommission fü r 
Institu tionen und Familienfragen am 5. und 21. Dezember 
2006);

Gesetzesentwurf zur Abänderung des Gesetzes über die 
Kantonspolizei und zur Abänderung der Verordnung zum 
Gesetz über die Kantonspolizei vom 15. November 2006 
(Anpassung des kantonalen Rechts an die Änderung des 
Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 23. Juni 2006 über 
den Schutz der Persönlichkeit im Falle von Gewalt, D rohun­
gen oder Nachstellungen);

Gesetzesentwurf zur Abänderung des Gesetzes über den 
Datenschutz angenom m en durch den Staatsrat am 6. 
Dezember 2006 (Anpassung des kantonalen Rechts an das 
internationale Recht);

Reglem entsentwurf über den Tarif der Gebühren und der 
Auslagen der Notare (Vernehmlassung des Vorentw urfs beim 
W alliser Notarenverband und der Preisüberwachung vom 13. 
März 2006);

Entw urf des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Zivil­
prozessordnung (Expertenmandat an Herrn Michel Ducrot);

Entwurf des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Straf­
prozessordnung (Expertenmandat an Herrn Professor André 
Kuhn);

Gesetzesentwurf über die Änderung des Einführungsgeset­
zes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (Erwachsenen­
schutz, Personenrecht und Kindesrecht) (Expertenmandat an 
Herrn Professor M artin Stettier).

d  Im Bereich der Gesetzesvernehmlassungen w urden sechs Ent­
w ürfe  geprüft:

Entwurf über die Änderung des Bundesgesetzes über die 
berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 
(Anpassung des M indestum wandlungssatzes in der be ru fli­
chen Vorsorge);

V oren tw urf der Verordnung zum Schweizerischen Strafge­
setzbuch und V oren tw urf der Verordnung über das au tom a­
tisierte Strafregister;

Fakultativprotokoll vom 6. O ktober 1999 zum Übereinkom­
men vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung jeder Form 
von D iskrim inierung der Frau;
V oren tw urf über die Revision des A ktien- und Rechnungsle­
gungsrechts im Obligationenrecht;

Entw urf fü r ein Bundesgesetz über in ternationale Kindesent­
führungen und die Haager Übereinkommen zum Schutz von 
Kindern und Erwachsenen;



- Analyse der Frauenvertretung in den ausserparlamentarischen 
Kommissionen 2006 - 2009

- Durchführung des Tochtertags 2006 in Zusamm enarbeit m it der 
Dienststelle fü r Unterrichtswesen.

- Herausgabe des pädagogischen Unterrichtsm aterial «L'école de 
l'égalité» in Zusamm enarbeit m it den W estschwei-zer Gleichstel­
lungsbüros.

- In Zusamm enarbeit m it der M ediathek St. Maurice Vortrag über 
die «geschlechterspezifische Sprache» dies im Rahmen der Aus­
stellung «Les jardins de l'orthographe»

S trukturre form  in der beruflichen Vorsorge -  Massnahmen 
fü r ältere Arbe itnehm ende.

2 .3  V o llz u g  d e r S tra fu r te ile

Der Straf- und Massnahmenvollzug umfasst:

die Registrierung der Strafurte ile im Zentralstrafregister 
(3 '618 Urteile /  3 '448  im Jahre 2005);

das Verfahren zur Inhaftierung der zu einer unbedingten Frei­
heitsstrafe Verurteilten (1 '089 organisierte Inhaftierungen /  
1 '082 im Jahre 2005, 27 Entscheide um Aufschub des Straf­
vollzugs /  23 im Jahre 2005);

das Inkasso der Gerichtsbussen m it einem Gesamtbetrag von 
Fr. 2'021 '304 .14  (3 '526 in Rechnung gestellte Bussen im 
Jahre 2006 /  3 '29 4  Bussen im Jahre 2005);

die Einziehung von Ersatzforderungen (13 A kten m it einem 
Rechnungsbetrag von Fr. 129 '984 .60  /  27 Akten im Jahre 
2005);

die Betreuung und Überwachung der zu einer Bewährungs­
massnahme oder einer W eisung Verurteilten (166 Verurteilte, 
davon 47 Verzeigungen an die zuständige Behörde; 22 aus­
gesprochene Verwarnungen, 34 Änderungen der W eisungen 
und 14 Rückversetzungen in den Strafvollzug /  157 Verur­
te ilte  im Jahre 2005);

den Vollzug von kurzen Freiheitsstrafen bis zu 3 M onaten in 
Form von Gem einnütziger A rbe it (213 Gesuche, 58 Ver­
zichtserklärungen nach A nhörung und Inform ation des 
Gesuchstellers, 142 Um wandlungen, ein Abbruch /  204 
Gesuche im Jahre 2005).

SEKRETARIAT 
FÜR GLEICHSTELLUNG 
UND FAMILIE
Gesetzgebung

- Stellungnahmen in Vernehmlassungsverfahren auf Kantons- und 
Bundesebene

Verwaltung

- Teilnahme in verschiedenen verwaltungsinternen A rbeitsgruppen 
und Kommissionen.

- Teilnahme in der A rbe itsgruppe der EDK-SODK betreffend «Fami­
lien- und Sozialpolitik /  Schul- und B ildungspolitik»

Sensibilisierung /  Projekte

G le ich s te llu n g

- «Im Namen der Ehre» Ausstellung zu Gewalt an Frauen im 
Namen der Ehre in Visp in Zusam-menarbeit m it dem Forum 
M igration Oberwallis

- Einladung zum Anlass des M uttertags und Vortag des int. Tag der 
Familie ist zu dem Final der R ing-kuhkäm pfe in Aproz

- Sensibilisierungskampagne zum Anlass 10 Jahre GIG über die 
Lohndiskrim inierung zwischen Frauen und Männern in den Post­
autos

- Durchführung von zwei Seminaren in Zusamm enarbeit m it der 
Dienststelle fü r Arbe itnehm erschutz und Arbeitsverhältnisse zu 
den Themen Lohndiskrim inierung und Gleichstellungsgesetz

Familie

- V eröffentlichung und Verteilung der Adressbroschüre «Infos, 
Frauen, Familien»

- Vorbereitungsarbeiten innerhalb der Verwaltung fü r die Umset­
zung der Massnahmen, die an der Tagung über die neue A rm u t 
der Familien vorgeschlagen w urden, dies in Zusamm enarbeit m it 
der Dienststelle fü r Sozialwesen

- In Zusamm enarbeit m it der OHG und
- W eiterführung der Studie m it der HEVs in Visp über «Verände­

rung von Netzwerken im Alter. Unterschiede zwischen Frauen 
und Männern».

- W ettbew erb fü r die Jugend von 16 bis 25 Jahren unter dem 
M o tto  «Vereinbarkeit Beruf und Familie 2006» in Zusam-menar- 
be it m it den Jugenddelegierten. Power-Point Präsentation der 
Kunstwerke an der Y-OGA in Brig

- In Zusamm enarbeit m it der Industrie- und Handelskammer, sowie 
der Dienststelle fü r W irt-schaftsen tw icklung erstellen einer Ana­
lyse in vier Oberwalliser Unternehm en durch die Fachstelle UND 
um hier eine Verbesserung der Rahmen-bedingungen zur Verein­
barkeit von Beruf und Familie durchzuführen.

- In Zusamm enarbeit m it Schule und Elternhaus, sowie dem ZET 
umsetzen der nationalen Kampagne «Stark durch Er-ziehung»

In te rn e tp la ttfo rm

- Erstellen einer Strategie, um die beiden In terne tp la ttform en 
w ww .vs.ch/g le ichstellung und w w w .vs.ch/fam illie  zusam-men zu 
führen. Ziel ist es einerseits der Ö ffentlichke it die Adressen der 
Dienststellen und Organisationen durch ein e-lektronisches Tele­
fonverzeichnis zur Verfügung zu stellen, andererseits diese Platt­
fo rm  dynamischer zu gestalten m it News sowie praktischen und 
juristischen Inform ationen

A n d e rw e itig e  Zusam m enarbeit

- Teilnahme an den Konferenzen der schweizerischen und w est­
schweizerischen G leichstellungsbeauftragten

- Teilnahme an den Treffen fü r ein internationale Zusammenarbeit 
im Bereich der Fam ilienpolitik der EKFF

Beratung und Ö ffen tlich keitsarbe it

- B eantw ortung von A uskünften in Zusammenhang m it G leichstel­
lung und Familie an Einzelpersonen und Behörden

- V ierte ljährliche elektronische Publikation von «Newsletter» 
anstatt das Inform ationsbulletin  «Aequitas»

Zusam m enarbeit m it dem  G leichstellungs- und Fam ilienrat

- M ita rbe it bei den Arbe itsgruppen «Massnahmen zu Gunsten der 
Familie» und «Vereinbarkeit Familien-, Beruf- und Sozialleben».

Diverses

- Begleitung einer Praktikantin in der Ausbildung als Soziokultu- 
relle A n im atorin  von der HEVs

http://www.vs.ch/gleichstellung
http://www.vs.ch/famillie


KANTONSPOLIZEI
Tätigkeiten der Dienststelle
Gerichtspolizei

2002 2003 2004 2005 2006

Total behandelte Fälle (m it Verzeigungen BetmG) 
2004: Höchstwert der 10 letzten Jahre

13 ’523 131578 1 4 747 14'640 14'352

Aufklärungsquote (in %) 29.41 29.27 26.77 30.44 28.02
Ausländerkrim inalitä t (in % )* 41.57 42.67 52.30 50.05 41.29
Jugendkrim inalitä t (in % )*
* vom Total der ermittelten Täter

29.65 27.69 23.82 23.85 25.66

A uszua/E n tw ick lun a aew isser Fälle 2002 2003 2004 2005 2006

Tötungsdelikte (inkl. Versuch) 7 3 8 8 7
Körperverletzungen und Tätlichkeiten 288 315 418 459 458
Notzuchtde likte 10 13 21 14 13
Total strafbare Handlungen gegen die sexuelle In tegritä t 131 120 114 104 113
Pornographie 28 10 25 38 23
Diebstähle: 7 ’ 107 7 '4 1 8 8 '190 7 '674 7 7 1 0
- davon Einbruchdiebstähle 1 825 1 '530 1 '966 17 5 3 1 '692
Sachbeschädigungen 17 43 1 '681 1 '492 1 '636 1 '666
Raubdelikte 35 36 35 40 49
Drohungen 86 102 117 130 137
Veruntreuungen 64 85 73 77 71
Betrugsdelikte 128 116 67 173 103
Brandstiftungen 60 80 72 106 85
Gemeldete Suizide 59 50 48 61 52
IT Erm ittlungen (C om pute rkrim ina litä t)* - 19 72 69 80
* Seit Juli 2003 ist ein Mitarbeiter der Kriminalpolizei vollamtlich mit dieser Aufgabe (IT-Ermittler) betraut. Am 01.08.2006 ist sie durch eine zweite Einheit vervollständigt worden.

V e rh a ftu n aen /A n h a ltu n ae n 2002 2003 2004 2005 2006

Verhaftungen 731 844 1 '006 947 862
A nhaltungen 6 '428 7 ' 591 8 '309 10'149 8 '073

Gerichtspolizeiliche Id en tifika tio n 2002 2003 2004 2005 2006

Technische Tatbestandsaufnahmen 1 '669 1 '659 1 '609 1 '351 1 '417
M itte ls Fingerabdruck identifiz ierte Personen 87 85 102 105 81
M itte ls DNA identifiz ierte Personen 36 29 54 41 31
Durch andere M itte l identifiz ierte Personen 
(chemische M itte l, S chuhabdruck,...) 4 1 8 13 13

Die nationale Datenbank der genetischen Profile (CODIS) erm öglich t die Identifiz ierung von Personen au fgrund von Spuren und die Herstel­
lung von Verbindungen zwischen Fällen, w enn genetische Profile m it anderen Spuren übereinstimmen. Die Verbindungen zwischen Fällen 
w ird  bei E rm ittlungen im m er w ichtiger.

2002 2003 2004 2005 2006

Erkennungsdienstlich behandelte Personen 664 814 917 944 1 '168
(Photo, Abnahm e von Fingerabdrücken, DNA)

davon nur Fingerabdrücke 248 371
davon Fingerabdrücken + DNA * 696 797

* Seit dem 01.01.2005 ist das DNA-Profil-Gesetz in Kraft getreten, wodurch die Anzahl Personen, bei denen eine DNA-Abnahme erlaubt ist, gestiegen ist.

Bemerkung:
Die nationale Präventionskampagne der KKJPD "S top K inderpornographie im Internet - Pädokrim ina litä t" w urde  im Frühjahr 2005 lanciert 
und w ird  sich bis Ende 2007 erstrecken. Die Kantonspolizei trä g t diese spezifischen, no tw endigen und zeitgerechten Vorbeugungsbem ü­
hungen vernetzt m it.



Strassenverkehr

V erkehrsunfälle 2002 2 00 3 2 0 0 4 2 00 5 2 0 0 6

Gemeldete Unfälle 
-T öd liche  Unfälle
- Unfälle m it Verletzten
- Unfälle m it Sachschaden 
Verzicht auf Unfallaufnahm e

U nfa llo p fe r

G etötete Personen 
Verletzte Personen

1 '693 
26 

793 
874 

1 '167

2002

31 
1 '093

1 '562 
27 

735 
800 

1 '221

2 00 3

29
V 010

1 '396 
26 

693 
677 

V 275

2 0 0 4

29
955

1 7 2 3  
22 

601 
600 

1 ' 190

2 0 0 5

34
825

1 '054 
24 

595 
435 

1 '123

2 0 0 6

26
769

H auptursache der U nfä lle  in % 

Tödliche U nfälle 2002 2 00 3 2 0 0 4 2 00 5 2 0 0 6

1. Trunkenheit
2. Geschw indigkeit
3. Physischer Gesundheitszustand

U nfä lle  m it V erle tzten

26.92
38.46

7.69

2002

11.11
51.85

7.41

2 00 3

30.77
34.62

3.85

2 0 0 4

30.77
45.45

9.09

2 00 5

33.33
16.67
16.67

2 0 0 6

1. Geschw indigkeit
2. Missachten des Vortritts
3. Trunkenheit

23.68
20.80
19.17

20.14
18.78
20.41

18.18
20.63
20.63

21.96 
19.80
19.97

22.86
21.34
20.50

G eschw indigkeitskontro llen
2006 w urden 1 ‘776 stationäre G eschw indigke itskontrollen durchge füh rt (1 '997 im Jahr 2005), davon 667 (37.56 %) in der Nähe von Schu­
len. Die Anzahl der kon tro llierten Fahrzeuge stieg von 2 4 3 '5 7 1 /2 0 0 4  auf 214 '92 4  im Jahr 2006

Fehlbare Lenker 
Ordnungsbussen
Strafanzeigen (Adm inistrativ-Massnahmen) 
Verzeigungen an das Untersuchungsrichteram t 
Führerausweisentzüge auf Platz

2 0 0 5  2 0 0 6

1 5 7 4 7  6 .26%  13 '304 6.19%
12 ' 500 11 '458
2 ' 525 1 '417

222 429
46 23

640 G eschw indigke itskontrollen w urden m it den «Laser-Pistolen» 
durchgeführt.
793 fehlbare Fahrzeuglenker w urden verzeigt, m it fo lgenden Resul­
taten: 318 Strafanzeigen, 475 Verzeigungen und 75 Führerausweis­
entzüge auf Platz (diese Zahlen werden zu den stationären 
G eschw indigke itskontrollen hinzugerechnet).
Im Totalen erg ib t dies 2 '416  Kontrollen m it 2 1 5 7 3 7  gemessenen 
Fahrzeugen.
Der Betrag der 15 '655 Ordnungsbussen im Strassenverkehr be läuft 
sich auf CHF 1 '494 '685 .00  (im Jahr 2005: 1 8 7 0 3  Ordnungsbus­
sen/CH F 1 7 6 5 7 1 2 .0 0 ).

S chw erverkehrskontro llen

Im Rahmen der Vereinbarung m it dem Bund vom  20.10.2005 über 
die Intensivierung der Schwerverkehrskontrollen w urden 305 Stras- 
senkontrollen durchgeführt, au fge te ilt in 2'391 Stunden (2005: 619 
Kontrollen /  3 '320  Stunden).
2 '588  Lastwagen w urden kon tro llie rt (2005: 3 '421), davon 794 
Ausländer (2005: 967), daraus resultierten 640 Strafanzeigen 
(2005: 680) und 112 Ordnungsbussen (2005: 151)

V erkehrserziehung und Verkehrsprävention

Für das Schuljahr 2005-2006 w urde von der Verkehrserziehung Fol­
gendes veranlasst:
Kindergarten, Primär- und Sekundarschulen: 1763 Klassenbesuche; 
32 '826 Schüler w urden, der Ausbildungsstufe angepasst, in Praxis 
und Theorie unterrichtet.
Verkehrserziehung in den postobligatorischen Schulen: 100 Klas­
senbesuche;
1 '765 Schüler wurden über die Drogen- und A lkoholp rob lem e sen­
sibilisiert und auf die Konsequenzen bei einem Unfall hingewiesen. 
Diese A ktionen konnten au fgrund der guten Zusamm enarbeit m it 
dem Lehrpersonal, den Gemeindepolizeien, den A utom obilverbän­
den und anderer gleichgesinnten Zielgruppen erreicht werden.
Die Verkehrsprävention kann fü r das Jahr fo lgende Bilanz vorw e i­
sen: Koordination und Verbreitung von 7 Kampagnen zur Unfallver­
hü tung; 12 Interventionen und Berichte zur Sicherheit der Kinder 
au f dem Schulweg; 46 Kontrollen der Schulbusse; 20 Sitzungen fü r 
Erziehungsmassnahmen ausgesprochen vom Jugendgericht; Teil­
nahme an Kommissionssitzungen zur Verkehrssicherheit; Kurse und 
Konferenzen an verschiedene Teilnehmergruppen; Anschaffung 
eines Kippfahrzeuges zur S imulation und A nim ierung der Kampa­
gne «Passive Sicherheit».



Weitere Tätigkeiten

Einsatzzentrale

Verschiedene neue Inform atikprogram m e und -Systeme wurden in 
Betrieb genom m en, un ter anderem «Natel SMS PRIO» fü r die Aus­
lösung der Feuerwehr. Mehrere neue Datenbanken «Lotus» wurden 
in tegriert und verwaltet. Das Einsatzleitsystem ELS der Polizeizen­
tra le (Sitten und Noës) w urde kom ple tt geändert. Inbetriebnahme 
des Alarmsystems ALARMNET fü r die NEAT (Program mierung - Ver­
w a ltung  - Verfahren - usw.).

Studie fü r eine neue Einsatz- und Notrufzentrale.

Zudem w urden fo lgende Aufgaben ge tätig t:

• 2 6 4791  Telefonanrufe (263 '990 im Jahr 2005) davon 75 '293 
N otrufe 112 - 117 - 118 (SO'193 im Jahr 2005). Die bei der EZ 
Noës eingegangenen A nru fe  sind in diesen Zahlen nicht enthal­
ten.

• 20 '977  M eldungen des Systems ISOPRO (Suchmeldungen von 
Personen und Fahrzeugen) (23 '204  im Jahr 2005).

Die Einsatzzentrale behandelte 2 0 7 7 3  Interventionen (17 '305 im 
Jahr 2005).

Flughafen /  Rückweisungen

Die Ausreise von 312 Personen w urde organisiert und kon tro llie rt 
(2005: 383), davon waren 136 Asylanten (2005: 182). A u f diese 
312 Fälle mussten 26 polizeilich bis an den Z ie lfughafen begleitet 
werden.
Die A kten von 247, au f A nordnung der Dienststelle fü r Zivilstands­
wesen und Fremdenkontrolle (DZF) inha ftierten Ausländern 
(Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht) w urden durch die Flugha­
fenpolizei behandelt.

In fo rm atio n  und Prävention

E x te rn e  K o m m u n ik a t io n  ü b e r  M e d ie n
•  Verbreitung von 400 M edienm itte ilungen, in den beiden offiz ie l­

len Sprachen.
• B eantw ortung von ungefähr 2 '000  Anfragen von Journalisten.
• Organisation von Pressekonferenzen.

K r im in a l itä ts b e k ä m p fu n g
•  Umsetzung der Nationalen Präventionskampagne gegen Kinder­

pornographie im Internet. Präventionsstand an den Ausstellun­
gen Sion-Expo, OGA und Foire du Valais. M ehr als 100'000 
W erbe- und Präventionsartikel w urden an Jugendliche verteilt. 
Erwachsene und Lehrkräfte w urden auf die Problematik au f­
merksam gemacht.

•  Verbreitung von mehreren M edienm itte ilungen m it W arnungen 
und Ratschlägen, insbesondere zu obenerw ähnter Kampagne.

• Gestaltung der Internetseite www.respect-p lease.ch, welche die 
Besucher auf unsere Partner im Bereich Prävention aufmerksam 
macht. Der Leitsatz «respect-please» erm öglich t es, junge Leute 
auf die verschiedenen Präventionskampagnen hinzuweisen.

• Der K oordinator «Krim inalitä tsbekäm pfung» erte ilte  200 Sicher­
heitsberatungen an Privatpersonen und Unternehmen.

Ausbildung

Am  5. März 2006 haben 32 Aspiranten, davon 7 Beamte der 
Gemeindepolizeien Bagnes, Si-ders, Sitten und Zermatt, die Aspi­
rantenschule an der Polizeiakademie von Savatan ange-treten. 3 
Aspiranten haben die Schule im Verlauf der Ausbildung verlassen.

Die Rekrutierungskampagne fü r die Aspirantenschule 2007 w urde 
vom 24. Februar bis 12. Mai 2006 durchgeführt. 237 Interessenten

haben die Dokum entation verlangt. 90 Kandidaten w urden berück­
sichtigt und zu den verschiedenen Prüfungen vorgeladen. Nach 
A usw ertung der Resultate w urden 15 Aspiranten französischer 
M uttersprache und 5 Aspiranten deutscher M uttersprache, davon 2 
weiblichen Geschlechts, fü r die Aspirantenschule vorgeschlagen.

Die M itg lieder des Korps w urden an 124 Halbtagen in den Berei­
chen taktisches Schiessen, Polizeischiessen sowie persönliche 
Sicherheit ausgebildet. Die G rundhandhabungen und der Unterhalt 
der W affen w urden im Rahmen der Schiessen behandelt.

B u c h h a ltu n g  /  S e k re ta r ia t

Die Buchhaltung hat 5 7 2 5  Rechnungen fü r einen Gesamtbetrag 
von CHF 2 '07 2 '428 .35  (5 '282 Rechnungen /  CHF 1 '469 '682 .00  im 
Jahr 2005) ausgestellt.
18 '6 6 1 A ufträge w urden vom Sekretariat der Kantonspolizei ver­
w a lte t und w eiterge le ite t (16 '8 12 im Jahr 2005).

DIENSTSTELLE FÜR 
ZIVILSTANDSWESEN 
UND FREMDENKONTROLLE
Die A rbe itsbew illigungen fü r die Staatsangehörigen der 15 M it­
gliedstaaten der Europäischen Union und der M it-gliedstaaten der 
EFTA waren 2006 noch der K ontingentierung unterstellt.

Die A usw eitung der bilateralen A bkom m en auf die 10 neuen M it­
gliedstaaten der Europäischen Union (Polen, Un-garn, Tschechien, 
S lowenien, Slowakei, Estland, Litauen, Lettland, Zypern und Malta) 
ist am 1. April 2006 in Kraft getreten. Diese Länder sind bis 2011 
der K ontingentierung und den Vorschriften der A rbe itsm arktbe­
hörde unter-stellt; Ausnahmen Zypern und Malta, welche die glei­
chen Zulassungsbestimmungen haben w ie die ersten 15 Län-der 
der EU.

2006 beträgt die Zahl der wohnsässigen Bevölkerung (Permis B und 
C) 54'121 Personen (52 '697 Personen im Jahre 2005). Die Dienst­
stelle hat 35 Familien eine A ufen tha ltsbew illigung aus hum anitären 
Gründen erteilt.

Im Rahmen der Zwangsmassnahmen erliess unsere Dienststelle 247 
H aftanordnungen im Hinblick auf die Aus-schaffung (118 Fälle 
betrafen den Bereich des Asylwesens und 129 Fälle den Bereich der 
Fremdenkontrolle.

ASYL
Man stellt fü r  das Jahr 2006 eine leichte Zunahme bei den Asylan­
trägen in der Schweiz fest; 10 '537 Anträge ge-genüber 10'061 im 
Jahre 2005. Trotzdem n im m t die Zahl der Fälle im Asylbereich 
wegen der N ichteintretungsent-scheide, der kon tro llierten Ausrei­
sen, der Untertauchung der Antragsteller und der Regelung der 
Aufenthaltsver-hältnisse durch Erteilung einer A u fen tha ltsbew illi­
gung B, ab.

Der g rosste Teil der Asylsuchenden stam m t aus Serbien (Kosovo), 
aus Eritrea - ,  aus dem Irak und an 4. Stelle aus der Türkei.
Dem Kanton Wallis w urden 2006, 369 Asylbewerber zugewiesen. 
47 haben politisches Asyl erhalten, 186 w urden abgewiesen, 62 b il­
deten Gegenstand eines Nichteintretungsentscheides, 20 haben 
ihren Asylantrag zurückgezo-gen und 25 sind au fgrund eines 
Abschreibungsentscheides aus dem Asylverfahren ausgeschieden.

Unser Kanton hat 64 fre iw illige Ausreisen und 72 Heimschaffungen 
organisiert. W ährend dieser gleichen Periode sind 195 Personen 
untergetaucht.

http://www.respect-please.ch


145 A ufen tha ltsbew illigungen aus hum anitären Gründen wurden 
im Wallis an provisorisch Aufgenom m ene erteilt.

ZIVILSTANSWESEN
Die systematische Rückerfassung im Infostar geht dank der Anstel­
lung von Zivilstandsbeamten und der regelmäs-. Die Dienststelle 
h o fft bis Ende 2007 alle lebenden Personen, die in Registern aufge­
fü h rt sind, rückzuerfassen

Der Entw urf zur Aenderung der A rtike l 28 und 29 der Verfassung, 
welche die Uebertragung der Zuständigkeit zur Erteilung des 
Gemeindeburgerrechtes von der Burgergemeinde zur M unizipalge­
meinde regeln, w urde durch das Parlament anlässlich der Zweck­
mässigkeitsdebatte und anlässlich der beiden Lesungen über den 
Text geprü ft und angenom m en.

EINBÜRGERUNGEN
643 Personen w urden durch ordentliche in unserem Kanton au fge­
nom m en. A ufgrund der vielen Gesuche w a r die Dienststelle nicht in 
der Lage den bestehenden Rückstand aufzuarbeiten.

INTEGRATION
Von den 30 unterbreiteten Projekten im Bereich der Integration und 
im Kam pf gegen den Rassismus hat der Kan-ton 27 finanziell un ter­
stützt; Gesamtbetrag Fr. 133 ' 5 1 1 .
Die Bundessubventionen 2006 fü r Projekte im Wallis betragen Fr. 
2 7 8 '2 0 3 .-.
Die plenarische Kommission hat sich 2 Mal versammelt; die ver­
schiedenen A rbe itsgruppen waren regelmässig aktiv.
Die Dienststelle organisierte am 18. Mai 2006, m it der M ita rbe it des 
internationalen Institutes fü r Kinderrechte eine Sensibilisierungsta­
gung zur Problematik der weiblichen genitalen Verstümmelung 
(Exzision). Die Anstrengungen zur Sensibilisierung und In form ation 
un ter den be troffenen Bevölkerungen, bei den Personen im medizi­
nischen und sozialen Bereich und beim Lehrpersonal werden w e ite r­
ge führt. Ein M andat w urde  diesbezüglich an die Vereinigung Kalkal 
übergeben.

Die W illkom m ensbroschüre zuhanden der E inwanderer w urde in 
die polnische, rumänische und slowenische Spra-che übersetzt.

SCHWEIZERPÄSSE 
UND IDENTITÄTSKARTEN

101 biom etrische Pässe w urden 2006 in den Pilotzentren an 
Schweizerbürger, die ihren W ohnsitz im Wallis haben, ausgestellt.

STRAFANSTALTEN
Tätigkeitsbericht

Das vergangene Jahr w ar fü r die D irektion der Strafanstalten ein 
Übergangsjahr. Im Hinblick auf das Inkrafttreten des neuen Strafge­
setzbuches per 1. Januar 2007 und des Jugendstrafgesetzes muss­
ten diverse H aftform en angepasst werden.

Die im organisatorischen und adm inistrativen Bereich festgesetzten 
Ziele sind heute erreicht. So w ird  das Erziehungszentrum Pramont 
nach dem neuentw icke lten Erziehungskonzeptes betrieben. Die 
erzieherische Einweisung in einen geschlossenen Rahmen ist nun­
mehr möglich. Die A nforderungen des neuen Konkordates breffend 
die Untersuchungshaft M inderjähriger w urden ebenfalls umgesetzt. 
Was die erwachsenen Verurteilten be trifft, ist ein neuer Plan des 
individualisierten Strafvollzuges ausgearbeitet w orden. Die spezifi­
schen Verfahren des Massnahmenvollzuges (Urlaubserteilung, 
bedingte Entlassung usw.) w urden ebenfalls erneuert. In gesetzge­
berischer Hinsicht w urden die Bestimmungen im Haftbereich 
sowohl auf Konkordats- als auch auf kantonaler Ebene angepasst.

Was die Ausbildung der Insassen be trifft, ist eine ausgesprochen 
grosszügige Geste der Loterie romande hervor-zuheben, welche 
eine Zuwendung von Fr. 25 '000  gesprochen hat. Dieser Betrag, der 
2007 eingesetzt w ird , ist dazu bestim m t, das seit Jahren von der 
D irektion festgesetzte Ziel weiterzuverfo lgen, die W iedereingliede­
rungschancen der anvertrauten Personen zu verbessern.

Die D irektion der Strafanstalten hatte 2006 nochmals eine ausge­
sprochen bedeutende Anzahl von Verfügungen im Bereich der 
Straf- und Massnahmenvollzuges zu tre ffen. Sie hat insbesondere 
352 Berichte verfasst für:

- die Kommission fü r die bedingte Entlassung ;
- die Kommission zur Beurteilung der G em eingefährlichkeit ;
- die verschiedenen Kommissionen der einweisenden Kantone, die 

fü r den Straf- und Massnahmenvollzug zuständig sind.

S trafko lon ie Crêtelongue

M it einem Belegungsschnitt von 95%  entspricht die Strafkolonie 
von Crêtelongue m ehr denn je einem Bedürfnis auf Stufe des W est­
schweizer S trafvollzugskonkordates. Die E inführung des neuen 
Strafgesetzbuches auf den 1. Januar 2007 w ird  indessen eine noch 
stärkere Individualisierung der Betreuung der Insassen m it sich brin­
gen.

Zur Stunde sind die Beschäftigungsstätten (W erkstätten, Landw irt­
schaftsbetrieb usw.) bereits weitestgehend den Bedürfnissen der 
Insassen angepasst. Sie werden indessen noch ständig verbessert. 
So ist eine neue Sägerei im Entstehen begriffen. Die Arrestzellen 
sind ebenfalls erneuert w orden, um den aktuellen Anforderungen 
im Bereich des Strafvollzuges gerecht zu werden.

Trotz dieser ständigen O ptim ierungsbem ühungen genügt die 
U nterbringung der Insassen im Zellentrakt nicht m ehr den Sicher­
heitserfordernissen, namentlich in feuerpolizeilicher Hinsicht. W ich­
tige Massnahmen w urden hinsichtlich der Evakuation der Insassen 
im Brandfall umgesetzt. Dies ist indessen nicht ausreichend. Eine 
Sanierung des Zel-Ientraktes ist unum gänglich geworden, zumal er 
vor mehr als 70 Jahre erstellt w orden ist. Das kantonale Hochbau­
am t w urde so m it der Erstellung eines Vorprojektes beauftragt.

Im steten Bewusstsein um die W ich tigke it der W eiterb ildung des 
Personals, hat die D irektion der S trafkolonie spezielle Ausbildungen 
organisiert w ie  ein Kurs in Suizidprävention oder in gewaltloser 
Kom m unikation.

2005 2006

Adoptionen 37 35
Namens- und Vornamensänderungen 226 230

Ausl. Eheschliessungen, 

(D rittstaaten) abgehandelt 

durch unsere Dienststelle

274 271

2005 2006

Reisepässe 22 '678 21 '3 74

Identitätskarten 29 '886 31 '839

Provisorische Reisepässe 443 466



ln adm inistrativer Hinsicht ist die E inführung des neuen Fakturie­
rungssystems SAP zu erwähnen, das fü r die ganze Strafkolonie ein­
satzfähig ist.

E rziehungszentrum  Pram ont

In Fortführung der unternom m enen Bestrebungen, m inderjährige 
Jugendliche m it ausgesprochen schwerer krim ineller Vergangenheit 
aufzunehm en, hat das Erziehungszentrum Pramont seine Zukunfts­
strategie definiert. Diese re iht sich vor dem H intergrund des neuen 
Jugenstrafgesetzes sowie des W estschweizer Konkordates über die 
Haft M inderjähriger ein.

Das Jahr 2006 hat abermals aufgezeigt, dass Pramont eine gewisse 
Anerkennung bei den Jugendgerichten der W estschweiz und des 
Tessins geniesst. Die Institution verfüg t denn über eine beachtliche 
W arteliste sowohl was die Einweisung Jugendlicher als auch dieje­
nige junger Erwachsener be trifft.

Die A ufnahm e und das Zusammenleben von m ehr als 30 jungen 
S traffälligen m it oftm als schweren Charakteren sind nicht einfach. 
Das Erziehungszentrum Pramont hat als Ziel, ihnen zu verhelfen, 
das no tw endige Vertrauen zurückzugew innen, dam it sie das per­
sönliche G le ichgew icht w ieder finden, das ihnen die W iedereinglie­
derung in die Gesellschaft erlaubt.

Es kann an dieser Stelle festgeste llt werden, dass die W erkstätten 
ihre Funktion der A u fw ertung  und Integration vollum fänglich e rfü l­
len. Seit mehreren Jahren arbeitet Pramont eng m it einer Vielzahl 
privater U nternehm en zusammen, welche den Jugendlichen Ausbil­
dungsgelegenheiten in Form von Praktika anbieten. Das Jahr 2006 
hat die Bedeutung dieser Zusamm enarbeit im Hinblick auf die W ie­
dereingliederung abermals unterstrichen.

In naher Z ukunft w ird  das Erziehungskonzept von Pramont Gegen­
stand mehrerer Anpassungen bilden müssen. Diese Schritte erge­
ben sich aus den Auflagen des Bundesamtes fü r Justiz, welche 2008 
eine Beurteilung der Einrichtung vornehm en w ird . Diese Prüfung 
w ird  vor allem auch die personelle Ausstattung im erzieherischen 
Bereich umfassen, sind doch die diesbezüglichen Anforderungen 
des Bundes sehr strikte.

Die unm itte lbare Zukun ft von Pramont ist som it vorgezeichnet. Sie 
w ird  indessen w eiterh in  nach innovativen Lösungen verlangen. Das 
Erziehungszentrum Pramont ist indessen bereit, diese Herausforde­
rungen anzugehen.

Untersuchungsgefängnisse

Die Belegungszahlen der Untersuchungsgefängnisse haben sich in 
der Berichtsperiode auf dem Vorjahresstand gehalten. Zunehmend 
ist indessen w e ite rh in  die Zahl der un ter schweren psychischen und 
physischen Störungen leidenden Insassen, welche die drei Anstalten 
aufzunehm en haben. Um diese Situation zu meistern, muss das 
ausbildungsmässige Schwergew icht fü r das Gefängnispersonal auf 
diese Problematik fokussiert werden. Im Jahre 2005 hatte das 
gesamte Personal die Gelegenheit, einen Kurs in Suizidprävention 
zu absolvieren. Diese Anstrengungen sind im Jahre 2006 fo rtge ­
fü h rt w orden in Form einer W eiterb ildung. So w urden acht M ita r­
beiter auserkoren, um in Begleitung von Fachpersonen in den 
Anstalten, in denen sie täg lich arbeiten, Interventionsprotokolle  zu 
erarbeiten. Diese ständigen Anstrengungen genügen indessen 
nicht. Der medizinische Dienst der Gefängnisse muss unbedingt 
ausgebaut werden. G egenwärtig verfüg t lediglich das Gefängnis 
von Sitten über Pflegepersonal. Dieses feh lt in den Untersuchungs­
gefängnissen von Brig und M artinach vollkom m en.

Was die Sicherheitsbelange be trifft, sind die beiden letztgenannten 
Einrichtungen nachts nur durch einen M ita rbe ite r besetzt. Diese 
S ituation stellt grosse Probleme dar, insbesondere im Brandfall.

Gewiss sind Arbeiten zur Verbesserung der S icherheitsinfrastruktur 
ausgeführt w orden, diese allein reichen indessen n icht aus, um den 
Perso-nalmangel wettzum achen.

DIENSTSTELLE FÜR 
STRASSENVERKEHR 
UND SCHIFFFAHRT
V erw altu n g

Nach einem m it Schwierigkeiten gekennzeichnetem Jahr 2005, die 
m it der E inführung einer neuen In form atikan-wendung verbunden 
waren, w urde 2006 ein Institu t beauftragt, bei der Kundschaft eine 
G enugtuungsuntersuchung durchzuführen. G leichzeitig w urde das 
Institut bevollm ächtigt, eine Organisations- sowie In fo rm a tikw irt- 
schaftsprü-fung vorzunehmen, um die Punkte zu bestimmen, bei 
denen Verbesserungen als Priorität angezeigt sind.

Die G enugtuungsuntersuchung dauerte w ährend des ganzen 
Monats März, und m ehr als 2000 Personen beant-worte ten einen 
Fragebogen, der ihnen w ährend des Aufen tha lts bei der Dienststelle 
abgegeben wurde. Der durch-schnittliche Genugtuungssatz belief 
sich von höchstens 10 auf 8,5, was als hoch bezeichnet werden 
kann. Die W ünsche der Kundschaft haben sich hauptsächlich auf 
eine Verstärkung unserer Dienstschalter und unseres Tele-fondiens- 
tes beschränkt. Zudem wünschen sich die Kunden eine einfachere 
Vorlage der Rechnungen.

Im Rahmen der organisatorischen W irtschaftsprü fung w urde fest­
gestellt, dass die S trukturen der Dienststelle nicht m ehr an das 
starke W achstum des Fahrzeugparks angepasst sind. Es w urde  ein 
neues Organigram m  m it ver-schiedenen Begleitmassnahmen einge­
füh rt, welche erlauben, die no tw endigen Änderungen umzusetzen.

Fahrzeugpark

Der kantonale Fahrzeugpark ist w e ite r angestiegen. W ährend er 
sich 2005 auf 234 '225  Fahrzeuge belief, liegt er gegenw ärtig bei 
240 '042 Fahrzeugen. Dieser Bestand des Fahrzeugparks umfasst 
nicht m ehr Fahrzeuge, dessen Kontrollschilder vorübergehend hin­
te rleg t sind und entspricht deshalb der Bundesstatistik. Die Anzahl 
der im m atri-ku lie rten Fahrzeuge im Jahr 2006 betrug 62 '863.

Führerprüfungen und Fahrzeugkontrollen

Die Anzahl der praktischen Führerprüfungen ist 2006 w e ite r ange­
stiegen und betrug 7 '854  zu 7 '683  im Vorjahr. Dank einer guten 
Vorbereitung der Prüfungs -bewerberinnen und -bew erbern  betrug 
der Misserfolg dieser Prüfun-gen 35 Prozent. Zudem w urden 6771  
theoretische G rundprüfungen abgelegt, bei denen die Durchfall­
quote bei 31 Prozent lag. Auch w enn die D urchfallquoten im Ver­
gleich zu 2005 leicht zugenom m en haben, bestätigen sie, dass die 
Kandidatinnen und Kandidaten in unserem Kanton die Fahrausbil­
dung m it grösster Sorgfalt angehen.

Schifffahrt

Der Schiffpark verzeichnet in unserem Kanton 1 '306  Schiffe.
Im laufenden Jahr wurden 473 Schiffe kon tro lliert, 177 Führerprü­
fungen und 125 Theorieprüfungen registriert. Die-se Zahlen belie­
fen sich im Vorjahr auf 410, 175 und 271.

Zusätzlich wurden von den Schiffswerften au fgrund von abge­
schlossenen Vereinbarungen 29 Schiffskontrollen durchgeführt.



A dm in istrative  Massnahm en

Nach einer starken Zunahme der Führerausweisentzüge im Jahr 
2005 hat sich diese Zahl 2006 von 4'501 auf 4'241 verringert. 
Nichtanpassen der G eschw indigke it an die Strassenverhältnisse 
oder Strassensignalisation (T 8 2 8 ) sowie Trunkenheit am Steuer 
(1 '330) blieben die w ichtigsten Gründe der angeordneten Adm inis- 
trativmass-nahm en.

Die wegen Missachten von Verkehrsregeln verfügten Verw arnun­
gen haben ebenfalls abgenom m en. Im Jahr 2006 w urden 1 7 1 3  
Verwarnungen ausgesprochen gegenüber 2 '335  im Jahr 2005.

Zusätzlich zu den ge tro ffenen Adm inistrativm assnahm en w urden 
4 '91 9  Personen zu einer Busse verurte ilt, w eil sie gegen die Ver­
kehrsvorschriften verstossen hatten. Diese Zahl belief sich im Vor­
jah r au f 6 '296.

Buchhaltung und In fo rm atik

Die Einnahmen der Dienststelle nehmen von Jahr zu Jahr zu und 
erreichten im Jahr 2006 die Summe von 68,7 M il-lionen Franken. 
Dieser Betrag erg ib t sich aus 269 '328  Einzahlungen m itte ls Einzah­
lungsscheinen. M it 4 '02 3  Verfü-gungen w urde der Fahrzeugaus­
weis entzogen, w eil die Verkehrssteuern nicht bezahlt w orden 
w aren.

Der Zugriff auf das In ternet der Dienststelle w eist einen zunehm en­
den Erfolg auf. Im Jahr 2006 w urden durch die Kundschaft 
1 '027 '835  Transaktionen ausgeführt, d.h. m ehr als 2 '800  pro Tag.

DIENSTSTELLE FÜR ZIVILE  
SICHERHEIT UND MILITÄR
Für die DZSM d ien t der C ontro llingberich t fü r das Jahr 2006 m it den 
veröffen tlich ten Angaben und Zahlen als Ver-waltungsbericht.

DIENSTSTELLE FÜR JAGD  
FISCHEREI UND WILDTIERE
Das Jahr 2006 w ar vom neuen 5-Jahresbeschluss geprägt. Insbeson­
dere die neue Jagdkarte sowie die Bestim-mungen über die Fahr­
zeugbenutzung füh rten  zu teilweise heftigen Reaktionen seitens 
der Jägerschaft. Die Selbst-finanzierung der Dienststelle ist in jenen 
Bereichen die d irekt m it der Ausübung der Jagd und Fischerei 
zusam-menhängen gewährle istet. Eine vollständige Selbstfinanzie­
rung ist jedoch kaum m öglich, da insbesondere die Ein-nahme- 
quelle durch die verkauften Abschüsse zu sehr variiert. Die Realisie­
rung von verkauften Abschüssen hängt von äusseren Umständen 
ab, die von der Dienststelle n icht beeinflusst w erden können.Im  Per­
sonalbereich muss-ten 3 neue W ildhü te r angeste llt werden. Diese 
Stellen w urden info lge Pensionierung der bisherigen Am tsinhaber 
frei.

B ew irtschaftung der Regale:

Trotz der teils heftigen Kritik am neuen 5-Jahresbeschluss w urden 
erneut über 2600 Patente gelöst. Die Jagd ver-lief ausgesprochen 
ruhig und unfallfrei. Sowohl die Jäger als auch die Abschüsse waren 
über das gesamte Jagd-gebiet gu t verteilt. Der Jagddienst konnte 
m it G enugtuung einen m arkanten Rückgang der Fehlabschüsse 
feststel-len. Die Jagdplanung w urde beim Rot-, Reh- und Gämswild 
vollum fäng lich e rfü llt. Die Jägerschaft hat das neue Gämsmodell 
vorbild lich um gesetzt und w urde dam it ihrer Rolle als Regulator vo ll­
um fänglich gerecht. Im Bereich der Fischerei w urden 2640 Patente 
gelöst, w obe i die Tagespatente darin n icht berücksichtigt sind. Die

W iederbe-völkerung als Herzstück der Fischerei funktion ie rte  dank 
den Fischereisektionen w ie  im m er sehr gut. Revitalisie-rungen und 
Biotopverbesserungen konnten im Rahmen von Konzessionser­
neuerungen, im Bereich von Hochwas-serschutzmassnahmen und 
anderen die Gewässer tangierenden Bauprojekten, verfüg t werden.

Die W ildruhezonen bewährten sich und w urden ab M itte  Dezember 
erneut in K raft gesetzt. Die Dienststelle w ird  im Jahre 2007 zusam­
men m it den Jagdvereinen zusätzliche W ildruhezonen vorschlagen.

Die Jagd fü h rte  2006 zu fo lgenden  Strecken:

Rotwild: 1712
Rehwild: 1371
Gämswild: 2694

Fischereiresultate:

Es w urden im Durchschnitt 46 Forellen pro Fischer gefangen. Dies 
entspricht einem Fischereiertrag von ca. 30 Tonnen Fische, welche 
den W alliser Gewässern en tnom m en wurden.

Grossraubwild

Im Gegensatz zum Vorjahr tauchten im Jahre 2006 im Kanton ver­
schiedene W ölfe  auf. W ährend sich der von der Pontim iawölfin 
angerichtete Schaden in Grenzen hielt, musste der Gom m er W o lf 
sow ie der Chablais W o lf in fo lge untragbarer Schäden zum 
Abschuss fre i gegeben werden. Beide Abschussbewilligungen w u r­
den realisiert. A u f-g rund des von der Dienststelle durchgeführten 
M onitorings muss davon ausgegangen werden, dass sowohl im 
Chablais als auch im Oberwallis nach w ie  vor W ölfe  ihre Fährte zie­
hen. Die entsprechenden Alpgenossenschaften w urden von der 
Dienststelle auf die N otw end igke it von Präventionsmassnahmen 
aufmerksam gemacht. Im Gros-sen Rat w urden Ende 2006 Anträge 
zur Vereinfachung der Abschussbewilligungsverfahren eingereicht. 
Der im Zu-sammenhang m it den Grossraubwildschäden ausbe­
zahlte Schaden be läu ft sich auf ca. 30000 Franken ohne die unzäh­
ligen von der Dienststelle aufgewendeten M annstunden zu berück­
sichtigen.
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EINLEITUNG

Gesundheitswesen

Das Jahr 2006 w ar in erster Linie geprägt von der sehr grossen 
Unterstützung des Grossen Rates fü r das Gesundheitsnetz Wallis 
(GNW) bei der Verabschiedung des Gesetzes über die Krankenan­
stalten und -Ins titu tion en  (KAIG), welches nach einer ausgedehnten 
Debatte den beiden Dekreten von 2002 und 2003, sowie dem Pla­
nungskonzept 2004 fo lg te.
Dank dieser U nterstützung können die V erantw ortlichen und das 
Personal des GNW  in eine Phase der Stabilisierung und Konsolid ie­
rung tre ten. Die letzten Hürden, die im m er noch ein optimales 
Funktionieren des GNW  behindern, können nun beseitigt und die 
zahlreichen Herausforderungen angepackt werden. Das GNW 
muss:
- den W alliser Patienten die Spitalmedizin der Zukunft anbieten,
- die neuen Bedürfnisse der Bevölkerung zu vernünftigen Kosten 

befriedigen,
- dem stärkeren Konkurrenzdruck des privaten Sektors standhal­

ten.
Die Integration des Personals der Psychiatrischen Institutionen des 
M itte l- und Unterwallis (IPVR) und des W alliser Zentrums fü r Pneu­
m ologie (WZP) ins GNW  sowie die Übertragung des Eigentums an 
den Spitalinfrastrukturen an den Kanton erforderte eine be träch tli­
che A rbe it seitens der DGW.
W egen der Annahm e des Konzeptes zur Betreuung betagter Perso­
nen durch den Staatsrat im O ktober 2005, ist das Jahr 2006 von 
zahlreichen Konstruktions-, Vergrösserungs- und Renovationspro­
jekten von A lters- und Pflegeheime geprägt, um die geplanten 390 
zusätzlichen Betten bis 2013 zu erreichen.
Abgesehen von den Massnahmen fü r die w ichtigen Themen der 
Gesundheitsförderung und Krankheitsverhütung hat die Dienst­
stelle fü r Gesundheitswesen ihren Schwerpunkt fü r 2006 auf eine 
ausgedehnte Kampagne der Organspende bei der Bevölkerung des 
Kantons angelegt.

Sozialwesen

Der NFA-Steuerungsausschuss hat an der Vorbereitung des M ante l­
erlasses gearbeitet, der am 01.01 .2008 in Kraft tre ten w ird.
Der Sozialbereich ist besonders be troffen, da die A ufsicht über die 
Institu tionen fü r Behinderte und deren Finanzierung zur Gänze in 
die V erantw ortung des Kantons übergehen werden, w ährend die 
Finanzierung von AHV und IV vollständig vom Bund übernom m en 
w ird.
Diese neue Situation b ring t zahlreiche Änderungen in der A u fga ­
ben- und Lastenaufteilung zwischen Kanton und Gemeinden m it 
sich. Das vom Staatsrat vorgeschlagene Modell hat einen Ausgleich 
der gesamten Neuverteilung von Lasten zwischen Kanton und 
Gemeinden zum Ziel.
In einer zweiten Etappe w ird  es darum  gehen, über die A ufgabe­
nentflech tung innerhalb des Kantons zu diskutieren.
Insbesondere im Bereich der Institu tionen fü r Behinderte hat das 
Departem ent ein erstes D okum ent in die Diskussion gebracht; die­
ses D okum ent w ird  als G rundlage fü r den strategischen Plan die­
nen, den der Kanton Ende 2007 oder A nfang 2008 dem Bund 
unterbreiten muss.
W ährend des Jahres 2006 w urden Vorbereitungsarbeiten fü r die 
E inführung eines Informatiksystems durchgeführt, das alle Institu­
tionen fü r Behinderte, fü r Jugendliche und fü r den Sonderschulun­
te rrich t abdeckt.
Angesichts der Bedeutung dieses Vorhabens muss diese Frage vom 
Grossen Rat im März 2007 m it einem Dekret behandelt werden. 
Nach einem starken Kostenanstieg im Jahre 2005 blieb die Sozial­
hilfe im Jahre 2006 relativ stabil: Laut der Statistik des Bundesamtes 
fü r Statistik be trägt der Anteil der Personen, die von der Sozialhilfe 
abhängig sind, im Wallis 1,3% , w ährend er landesweit 3 ,3%  aus­
macht. Trotz dieser erfreulichen Situation ist es nötig, die Koordina­
tion  zwischen den verschiedenen Systemen, namentlich IV, A rbe its­
losenversicherung und Sozialhilfe zu verstärken. Diese

Zusamm enarbeit w ird  im Jahre 2007 im Rahmen des Projekts HZ 
M AM AC , das vom  Staatsrat genehm igt w urde, konkretisiert.
Am 1. Januar 2006 ist die Änderung des Reglements über die Ein­
tre ibung von Unterhaltsbeiträgen und die Entrichtung von Vor­
schüssen in Kraft getreten; auf Grund dieser Änderung ist es nicht 
mehr möglich, die Gewährung von Vorschüssen auf zwei Jahre zu 
beschränken, w enn der Schuldner zahlungsunfähig ist. Diese Ände­
rung, die vom Grossen Rat genehm igt wurde, korrig iert die frühere 
Benachteiligung von Personen, deren Ex-Ehegatte nicht in der Lage 
ist, die geschuldeten Unterhaltsbeiträge zu leisten.
Im Asylbereich geht die Zahl der aufgenom m enen Personen w e ite r 
zurück, und entsprechend verm indern sich auch die Pauschalbei­
träge des Bundes. A u f Grund der Bestimmungen des Asylgesetzes 
des Bundes muss der Kanton hingegen die Kosten der Personen m it 
NEE (Nichteintretensentscheid) und der vorläufig Aufgenom m enen 
übernehmen, die nach einem siebenjährigen A u fen tha lt in der 
Schweiz vom Kanton übernom m en werden müssen.
Das Betriebsdefizit des Asylbereichs liegt fü r 2006 in der Grössen­
ordnung von 1,8 M io. Ab 2008 w ird  es sich auf 4-6  M io. erhöhen. 
Der Personalbestand des Sektors Asyl w ird  nach einem Abbau von 
15 Stellen im Jahr 2005 ab 2007 voraussichtlich w e ite r verm indert 
w erden müssen.
Um die Integration der Personen, die dauerhaft im Wallis verblei­
ben, zu fö rdern und die sozialen Kosten zu begrenzen, beantragt 
die Dienststelle, dass eine Einrichtung zur U nterstützung bei der 
Arbeitssuche geschaffen w ird . Dieser Schritt w ird  dank der grosszü­
gigeren Ö ffnung des Arbeitsm arktes fü r A sylbewerber und vorläufig 
aufgenom m ene Personen m öglich. Der Zugang zum Arbe itsm arkt 
w urde bisher fü r diese Personenkategorien sehr restriktiv gehand- 
habt.

Energie

W ie bereits in den vorgehenden Jahren, hat sich im Elektrizitäts­
m arkt die Nachfrage w e ite r verstärkt. So sind auch 2006 neben den 
fossilen Energieträgern auch die europäischen Marktpreise fü r 
Strom stark angestiegen. Setzt sich der bisherige Stromverbrauch 
unverm indert oder auch in geschwächter Form fo rt, so w ird  die 
Schweiz, je nach Szenario im Zeitraum zwischen 2012 und 2020 zu 
w enig  Strom zur Verfügung haben. Der ständig steigende Stromver­
brauch der letzten Jahre hat die Bedeutung und den W ert der siche­
ren W asserkraft einmal mehr klar aufgezeigt. Diese Tatsache w irk t 
sich auch positiv auf die im Kanton Wallis produzierenden Wasser­
kraftgesellschaften und die Zukun ft der W asserkraft aus. Anderer­
seits bedeuten steigende Strompreise S tandortnachteile fü r energie­
intensive Betriebe im Kanton und in der Schweiz.
Die Stellung der schweizerischen E lektrizitätsw irtschaft ist im Hin­
blick auf die vollständige Ö ffnung des EU-Strombinnenmarktes im 
Jahr 2007 zu sichern. Das Stromversorgungsgesetz und die Revision 
des Energiegesetzes wurden in den eidgenössischen Räten m it 
wenigen Differenzen zu Ende beraten. W enn das Referendum nicht 
ergriffen w ird , kann davon ausgegangen werden, dass die Inkraft­
setzung 2008 erfolgen w ird . M it dem Stromversorgungsgesetz w er­
den die Rahmenbedingungen zur Gewährleistung einer sicheren 
und nachhaltigen Stromversorgung und fü r einen geordneten 
S trom m arkt im sich verändernden schweizerischen und europäi­
schen Umfeld gesetzt.
Die W alliser Elektrizitätsgesellschaft (WEG) hat m it der A btre tung 
der Verteilnetze an die Gemeinden und die regionalen Elektrizitäts­
w erke die S trom verte ilung an die Kleinkunden schrittweise au fge­
geben. Neu konzentrie rt sich die WEG vorab auf die Lieferung an 
Grosskunden, insbesondere an Stromverteiler, an die Industrie und 
an KMU's.
Im Bereich der W asserkraftnutzung w urden 2006 die Bauarbeiten 
zur Instandstellung der Druckle itung von Cleuson-Dixence in 
A n g riff genom m en. Im W eiteren w urde die Projektierung von zwei 
Pumpspeicherwerken, «Nant de Drance» in Emosson und «Arges- 
simo» in Oberems gestartet.
Bei mehreren W asserkraftanlagen w ird  gegenwärtig der W eiterbe-



trieb der Anlagen m itte ls provisorischen Massnahmen gewährle is­
tet. Die A nw endung der Richtlinien fü r die Gewässersanierung 
w urde w eiterverfo lg t. Bei den Höchstspannungsleitungen ist das 
Projekt der 380 kV-Leitung Cham oson-Chippis in der Bew illigungs­
phase.
Im Bereich der rationellen Energienutzung und der erneuerbaren 
Energien läu ft auf schweizerischer Ebene das Aktionsprogram m  
«EnergieSchweiz» im sechsten Jahr. Die M inergie-Strategie w ird 
prio ritä r w e ite rge führt. Förderprogramme laufen auch im Bereich 
der Sonnen- und Holzenergienutzung. Die Vollzugskontro lle der 
Verordnung betreffend die rationelle Energienutzung in Bauten und 
Anlagen zeigt auf, dass die Energienachweise der Gebäude die 
gesetzlichen Vorgaben nicht im m er einhalten.
A u f der organisatorischen Ebene w urden die Dienststellen fü r Ener­
gie und W asserkraft, auf Vorschlag der parlamentarischen Kommis­
sion «Strukturelle Massnahmen», auf den 1. Dezember 2006 
zusammengelegt.

Der V orsteher des D epartem ents  
fü r  Gesundheit, Sozia lw esen und Energie

Thomas Burgener



ALLGEMEINE VERWALTUNG Das Postulat w ird  im Rahmen der nächsten Revision der 
Gesetzgebung über die Familienzulagen überprüft.

ORGANISATION UND PERSONAL

D ienststelle A nzahl Etatstellen

Dienststelle fü r Gesundheitswesen 19.70
Dienststelle fü r Sozialwesen 15.50
Medizinischpädagogisches 175.60
Zentrum «La Castalie»
Dienststelle fü r Arbe itnehm erschutz 14.00
und Dienstverhältnisse
Dienststelle fü r Energie und W asserkraft 7.80
Total 232.60

M otionen und Postulate
M o tio nen

2.036 M otion  von Grossrat Robert Sarbach (SPO) betreffend 
Jugendschutz auch beim  V erkauf von Tabakwaren 
(14.03.2006).

Motion wurde in der Septembersession 2006 angenom­
men.

Der Revisionsentwurf des Gesundheitsgesetzes, der im 
Dezember 2006 in die Vernehmlassung geschickt wurde, 
en thä lt in den A rtike ln  106 und 107 Bestimmungen über 
den Konsum von Tabak in ö ffentlichen Lokalen sowie die 
W erbung fü r Tabak in den Lehranstalten und deren unm it­
te lbarer Umgebung.

2.042 M o tion  der Gruppe FRL, durch Grossrat Alexis Turin, be tref­
fend eines Am tes fü r Inkasso und Bevorschussung fü r alle 
Unterhaltsbeiträge (11.04.2006).

Motion wurde in der Oktobersession 2006 angenommen.

Die M o tion  verlangt vom Staatsrat den Absatz 1 des 
A rtike ls  2 des Gesetzes über die E in tre ibung von 
Unterhaltsbeiträgen und die Entrichtung von Vorschüssen 
w ie  fo lg t zu ergänzen: « inkl. Fam ilienzu lagen und 
Andere».

2.048 M otion  der PDC-Abgeordneten des Bezirks Siders, durch 
die Grossräte C hristophe Lamon (Suppl.), Jean-pierre 
Rouvinez, Pascal Rey, Alain de Preux, Christian Favre 
(Suppl.), Charles-André Bagnoud und Grossräting (Suppl.) 
Andréane Theytaz, betreffend Abänderung des kantonalen 
Energiegesetzes zugunsten der Nutzung von Holz als 
A lternative zum Im port von Energieträgern (10.5.06).

Motion wurde als Postulat in der November Session 2006 
angenommen.

Das Ziel der M o tion  w ird  durch das kantonale Energie- und 
Forstgesetz bereits erfü llt.

Postulate

2.022 Postulat von Grossrat Franz Ruppen (UDC/ SVP) betreffend 
Vereinfachung bei der Auszahlung von Kinderzulagen
(13.09.2005).

Postulat wurde in der Märzsession 2006 angenommen.

2.023 Postulat von Grossrätin (Suppl.) Francine Zufferey Molina 
(PS/Ad G) und M itu n te rze ichne r be tre ffend
Krankenkassensubvention fü r 18 -  20 Jährige
(14.09.2005).

Postulat wurde in der Märzsession 2006 angenommen.

Das DGSE hat die Ausgleichskasse des Kantons Wallis au f­
gefordert, die Konsequenzen einer Senkung des Alters fü r 
das individuelle Beitragsrecht auf 18 Jahre zu simulieren. 
M it seinem Schreiben vom 5. September 2006 z. Hd. der 
Grossrätin Zufferey-M olina hat der Vorsteher des DGSE die 
Tatsache bestätigt, dass ungefähr 1 '400 Familien (5 ’ 100 
Personen), die gerade wegen des M ite inbezugs eines 
Kindes zwischen 19 und 20 Jahren fü r die Berechnung des 
Beitragsrechts der Eltern in den Genuss von Subventionen 
kom men, kein Anrecht au f Subventionen m ehr hätten, 
w enn ihr Kind individuell berücksichtigt würde.

2.024 Postulat von Grossrat (Suppl) Marc Kalbermatten be tre f­
fend Auszahlung der Familienzulagen (13.09.2005).

Postulat wurde in der Märzsession 2006 angenommen.

Das Postulat w ird  im Rahmen der nächsten Revision der 
Gesetzgebung über die Familienzulagen überprüft.

2 .026 Postulat von Grossrat M a tth ias  Eggel (GFL) und
M itu n te rze ichne nde n  be tre ffend  Berechnung des 
Sozialhilfebudgets: Anpassung des Freibetrags.

Postulat wurde in der Aprilsession 2006 angenommen.

Das Postulat verlang t, dass der Freibetrag fü r 
Sozialhilfeempfänger 50 Prozent des aus ihrer Tätigkeit 
erarbeiteten Lohnes beträgt, jedoch maximal 500 Franken.

2.032 Postulat von Grossrat (Suppl.) G régoire Raboud und
M itu n te rze ichne nde n  be tre ffend  E rdö lknapphe it
(16.12.2005).

Postulat wurde in der Aprilsession 2006 angenommen.

Der S taatsrat w ird  prü fen , in w e lchem  Mass die 
R ahm enbedingungen, die au f gesam tschweizerischer 
Ebene geschaffen werden, auf kantonaler Ebene ergänzt 
w erden müssen.

2 .044 Postulat von Grossrat (suppl.) Roland Kuonen (SPO) be tref­
fend Anpassung der Wasserzinse an die schweizerischen 
und europäischen Energiemarktpreise (EEX und SWEP)
(13.04.2006)

Postulat wurde in der Oktobersession 2006 angenommen.

Im Postulat w ird  darauf hingewiesen, dass die M öglichke it 
sich an Heimfällen zu beteiligen gu t vorzubereiten sei. 
Dafür seien Beteiligungsm odelle und Strategien m it den 
Konzessionsgemeinden zu entw icke ln. Im W eiteren soll die 
höhere W ertschöpfung der W asserkraft eine korrekte 
Entschädigung der Gebirgskantone nach sich ziehen.

2.046 Postulat von Grossrätin (Suppl.) Zita Burgener-Imoberdorf
und M itunterzeichnenden betreffend Risiken bei Tattoo- 
und Piercingstudios (10.05.2006).

Postulat wurde in der Novembersession 2006 angenom­
men.

Diese Problematik ist durch eine Verordnung des Bundes, 
die seit 1. Januar 2006 in Kraft ist, geregelt. Diese 
Verordnung bezweckt die Gewährleistung der Sicherheit



der verwendeten Produkte. Das Bundesamt fü r Gesundheit 
hat in Zusamm enarbeit m it den Berufsverbänden deta illier­
te Richtlinien über die A rbe itspraktiken ausgearbeitet. Die 
kantonalen Laboratorien können Kontrollen durchführen, 
unerlaub te  Produkte beschlagnahm en und Verstösse 
gegen die oben e rw ä hn te n  Bestim m ungen bei der 
Strafverfo lgungsbehörde anzeigen.

2.047 Postulat der PDC-Abgeordneten des Bezirks Siders, durch 
die Grossräte C hristophe Lamon (Suppl.), Jean-Pierre 
Rouvinez, Pascal Rey, Alain de Preux, Christian Favre 
(Suppl.), Charles-André Bagnoud et Andréane Theytaz 
(Suppl.) betreffend Abänderung des Energiegesetzes hin­
sichtlich  e iner O p tim ie run g  der P roduktion, 
Bew irtschaftung und Nutzung der Energiequellen im Wallis 
(10.5.06).

Postulat wurde in der Dezembersession 2006 angenom­
men.

Im Zuge der A k tua lis ie rung  des Blattes G .2/1 
«Energieversorgung» im kantonalen Richtplan soll den 
gewünschten Massnahmen im Postulat Rechnung ge tra­
gen werden.

2.051 Postulat der PDCC-Fraktion, durch Grossrätin (Suppl.) 
Véronique Jenelten-Biollaz, be ttre ffend Anreizmassnahmen 
fü r eine rationelle W assernutzung (6.6.2006).

Postulat wurde in der Dezembersession 2006 angenom­
men.

Das Postulat fo rde rt verschiedene Anreizmassnahmen fü r 
eine rationelle W assernutzung und eine Reduzierung der 
Abwassermengen. Die Absicht des Postulates, betreffend 
eine nachhaltige W assernutzung, ist im Sinne der Politik 
des Staatsrates.

2.055 Dringliches Postulat der PDCB-Fraktion, durch Grossrat 
Gabriel Luisier, be tre ffend  E rhöhung der 
Krankenkassenprämien und Eindämmung der Spitalkosten 
im Wallis (12.09.2006).

Postulat wurde in der Septembersession 2006 angenom­
men.

Das DGSE hat w eiterh in  beim Bundesamt fü r Gesundheit 
(BAG) und dem Eidgenössischen Departem ent des Innern 
(EDI) interpelliert: Es fo rde rt die Genehm igung, die Konten 
der im Wallis aktiven Krankenversicherungen zu überprü­
fen . Herr Bundesrat Pascal C ouchepin  hat die 
Genehm igung tro tz  der grundsätzlichen Zustim m ung, die 
Herr Daniel W iedm er -  A b te ilun gs le ite r A u fs ich t 
K rankenversicherung des BAG -  dem Vorsteher des 
Departements fü r Gesundheit, Soziales und Energie (DGSE) 
an einer Fernsehdebatte auf Canal 9 gegeben hat, abge­
lehnt.



DIENSTSTELLE FÜR 
GESUNDHEITSWESEN
Gemäss dem Dekret vom 4. September 2003 w urden die Psychiatri­
schen Institutionen des M itte l- und Unterwallis (IPVR) und das W alli­
ser Zentrum fü r Pneumologie (CVF) ins GNW  integriert. Ihr Tätig­
keitsbericht ist Bestandteil des Geschäftsberichts des GNW.

Gesundheitsförderung und Verhütung  
von Krankheiten und Unfällen

Im Jahr 2006 hat die Dienststelle fü r Gesundheitswesen unter den 
zahlreichen Präventionsprojekten und -p rog ram m en den Schwer­
punkt auf eine breite Inform ationskam pagne zur Organspende, die 
Beobachtung der Sterblichkeit im Zusammenhang m it Hitzewellen 
sowie auf verschiedene andere Projekte in fo lgenden w ichtigen 
Bereichen gelegt: die Förderung einer gesunden Ernährung und 
physischer A ktiv itä t; die Reduzierung des missbräuchlichen A lkoho l­
konsums und der Kam pf gegen den Konsum schädlicher Substan­
zen, die zu A bhäng igke it führen (Tabak und Cannabis) sowie die 
Förderung der psychischen Gesundheit.

ORGANSPENDE:
ICH BIN DAFÜR,
ICH FÜLLE EINEN 
SPENDERAUSWEIS AUS

■ $ m =

Epidemiologie

Die DGW hat sich insbesondere m it der Vogelgrippe beschäftig t. Für 
den Pandemiefall w urde  ein Konzept fü r die Betreuung der Patien­
ten ausgearbeitet. Die Umsetzung dieses Konzeptes warausserdem  
Gegenstand einer gemeinsamen Übung zusammen m it den Part­
nern.

W alliser Gesundheitsobservatorium

Das W alliser Gesundheitsobservatorium hat fü r ihr Informationssys­
tem  im Gesundheitsbereich (Datawarehouse) im November 2006 
den Preis des IDHEAP (Hochschulinstitut fü r ö ffen tliche  Verwaltung) 
«Exzellenz in der ö ffentlichen Verwaltung», Kategorie «Electronic 
Governm ent», gewonnen. Die DGW  erhält durch dieses System 
Daten in Echtzeit über Diagnosen und medizinische Behandlungen, 
finanzielle Aspekte, die Personalverwaltung oder die Pflegequalität.

Beaufsichtigung der Berufe 
und Institutionen
Im Rahmen der Erneuerung der Betriebsbewilligungen der A lters­
und Pflegeheime (APH) hat die DGW ein Dutzend Institu tionen kon­
tro llie rt, die ihre Situation im Zusammenhang m it der Pflegeperso­
na ldotation und der E inhaltung der Richtlinien des Departements in 
O rdnung bringen mussten. A lle diese Institutionen haben die neue 
Betriebsbewilligung erhalten.
Die Kantonale W alliser Rettungsorganisation (KWRO) hat die

Zustellung des «Preis Excellence in der öffentlichen 
Verwaltung 2006»

A m bulanzunternehm en kon tro llie rt und dem Departem ent ihre 
Vorm einungen zur Erneuerung der Betriebsbewilligung von fü n f 
Unternehmen abgegeben. Das Departem ent hat un ter Verweis auf 
diese Vorm einungen den fü n f Unternehm en die Fortführung ihrer 
Tätigkeit bew illig t.
A u f Antrag des «Centre de soins palliatifs FXB» hat sich das Depar­
tem ent unter Berücksichtigung der Unterzeichneten Zusammenar­
beitsverträge m it den sozialmedizinischen Regionalzentren von Sit­
ten und M artinach entschieden, die Betriebsbewilligung dieser 
Organisation fü r die Palliativpflege zu Hause zu erneuern.

Spitalversorgung
Am  12. O ktober 2006 hat der Grosse Rat m it grosser M ehrhe it dem 
Gesetz über die Krankenanstalten und -In s titu tion en  zugestimmt. 
Dieses Gesetz ist am 1. Februar 2007 in Kraft betreten und stellt 
einen historischen W andel im Walliser Gesundheitswesen dar.
Dem mehrfach geäusserten politischen W illen entsprechend w ird 
gemäss diesem Gesetz die Psychiatrischen Institutionen des M itte l­
und Unterwallis (IPVR) und das W alliser Zentrums fü r Pneumologie 
(CVP) in das Gesundheitsnetz W allis integriert.
Im Zentrum steht das Interesse der Patienten über ein leistungsstar­
kes Gesundheitsnetz zu verfügen. Das Parlament hat zudem ein­
deutig den W illen geäussert, die Interessen des Personals der IPVR 
und des CVP bei der Umsetzung so gu t w ie  m öglich zu berücksichti­
gen. Seit dem 1. Februar 2007 pro fitie rt das Personal der IPVR und 
des CVP von den Lohn- und Sozialbedingungen sowie der Pensions­
kasse des GNW.
Für die Übertragung des Eigentums an den Spitalinfrastrukturen an 
den Kanton und die korrekte Entschädigung der Eigentümer w u r­
den m it den Spitalvereinen und den religiösen Kongregationen Ver­
einbarungen ausgehandelt.
Das DGSE hat auf A ntrag des Staatsrates das «Institut universitaire 
de médecine sociale et préventive de Lausanne (IUMSP)» beauf­
trag t, die Pflegequalität in unserem Kanton im Zusammenhang m it 
der E inführung des Gesundheitsnetz Wallis zu analysieren. Der 
Bericht «Analyse zur A usw irkung der Transformation des Spitalsys­
tems auf die medizinische und pflegerische Versorgungsqualität im 
Kanton Wallis», der im September 2006 publiz iert w urde, kom m t 
zum Schluss, dass «die Qualität in den Spitälern des Gesundheits­
netz Wallis gu t ist» und dass «die Sicherheit der Patienten nicht 
gefährdet w ar oder ist».
Im Bereich der Spitalplanung hat der Staatsrat eine Bilanz seiner 
Entscheide von 2004 gezogen und beschlossen, fo lgende Anpas­
sungen vorzunehmen:
- Reduktion der Anzahl Geriatriebetten im Spitalzentrum M itte l­

und Oberwallis;
- Schliessung des Spitals Gravelone, welches ab März 2007 in ein 

Altersheim  um gew andelt w ird . 70 Geriatriebetten w urden an die 
Standorte M artinach und Siders verlegt;

- Konzentration der stationären Gynäkologie an den Standorten 
Sitten und Visp;

- Bildung von drei Palliativpflegeabteilungen in M artinach, Siders 
und Brig.



Spitalexterne Versorgung

Seit mehreren Jahren werden durch die zunehmende A lterung der 
Bevölkerung Vergrösserungen, Renovationen oder Neubauten einer 
gewissen Anzahl A lters- und Pflegeheime (APH) in unserem Kanton 
nötig. Im Jahr 2006 hat fast die Hälfte der APH solche Anpassungen 
vorgenom m en. Diese Arbe iten werden zu 30%  vom Kanton sub­
vention iert und müssen dem zufo lge von der Dienststelle fü r 
Gesundheitswesen überw acht w erden. Der Kanton sorgt dabei fü r 
die Berücksichtigung der spezifischen Bedürfnisse der betagten 
Bevölkerung. Zu erwähnen g ilt insbesondere die Eröffnung des 
neuen APH St.Michael in Naters, welches über 57 Betten verfügt. 
Neben der Erhöhung des Bettenangebots in den APH geht die Ent­
w ick lung der W ohnungen m it sozialmedizinischer Betreuung w e i­
ter. Nach der Eröffnung der Dominos in Siders konnte in der Region 
Sitten das SMZ in Zusamm enarbeit m it der Pro Senectute ein neues 
A ngebo t in diesem Bereich schaffen.
Im Konzept der Betreuung be tagter Personen 2005 ist ebenfalls das 
A ngebo t von Tagesheimen vorgesehen, um den A u fen tha lt zu 
Hause zu verlängern. In der Tat erm öglich t dies den betagten Perso­
nen, sich w ährend des Tages in den Lokalitäten der A lters- und Pfle­
geheime oder in den Zw ischenstruktur der Pflege aufzuhalten, 
dam it die A ngehörigen entlastet w erden können.

Krankenversicherung

Seit dem Inkrafttre ten 1996 des Bundesgesetzes über die Kranken­
versicherung (KVG) gew ährt die Eidgenossenschaft den Kantonen 
jährlich Subventionen zur Reduktion der Prämien von Versicherten 
in bescheidenen w irtschaftlichen Verhältnissen.
2006 w urde im Wallis CHF 145.2 M illionen fü r die Subventionie­
rung der Krankenversicherungspräm ien von ungefähr 95 '000  Per­
sonen -  beinahe ein D ritte l der Bevölkerung - eingesetzt. Der Kan­
ton  Wallis erhält von der Eidgenossenschaft ungefähr 92%  dieses 
Betrages.
Die 2007 angew andten Einkomm enslim iten fü r die Bestimmung 
des Subventionsanspruchs w urden im Vergleich zu 2006 leicht 
gesenkt. Nötig gem acht hat dies insbesondere die Erhöhung der 
Prämien im Jahr 2007. Dam it diese leichte Senkung der Limiten die 
Familien m it Kindern n icht allzu sehr beeinträchtigt, w urde der 
Zusatz pro Kind um CHF 250.- erhöht.

Weitere Inform ationen über die Tätigkeiten der Dienststelle 
für Gesundheitswesen im Jahre 2006 können dem Control­
lingbericht des Politikkontrakts entnommen werden.

DIENSTSTELLE 
FÜR SOZIALWESEN
Koordinationsstelle fü r Sozialleistungen

Ind iv idue lle  Sozialhilfe

Die A nw endung der neuen Sozialhilfenorm en der SKOS, die am 1. 
Januar 2006 in Kraft getreten ist, hat entgegen der Befürchtungen 
gewisser Kreise keine spürbare Erhöhung der Kosten fü r die Sozial­
hilfe verursacht.
Sie hat vor allem verstärkte soziale Integrationsmassnahmen und 
Förderbeträge im Zusammenhang m it einer M ita rbe it der Sozial­
h ilfeem pfänger zur W iederherstellung der eigenen A utonom ie  zum 
Inhalt.
Für die Unterstützung von in Not geratenen Menschen und die Kon­
tro lle  der Kostenentw icklung braucht es unbedingt eine verstärkte 
Zusamm enarbeit zwischen den Institutionen. Dam it soll vermieden 
w erden, dass jem and aus der Berufstätigkeit herausfällt und dass 
der A ufw and von Versicherungseinrichtungen auf die Sozialhilfe 
abgewälzt w ird . Für dieses Vorgehen müssen die Entscheidunsfin- 
dungsverfahren auf Gemeindeebene und zwischen den Gemeinden

geklärt werden. Die Kom plexität der Situationen, die Verflechtung 
m it den Sozialversicherungen oder dem Gesundheitswesen setzen 
voraus, dass die Verfügungen über Sozialhilfe auf unbestreitbaren 
Rechtsgrundlagen beruhen. 2006 musste sich die Dienststelle fü r 
Sozialwesen m it der Untersuchung 76 Beschwerden befassen, die 
beim Staatsrat von den Betroffenen selbst oder von ihrem Berater 
eingereicht w urden. 2000 betrug die Zahl der Beschwerden noch 
28. Die genannten Fakten bedingen eine Anpassung des Walliser 
Dispositifs, aber nichtsdestoweniger kann die Situation im Kanton 
im Vergleich zu den meisten Schweizer Kantonen als relativ gut 
bezeichnet werden.
Nur in Obwalden, Uri, Nidwalden und Appenzell liegt der Anteil 
Sozialhilfeem pfänger tie fe r als im Wallis (1,3 %). In allen übrigen 
W estschweizer Kantonen liegt dieser Prozentsatz zwischen 2 %  (JU) 
und 4 ,4  % (VD). Der Schweizer Durchschnitt be läuft sich auf 3 %. 
Das System der Subventionierung der Krankenversicherung fu n k tio ­
n iert gut, und dank den Vereinbarungen m it den Versicherern sind 
95%  der W alliser Bevölkerung vor dem Risiko einer Sistierung der 
Versicherungsdeckung oder eines Anschlusses aus der Versicherung 
geschützt.
Das Gesetz über die Harmonisierung der Finanzierung der Sozialsys­
tem e sowie der Systeme fü r die soziale und berufliche Eingliede­
rung, das 2005 in Kraft getreten ist, erle ichtert die umfassende Ver­
w a ltung  des Bereichs insofern, als die Verrechnung der Kosten bei 
irgendeinem System (Ergänzungsleistungen, kantonaler Beschäfti­
gungsfonds, Sozialhilfe, Unterhaltsbeiträge usw.) keine Verschie­
bung des Aufw ands zwischen Kanton und Gemeinden oder von 
einer Gemeinde zur anderen verursacht.
Die Entscheidung über die Gewährung einer Massnahme kann also 
ausschliesslich auf Grund des Kriteriums der Zweckmässigkeit 
ge tro ffen werden, ihre finanziellen Folgen fü r dieses oder jenes 
Gemeinwesen spielen keine Rolle mehr.

A sylbew erb er

Im Jahr 2006 w urden dem Wallis 359 Asylbewerber zugeteilt, das 
sind 14 Personen weniger als im Vorjahr. Ende September 2006 
zählte man auf dem Walliser Kantonsgebiet 1670 Asylbewerber.
Die Restrukturierungsmassnahmen w urden 2006 w eitergeführt. 
Die Organisation w urde um gesta ltet, die Empfangsstrukturen w u r­
den verkle inert und die Zuständigkeiten ausgelagert.
M it einer Spezialfinanzierung des Bundes w urde ein P ilotpro jekt zur 
Begleitung der A rbe its in tegration von vorläufig aufgenom m enen 
Personen au f die Beine gestellt. Angesichts der erzielten Ergebnisse 
w ird  dieses Projekt 2007 im Einvernehmen m it dem Bundesamt fü r 
M igration w e ite rge führt.
Auch in den kom m enden Jahren liegt die Priorität auf der Integra­
tion  der vorläufig A ufgenom m enen und Flüchtlinge in den primären 
A rbe itsm arkt. Sie sollen bei der A rbe itsaufnahm e und in ihrer sozia­
len w ie  beruflichen Integration un terstü tz t w erden. A u f diese Weise 
soll die neue Ausrichtung der Asylpolitik des Bundes verkra fte t w e r­
den. Ausserdem dient diese Massnahme der Senkung der vom 
Bund nicht m ehr vollständig übernom m enen Sozialhilfekosten

Koordinationsstelle fü r soziale 
Einrichtungen

Tätig keitsgebiete

- Förderung der sozialen und beruflichen Eingliederung
- Schaffung von Beherbergungs- und Beschäftigungsstrukturen fü r 

Behinderte, die ein geschütztes Umfeld benötigen
- Koordination der Tätigkeit zwischen privaten und öffentlichen 

Institutionen
- Zusamm enarbeit m it dem Bundesamt fü r Sozialversicherung 

(BSV)

V orbere itung au f die NFA

Am 1. Januar 2008 übern im m t der Kanton in A nw endung der NFA 
die gesamte Entw icklung, A ufsicht und Finanzierung der Beherber-



gungs- und Beschäftigungseinrichtunten fü r Behinderte. Er muss 
nicht nur den finanziellen A ufw and, der von 10 auf 50 M illionen im 
Jahr ansteigen w ird, übernehmen, sondern auch eine Organisation 
schaffen, m it der den Anforderungen des Bundesgesetzes (IFEG) 
entsprochen werden kann, und behinderten Personen die bestm ög­
liche Leistung bieten; gleichzeitig muss er die Kostenentw icklung im 
G riff behalten.
Die Vorbereitungsarbeiten, die Ende 2005 bei den Institutionen in 
die Vernehmlassung gingen, betreffen fü n f Schwerpunkte:
- Verstärkung der Politik zum Verbleib zu Hause und zur Integra­

tion  in den primären Arbeitsm arkt;
- bessere Verbindung zwischen dem am bulanten und dem sta tio ­

nären Bereich der Institutionen;
- bessere V erw altung des Angebots und Steuerung der individuel­

len Laufbahnen m it der Schaffung eines Zentrums fü r Indikation 
und Begleitung;

- Defin ition des A uftrags der Institutionen;
- Schaffung eines zentralen Informationssystems fü r alle Institu tio ­

nen.
Zur Erprobung neuer Organisationsmodelle w urden in Zusammen­
arbeit m it verschiedenen sozialen Institu tionen 2005 mehrere Pilot­
projekte gestartet. Nach einer Evaluation w ird  man bestimmen müs­
sen, ob sie auf das ganze Dispositif ausgeweitet, abgeändert oder 
fallen gelassen w erden sollen. Bei den Projekten geht es im W esent­
lichen um die Verbindung zwischen stationärer und am bulanter 
Betreuung sowie um die Zusamm enarbeit zwischen den geschütz­
ten W erkstätten und den Unternehm en des primären Arbe its­
markts.
Es w ird  darauf hingewiesen, dass diese grundlegende Neuausrich­
tung, die eine hohe Anpassungsfähigkeit voraussetzt, bis je tz t m it 
allen Institu tionen in gegenseitiger Absprache konstruktiv durchge­
fü h rt werden konnte. Das Departem ent und die Dienststelle fü r 
Sozialwesen danken ihnen da für herzlich.

Finanzhilfe fü r die soziale und kulturelle Eingliederung der Behin­
derten

U nterbringungen ausserhalb des Kantons

Eintreibung der Unterhaltsbeiträge

Die Anzahl abzuwickelnde Dossiers ist riesig und w ird  in den nächs­
ten Jahren nicht abnehmen. Die Scheidungs- und Trennungsquote 
zeigt ja w e ite r nach oben.
Die Änderungen des Ausführungsreglem ents zum Gesetz über die 
Eintreibung von Unterhaltsbeiträgen und die Entrichtung von Vor­
schüssen sind am 1. Januar 2006 in Kraft getreten. Die w ichtigste 
Ä nderung besteht darin, dass die Vorschüsse nicht m ehr über einen 
begrenzten Zeitraum ausgerichtet werden (unter dem alten Regle­
m ent w urden die Vorschüsse w ährend 2 Jahren gewährt).
Der Betrag der Unterhaltsbeiträge, die 2006 bevorschusst wurden, 
hat sich deshalb 2006 im Vergleich m it 2005 beträchtlich erhöht. 
Die Lage der Schuldner der A lim ente ble ib t aber immer noch sehr 
schwierig.
Bei der Eintreibung von Unterhaltsbeiträgen konnte das A m t dank 
seinem Einschreiten einen Betrag von CHF 5 '2 55 '319.50  einkassie­
ren.

2005 2006

Zahl der o ffenen Dossiers 2'601 2 ' 585

Eingetriebene Beträge 5 '269 '357 5 '255 '320

Vorgeschossene Beträge 

Beigebrachte Beträge

2 '35 7 '825  

1 ' 107 ' 530

3 '30 5 '960  

1 ' 222 '215

Ausgezahlte Beträge (Sozialhilfe) 

Beigebrachte Beträge (Sozialhilfe)

28 ’681 

12'169

4 '945

6 2 1 5

Vorgeschossene Beträge (Kosten) 

Beigebrachte Beträge (Kosten)

119 '080 

47 ' 150

147'472 

32 '463

Weitere Inform ationen über die Tätigkeiten der Dienststelle 
für Sozialwesen im Jahre 2006 können dem Controllingbe­
richt des Politikkontrakts entnommen werden.

MEDIZINISCH-PÄDAGOGISCHES 
ZENTRUM «LA CASTA LIE»

Alle P latzierungsformeln durcheinander gemischt, w urden am 31. 
Dezember 208 Schüler und Pensionäre gezählt. Im Vergleich zum 
Vorjahr ist die Zahl stabil, eine spürbare Erhöhung von Platzierungs- 
anfragen fü r Erwachsene w ird  jedoch verzeichnet. Diese Tendenz 
w ird  sich in den nächsten Jahren w oh l verstärken, m it dem A ltern 
der Bevölkerung und dem Mangel an verfügbarem  Platz fü r 
Erwachsene in den Walliser Strukturen.
Unter Berücksichtigung der A ufnahm en und der eingetragenen 
Abgänge w ährend des Jahres, b e trifft die tatsächliche Anzahl der 
Platzierungen w ährend des Jahres 222 Personen, davon 94 Kinder 
(42% ) und 128 Erwachsene (58% ).
A u f Betreuungsebene stellen die Anfragen fü r das Externat 36%  
der Platzierungen dar und diejenigen fü r das Internat 64% . Im Gan­
zen haben 12 Kinder den therapeutischen K indergarten besucht, 63 
Schüler sind einer speziellen Schulausbildung in unseren Klassen 
nachgekommen, 20 Jugendliche haben aus einer Ausbildung zur 
A rbe it in unserer S truktur fü r die 18-23 Jährigen (Klasse und W erk­
statt) Nutzen gezogen und 71 Erwachsene haben eine regelmässige 
Beschäftigung in einer W erksta tt gefunden. Was die restlichen Per­
sonen be trifft, haben 44 von einer globaleren Betreuung profitie rt, 
die sich m it Pflege, basaler S tim ulation und Sozialisierung befasst 
und 12 Personen haben einfach mehrere W ochenend- oder Ferien­
aufentha lte  gemacht, dam it sich die Familien erholen können.
A u f therapeutischer Ebene haben 79 Personen Physiotherapie, 62 
Ergotherapie, 24 psychotherapeutische Unterstützung, 54 Psycho­
m otorik, 37 Logopädie und 68 Musiktherapie erhalten.
Bezüglich der Investitionen, hatte die Renovierung von 5 Internats­
gruppen sowie der Turnhalle und des Schwimmbades Vorrang. A u f 
Heizungsebene w urden verschiedene Installationen ausgewechselt 
oder ausgebessert.

Anzahl behinderte 
Personen

31.12.2003 56
31.12.2004 58
31.12.2005 84
31.12.2006 105

Besondere M assnahm en
Halbgeschützte Stellen und Massnahmen zur beruflichen Eingliede­
rung

01.01.2006 Zugänge Abgänge 31.12.2006

Anzahl

Angestellte

28 9 14 23

Jahr Anzahl Bezüger Jährliche Ausgabe
2003 180 1 ' 137 '000
2004 148 57 7V 00

2005 135 617' 000

2006 132 595 '448

Institutionen

Realisierte Plätze 

am 31.12.2005

Geplante Plätze 

am 31.12.2006

Realisierte Plätze 

am 31.12.2006

Geplante Plätze 

am 31.12.2007

Homes 726 744 736 766

Ateliers 1'058 1'058 1'058 ro so



«La Castalie» - A lter der betreuten Personen am 31.12.2006
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KANTONALE 
AUSGLEICHSKASSE
Die Kantonale AHV-Ausgleichskasse w urde in A nw endung des 
A rtike ls  61 des AHVG und des A rtike ls  1 des kan tona len  
Ausführungsgesetzes (AGAHVG ) als selbständige ö ffe n tlich e  
A nsta lt e rrich te t. Die Kantonale Ausgleichskasse ist m it der 
Durchführung mehrerer Bundesgesetze, die Sozialversicherungen 
betreffend, betraut. In A nw endung der A rtike l 63, Absatz 3 AHVG 
und 131, Absatz 2 A H W  haben die Bundesbehörden den Kanton 
erm ächtig t, der Kantonalen Ausgleichskasse verschiedene kantona­
le A ufgaben zu übertragen. Für die D urchführung der kantonalen 
Aufgaben gew ährt der Staat der Kantonalen Ausgleichskasse 
Entschädigungen fü r die Verwaltungskosten.

Tätigkeitsbericht

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) sowie  
Invalidenversicherung (IV)

Die Verspätungen der definitiven Veranlagungen der AHV/IV/EO- 
Beiträge betreffend die selbstständigerwerbenden und nichter­
werbstätigen Personen sind verm indert worden. Diese Verspätungen 
waren die Folge der Steuerlücke 2001/2002 und ergeben sich aus 
dem späten Übergang des Kantons Wallis in die jährliche postnu­
merando Steuererhebung.

E rw erb sau sfa llen tsch äd igu ng  fü r  D ien stle is tend e  in der  
A rm ee und im Zivilschutz (EO)

Die Anm eldungen fü r die M utterschaftsentschädigungen und 
Dienstleistende sind innert der Fristen behandelt worden.

Obligatorische Arbeitslosenversicherung (ALV)

Die Ausgleichskasse beschränkt sich auf die Erhebung der ALV- 
Beiträge bei ihren Versicherten. Die Erhebung erfo lg t gleichzeitig m it 
den anderen Sozialversicherungen, die sie verwaltet.

Berufliche Vorsorge (BVG) - Unfallversicherung (UVG)

Die Ausgleichskasse w irk t gemäss BVG und UVG bei der Kontrolle 
über die Einhaltung der Versicherungspflicht durch die A rbe itgeber 
m it.

Ergänzungsleistungen zur A H V  und zur IV (EL)

Die Erhöhung der Ergänzungsleistungen zur AHV ist m it der 
Erhöhung der Tagespauschalen der Institutionen in Verbindung zu 
setzen. Zum ersten Mal sind die Anzahl Dossiers und der Betrag der 
Ergänzungsleistungen zur IV im Vergleich zum Vorjahr stabil geblie­
ben.

Entw icklung der Dossiers und der ausbezahlten Leistungen

2002 2003 2004 2005 2006

Zusätzliche kantonale Zulagen (ZKZ)

Die zusätzlichen kantonalen Zulagen bringen den Versicherten einen 
finanzie llen  Zuschuss, meistens dann, w enn die 
Ergänzungsleistungen und die weiteren Einkommen die Bedürfnisse 
nicht vollständig decken.

Rubriken

Anzahl Fälle Leistungen

31.12.2005 31.12.2006 2005 2006

AHV-Fälle 29 29 161 '059 .- 1 56 '592.-

IV-Fälle 107 89 195 '908.- 187*319.-

Total 136 118 356 '967 .- 3 4 2 '9 1 1 .-

Fam ilienzulagen des Bundes

Der Bundesrat hat die Zulagen um CHF 5.- erhöht. Die 
Familienzulagen fü r die Kleinbauern wurden neu berechnet.

Kantonales A m t fü r  Fam ilienzulagen (KAFZ)

Das Bundesgesetz über die Familienzulagen (FamZG), welches in der 
Eidgenössischen Volksabstimmung vom 26. November 2006 ange­
nommen wurde, w ird  die Erneuerung der kantonalen Gesetzgebung 
erfordern.

Fam ilienzulagen an die landw irtschaftlichen A rbeitnehm er, 
Fam ilienzulagen an die n ichterw erbstätigen  Personen. 
Zulagen an die alle inerziehenden Personen

Die entrichteten Leistungen sind im Vergleich zum Jahre 2005 ziem­
lich stabil geblieben.

K antonaler Familienfonds

Die jährliche Haushaltszulage, die fü r im Kanton wohnsässige, allein­
stehende Personen oder Ehepaare m it niedrigem Einkommen und 
Kinderlasten ausbezahlt w ird , erhöht sich auf Fr. 1 '260.-

Ausgleichsfonds

Die Anpassung der Akonto-Zahlungen 2005 w urde ohne Probleme 
du rchge füh rt. Der du rchschn ittliche  Finanzierungssatz der 
Familienzulagekassen fü r das Jahr 2005 betrug 3.24%  gegenüber 
3 .42%  fü r fakturierte  Raten.

Fam ilienzulagen an die selbständigerw erbenden Landw irte

Die an die selbstständigerwerbenden Landwirte entrichteten zusätz­
lichen Zulagen sind im Vergleich zum Jahre 2005 ziemlich stabil 
geblieben.

Rubriken

Anzahl Fälle Veränderungen

31.12.2005 31.12.2006 absolut %

AHV-Fälle 2*796 2 7 7 0 - 26 - 0.9 %

IV-Fälle 2 '302 2 '310 + 8 + 0.3 %

Total 5 '098 5'080 - 18 - 0 .4 %



Subventionen an die Krankenkassenbeiträge

Die Ausgleichskasse ist ve ran tw o rtlich  fü r die adm in istra tive 
Durchführung der Subventionen, die sich im Jahre 2006 auf mehr als 
145 M io. Franken beliefen.

Schlussfolgerung

Die untenstehende Tabelle zeigt die einkassierten Beiträge und die entrichte ten Leistungen in den Jahren 2006 und 2005:

Einkassierte Beiträge in CHF E intrichtete Leistungen in CHF

2005 2006 2005 2006

AHV/IV/EO 40 7 '6 6 8 '7 5 2 .- 383 ’ 170'873.- AHV 627 '958 '0 48 .- 63 8 '033 '679 .-
ALV 5 1 '0 5 0 ’800.- 59 '169 '257 .- IV 191 ' 529 '634 .- 196 '2 82 '06 0 .-
FZ des Bundes 1 '787 '883 .- 1 '842 '039 .- EO 11 '478 '388 .- 20 '6 18 '53 7 .-
FZSG 3 '0 0 0 '2 1 1 .- 1 '995 '620 .- EL AHV/IV 60 '1 79 '41 9 .- 61 '745 '549 .-
Familienfonds 10 '37 8 '265 .- 10'741 '981 ZKZ AHV/IV 355 ' 127.- 3 4 3 '9 1 1 .-
Ausgleichsfonds 11 '426 '231 10 '76 4 '787 .- FZ des Bundes 5'076'571 4 '72 8 '126 .-

FZ des Kantons 3 '59 3 '214 .- 3 '573 '781 .-
Familienfonds 9 '91 4 '010 .- 10 '178 '200.-
Individuelle 13 4 '9 6 0 ’000.- 144 '670 '000.-
Präm ien-verbilligung
Ausgleichsfonds H '3 3 4 '0 2 1 .- 10 '70 6 '443 .-

Total 4 8 5 ’3 12' 142 .- 4 6 7 ’684 '557 .- Total 1 '0 5 6 '3 7 8 ’432.- 1 '09 0 '610 '366 .-
Veränderung - 3.6 % Veränderung + 3.2 %

Die AHV, die IV und die Ergänzungsleistungen zur AHV /IV  registrieren eine bescheidene Erhöhung der Ausgaben im Vergleich zu den 
Vorjahren.

VERWALTUNGSBERICHT 2006 
DER DIENSTSTELLE FÜR 
ARBEITNEHMERSCHUTZ 
UND ARBEITSVERHÄLTNISSE 
(DAA)
Arbeitsinspektion

A n z a h l E in n a h m e n

G e n e h m ig u n g e n  /  B e w ill ig u n g e n

P la n b e g u ta c h tu n g e n  
fü r  n ic h t in d u s tr ie lle  B e tr ie b e 2 5 7 Fr. 0

P la n g e n e h m ig u n g e n  
fü r  in d u s tr ie lle  B e tr ie b e 3 6 Fr. 1 1 '3 0 0

B e tr ie b s b e w illig u n g e n  
fü r  in d u s tr ie lle  B e tr ie b e 4 3 Fr. 6 '4 5 0

B e w ill ig u n g e n  fü r  D ru c k b e h ä lte r 1 9 9 Fr. 1 2 '5 0 0

TOTAL 535 Fr. 30'250

K o n tro lle n A n z a h l E in n a h m e n

In d u s tr ie l le  B e tr ie b e 4 8 -

A 5 A 4 0 EKAS

N ic h t in d u s tr ie lle  B e tr ie b e
u n d  S p re n g s to ff 1 0 8 -

TOTAL 196 Fr. 261775

Verhütung von Störfällen  
und Biosicherheit

Ende 2006 waren im Wallis 61 Unternehmen, Strassen- und 
Eisenbahnbetreiber der Störfallverordnung (StFV) unterste llt. Aus 
dem Anwendungsbereich der Störfallverordnung ausgeschieden 
sind Betriebe durch
a) Reduzierung der Höchstmenge an gelagerten gefährlichen 

Stoffen un ter die von der StFV vorgegebene engenschwelle
b) Produktum stellung im Arbe itsablauf

Ausgewertete Kurzberichte 12

Aus dem Anwendungsbereich der S törfallverordnung 
ausgeschiedene Betriebe

4

Anzahl kon tro llierte Unternehmen, 
die m it M ikrooraanism en arbeiten 4

Durch Anpassung des Beschlusses betreffend die A nw endung der 
Bundesverordnung über den Schutz vor Störfällen haben erstmals 
Vertreter der Walliser Chem ieindustrie an den zwei Sitzungen der 
KStF teilgenom m en. Der Beitrag dieser Spezialisten bedeutet eine 
W ertsteigerung der A rbe itsqualitä t der Kommission.



Asbest

A u f Grund der in einem Bericht enthaltenen Vorschläge und 
Empfehlungen hat der Staatsrat eine Arbe itsp lanung fü r das 
Vorgehen sowie zu tre ffende Massnahmen beschlossen.

Arbeitsbedingungen

B ew illigungen au f Grund des eidgenössischen A rbeits- und R uhezeit der berufsm ässigen
Arbeitsgesetzes M o to rfah rzeu g fü h rerln n en

A rt der Bewilligung Anz.

Bewilligung fü r vorübergehende Nachtarbeit 46

Bewilligung fü r vorübergehende Sonntagsarbeit 92

Bewilligung fü r drei- und mehrschichtige Tagesarbeit 4

Bewilligung fü r ununterbrochenen Betrieb 23

TOTAL 165

Kontrollen Anz.

Kontrollierte Unternehmen 112
Inspektionsberichte 112

Anzeigen Anz.

Befreiungen gemäss Art. 16/6 496
Angezeigte Unternehmen 101

B ew illigungen fü r  die Beschäftigung Jugendlicher über 14 
Jahren

A rt der Bewilligung Anz.

Beschäftigung w ährend der Schulferien 12

A ufnahm e der Lehre vor dem 15. Altersjahr 21

TOTAL 33

Ö ffentliches Beschaffungswesen

Ständige Listen Anz.

Eingetragene Unternehmen 892
Eintragungsgesuche 31
Eingetragene Büros 493
Verlängerungsgesuche 158
Eingetragene Lieferfirmen 6
Gelöschte Unternehm en und Büros 20
Suspendierte Unternehm en und Büros 1

Organisationen und Unternehmen Anz.

Unterstellte Unternehm en und Organisationen 36

Einzelarbeitsstreitigkeiten

A nzahl Fälle 2002-2006

Bezüglich der registrierten Streitfälle ist eine gewisse Stabilität zu 
verzeichnen, obw ohl ein Rückgang von 5%  gegenüber dem 
Vorjahr festgeste llt w ird . A ller W ahrscheinlichkeit nach hat die kon­
junktu rbed ing te  Beruhigung eine Rückkehr au f das Niveau der im 
Jahr 2002 registrierten Fälle bew irkt. Hinsichtlich der geographi­
schen Lage sind die Streitfälle im M itte lw a llis  sowie solche, bei 
denen Unternehm en m it Firmensitz ausserhalb des Kantons betei­
lig t sind, leicht zurückgegangen, was durch einen Anstieg der Fälle 
im Ober- und Unterwallis w ieder ausgeglichen w ird.

2002 2003 2004 2005 2006

631 783 733 706 669

A u fte ilu n g  der Fälle nach ihrer geographischen Lage

Haut-Valais Valais-Central Bas-Valais Hors-canton

21.6% 41,8% 25,7% 8,9%

Was die K o llek tivs tre itigke iten  b e tr iff t,  ha tte  das Kantonale 
E in igungsam t einen Fall zu behandeln . Dieser s te llte  die 
Interprofessionellen christlichen Gewerkschaften und die Unia der 
Tamoil SA gegenüber und be traf die Verhandlungsbereitschaft der 
Firma fü r  einen G esam tarbe itsvertrag fü r  die Löhne. Die 
D ifferenzen konnten anlässlich der durch das Sekretariat des 
Kantonalen Einigungsamts Ende 2006 einberufenen Sitzung beige­
legt werden.

Arbeitsgericht
Anzahl

Sitzungen

Judikata Urteils­

begründungen

Vergleiche Andere

Erledigungen

Berufungen

KG

Beschwerden

BG

Gerichtskreis

Oberwallis

18 22 14 6 24 3 0

Gerichtskreis

Unterwallis

32 47 28 13 24 6 0



Kantonale Rekurskommission in Sachen Arbeitslosigkeit
Total der zu erled igenden Fälle

Hängige Fälle Ende 2005 Eingegangene Rekurse 2006 Hängige Fälle Ende 2006
Nicht entschieden Nicht erö fne t N icht entschieden Nicht eröfnet

135 173 52 74 102

T ä tig ke it der Rekurskom m ission

Sitzungen Behandelte
Fälle

Eröfnfnete
Entscheide

Beschwerden
EVG

18 121 117 6

Verstösse gegen das Entsendegesetz

Anzeigen der 

Kontrollorgane 2006

Sanktionen

«sistiert» bei Kontrollorganen 

zwecks Zusatzabklärungen

keine Verletzung 

von Art. 2 EntsG 

festgestellt

in Bearbeitung ausgesprochen rechts-kräftig

68 21 16 15 16 14

Einsprachen Berufungen
KG

einqeqanqen gutgeheissen abgewiesen rechtskräftig
6 2 2 4 1

G esam tarbeitsverträge (GAV) und Nor­
m alarbeitsverträge (NAV)
Folgende Gesamtarbeitsverträge sind 2006 allgemeinverbindlich 
erklärt w orden: der GAV fü r das Spenglerei-, Dachdecker- und Sani­
tärinsta lla teurgewerbe sowie sein Anhang fü r die A rbe itnehm er im 
M onatslohn und die Lohnvereinbarung; der GAV fü r die Heizungs-, 
Lüftungs- und Klim abetriebe des Kantons Wallis sowie sein Anhang 
fü r die A rbe itnehm er im M onatslohn und die Lohnvereinbarung; 
der Anhang des GAV fü r das A utogew erbe des Kantons Wallis; der 
GAV fü r die Walliser W aldw irtschaft und sein Anhang; der GAV fü r 
die A rbe itnehm er der Park- und Landschaftsgärtnereien des Kan­
tons Wallis und sein Anhang; der GAV der A potheken und sein 
Anhang; der GAV über die vorzeitige Pensionierung der A rbe itneh­
mer im Bauhauptgewerbe und Plattenlegergewerbe des Kantons 
Wallis; der GAV über die berufliche Altersvorsorge des Bauhauptge­
werbes; der GAV des M etallbaugewerbes. Neu hat der Staatsrat 
den GAV fü r den industriellen Rohrleitungsbau allgem einverbind­
lich erklärt, dieser Vertrag bedarf noch der Genehm igung durch das 
Eidgenössische Volksw irtschaftsdepartem ent. Dam it ist das Wallis 
der Schweizer Kanton m it den meisten allgem einverbindlich erklär­
ten Gesamtarbeitsverträgen.
Die Beziehungen zu den Sozialpartnern erm öglichten es, in sieben 
von acht Norm alarbeitsverträgen, die der Kanton Wallis kennt, 
betreffend der Anpassungen pro 2007 eine Lösung zu finden und 
Ende Dezember 2006 zur ö ffentlichen

Weitere Informationen über die Tätigkeiten der Dienststelle für 
Arbeitnehmerschutz und Arbeitsverhältnisse im Jahre 2006 können 
dem Controllingbericht des Politikkontrakts entnommen werden.



DIENSTSTELLE FÜR ENERGIE 
UND WASSERKRAFT (DEW)
Bereich Energie 
Rationelle Energieverwendung /  Erneu­
erbare Energien

Im Bereich der rationellen Energienutzung und der erneuerbaren 
Energien läu ft auf schweizerischer Ebene das Aktionsprogram m  
«EnergieSchweiz» im sechsten Jahr. Zusammen m it den Kantonen 
un terstü tz t der Kanton Wallis das Programm, w obe i der Schwer­
punkt der kantonalen Aktiv itä ten im Gebäudebereich liegt. Die 
breite Umsetzung des M inergie-Standards steht dabei im Vorder­
grund. Die M inergie-Strategie kann auf schweizerischer Ebene als 
Erfolg gew erte t werden. W eitere Förderprogramme laufen im 
Bereich der Sonnen- und Holzenergienutzung.
Die Gemeinden welche beim Projekt «Energiestadt» m itm achen, 
unterstützen eine vorbild liche Energiepolitik m it beispielhaften Pro­
jekten. Die Walliser Energiestädte sind Saas-Fee, Naters, Brig-Glis, 
Visp, Leuk, Siders, Ayent, Sitten und M artinach.
Für den Vollzug der rationellen Energienutzung im Gebäudebereich 
sind die Gemeinden zuständig, dies im Rahmen der Baubewilli­
gungsgesuche. Im ersten Semester 2006 kontro llie rte  die Dienst­
stelle alle Energienachweise der eingehenden Baugesuche des kan­
tonalen Bausekretariats. Die Resultate dieser Kontrolle zeigen klaren 
Handlungsbedarf auf:

Positiv m it Auflage unvollständig Negativ
Stellung­

nahmen
26% 20% 22% 32%

Im Oberwallis w urde  anfangs 2006 ein zweijähriges P ilotpro jekt zur 
Kontrolle der Energienachweise in den Energiestädten lanciert. Eine 
erste Bilanz bestätig t die Resultate der Kontrolle der Dienststelle, ca. 
70%  der Energienachweise sind unvollständig, negativ oder verlan­
gen Auflagen.
Beim Projekt «rationelle Energienutzung in Spitälern» w urde die 
Verbrauchsoptim ierung in allen Spitälern w eite rverfo lg t. Die jährlich 
eingesparte Energie w urde e rhöht und liegt bei 7 '00 0 '000  kW h.
Im Rahmen des Projekts «Tunnels» wurden alle Tunnels des Kantons 
Wallis analysiert und überwacht. Die A rbe it w ird  bei den Strassenin- 
stallationen w e ite rge führt. Die jährliche Einsparung an elektrischer 
Energie in den bestehenden Tunnels seit 1996 bleib t bei rund 
900 '000  kW h. Daraus resultiert eine jährliche finanzielle Einsparung 
von Fr. 140'000.-.
Im Rahmen des kantonalen Solarenergie Förderprogramms sind im 
Jahr 2006 185 Gesuche eingegangen. Seit dem Programmbeginn 
im Frühling 2000 sind 542 Anlagen, m it einer Fläche von 6933 m2, 
insta lliert w orden.
Im Programm zur Förderung der Holzenergie fü r Installationen unter 
100 kW  sind im Jahre 2006 52 Gesuche eingegangen. Seit Beginn 
des Programms im Juni 2001 sind 203 Installationen, m it einer Leis­
tung  von 3478 kW, realisiert worden.

MINERGIE-Label

Das Jahr 2006 kann aus Sicht der M inergie-Strategie als ein voller 
Erfolg bezeichnet werden. Insgesamt w urden bisher 363 Labels 
erte ilt, davon 65 im Jahr 2006, was die Bestmarke darstellt. Die Flä­
che der M inergie-Bauten konnte im Jahr 2006 gegenüber 2005 fast 
verdoppelt w erden.

Resultate des MINERGIE Förderprogram m s

363 Labels erteilt, seit 7 998:
251 Einfamilienhäuser 
68 W ohngebäude 
16 Verwaltungsgebäude 
22 Schulen 
4 Pflegeheime

2 Sportbauten

273 Bauten realisiert:
151 '400  m2 beheizte Fläche,
ca. 340 M io. Investitionen, 18 M io. Mehrkosten
3 '37 2 '000  CHF Subventionen (18.7 %  der Mehrkosten).

Laufende Projekte:
62 im Bau
19 in Projektphase
8 Projekte abgebrochen.

Minergie Flächen im Kanton Wallis
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In form ation /  Aus- und W eiterbildung

Verschiedene KurseA/eranstaltungen (Vorstellung des neuen Ener­
giegesetzes, M inergie-Standard: G rundin form ation, Erstellung 
eines Dossiers, K om fo rtlü ftung , neue Technologien, Beispiele, usw.) 
w urden organisiert oder m itfinanziert.
Die In form ationsp la ttform  der W estschweizer Kantone «Energie -  
environnem ent» redigiert regelmässig Pressemitteilungen und -dos­
siers, welche auch zur Anim ation der Internetseite ww w .energ ie- 
environnem ent.ch dienen. Täglich werden Inform ationen zur ra tio­
nellen Energienutzung in der Lokalpresse veröffentlicht.
In Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Unterrichtswesen wurde 
in über 80 Primarschulklassen des Unter- und Oberwallis die A ktion 
«rationelle Energienutzung» durchgeführt. Diese A ktion  ist in den 
Orientierungs-, Berufs- und M itte lschulen erweitert. Sie w urde im 
Jahr 2006 den Lehrern vorgestellt. Ein Kurs zur Sensibilisierung der 
Jugend fü r die Solarenergie und die rationelle Energienutzung 
w urde in Form einer A ktion  «Ferienpass» im Sommer von ca. 128 
Schulkindern im Ober und Unterwallis besucht.
U ngefähr 50 Staatsangestellten haben am Kurs «éco-conduite» im 
Jahr 2006 teilgenom m en.

Bereich W asserkraft 
Studien in hydroelektrischen  
und hydraulischen Gebieten

MINERVE

Die Arbeiten bezüglich dieses Projektes, die besonders den Beitrag 
der Stauanlagen bei Hochwassersituationen im Rhonetal und in den 
Hauptnebenflüssen m it Hilfe von hydrometeorologischen Vorhersa­
gen über 72 Stunden betreffen, w urden durch die EPFL-LCH zusam­

M ine rg ie  L a b e ls  im  K an ton  W a llis
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men m it den Dienststellen fü r Strassen- und Flussbau und fü r Ener­
gie und Wasserkraft w eiterverfo lg t.
G ew ässersanierungsberichte entsprechend dem  Gew ässer­
schutzgesetz (GSchG A rt. 80 Abs. 1 und 2)
Die Redaktion dieser Berichte ist durch 5 Dienststellen (DWK, DSFB, 
DWL, DFJW und DUS) koord in ie rt und geht weiter. A u f Ende 2006 
decken die Studien das gesamte W alliser Territorium ab. Alle 
Gewässersanierungsberichte müssen Ende 2007 fe rtig  sein. 
SYNERGIE: M e th o d o lo g ien  und S trateg ien fü r die Analyse  
der m öglichen Synergien bei M e hrzw eck flusskraftw erken  
Dieses Projekt, das seit 1998 besteht, w ird  seit O ktober 2003 durch 
die EPFL-LCH geführt. Es bezweckt die Festlegung der Bewirtschaf­
tungsregeln und -z ie le  eines M ehrzweckflusskraftwerkes (Integrie­
rung ökologischer, sozioökonomischer Bedingungen und des Hoch­
wasserschutzes) in Synergie m it der dritten Rhonekorrektion.

Behandelte Projekte

O berw allis

- Dala: die neue KW-Gesellschaft Dala betre ibt dieses Kraftwerk 
und die Elektrizitätsverteilung ist durch die Gesellschaft Regionale 
energie Lieferung Leuk AG (ReLL) übernom m en w orden. Das Ver­
fahren fü r die G enehm igung der neuen Konzessionen ist im 
Gange, da die Beteiligten fü r ein Konzessionsende der diversen 
Konzessionen den 1.1 .2006 festgelegt haben.

- Ackersand I: das Konzessionsgenehmigungsverfahren fü r die 
kom m unalen Konzessionen ist im Gange. Die Erteilung der vor­
läufigen Maßnahmen im Dezember 2004 erlaubt den W eiterbe­
trieb der Anlage an KW Ackersand 1 bis zur Konzessionsertei­
lung.

- Argessa: Provisorische Massnahmen fü r den W eiterbetrieb der 
Anlagen im unteren Turtmanntal w urden durch den Staatsrat bis 
30 .05.2005 ge troffen. Das Konzessionsgenehmigungsverfahren 
kom m t zu Ende.

- ArgessIMO: Die Gesellschaft Argessa AG beabsichtigt, im Rah­
men der neuen Argessa-Konzessionen, eine Steigerung der Pum­
pen- und Turbinenkapazität der Anlage Illsee-Turtmann. Das Vor­
untersuchungsverfahren fü r den Um weltverträglichkeitsbericht 
des Baubewilligungs-verfahrens ist im Gange.

- Mattmark: Die Entleerung des Stauraumes M attm ark, Bew illig t 
im September 2006, w ir im Frühling 2007 stattfinden.

- Turtig: Die P langenehmigung der Stufe Unterbäch-Turtig, zur 
Ausnützung des Wassers aus dem bestehenden KW Unterbäch 
und der Abwasser der Ara) ist am 21. Februar 2006 erte ilt w o r­
den.

- Niedergestein: Die G enehm igung der Trinkwasserturbinierung 
Niedergestein in den Zentralen Tatz un Niedergestein im am 18. 
A ugust 2006 durch den Staatsrat e rte ilt w orden.

- Saas-Fee: Die G enehm igung des Projektes fü r die Erweiterung 
der Beschneeungsanlage Saas-Fee Dorf, m it einer Wasserfassung 
bei den Anlagen der KW M attm ark AG, ist im O ktober 2006 
e rte ilt w orden.

U nter-und M itte lw a llis

- Chippis (Rhône): das Konzessionserteilungsverfahren ist im 
Gange. Da die bestehenden Konzessionen abgelaufen sind, hat 
der Staatsrat provisorische Massnahmen zum W eiterbetrieb 
beschlossen.

- Chippis (Navizence): das Konzessionsgenehmigungsverfahren fü r 
die 7 kom m unalen Konzessionen ist im Gange. Da die bestehen­
den Konzessionen abgelaufen sind, hat der Staatsrat provisori­
sche Massnahmen zum W eiterbetrieb beschlossen.

- Bramois-Sauteröt: das Konzessionsgenehmigungsverfahren fü r 
die 7 kom m unalen Konzessionen ist im Gange. Da die bestehen­
den Konzessionen abgelaufen sind, hat der Staatsrat provisori­
sche Massnahmen zum W eiterbetrieb beschlossen.

- Cleuson-Dixence: die durch den Unfall von 2000 verursachte 
Reparatur des Druckschachtes, bew illig t am 24. März 2006, ist

begonnen worden.
- Mauvoisin: die Bauarbeiten zur Erhöhung der Wasserfassung und 

des Grundablasses sind vollendet.
- Fully: das Konzessionsgenehmigungsverfahren fü r die kom m u­

nale Konzessionen ist im Gange. Da die bestehende Konzession 
abgelaufen sind, hat der Staatsrat provisorische Massnahmen 
zum W eiterbetrieb beschlossen. Die W iederinstandstellungsar- 
beiten nach den U nw ettern von 2000 sind vollendet.

- M artigny-Bourg : Die neuen Konzessionen sind in Kraft getreten. 
Die Genehm igung des Baugesuchsdossiers zur Realisierung der in 
den Konzessionen vorgesehenen Massnahmen ist im Gange.

- Pallazuit: das Verstärkungsprojekt der Talsperre Les Toules ist im 
O ktober 2006 ö ffen tlich  aufgelegt worden und das Plangeneh­
migungsverfahren ist im Gange.

- Orsières-Niollet: das Genehm igungsverfahren fü r den Bau der 
zukünftigen Dotierungsanlagen von Dranses de Ferret und von 
Entremont ist im Gange.

- Sembrancher: das Genehm igungsverfahren der zwei kom m una­
len Konzessionen ist im Gange. Da die bestehenden Konzessio­
nen abgelaufen sind, hat der Staatsrat im O ktober 2006 proviso­
rische Massnahmen zum W eiterbetrieb beschlossen.

- Nant de Drance (Vieux-Emosson): Ein Pump-Speicherwerkvorpro- 
je k t zwischen Emosson und Vieux-Emosson (Leistung 600 MW, 
Energieproduktion zirka 1 '500 GWh) ist bei ATEL in Studie. Ein 
Voruntersuchungsdossier ist beim Kanton eingereicht worden.

- Vernayaz (SBB): die Vorabklärungen zwischen der SBB, den 
betroffenen Gemeinden und dem Kanton fü r den Heimfall sind 
im Gange.

- Vernayaz (Pissevache): Ein Projekt zur W iederinbetriebnahm e ist 
in Bearbeitung.

- Torrent de Soi: Die Zentrale ist in Betrieb genom m en w orden.
- Wasserfassungen und Diverses: Die Sanierung der Fassungen in 

M ottec, Tortin Ouest und Clusanfe, sowie eine Landschaftsin- 
standstellung in Arolla sind bew illig t w orden.

Elektrische Linien und Schaltstationen

- Leitung 380 kV N ufenen : der Bau dieser Linie ist fertig .
- Leitung 380  kV  M örel-U lrichen: Das Dossier ist bei den verschie­

denen eidgenössischen und kantonalen Instanzen in Diskussion.
- Leitung 3 80  kV  Chippis-Mörel: Das Dossier ist bei den verschiede­

nen eidgenössischen und kantonalen Instanzen in Diskussion.
- Leitung 380  kV  Chamoson-Chippis: der Staatsrat hat im Januar 

2007 dem Eidgenössischen Starkstrom inspektorat (ESTI) seine 
Vorm einung zu den Abänderungen des Projektes 2002 abgege­
ben.

- Leitung 220  kV  Chippis-Stalden: der Staatsrat hat im September 
2006 dem Eidgenössischen Starkstrom inspektorat (ESTI) seine 
Vorm einung zum Bau des zweiten Stranges abgegeben.

- Leitung 65 kV  St. Triphon-Vernayaz-Les Vorziers: Sie ist durch die 
WEG in Betrieb genom m en worden.

- Schaltanlage 65/16 kV  «Euseigne»: Sie ist durch die ESR in Betrieb 
genom m en w orden.

- Leitung 65 kV  Riddes-Ecöne: Die kantonale Vorm einung ist im 
O ktober 2006 dem ESTI abgegeben w orden.

- Leitung 65 kV  St. Niklaus-Täsch: Die kantonale Vorm einung ist im 
O ktober 2006 dem ESTI abgegeben w orden.

Sonderaktivitäten im Jahre 2006

Wasserkraftsteuer und Wasserzins:

Nach den Bundesgerichtsentscheid vom 17.1.02, das die Berech­
nung der W asserkraftsteuer auf Grund der B ruttoleistung bestätigt 
hat, w urden alle Kraftwerkgesellschaften gebeten in Zukunft fü r 
jede Anlage alle Wasserverluste anzugeben, dam it diese in den 
Rechnungen berücksichtigt w erden können. Da verschiedene 
Betreiber noch nicht alle verlangten Daten ge lie fert haben, w urden 
m om entan provisorische Rechnungen erstellt.



Entschädigungen für Verzicht au f Nutzung der Wasserkraft:

Die durch die vom  Entschädigungsbegehren (7 Verzichtsprojekte)
be troffenen W alliser Gemeinden nehmen seit 2005 einen jährlichen
Betrag von rund Fr. 875 '850 .- bzw. der Kanton von Fr. 8 0 5 ‘046.-
ein.

A llgem eine Arbeiten

- Stellungnahmen zu Gem einderegiementen bezüglich Elektrizi­
tätsverte ilung und Tarifgestaltung, Raumplanung und Bauten. 
Stellungnahmen z.H. der kantonalen Baukommission.

- Zusamm enarbeit m it der Gazoduc SA und Transitgas AG betre f­
fend die Erdgasversorgung und D urchführung von Vernehmlas­
sungen.

- Zusamm enarbeit m it der Ingenieurschule Wallis im Rahmen von 
Vortrags- und Expertentätigkeit.

- Zusamm enarbeit m it dem Bundesamt fü r Energie und den kanto­
nalen Energiefachstellen im Rahmen des Programms «Energie- 
Schweiz».

- Im Rahmen der Regierungskonferenz der Gebirgskantone, Über­
nahme des Sekretariats, sowie M ita rbe it in der A rbe itsgruppe 
«S trom m arktö ffnung» und beim Kom petenznetzwerk «Wasser 
im Berggebiet».

- Zusamm enarbeit m it dem Hochbauam t fü r kantonale M inergie- 
Bauten.

- Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r U m weltschutz und der 
Presse zur Inform ation der Ö ffentlichke it.

- In Zusammenhang m it der paritätischen Experten Kommission 
w urden die Erneuerungs- und Unterhaltungsarbeiten durch die 
Dienststelle verfo lgt.

- Teilnahme an den vom BFE durchgeführten fün fjährigen Experti­
sen von Stauanlagen.

ELEKTRIZITäSERZEUGUNG 2005 - 2006  
Hydrologisches Jahr - E rzeugung in GW h (M io  kW h)

P eriod e H ive r ( 1 . 1 0 - 3 1 . 3 ) E té ( 1 . 4 - 3 0 . 9 ) A n n é e  ( 1 . 1 0 - 3 0 . 9 )

A r t G W h % G W h % G W h %

W a s s e rk ra ftw e rk e 3 8 9 1 .8 6 8 4 3 .2 5 ' 1 0 6 .8 3 1 5 6 .8 8 '9 9 8 .6 9 8 1 0 0

T h e rm is c h e  K ra ftw e rk e 2 7 7 .6 9 4 5 5 .6 2 2 2 .0 4 9 4 4 .4 4 9 9 .7 4 4 1 0 0

TOTAL 4 '169.562 43.9 5'328.880 56.1 9'498.442 100

VERGLEICH 2004-2005 /  2005-2006  
Erzeugung in G W h (M io  kW h)

2004-2005 2005-2006 Variation en %
Wasserkra ftw erke

W inter 4 '437.183 3 '8 9 1 .868 -12.3
Sommer 5' 178.490 5' 106.831 -1.4

Jahr 9 '6 15.673 8 '998.698 -6.4

Thermische K raftwerke
W inter 278.537 277.694 -0.3

Sommer 238.933 222.049 -7.1

Jahr 517.470 499.744 -3.4

TOTAL
W inter 4 7 1 5 .7 1 9 4 ' 1 69.562 -11.6

Sommer 5 '4 1 7.423 5 '328 '880 -1.6

Jahr 10' 133.142 g '498.442 -6.3
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A utor Titel Adressat V erfüg bar seit Link

Gesundheitsnetz (GNW) Geschäftsbericht 

2006 des GNW

Gesamte

Ö ffentlichkeit

April 2007 htto ://www.rsv-anw.ch/

Walliser

Gesundheitsobservatorium
Tätigkeitsbericht 2006 Gesamte

Ö ffentlichkeit

April 2007 h ttD.Hwww. ovs. chi

Walliser Liga gegen 
Lungenkrankheiten 

und fü r Prävention (WLLP)

Jahresbericht 2006 Gesamte

Ö ffentlichkeit

April 2007 httD.IIIuna.chlfrlwallisl
startseite.html

Walliser Liga gegen 
die Suchtgefahren (LVT)

Statistischer Bericht 2006 Gesamte
Ö ffentlichkeit

April 2007 httD://www. Ivt. chi 
index.html

Medizinischpädagogisches 
Zentrum «La Castalie»

Jahresbericht Gesamte

Ö ffentlichke it

Mai 2007 http://www. castalie. chi

Kantonale Ausgleichskasse 

Ö ffentlichke it

Verwaltungsbericht2006 Gesamte März 2007 h tto.Uwww. a vs. vs. chi 
rapoort.htm

http://www.rsv-anw.ch/
http://www
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EINLEITUNG

Der Erziehung kom m t heutzutage in allen Ländern ein w ich tige r 
S tellenwert zu. Die Ausbildung ist der Schlüssel zur Selbständigkeit 
und zur Integration jeder Person in die Gesellschaft und die 
A rbe itswelt. Der W ohlstand und die W ettbew erbsfäh igke it eines 
Staates oder einer Region hängen zu einem grossen Teil von der 
Q ua litä t der Ausbildung der do rt w ohnha ften  Bevölkerung ab. Die 
unaufhörliche und unerbitterliche Suche nach dem konkurrieren­
den Vorteil in einer W irtscha ft des w e ltw e it ausgedehnten Wissens 
fü h rt die Verantw ortlichen der Erziehungspolitik dazu, die Tendenz 
zur Abgrenzung zu überschreiten, den Treffpunkten zwischen den 
verschiedenen Politiken Rechnung zu tragen, die gemeinsamen 
Fragen und Herausforderungen zu prüfen, die Bande und die 
Zusammenarbeiten zu stärken. In der Schweiz neigen die 26 ver­
schiedenen Schulsysteme und die kantonalen Sonderbestrebungen 
dazu, die Verbesserung der Unterrichtsqualitä t zu bremsen. Die 
Integration der jungen Ausländer oder die im m er w iederkom m en­
de Frage nach der zweiten obligatorischen Sprache stossen auch 
gegen diese Zersplitterung der Systeme.

O bw oh l bis je tz t m ehrere Versuche nach e ine r schulischen 
Harm onisierung bei den Kantonen fehlschlugen, hat das Schweizer 
Volk am 21. Mai 2006 m it einer grossen M ehrhe it (86 % ) die neuen 
Verfassungsartike l angenom m en. O bw oh l die gegenw ärtige  
A u fte ilu n g  der Kom petenzen, be ibeha lten w ird  w elche den 
Kantonen die Souveränität auf dem Gebiet der Erziehung lässt, 
bringen die neuen eidgenössischen Bestimmungen wesentliche 
Neuerungen: Verstärkung der Zusamm enarbeit zwischen Bund und 
Kantonen, K lärung der A u fte ilu n g  der V e ra n tw o rtlich ke it, 
Verpflich tung, die grundsätzlichen Parameter aller Systeme zu ver­
e inhe itlichen , S chaffung der nö tigen  G rundlagen fü r  neue 
Führungsformen des Systems (Führung nach Zielvorgaben).

Die Annahm e dieser Verfassungsrevision über die Erziehung ver­
stärkt ganz wesentlich die Bemühungen der Kantone, einen 
«Schweizerischen Raum» und einen «Westschweizer Raum» der 
E rziehung zu schaffen. So haben denn die Eidgenössische 
E rziehungsd irekto renkonferenz (EDK) und die W estschw eizer 
Konferenz (CIIP) am 16. Februar 2006 gemeinsam zwei Vorprojekte 
zur Harm onisierung und Koordination der obligatorischen Schule 
vorgeste llt und in die Vernehmlassung geschickt: das Schweizer 
A bkom m en (HarmoS) und das W estschweizer Schulabkommen. 
O b liga to rischer K indergarten, Finalitä ten und hauptsächliche 
S trukturen der harmonisierten obligatorischen Schule, nationale, 
einschränkende Standards, Lehrpläne nach Sprachregionen, dies 
sind die wesentlichen Bestandteile des Abkom m ens oder des 
Schweizer Konkordates. Was die W estschweizer Schulkonvention 
anbe trifft, bestehen ihre Hauptziele in der Durchführung der 
Aufgaben, welche das Schweizer A bkom m en (HarmoS) den regio­
nalen Konferenzen de legiert sowie der Koordination der der 
W estschweiz spezifischen Bereiche.

Für den Deutsch sprechenden Kantonsteil hat das Wallis auf einen 
Beitritt zur Bildungsplanung Zentralschweiz BPZ verzichtet, um sich 
ab 2006 der B ildungsregion Nordwestschweiz (NW-EDK) anzu- 
schliessen und beizutreten, dessen Hauptziel die Verbesserung der 
Zusamm enarbeit m it den anderen zweisprachigen Kantonen (Bern 
und Freiburg) ist.

Der Ausarbeitung, der Entw icklung und der Betreuung dieser 
Projekte, die fü r die Schaffung eines gemeinsamen und e inhe itli­
chen Bildungsraumes auf nationaler und W estschweizer Ebene 
besonders w ich tig  sind, kam seitens unseres Departements im Jahr 
2006 grosse A u fm e rksam ke it zu. Nebst den gew öhn lichen  
Aufgaben der adm inistrativen und finanziellen Verwaltung, welche 
die jährlichen Tätigkeiten der Dienststellen markieren, seien einige 
Dossiers und vorrangige Projekte zu erwähnen, welche die Kräfte 
m obilisiert und die Überlegungen im vergangenen Jahr geprägt 
haben:
- Reform des Finanzausgleichs und der A ufgabente ilung zwischen 

Bund und Kantonen (NFA-CH), die auf den 1. Januar 2008 in 
Kraft tr itt ;

- Projekt fü r die Gestaltung einer neuen Orientierungsschule;
- Gesetzesprojekt über das S tatut der Lehrpersonen;
- Neues kantona les S prachenkonzept (Vernehm lassung und 

Annahme);
- O rganisation der 115. Kurse «Schule und W e ite rb ildun g  

Schweiz» m it der Beteiligung von über 2000 Lehrpersonen aus 
allen Kantonen;

- Bilanz der PH-VS und Gesetzesänderung;
- Lokalisierung und S tandorte der HEVs2;
- Beziehungen m it den sozialpädagogischen Institutionen und die 

neuen Normen der kantonalen Subventionierung;
- Beitrag zur Entw icklung der Tagesaufnahmestrukturen fü r Kinder 

zwischen 0 und 12 Jahren;
- Zusammenschluss der Berufsschulen von Visp und Brig zu einer 

Verwaltungseinheit, die einer einzigen und gleichen Direktion 
unterste llt ist;

- Förderung der Lehrstellen und A usarbe itung eines neuen 
Orientierungskonzeptes, das die letzten drei Jahre der ob liga to ri­
schen Schulzeit abdeckt;

- Beteiligung an der E inrichtung der Reglementierung sowie der 
Verw altung des Kantonalen Berufsbildungsfonds;

- Verfassung des V orp ro jekts  des kan tona len  
Anwendungsgesetzes über die Berufsbildung und Änderungen 
der Verordnungen der Lehrausbildungen;

- Festlegung und Bereitstellung der definitiven Organisation der 
D ienststelle fü r  K u ltu r und D urch füh rung  des ku ltu re llen  
Entwicklungskonzeptes;

- Unterzeichnung des Vertrages zwischen Swiss-Ski und dem 
Kanton Wallis bezüglich der Swiss-Ski Akadem ie und dem natio­
nalen Leistungszentrum des Schneesports am Kollegium Brig;

- Durchführung einer Umfrage bei allen Lernenden des Kantons 
Wallis über das Ausführen von Sport und die E inführung eines 
«Sport-Pass», der sportierische Aktiv itä ten der Lernenden aus­
serhalb der Schule bestätigt.

Der V orsteher des D epartem ents fü r  
Erziehung, K ultur und Sport

Claude Roch



ALLGEMEINE 
VERWALTUNG
Organisation und Personal

DIENSTSTELLE

Verwaltungs- und Rechtsdienst 
Kantonale Dienststelle fü r die Jugend 
Dienststelle fü r tertiäre Bildung 
Dienststelle fü r Unterrichtswesen 
Dienststelle fü r Berufsbildung 
Dienststelle fü r Kultur

To ta l
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M O T IO N E N

M öglichkeit zu prüfen, dem Postulat stattzugeben. Obwohl 
zugegeben werden muss, dass die Priorität den Grundaus­
bildungen (Bachelor und Master) in den HES und den uni­
versitären Fachhochschulen eingeräum t werden muss, 
sowie der Rückkehr der Walliser, die dort ausgebildet w u r­
den, können dritte  Studienzyklen erö ffne t werden, falls es 
die finanziellen M itte l des Kantons erlauben und sie einem 
erwiesenen Bedürfnis (kritische Masse) entsprechen.

3.021 Postulat von Grossrat Jean-François Copt (GRL) und M itun ­
terzeichnenden betreffend kantonaler Sportdelegierter
(14.09.2005).

Postulat am 16. März 2006 angenommen.

Das Kantonale Sportkonzept, das sich gegenwärtig in Aus­
arbeitung befindet, w ird  die Rolle, die Aufgaben und den 
Interventionsbereich des Kantons auf diesem Gebiet defin ie­
ren. Die Frage nach N otw endigke it und Sachdienlichkeit 
bezüglich der Schaffung einer Stelle eines kantonalen Sport­
delegierten w ird  deshalb nach der Annahm e dieses Kon­
zepts und der Verw irklichung von Anwendungsmassnah­
men analysiert werden können.

3.020 M otion von Grossrat (Suppl.) Jean-Yves Gabbud (PDCB) 
betreffend Schuleintrittsalter: mehr Flexibilität (14.09.2005).

Motion im Sinne der schriftlichen Antw ort vom 16. März 
2006 angenommen.

Im Anschluss an die Annahm e durch Volk und Stände der 
Revision des Verfassungsartikels über die Ausbildung, w ird 
der interkantonale Vertrag über die Harmonisierung der 
obligatorischen Schule (HarmoS), welchen die Kantone 
unterzeichnen werden, das Eintrittsalter in den Kindergar­
ten auf 4 Jahre festlegen. Die A nw endung dieses Vertrages, 
der in Kraft tre ten w ird, sobald ihn 10 Kantone unterzeich­
net haben, w ird  nur einen kleinen Spielraum lassen, um 
über das Eintrittsalter der Schüler in den Kindergarten zu 
verhandeln.

3.024 M otion von Grossrat Claude-Alain Schmidhalter (CVPO) und 
M itunterzeichner betreffend Jugend und Sport
(09.11.2005).

Motion am 12. April 2006 angenommen.

Das Wallis w ill sich den Überlegungen, die auf eidgenössi­
scher Ebene ge führt werden, anschliessen und den Sport 
und die körperliche A ktiv itä t bei Kindern im A lte r zwischen 
5 und 9 Jahren fördern. Dies soll in Zusammenarbeit m it 
allen betroffenen Partnern geschehen und zwar durch den 
Aufbau eines diesen Altersklassen angepassten Programms. 
In diesem Rahmen w ill sich der Kanton an diesem Experi­
m ent als P ilotkanton beteiligen. Gleichzeitig w ird  die M ög­
lichkeit geprüft, den 5- bis 9-Jährigen ein sportierisches 
Tätigkeitsprogramm anzubieten und zwar durch die lokalen 
bestehenden oder zu schaffenden Sportnetze.

POSTULATE

3.017 Postulat von Grossrat (Suppl.) Christophe Lamon (PDCC) 
und M itunterzeichnenden betreffend Schaffung von dritten 
Studienzyklen im Wallis (13.09.2005).

Postulat unter Vorbehalt am 16. März 2006 angenommen.

Ausgehend von der Tatsache, dass der Kanton Wallis bereits 
eine ganze Serie an Tätigkeiten in den von den Postulanten 
erwähnten Bereichen en tw icke lt und dass gewisse Ausbil­
dungsgänge und Forschungsprojekte d irekt oder indirekt 
von einer finanziellen Beteiligung durch den Staat pro fitie ­
ren, erklärt sich der Staatsrat, durch das DEKS, bereit, die

3.022 Postulat von Grossrätin (Suppl.) Roxanne d'Avila (GRL) und 
M itunterzeichnenden betreffend Staatskundeunterricht in 
den Schulen (14.09.2005).

Postulat teilweise durch den Staatsrat angenommen /  abge­
stimmt und angenommen durch den Grossen Rat am 16. 
März 2006.

Der Staatskundeunterricht b ildet integrierter Bestandteil der 
Ziele der Sekundarschulen. Der Teil des Postulats, der eine 
grössere Integration dieses Faches in die Stundentafeln ver­
langt, ist teilweise bereits realisiert. Was den Vorschlag 
anbetrifft, die Unterrichtsm ethoden fü r den Staatskundeun­
te rrich t zu dynamisieren und zwar durch eine systematische 
Präsentation der A rbe it der Gewählten durch die Politiker in 
den Klassen oder durch einen obligatorischen, halbtägigen 
Besuch der politischen Institutionen oder eine konkrete Prä­
sentation in den Schulklassen, so scheint dieser schwer reali­
sierbar. Insbesondere aus Gründen des beschränkten Ter­
minkalenders und unüberw indbaren Verfügbarkeiten. 
Dieser Vorschlag w ird aber den Schuldirektionen und den 
Lehrpersonen dieses Faches unterbreitet, um die Durchführ­
barkeit zu prüfen.

3.025 Postulat von Grossrat Beat A bgottspon (CVPO) und Grossrä­
tin  (Suppl.) Franziska Schmid (CVPO) betreffend Tourismus: 
Sensibilisierung an den Walliser Schulen (10.11.2005).

Postulat angenommen durch den Staatsrat /  abgestimmt 
und angenommen durch den Grossen Rat am 12. April 
2006.

Eine erste Sensibilisierungskampagne fü r den Tourismus 
w urde zwischen 1990 und 1996 durchgeführt. Diese unter 
dem M o tto  stehende Kampagne «Tourismus geht uns alle 
an» richtete sich an die breite Bevölkerung und an die Schul- 
kreise. Zwischen 2003-2004 w urden zusätzliche Sensibili­
sierungsaktionen bei den Schülern durchgeführt und zwar 
in Form von «Tourismustagen oder -wochen». Die zukün fti­
gen Ausdehnungen finden unter der Leitung der Begleit­
gruppe Sensibilisierung im Tourismus statt, die sich aus Ver­
tre tern des DEKS, des DVR und Wallis Tourismus 
zusammensetzt und von einer Kom m unikationsfirm a 
betreut w ird. Die Schritte werden fortgesetzt, um die Kom­
m unikation bei den Schuldirektionen und den Lehrpersonen 
der Orientierungsschulen zu verstärken, die bestehenden 
pädagogischen M itte l zu vervollständigen, die beruflichen 
Kreise verstärkt einzubeziehen und eine neue Sensibilisie­
rungskampagne bei der gesamten Walliser Bevölkerung zu 
lancieren.



3.026 Postulat von Grossrat Jean-Albert Ferrez (RDCB) betreffend 
Überwachung der Leistungsaufträge der subventionierten 
Forschungsinstitute (13.12.2005).

Postulat am 12. April 2006 angenommen.

Der Doppelantrag, der in diesem Postulat fo rm u lie rt w ird, 
welcher einerseits die Verwaltung aller Leistungsmandate 
m it universitären Bildungs- und Forschungsinstituten und 
anderseits deren Subventionierung durch die Dienststelle fü r 
tertiäre Bildung des DEKS beinhaltet, w ird  im Rahmen der 
Ausarbeitung der kommenden Budgetprojekte m it dem 
DVR besprochen und analysiert.

3.028 Postulat von Grossrat Plans Hutter (CVPO) betreffend 
Pfingstm ontag als Schultag (13.12.2005).

Postulat unter Vorbehalt vom Staatsrat angenommen /  
abgestimmt und angenommen durch den Grossen Rat am 
12. April 2006.

Angesichts der Tatsache, dass die Gemeinden und die 
Regionen bei der Festlegung ihres Schul- und Ferienplanes 
tro tz  der kantonalen Richtlinien über einen A utonom iefre i­
raum verfügen, hat das DEKS nicht die Kompetenz, den 
Pfingstm ontag in allen kom munalen und interkom m unalen 
Schulen des Kantons als schulfreier Tag anzuordnen. Da 
sich dieses Postulat auf die kantonalen Schulen bezieht, 
w ird  das DEKS die Gemeindebehörden auffordern, sich 
abzusprechen, um die Daten der Schul- und Ferienzeit bes­
ser zu vereinheitlichen.

3.032 Postulat PDCC-Fraktion, durch die Grossräte Alain de Preux 
und Patrick Rudaz, betreffend konzertierte Verwendung des 
Spezialfonds zur Förderung kultureller Anlässe m it nachhal­
tige r W irkung auf den Tourismus (Art. 5 des Reglements zur 
Kulturförderung) (15.12.2005).

Postulat unter Vorbehalt am 12. April 2006 angenommen.

Der Staatsrat wünscht, dass die Liste der Projekte, die in den 
Genuss von finanzieller Hilfe durch den Fonds fü r kulturelle 
Veranstaltungen kommen, publiziert w ird , w ie dies auch in 
anderen Kantonen geschieht. Er w ird  in diesem Sinne han­
deln, ohne jedoch den Betrag anzugeben, der jedem Projekt 
zugesprochen w ird. Im Bereich der Inform ationen des 
Staatsrates zu den gemeinsamen Beschlüssen des DEKS und 
des DVR über die Zuteilung von finanzieller Unterstützung 
durch diesen Fonds, werden die Bestimmungen des Geset­
zes über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des 
Kantons und deren Kontrolle als genügend bezeichnet.

3.033 Postulat der Grossräte Didier Cachat (GRL) und Bernard Rey 
(GRL) betreffend Drohungen gegen Lehrpersonen
(15.12.2005).

Postulat im Sinne der schriftlichen Antw ort vom 12. April 
2006 angenommen.

Als Zusatz zu dem was sowohl auf kantonaler w ie  auch auf 
interkantonaler Ebene bereits unternom m en wurde, um die 
Beziehungen zwischen Familie und Schule zu verbessern 
und konkrete A ntw orten  auf die schwierigen Beziehungen 
zwischen Eltern und Lehrpersonen zu geben, analysiert das 
DEKS in Zusammenarbeit m it den betroffenen Partnern im 
Rahmen der Pflichtenhefte der Lehrpersonen, die in Vorbe­
reitung sind, die im Postulat aufgeworfenen Fragen. Falls 
nötig w ird es dem Staatsrat Änderungen des Reglements 
betreffend die im Rahmen der obligatorischen Schulpflicht 
anwendbaren Disziplinarmassnahmen vorschlagen.

3.036 Postulat von Grossrat (Suppl.) Florian C happot (PS/AdG) und 
M itunterzeichnenden betreffend Lehrstellenförderer - eine 
Lösung, die sich bewährt hat! (16.12.2005).

Postulat am 12. April 2006 angenommen.

Das BBT hat am 17. Januar 2006 positiv auf den Finanzie­
rungsantrag fü r die Schaffung von zwei Stellen fü r Lehrstel­
lenförderer fü r das Oberwallis und das Unterwallis geant­
w orte t. Diese Stellen werden ausgeschrieben und die 
Anstellungen werden innert kurzer Zeit vorgenommen.

3.042 Postulat von Grossrätin Graziella W alker Salzmann (CSPO) 
und M itunterzeichnenden betreffend Einrichtung von 
Tagesschulen - Agieren statt Reagieren (16.03.2006).

Postulat im Sinne der A n tw ort vom 14. September 2006 
angenommen.

Gemäss der gegenwärtigen Gesetzgebung ist der Entscheid 
und die hauptsächliche Verantwortung der Bereitstellung 
von Betreuungsmassnahmen fü r Schüler Sache der Gemein­
den und der Regionen. Durch seine finanzielle Beteiligung 
handelt der Staat nur subsidiär. Trotzdem anerkennt der 
Staatsrat die Sachdienlichkeit, Rahmenbedingungen und 
einheitliche Kriterien festzulegen. Sobald der Kanton Wallis 
der interkantonalen Konvention zur Harmonisierung der 
obligatorischen Schule (HarmoS) beigetreten ist, werden 
klare Richtlinien auf diesem Gebiet erlassen.

3.046 Postulat von Grossrat A ldo Resenterra (GRL) betreffend Leu­
kerbad: Studiengang FH-GS.

Postulat unter Vorbehalt durch den Staatsrat am 12. Okto­
ber 2006 angenommen.

Die HES-SO ist gehalten, bis Ende 2006 eine Harmonisie­
rung der Durchführung des Rahmenlehrplanes (RLP) an den 
verschiedenen Standorten vorzunehmen und die Zusam­
menarbeit zwischen den verschiedenen Standorten zu 
intensivieren, um in den Bereichen Gesundheit und Soziale 
A rbe it das Qualitätsniveau HES an allen Standorten zu 
gewähren. Das auf eidgenössischer Ebene und unter den 
Kantonen laufende Verfahren sollte die M itte l definieren, 
um den Standort von Leukerbad zu konsolidieren und her­
vorzuheben.

3.051 Postulat von Grossrat (Suppl.) Rolf Eggel, Grossrätin 
Susanne Hugo-Lötscher und M itunterzeichner betreffend 
kantonaler Erziehungsrat (10.05.2006).

Postulat im Sinne der schriftlichen Antw ort vom 9. Novem­
ber 2006 angenommen.

Um über ein glaubwürdiges und effizientes Konsultativor­
gan zu verfügen, sollte der kantonale Erziehungsrat neu 
dynamisiert werden. Dazu sollte das DEKS dem Staatsrat die 
Revision des Reglements vom 11. Dezember 1985 Vorschlä­
gen, um die Aufgaben, die Zusammensetzung, die Integra­
tion  und das Funktionieren des kantonalen Erziehungsrates 
neu zu definieren. In einer zweiten Phase sollten die M itg lie ­
der ernannt und zu einer Reaktivierungssitzung eingeladen 
werden.

3.052 Postulat von Grossrätin Michelle Grandjean (PS/AdG) und 
M itunterzeichnenden betreffend Einführung eines «Ausbil­
dungsschecks» fü r die Walliserinnen und Walliser
(10.05.2006).

Postulat am 14. Dezember 2006 zur Information und Prü­
fung weitergeleitet an die Kantonale Erwachsenenbildungs­
kommission.

Das W eiterbildungsgesetz vom 2. Februar 2001 sieht unter 
anderem die M öglichkeit vor, fü r ein gewisses Zielpublikum 
Ausbildungsschecks einzuführen. Das Postulat w ird  der kan­
tonalen Erwachsenenbildungskommission weitergele itet 
m it dem Auftrag, sämtliche Wege zur Förderung der W eiter­
bildung zu prüfen: Ausbildungsscheck, Validierung erwor­



bener Fähigkeiten, Schaffung eines Fonds, Ausbildungsur­
laub, Steuererleichterungen, ...

3.057 Postulat von Grossrätin Franziska Lutz-Marti (CVPO) und 
M itunterzeichnenden betreffend fachliche und pädagogi­
sche Unterstützung fü r OS-Lehrpersonen ohne stufenge­
rechtes D iplom (08.06.2006).

Postulat am 14. Dezember 2006 angenommen.

Die Lehrpersonen der OS, die nicht über ein stufengerechtes 
Diplom verfügen, werden bereits durch den Schulinspektor 
betreut. Im W eiteren geniessen sie die Unterstützung ihrer 
Direktion und der pädagogischen Berater. Trotzdem w ird 
das DEKS die Arbeitsgruppe beauftragen, die m it der Erar­
beitung des OS-Reformprojekts betraut ist, die Frage der 
Schaffung einer permanenten praktischen und pädagogi­
schen S tützstruktur fü r einige Lehrpersonen ohne stufenge­
rechtes D iplom zu prüfen. Diese Aufgabe könnte zum Bei­
spiel der PPI-VS übertragen werden.

3.058 Postulat von Grossrat (Suppl.) René Lo reta n (CVPO) betref­
fend G leichwertigke it der D iplome auf Primarschulstufe
(09.06.2006).

Postulat teilweise vom Staatsrat angenommen, unter 
Vorbehalt von zusätzlichen, durch das DEKS vorzunehmen­
de Studien t  abgestimmt und angenommen durch den 
Grossen Rat am 14. Dezember 2006.

Der Antrag, den Lehrpersonen, die kein stufengerechtes 
Diplom haben, um in den K indergarten- und Primarklassen 
(1. PS bis 6. PS) zu unterrichten, die M öglichkeit zu gewäh­
ren, eine Zusatzausbildung zu absolvieren und die 
Qualifikationen zu erlangen, um auf allen Stufen zu un ter­
richten, w ird  in einer Studie geprüft. Diese sollte die w irk li­
chen Bedürfnisse der Gemeinden erfassen und gegebenen­
falls die Inhalte und die Form der bereitzustellenden 
Zusatzausbildung definieren.

VERWALTUNGS­
UND RECHTSDIENST
GESETZGEBUNG
Neben den ordentlichen und allgemeinen Aufgaben rechtlicher 
Natur, w ie  die Vorbereitung von Verfügungen und Stellungnahmen, 
schriftlichen und mündlichen Rechtskonsultationen, Beratung und 
Interpretation der durch das Departem ent anzuwendenden Bestim­
m ungen, Repräsentationen des Departem ents in verschiedenen 
Kommissionen, w ar die Dienststelle im Jahr 2006 m it der Ausarbei­
tung  fo lgender Gesetzestexte beschäftigt:

- Änderung vom 9. Novem ber 2006 des Gesetzes über den Beitritt 
zur interkantona len Vereinbarung über die Anerkennung von 
Ausbildungsabschlüssen;

- Ä nderung vom 9. Novem ber 2006 des Gesetzes über die Päda­
gogische Hochschule Wallis (PH-VS);

- Ä nderung vom 9. November 2006 der Verordnung betreffend 
das S tatut des Personals der Pädagogischen Hochschule Wallis 
(PH-VS)

- Reglement vom 15. Februar 2006 der Schule fü r Berufsvorberei­
tung  des Kantons Wallis;

- Vollzugsreglem ent vom 3. Mai 2006 zum Gesetz über den kanto­
nalen Berufsbildungsfonds;

- Reglement vom 17. Mai 2006 über das Vorbereitungsjahr (Passe­
relle) fü r den Zugang zur Pädagogischen Hochschule Wallis.

DEPARTEMENTSCONTROLLING
Im Jahre 2006 befasste sich das D epartem entscontrolling m it fo l­
genden Schwerpunkten:

- Betreuung der Dienststellen des Departements fü r die Definie- 
rung und die Verbesserung der drei Stufen der Leistungsmandate 
und den A ufbau der Kontro llinstrum ente. In dieser Einführungs­
phase der Verw altung durch Leistungsmandate w urde das 
Schwergew icht hauptsächlich auf die Form gelegt. Es w urde ein 
aktives und unterstützendes Coaching zugesichert. Im Übrigen 
ist die Klärung des Budgetprozesses und der Rechnung bereits im 
Gang und w ird  m it den K ontro llverantw ortlichen der Dienststel­
len w eitergeführt.

- Vertie fung der Ausbildung der K ontro llverantw ortlichen der 
Dienststellen durch mehrere Kurse, die in Zusamm enarbeit m it 
dem Regierungscontrolling organisiert w urden.

- Zusamm enarbeit bei der Definierung und der Einführung der 
Leistungsmandate in Sonderschulinstitutionen, insbesondere auf 
dem Gebiet der M ethodik.

- M ita rbe it und U nterstützung der A rbe itsgruppe N F A - DEKS.
- Kritische Prüfung der Sachdienlichkeit der im operativen Leis­

tungsm andat 2006 festgelegten Indikatoren und Korrektur, 
sowohl un ter dem qualitativen als auch un ter dem quantita tiven 
Gesichtspunkt, fü r die Planung 2007.

INFORMATIK-KOORDINATION

Neben seiner Funktion als Betreuer (Unterstützung, S tellungnahme 
zu technischen und finanziellen Fragen, Inform ationsm anagem ent) 
p fleg t der In form atik-K oord inator ein fachspezifisches Beziehungs­
netz und leitet die strategische Kommission ICT (Inform ations- und 
Kom m unikationstechnologie). Im vergangenen Jahr w urden 
nam entlich fo lgende Aufgaben wahrgenom m en:

• Überwachung der Entw icklung der Informatiksysteme zur 
Geschäftsführung und N otenverwaltung der W alliser Schulen 
(ISM, ESCADA);

• Definierung eines Projekts fü r die V eröffentlichung auf Internet 
des Kantonsarchivs; Ausrüstung des Schulinspektorats, Verab­
schiedung der Richtlinien fü r die Integration der ICT in den W alli­
ser Schulen fü r die Jahre 2007-2012;

• Vertretung des Departements im Bereich der In form atik in ver­
schiedenen inter- und ausserkantonalen Organisationen.

JUGEND+SPORT

JU G E N D +S P O R T  

•  Jugendausbildung
2006 haben die J+S-Coachs 515 (-13, bzw. -  2 .46% ) J+S-Ange- 
bote angemeldet. Davon haben 23 '5 98  (-772, bzw. -3 .16% ) 
Jugendliche im A lte r von 10 bis 20 Jahren in 35 (wie 2005) Sport­
arten in 1 ‘929 (+77, bzw. +4 .15% ) Kursen oder Lagern te ilge­
nommen, die von 3 '9 1 5 (+30, bzw. +0 .77% ) J+S-Leitern ge führt 
oder m itge le ite t w urden.

•  Aus- und Weiterbildung des Kaders
2 '13 4  Coachs, Experten und Leiter haben an einer Aus- oder 
W eiterb ildung im Jahre 2006 te ilgenom m en. 2005 waren es 
1 '919, was einer Zunahme von 215 (+11.20% ) entspricht.

Das J+S-Amt hat 65 (+6, bzw. +10 .16% ) Grundausbildungen, 
W eiterb ildungsm odule und Eintrittstests von einem Tag bis zu 
einer W oche durchgeführt.

•  Finanzielle Beteiligung des Bundes
Die finanzielle Beteiligung des Bundes zugunsten der Ausbildung 
des Kaders und der Jugendlichen be läuft sich auf 
F r.2 '348'623.20.-. Sie erhöhte sich um Fr. 68 '925.35  (+3.02% ).

Zudem w urde die Summe von Fr. 237 '119 .- (+ Fr. 34 '007.-, bzw. 
+ 16 .74% ) d irekt an die Verbände und/oder die Sportvereine fü r 
die Unterstützung der Nachwuchsförderung entrichte t.

U N T E R S T Ü T ZU N G  DES W ALLISER SPORTS

Der Teil der Lotterien und Spiele fü r den Kanton Wallis be läuft sich 
auf Fr. 3 '33 2 '208 .-. Diese Summe w urde w ie  fo lg t verteilt:



- Fr. 2 '3 1 7 7 0 0 .-  in Form von jährlichen Subventionen an die kan­
tonalen Sportverbände und Fr. 136 '253.- zugunsten Aktionen 
oder Gruppen m it speziellem Charakter.

- Fr. 9 2 0 '4 1 1.- in Form von gezielten Unterstützungen an Vereine, 
Clubs und Sportgruppen fü r Installationen im Sport, den Kauf 
von Material sowie fü r Sportanlässe.

Nach Abzug der adm inistrativen Unkosten (-Fr. 60 '884.-) und A u f­
rechnung der Kreditorenzinsen (Fr. +291 '900.-) w urde der nicht ver­
te ilte  Betrag von Fr. 188 '860.- dem Sport-Fonds gutgeschrieben. 
(Für zusätzliche Inform ationen: vgl. Bericht «Abrechnung und 
Gew innverte ilung des Kantonalen Sportfonds 2006» publiziert im 
Internet un ter w w w .vs.ch)

KANTONALES SPORTZENTRUM OVRONNAZ

Die Übernachtungen sanken von 12’643 im Jahre 2005 auf 12'582 
im Jahre 2006 (-61, bzw. 0 .48% ).

STIPENDIEN UND AUSBILDUNGSDARLE­
HEN

TÄTIGKEIT

Die kantonale Kommission fü r Stipendien und Ausbildungsdarlehen 
ist im Jahr 2006 zehnmal zusammengetreten. Die Mehrzahl ihrer 
Sitzungen hat sie der Prüfung von Gesuchen gew idm et. Sie hatte 
ebenfalls Gelegenheit, verschiedene, m it der Ausrichtung von 
Ausbildungsbeiträgen zusammenhängende Probleme zu prüfen.

G ep rü fte  Gesuche

Entw icklung der Zahl der Gesuche von 1999 bis 2006

KANTONALE DIENSTSTELLE 
FÜR DIE JUGEND
ADMINISTRATIVE SEKTION

Die adm inistrative Sektion (AS) hat das gesamte Budget der Dienst­

stelle verwaltet. Gemäss Beschluss vom 9. Mai 2001 hat sie vor 
allem die Rechnungstellung und das Inkasso der Gebühren fü r die 
Leistungen der verschiedenen A bteilungen übernom m en. Für die 
Anschaffung von erforderlichen Hilfen an Not leidende Familien 
konnte die Dienststelle einen Betrag von ungefähr Fr. 7 '000 .-, der 
über den A lkoholzehnte l zuerkannt wurde, gewähren.

Budgetbesprechungen und die Kontrolle der Jahresrechnungen der 
verschiedenen Erziehungsheime, die vom Kanton und mehrheitlich 
vom Bund anerkannt sind (Bundesamt fü r Justiz), stellen einen 
w ichtigen Arbeitsbereich dar.

Unser Kanton verfüg t über 251 Ferienkolonien (registrierte Anzahl 
bei der Dienststelle), welche M inderjährige ohne elterliche Beglei­
tung bei sich aufnehm en. In Zusamm enarbeit m it anderen Dienst­
stellen fü h rt die adm inistrative Sektion die no tw endigen Kontrollen 
durch, um schlussendlich eine Betriebsbewilligung zu erteilen. 146 
Ferienkolonien verfügen über eine Betriebsbewilligung, 31 Gesuche 
sind in Bearbeitung und 20 Einrichtungen sind zwecks Vorm einung 
bei einer anderen Dienststelle in Abklärung. 54 Einrichtungen w u r­
den archiviert, wovon einzelne neu evaluiert werden müssen. Laut 
A rt. 39 des Jugendgesetzes kann das DEKS die A ufsicht sowie die 
Erneuerung der Betriebsbewilligung den Gemeinden übertragen. 
52 Gemeinden w urden bereits dahingehend orientiert und 16 Dos­
siers (4 im Oberwallis, 12 im Französisch sprechenden Kantonsteil) 
konnten schon übergeben werden.

658 Dossiers fü r Kinder m it schweren Sprachgebrechen im Vor­
schul- und im Schulalter w urden behandelt. Der vom BSV überw ie­
sene Pauschalbetrag be trägt Fr. 3 '1 16728 .--, der fü r Abklärungen 
und pädagogisch-therapeutische Leistungen ausbezahlte Betrag 
be läuft sich auf Fr. 3 ‘ 187‘62 9 .15, Logopäden des ZET inbegriffen.

Die kantonalen Beiträge an die Tages-Betreuungstätten (30 % der 
anerkannten Gehälter des Erziehungspersonals und der Erziehungs­
materialien) sind 84 Einrichtungen m it erweiterten Ö ffnungszeiten 
zugute gekom m en. Hievon handelt es sich um 73 Betreuungsstruk­
turen im französischsprachigen Kantonsteil, 11 im Oberwallis sowie 
12 Vereinigungen von Tageseltern, 8 im Französisch sprachigen 
Kantonsteil und 4 im Oberwallis. Die Beteiligungskosten betragen 
Fr. 4 .6 M io. (aufgerundet).

BERICHT DES JUGENDDELEGIERTEN

Die kantonale Jugendkommission w ar auch im vergangenen Jahr 
auf verschiedenen Ebenen tä tig .

LOKALE UND REGIONALE JUGENDPROJEKTE

Die Jugendkommission behandelte im vergangenen Jahr 105 Gesu­
che um finanzielle Unterstützung. 80 Anfragen konnte ein Unter­
stützungsbetrag zugesprochen werden. 23 Gesuche stam mten aus 
dem Oberwallis, 24 aus dem M itte lwallis , 33 aus dem Unterwallis 
und 6 hatten einen übergreifenden Einfluss auf den ganzen Kanton. 
Erstmals konnten im Unterwallis am meisten Projekte un terstü tzt 
werden, was auf die verstärkten Inform ationsaktiv itä ten in dieser 
Gegend zurückzuführen ist.

KANTONALE JUGENDPROJEKTE

Im Vordergrund standen im Jahr 2006 die Teilnahme an der Young -  
OGA, w ozu auch 7 Unterwalliser Gruppen eingeladen w urden.

Der Jugendförderpreis w urde anlässlich einer gemeinsamen Veran­
staltung m it dem «Jugendparlament des Kantons Wallis» im Gross­
ratssaal an fo lgende Preisträger verteilt: An das Internetporta l 
«Snaplife» aus Brig, die Musikveranstalter «Artsonic» aus Siders, 
und die beiden Tanzlehrer M entor Citaku und Uka A hm eti aus 
St.Maurice.

STRUKTURARBEITEN

Die S trukturprojekte in Gemeinden und Regionen, welche noch 
über keine Einrichtungen zu Gunsten der Jugendlichen verfügen, 
wurden fortgesetzt. Im Goms, im Saastal, im Val d 'Anniviers und im

Gestellte
Gesuche

Entsprochene
Gesuche

Gymnasiale Maturitä tsschulen 803 588

Andere Schulen 222 170
fü r A llgem einbildung

Vollzeit-Berufsschulen 379 236

Berufslehren 501 269

Berufsm aturitäten 61 28

Höhere Berufsbildungen 250 204

Fachhochschulen 672 542

Universitäten und Eidg. Techn. 1 '330 1 '116
Hochschulen

W eiterb ildung 31 24

Total 4 '249 3'177
100% 74.77%

1999 3-691 2003 3 '980

2000 3 '851 2004 4 '104

2001 3 7 8 8 2005 4 '253

2002 3 '825 2006 4 '249

A usbildungsdarlehen
Anzahl o ffener Dossiers per Ende 2006: 5721

http://www.vs.ch


Val de Bagnes erarbe itet der Jugenddelegierte gemeinsam m it 
Jugendlichen vor O rt nachhaltige S trukturen zugunsten der Jugend. 
Im W eiteren unterstü tzte der Jugenddelegierte Jugendliche aus Vex, 
Hérémence und im Bezirk Oestlich Raron bei der Planung und Reali­
sierung von Strukturprojekten.

JUGENDKOM M ISSION

Die kantonale Jugendkommission beendete die inhaltliche Fassung 
des «Leitfadens zuhanden der Verantw ortungsträger in den 
Gem einden», der dazu dienen soll, die Jugendarbeit auch auf 
Gemeindeebene zu fördern. Nach Abschluss des graphischen Kon­
zeptes w ird  diese Broschüre den G em eindeverantwortlichen im 
Frühjahr 2007 übergeben.

MITARBEIT AUF SCHWEIZERISCHER EBENE

A u f schweizerischer Ebene arbeitete der Jugenddelegierte im Lei­
tenden Ausschuss der KKJF (Konferenz der kantonalen Beauftrag­
ten fü r Kinder und Jugendförderung) m it. H auptgew ich t w urde in 
diesem Gremium auf die Ausarbeitung eines schweizerischen Rah­
mengesetzes bez. der Jugend- und K inderförderung gelegt.

DAS KANTONALE A M T FÜR KINDES­
SCHUTZ

Das A m t fü r Kindesschutz ve rfüg t seit 3 Jahren über ein e lektron i­
sches Dossier-Erfassungssystem (GED-SCJ), aus welchem  bereits 
zum 3. Mal auch die vorliegende Statistik hervorgeht.

Im Jahr 2006 haben w ir erneut eine bemerkenswerte Zunahme der 
Fallstatistik, d.h. 6 ,4 %  gegenüber dem Vorjahr. Diese Tendenz der 
Fallzunahme zeigt sich nun schon stetig über die vergangenen 5 
Jahre. Im Vergleich zwischen den im Jahr 2000 betreuten 988 Fäl­
len, steht die Fallzahl fürs Jahr 2006 bei 1553, was einer Zunahme 
von 57,2 %  entspricht.

Jahr A nzahl Fälle
2000 988
2005 1 '459
2006 1 '553

Die Fallzahlen im Bereich der A rtike l 307 und 308 ZGB haben erneut 
stark zugenom m en. Das A m t betreute 902 Fälle. Es sind dies 72 
m ehr als im vergangenen Jahr. Das Parlament hatte dieser Entw ick­
lung Rechnung getragen und dem A m t zusätzliche Ressourcen fü r 
das kom m ende Jahr zugete ilt. Diese neuen Leistungserbringer w e r­
den im Rahmen der zivilrechtlichen Kindesschutzmassnahmen ein­
gesetzt. Dam it sollte verm ehrt gewährle istet werden, in diesen 
schwierigen S ituationen be treffend den Kindesschutz w irksam  zu 
intervenieren und so G efährdungen des Kindeswohls entscheidend 
entgegen zu w irken.

Entsprechend den EDIKS-Vorgaben fü r die V erw altungsführung hat 
das A m t alle M andate im Hinblick auf die definierten Prioritäten im 
Rahmen der zu erbringenden Leistungen ausgeführt. Namentlich im 
Bereich fo lgender Leistungen zu Gunsten der entsprechenden A u f­
traggeber :

- die Bezirksgerichte, fü r welche w ir  113 Fälle behandelt haben ;
- die Vormundschaftsämter, fü r welche w ir 902 Fälle behandelten,

d.h. 72 Fälle mehr als im Jahr 2005;
- das Jugendgericht, fü r welches w ir 94 Fälle behandelten, was 

ungefähr der Situation im Jahre 2005 entspricht;
- die Dienststelle fü r Zivilstandswesen und Fremdenkontrolle, fü r 

welche w ir 242 Fälle übernom m en haben. Für diese Dienststelle 
erbringen w ir Leistungen bei Namensänderungs-Gesuchen und 
im Bereich der nationalen und internationalen A dop tion. Diesbe­
züglich g ilt es festzuhalten, dass die Ratifikation der Haager Kon­
vention über die in ternationale A dop tion  durch die Schweiz 
einen beträchtlichen M ehraufw and abverlangt. In der Funktion 
als kantonale Zentra lbehörde haben w ir nun den grössten Teil der 
Aufgaben zu übernehmen, die vorgängig durch die A dop tions­
verm ittlungsstellen ausgeführt w urden. Dies w ohlgem erkt, ohne 
zusätzliche personelle Ressourcen;

- im Bereich der A dop tion  w urden 90 Erstabklärungen vorgenom ­
men;

- w ir  haben auch bei 107 Familien sozialpädagogische Familien­
hilfe geleistet.

Bei insgesamt 1 '553 betreuten Fällen im Jahr 2006, handelt es sich 
um 246 Neuanmeldungen, 38 alte w ieder gemeldete Fälle und 
1 '286  laufende Fälle.

Die Anzahl platzierter W alliser Jugendlicher in sozialpädagogischen 
E inrichtungen auf Kantonsebene be träg t 179. W ährend des Jahres 
2006 w urden 69 M inderjährige bei Tageseltern platziert. Das Total 
platzierter Jugendlicher ausserhalb des Kantons be trägt 21, wovon 
15 aus dem Deutsch sprechenden Kantonsteil stammen.

49 Jugendliche und deren Familien profitie rten vom sozial pädago­
gischen Fam ilienbegleitungsdienst.
Das Besuchsrecht des einen oder anderen Elternteils w urde durch 
die Errichtung des Point Rencontre Wallis in 8 Fällen erm öglicht.

Bereits zum zweiten Jahr in Folge stellen w ir eine Zunahme von Plat­
zierungen in Institu tionen fest.

BEREICH KLEINKIND

Dieser Sektor ist eine bemerkenswerte Unterstützung fü r die ö ffe n t­
lichen kom m unalen Gemeinwesen im Zug der Umsetzung des A rti­
kel 32 ff. des Jugendgesetzes (fam ilienexterne Tagesbetreuung von 
Kindern zwischen 0 und 12 Jahren). Es ist erfreulich feststellen zu 
können, dass die Angebots-S truktur stetig wächst.

Jahr Anzahl 
Betreuungs- 
Stätten mit 
erweiterten 

Öffnungszeiten 
im Wallis

Anzahl 
Betreuungs­
stätten mit 
erweiterten 

Öffnungszeiten 
im Unterwallis

Anzahl 
Betreuungs­
stätten mit 
erweiterten 

Öffnungszeiten 
im Oberwallis

Anzahl 
Vereine 

von 
Tageseltern 

Im Wallis

Anzahl 
Vereine 

von 
Tageseltern 

im Unterwallis

Anzahl 
Vereine 

von 
Tageseltern 

Im Oberwallis

2001 43 37 6 - - -

2002 51 45 6 8 7 1
2003 57 50 7 9 7 2
2004 70 59 11 12 8 4
2005 75 64 11 12 8 4
2006 84 73 11 12 8 4



ZENTRUM FÜR ENTWICKLUNG UND THE­
RAPIE DES KINDES UND JUGENDLICHEN

ANZAHL FÄLLE 4 '449
ANZAHL INTERVENTIONEN 34 '868
NEUE FÄLLE V592
ALTE FÄLLE 549
LAUFENDE FÄLLE 2 '304

Die A bte ilung erbring t jährlich, im Rahmen ihrer Untersuchungen, 
Abklärungen von Entw icklungsstörungen, verschiedener therapeu­
tischer Leistungen und erziehungsberaterischen Hilfen, in verschie­
denen Bereichen der kindlichen Entw icklung (psychische, soziale, 
verhaltensmässige, logopädische, psychomotorische und schuli­
sche), einen beträchtlichen Versorgungsauftrag an Kindern und 
Jugendlichen.

Seit 2003 stellen w ir eine stetige Zunahme der Anm eldungen und 
gleichzeitig eine Steigerung der erbrachten Leistungen fest.

J a h r  A n z a h l F ä lle  A n z a h l In te rv e n t io n e n
2003 4 ’ 126 32-318
2004 4 '24 4  32 '964
2005 4 3 1 9  34 '237
2006 4 '44 9  34 '868

Die Leistungsteigerung im klinischen Bereich geht m it einer 
Zunahme der A rbe it im Bereich der Aus- und W eiterb ildungen und 
Supervisionen einher. Dies unterstre icht die W ertschätzung der ver­
schiedenen Partner gegenüber den Fachkräften des Zentrums fü r 
Entw icklung und Therapie des Kindes und Jugendlichen. Gleichzei­
tig  w ird  es zunehm end schwieriger den Anfragen in diesem Bereich 
gerecht zu w erden. Falls diese Entw icklung w eitergeht, w erden im 
Rahmen der Produkte des ZET die Prioritäten neu zu setzen sein.

ANMELDEINSTANZEN

Die Eltern (65% ) sind zunehm end die stärksten Gesuchsteller fü r 
Leistungen im Rahmen des ZET. Die Schule ist m it 22%  der A nm el­
dungen ein w ich tige r Partner der Abte ilung. Für das ZET ist die 
Zusamm enarbeit m it der Schule sehr w ich tig . Es w ird  auch zukünf­
tig  alles un ternom m en, dass man m it einer optim alen Zusammenar­
beit m it den Fachkräften der Schule den Bedürfnissen des Kindes 
auf einer breiten Basis gerecht w ird . Die Ärzteschaft, die heilpäda­
gogischen und sozialpädagogischen Einrichtungen, die Sozial­
dienste, die Vorm undschaftsäm ter und die Gerichte sowie die sozi­
almedizinischen Zentren melden zusammen rund 13%  der 
zugewiesenen Fälle an.

THERAPEUTISCHE LEISTUNGEN

Verhaltensstörungen im schulischen Bereich oder innerhalb der 
Familie machen rund 40 % der Neuanmeldungen aus. Diese Fest­
stellung stim m t m it gesellschaftlichen Entw icklungen überein. Im 
Jahre 2006 hat die Abte ilung verschiedene Kurse und W eite rb ildun­
gen in Bereichen w ie  A u to ritä t und Anerkennung von Regeln und 
Hierarchien im erzieherischen Bereich angeboten und durchge­
füh rt. Diese Leistungen w urden vor allem in spezialisierten Institu­
tionen und im Schulbereich ge tätig t. Diese Massnahmen soll es den 
Erwachsenen erm öglichen angemessene Hierarchien herzustellen 
und zu verm itte ln. Sie stellen eine Hilfe fü r die Kinder dar, dam it 
diese m it den kom plexen Realitäten, den daraus entstehenden 
Spannungen und Frustrationen, besser um gehen können. Es geht 
um m ehr als den Umgang m it Aggressionen und Frustrationen. Die 
Anpassung an die A nforderungen des A lltags ist w ichtig .

Sitzungen m it den Eltern, m it der Familie, m it den Lehrpersonen 
oder m it anderen fü r das Kind w ichtigen Personen stellen rund 
40%  der gesamten Leistungen dar. Diese A rbe it beabsichtigt die 
Ressourcen des kindlichen Umfeldes zu aktivieren und w ill verm ehrt 
ganzheitliche Ansätze in die therapeutische A rbe it einfliessen las­
sen. Die A bte ilung lässt sich von einem Konzept leiten, das h insicht­
lich der verschiedenen A uffä lligke iten nicht nur auf das Individuum

fokusiert ist, sondern auch w ich tige  Variablen des kindlichen Kon­
textes m it einbezieht. Dies bedeutet den M ite inbezug der fü r das 
Kind relevanten Personen, die Aktiv ierung der Ressourcen des 
Umfeldes der Kinder und einen Betreuungsansatz basierend auf 
einer ganzheitlichen Sicht, anstelle einer auf das Kind zentrierten 
Sichtweise.

PRÄVENTIVE LEISTUNGEN

Um den neuen Störungsbildern von K indern w irksam zu begegnen, 
ist die interdisziplinäre Zusamm enarbeit im m er w ichtiger. In diesem 
Sinne beteiligen sich MitarbeiterZ-innen des ZET in der Aus- und 
W eiterb ildung von Fachpersonen im Schul-, Sozial- und Gesund­
heitsbereich. Zusätzlich bieten sie Supervisionen an fü r Sozialpäda­
gogen, Lehrpersonen und schulische Heilpädagogen. Die umfas­
sende Tätigkeit im Rahmen der schulischen M ediation ist in einem 
Bericht dokum entiert.
Am beeindruckenden Ausbau der fam ilienexternen Tagesbetreu­
ungsstätten beteiligte sich die Abte ilung m it Beratungen, Fortbil­
dungskursen und Supervisionen der K leinkindererzieherinnen.

Im A uftrag  von Elternvereinen, dem Verein Schule & Elternhaus und 
Vereinen, welche die Förderung der Entw icklung der Kinder zum 
Ziele haben, wurden im vergangenen Jahre mehrere Vorträge durch 
Fachpersonen des ZET gehalten. Es w urden Themen behandelt, w ie 
die sozialen Hierarchien, der Respekt der jew eiligen Person gegen­
über der Anerkennung von Erziehungsregeln, Veränderung von 
kindlichen Verhaltensmustern und der Umgang m it Gew alt sowie 
K inderpornografie im Internet.

WEITERBILDUNG UND AUSBILDUNG FÜR PRAKTIKANTINNEN

27 Studentinnen verschiedener Hochschulen konnten ein klinisches 
Praktikum absolvieren. Die Praktikantinnen kom m en aus den Fach­
bereichen Psychologie, Logopädie und Psychomotorik. Die Prakti­
kum sdauer variiert zwischen 3 M onaten und einem Jahr.

M itarbeiterinnen haben sich fü r die W eiterb ildung «Rechtspsycho­
logische Begutachtung m it K indern und Jugendlichen» am Univer­
sitäts institut Kurt Bösch eingeschrieben und werden diese erstmals 
im Juni 2007 abschliessen. Das neue Jugendstrafrecht w ird  der 
Abte ilung im Bereiche der Gutachten neue Aufgaben abverlangen. 
M it dieser Ausbildung werden Psychologinnen unsere Kom peten­
zen in der G utachtertätigkeit, vor allem bei richterlichen Mandaten, 
stärken.

ABTEILUNG FÜR KINDER- UND JUGEND­
PSYCHIATRIE UND PSYCHOTHERAPIE

Allgem ein w ird  die Situation der Kinder und Jugendlichen in der 
heutigen Zeit und Gesellschaft in zunehm endem  Mass komplexer 
und fü h rt entsprechend häufiger zu Überforderungen bei 
K indern/Jugendlichen, aber auch bei den Eltern, Lehrpersonen und 
Fachleuten. Die Jugend reagiert teils m it bekannten Störungsbil­
dern, w ie  Konzentrations- und Lernschwäche, Verhaltensstörun­
gen, u.a.m. und teils m it neueren Phänomenen, w ie  erhöhtes Kon­
sumverhalten (Drogen, Internet), sowie Gewalt, Suizidalität, 
A u tom utila tion .

In der Kinder- und Jugendpsychiatrie nehmen die sog. K om orbid i­
tätsstörungen zu, d.h. die Jugendlichen leiden an mehreren Störun­
gen gleichzeitig, z.B. Depression und A lkoholkonsum , Psychose und 
Drogen, Suizidalität und A u tom utila tion , Dissozialität und Gewalt. 
Diese Kom orbiditä tsstörungen erfordern eine gu t koordin ierte The­
rapie und Betreuung sowohl fü r den Jugendlichen w ie  auch fü r 
deren Familie.

Die A ufgabe der Abte ilung fü r Kinder- und Jugendpsychiatrie in der 
Dienststelle besteht in vermehrtem Masse darin, die medizinisch­
psychiatrische Sicht- und Handlungsweise bei komplexen Störungs­
bildern den M itarbeitenden direkt und in die Teams der diversen 
A bte ilungen der Dienststelle fü r die Jugend einzubringen und die­
sen beratend im Sinne eines internen medizinischen Konsiliar- und 
Liaisondienstes zur Verfügung zu stehen.



Die patientenorientierte  am bulante Therapietätigkeit w ird  im Rah­
men der zeitlichen M öglichkeiten nach w ie  vor d irekt von den te il­
zeitlich angestellten Ärzten (in Ausbildung fü r den Spezialarzttitel 
FMH in Kinder- und Jugendpsychiatrie) (insgesamt 2,2 Posten) aus­
ge führt. Im Jahr 2006 w urden 203 Fälle (2005: 163 Fälle) und 1 '600 
Therapiestunden (2005: 1 '025 Therapiestunden) absolviert.

Die A ku t- und Notfa llversorgung der Kinder und Jugendlichen m it 
psychiatrischen Krankheiten und S törungsbildern (akute Suizidali­
tät, akute Psychosen, Depressionen) verlagert sich verm ehrt in Rich­
tung  des kantonalen Zentrums fü r Kinder- und Jugendpsychiatrie im 
Spital Siders m it seiner Jugendtherapiestation und seinem Konsiliar- 
und Liaisondienst fü r die drei Spitalzentren im Kanton.

Die gesamte Koordination und ärztliche Leitung zwischen der 
am bulanten A bte ilung in der Dienststelle fü r die Jugend (AKJP) und 
dem stationären Zentrum im Spital Siders, welches im Gesundheits­
zeit Wallis in tegrie rt ist, ob lieg t dem Chefarzt fü r Kinder- und 
Jugendpsychiatrie. Dieser organisiert und veran tw orte t zusätzlich 
den 24-S tundenpiquetd ienst fü r den ganzen Kanton, die kantonale 
Prävention und Ö ffentlichkeitsarbe it betreffend psychische Krank­
heiten bei Kindern und Jugendlichen, die G utachtertä tigke it fü r die 
IV und fü r die Gerichte, sowie die Fort- und W eiterb ildung fü r die 
Ärzte im gesam tkantonalen Dienst fü r Kinder- und Jugendpsychia­
trie. Diese W eiterb ildungsstätte w urde von der FMPI im Jahre 2006 
von der Kategorie C neu in die Kategorie B eingestuft, was die 
A ttra k tiv itä t der Assistentenstellen zusätzlich erhöht.

A M T FÜR HEILPÄDAGOGISCHE FRÜHBE­
RATUNG

Gemäss dem Jugendgesetz vom 11. Mai 2000 hat das A m t fü r heil­
pädagogische Frühberatung den A uftrag, Kinder m it schweren Ent­
w icklungsverzögerungen vor ihrem E intritt in die Regelklassen zu 
betreuen.

Diese Leistungen werden ab G eburt des Kindes bis zu dessen E intritt 
in eine schulische Einrichtung erbracht. Sie umfassen ebenfalls die 
Beratung und Unterstützung der Eltern, sowie derjenigen Erwach­
senen, die das Kind betreuen.

Es handelt sich um Sonderschulmassnahmen, die von der IV fina n­
ziert werden. Im Rahmen der NFA werden die Leistungen ab 2008 
vom Kanton übernom m en.

Leistungen der heilpädagogischen Frühberatung werden durch das 
kantonale A m t fü r Frühberatung und den Frühberatungsdienst von 
Insieme Oberwallis sowie von zwei im Oberwallis privat tätigen 
Beraterinnen erbracht.

Gemäss den Produkten des Amtes fü r heilpädagogische Frühbera­
tung  werden fo lgende Leistungen erbracht:

- heilpädagogische Leistungen im W ohnbereich des Kindes ;
- die Umsetzung von Massnahmen, die der sozialen und schuli­

schen Integration des Kindes dienen ;
- regelmässige Inform ation an die schulischen Instanzen und die 

Ärzteschaft ;
- die Ausbildung eines Praktikanten in praktischer he ilpädagogi­

scher Früherziehung, um ihm in Zusamm enarbeit m it der UNI Fri­
bourg die Erlangung des Diploms als Früherzieher zu erm ögli­
chen.

Das A m t überwacht und koord in ie rt die heilpädagogischen Leistun­
gen auf kantonaler Ebene und ist bestrebt, e inheitliche Angebote 
fü r alle behinderten Kinder im Vorschulalter zu schaffen.

Das A m t füh rte  eine Inform ationskam pagne, insbesondere bei den 
Kinderärzten, durch, um die frühze itige Erfassung von behinderten 
K indern sicher zu stellen. Eine heilpädagogische Betreuung w äh ­
rend den ersten Lebensjahren ist w ich tig  und hat un ter anderem fo l­
gende Vorteile:
- E ffektivitä t und Effizienz der Massnahmen fü r das Kind und die 

Familie;

- Steigerung der Lebensqualität fü r das Kind und die Familie;
- aktive Teilnahme der Eltern und Steigerung der Selbständigkeit 

und der Verantw ortung ;
- bessere interdisziplinäre Koordination und Kooperation;
- umfassendere Prävention und tiefere Behandlungskosten.

FHinsichtlich der Prävention ist die Tatsache, dass rund 90 % der 
behinderten Kinder im A lte r von 2-4 Jahren eine fam ilienergän­
zende Tageseinrichtung und im A lte r von 4-6 Jahren den K indergar­
ten besuchen, hervorzuheben. Die verbleibenden 10 %  der Kinder 
w erden von der Familie, in Spitälern oder in heilpädagogischen 
Institutionen betreut.

Die Zahl der gemeldeten und betreuten Kinder hat leicht zugenom ­
men. Die erbrachten Leitungen haben zugenom m en. Verm ehrt 
w erden Kinder m it schweren Entw icklungsstörungen betreut.

DIENSTSTELLE FÜR 
TERTIÄRE BILDUNG
HES-SO WALLIS

Am 4. O ktober 2006 hat der Staatsrat den durch die strategischen 
Ausschüsse der FIES-SO/HES-S2 ge troffenen Entscheid ra tifiz iert 
und hat die neue Bezeichnung HE5-SO Valais (W estschweizer Fach­
hochschule Wallis) zur Benennung der beiden betreffenden Walliser 
Institu tionen angenom m en, nämlich der Flochschule Wallis, welche 
in den verschiedenen gesetzlichen Grundlagen m it dem Titel FH- 
Wallis und «FIEVs» e rw ähnt w ird , sowie der Fachhochschule Wallis 
Gesundheit und soziale A rbe it m it der A bkürzung HEVs2.

Seit dem Beginn des Schuljahres 2006/2007 absolvieren die Studen­
ten der W estschweizer Fachhochschule Wallis eine Ausbildung, die 
m it einem Bachelor abschliesst und die som it den Vereinbarungen 
von Bologna entspricht.

Im Jahr 2006 hat die Fachhochschule Wallis die Bewilligung der 
W estschweizer Fachhochschule erhalten, den Lehrgang «Bachelor 
Tourismus» (Zyklus) ab dem W intersem ester 2007/2008 anzubie­
ten.

In Bezug au f die angew andte Forschung und Entw icklung sowie auf 
die Servicedienstleistungen belie f sich der im Jahre 2006 erzeugte 
Finanzfluss auf 13.8 M illionen Franken. Die Anzahl von Projekten 
überstieg 550.

Am  7. Juni 2006 anerkannte der Bund die D iplome, welche durch 
die W estschweizer Fachhochschule Gesundheit und Soziale A rbe it 
(HES-S2) verliehen werden und welche die Studienabschlüsse fü r 
die Lehrgänge im Bereich Gesundheit und Soziale A rbe it (HES-S2) 
ab dem Flochschuljahr 2002-2003 bilden. Dabei sind gewisse 
Bedingungen auf Flochschulstufe zu erfüllen. Für das Wallis handelt 
es sich insbesondere um die nachfolgenden Lehrgänge: Pflegefach­
m ann/Pflegefachfrau, Physiotherapeut-in, Sozialarbeiter-in, Sozial­
pädagoge-Sozialpädagogin, soziokulturelle(-r) Anim ator-in .

Es w urden Überlegungen in Bezug auf die Ansiedlung der künftigen 
S tandorte der Schule angestellt, dam it die durch den Bund erlasse­
nen Normen eingehalten werden können.

PÄDAGOGISCHE HOCHSCHULE WALLIS 
(PH-VS)

Für das Jahr 2006 sind insbesondere die nachfolgenden Punkte zu 
erwähnen:

• es w urde eine Bilanz der PFI-VS ausarbeitet; dabei w ird  eine 
Zusammenfassung von mehreren Analysen insbesondere in 
Bezug auf die Grundausbildung der Lehrkräfte durchgeführt;

•  am 9. November 2006 hat der Grosse Rat die Entwürfe zur Ä nde­
rung des Gesetzes über die pädagogische Flochschule Wallis vom



4. O ktober 1996 und der Verordnung be treffend das S tatut des 
Personals der pädagogischen Hochschule Wallis (PH-VS) vom 12. 
Januar 2000 angenom m en;

• Ausarbeitung der Entw ürfe zur Zusamm enarbeit m it dem Netz 
der pädagogischen Hochschulen und der Fachhochschule auf 
gesamtschweizerischer Ebene;

• Organisation von zwei PH-Forums, «Tagesschulen in Randregio­
nen» und «Harmos, Pecaro, ist die Schule zu vereinheitlichen?», 
denen ein grosser Erfolg bescheiden war;

•  Erweiterung des Ausbildungsangebotes je nach A ufträgen, w e l­
che durch das DEKS e rte ilt w orden sind: Eröffnung der Zusatzaus­
bildung Handarbeit.

Im Herbst 2006 kann die PH fo lgende Kennzahlen betreffend die
Personen in Ausbildung ausweisen:
• G rundausbildung: 242
• Pädagogische Grundausbildung der Lehrpersonen Sek 1 und 2: 

83
• K indergärtnerinnen: 23
• Praktikumslehrpersonen (Primär- und Sekundarschule): 125
• Ausbildung in Sonderschulunterricht: 45

Die Dienststelle fü r tertiäre Bildung hat den nachfolgenden Hoch­
schulen eine kantonale Subvention 2006 gewährt:

•  Fernfachhochschule Schweiz Brig (FFH)
• W alliser Schule fü r Gestaltung (ECAV)
• W alliser Hochschule fü r Musik (HEM-Vs).

Statistik G rundausbildung Total
(ohne D ip lom anden) 

A nzahl FH (Fachhochschule)
Hochschule Wallis (HES-SO Wallis) 666

Pädagogische Hochschule Waliils 243
(PH-VS)

Fachhochschule Wallis Gesundheit 582
und soziale A rbe it (HEVs2)

Fernfachhochschule Schweiz (FFH) 501

Walliser Schule fü r Gestaltung (ECAV) 59

Walliser Hochschule fü r Musik (HEM-Vs) 61

Hochschule fü r Theater 2
W estschweiz (HETSR)
TOTAL FH 2114

A nzahl HF (H öhere Fachschule)

Hochschule Wallis (HES-SO Wallis) 346
Fachhochschule Wallis Gesundheit 108
und soziale A rbe it (HEVs2)
TOTAL HF 454

A nzahl UNI (universitäres Institu t)

Fernstudien Schweiz 1067
TOTAL UNI 1067
TOTAL FH, HF und UNI 3635

Q u e lle  : e -d ic s

INTERKANTONALE VEREINBARUNGEN, 
UNIVERSITÄRE LEHRE UND FORSCHUNG

Die Zahl der W alliser Studenten, welche ausserhalb des Kantons 
(ohne HES-SO und HES-S2) stud iert haben, betrug im Jahre 2005- 
2006 591 und zwar:
- 295 au fgrund der interkantonalen Fachschulvereinbarung (FSV) 

und der W estschweizer Vereinbarung über die Gesundheitsbe­
rufe;

- 296 au fgrund der in terkantona len Fachhochschulvereinbarung 
(FHV).

Der Rat fü r universitäre Forschung und Lehre hat dreimal eine Sit­
zung abgehalten.

Die nachfolgenden universitären Institutionen haben im Jahre 2006 
eine kantonale Subvention bezogen:
Institu t universitaire Kurt Bösch, Fernstudien Schweiz, Institu t fü r 
Technologie und W irtschafts in form atik, Universitäres Forschungs­
zentrum  fü r M ehrsprachigkeit, Forschungsinstitut zur Geschichte 
des Alpenraumes, Institu t de recherche en inform atique, Institu t de 
recherche en intelligence artific ie lle perceptive, Centre de recherche 
et d 'é tude sur les populations alpines, Société académique du 
Valais, Association Vs-net, Institu t de recherche en réadaptation- 
réinsertion, Fondation suisse pour les cyberthèses.

Der Kanton Wallis hat in A nw endung der interkantonalen Universi­
tätsvereinbarung - ohne die Eidgenössischen Technischen Hoch­
schulen - (IUV) fü r 2 '532  Studenten den Betrag von rund 32.4 M il­
lionen Franken ausbezahlt, was pro Student durchschnittlich 12 '803 
Franken entspricht. Erstmals hat die S tiftung Fernstudien Schweiz in 
Brig IUV-Beiträge (0.44 M illionen fü r den Ausbildungslehrgang 
«Bachelor o f Law») bezogen.

FORSCHUNG ÜBER DAS SCHULWESEN 
UND QUALITÄTSSYSTEM IN DEN SCHU­
LEN

Diese eigene Abte ilung der Dienststelle fü r tertiäre Bildung gew ähr­
leistet eine fachliche U nterstützung des Departements fü r Erzie­
hung, Ku ltur und Sport, indem sie zu der Regulierung der pädagogi­
schen Neuerungen und zu der institu tionellen Steuerung des 
Systems be iträgt und das Schulwesen empirisch erforscht, insbeson­
dere in den nachfolgenden Bereichen:

- Analyse der Prüfungen 2006 (4. Primarschule, 6. Primarschule, 2. 
Orientierungsschule, 3. Orientierungsschule) und von Referenz­
prüfungen (Naturwissenschaften).

- Beteiligung an der in ternationalen Studie PISA 2006;
- Aktive Teilnahme am Projekt Harmos, insbesondere im W est­

schweizer Konsortium  fü r M athem atik;
- Erm ittlung von Statistiken betreffend die öffentlichen Walliser 

Schulen;
- Forschung und Befragungen (über die pädagogische Schülerhilfe 

im Wallis, den Ausbildungslehrgang Sport-Kunst-Ausbildung, das 
Lehrm ittel SOWIESO, die dezentralisierten Sonderschulklassen, 
die E inführung des Englischunterrichtes an der O rientierungs­
schule und die Kompetenzen der Schüler, über die aus der päda­
gogischen Hochschule Wallis hervorgegangen Lehrkräfte);

- Begleitung der Schulen beim Aufbau des Qualitätssystems;
- Ausarbeitung von leistungsfähigen und validierten Instrumenten 

(Fragebögen, H ilfsm ittel, Methoden);
- Übrige Zusammenarbeit, insbesondere m it P roformation, der 

Genfer und W estschweizer Institu tion der Zertifizierung, Norm 
EDUQUA, Kooperation m it der Schweizerischen Konferenz der 
kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) oder m it der W estschwei­
zer Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (CIIP).

WEITER- UND FORTBILDUNG DER LEHR­
KRÄFTE

- Beteiligung an der Konzeption und an der Organisation der W ei­
terbildungskurse der Lehrkräfte, insbesondere in der ob liga to ri­
schen Schulzeit, sowie an der E inführung von didaktischen Hilfs­
m itte ln  fü r neue Schulbücher in Französisch, Englisch und 
M athem atik;

- Organisation der 115. Schul- und W eiterbildungskurse 
(SWCH06) in Sitten;

- Vorsitz der paritätischen Kommission fü r die W eiterb ildung der 
Lehrkräfte und Verwaltung der A rbe itsgruppe fü r die Koordina­
tion  der W eiterb ildung;

- Festlegung der M odalitä ten der Beteiligung der Lehrkräfte der 
M itte lschulen an den Kursen, welche ausserhalb des Kantons 
organisiert w erden oder an Sprachpraktika im Ausland;



- Unterstützung der Organisation von W eiterbildungskursen in den 
Institutionen sowie die E inführung von didaktischen H ilfsm itteln, 
w ie  die Technologien im Bereich der In form atik und der Kom m u­
nikation,

- Aktive Beteiligung an der kantonalen Kommission fü r W eite rb il­
dung, Vorsitz der strategischen Kommission der G rundberufsbil­
dung der Lehrkräfte der Schulen der Sekundarstufe 1 und 2.

VERÖFFENTLICHUNGEN, MARKETING, 
INFORMATION

Das Departem ent fü r Erziehung, Kultur und Sport (DEKS) ve rö ffen t­
licht zwei pädagogische und offiz ie lle  Informationsrevuen, « Réso­
nances» fü r das französischsprachige und «M itte ilungsbla tt»  fü r 
das deutschsprachige Gebiet des Kantons.

Die «Résonances», eine m onatlich erscheinende Veröffentlichung, 
welche den Lehrkräften an den obligatorischen Schulen im franzö­
sischsprachigen Kantonsteil verte ilt w ird , ist neunmal erschienen 
und hat im Jahre 2006 insbesondere die W irtschaft an der Schule 
und die Förderung des Lesens behandelt. Die Revue «M itte ilungs­
blatt», welche im Jahr 2006 fün fm a l verö ffen tlich t worden ist, w id ­
mete eine Sonderausgabe dem PH-Forum in Brig vom März 2006.

Die Stelle V eröffentlichung, M arketing, Inform ation hat überdies die 
Internetseite der gesamten Dienststelle geschaffen.

SCHULBÜCHER

Der Umzug der Lehrm ittelausgabestelle Brig (von der Tunnelstrasse 
in die Englischgrussstrasse) w ar das prägende Ereignis des Jahres 
2006. Eine im Laufe des Herbstes 2006 durchgeführte  Befragung 
hat aufgezeigt, dass die Gemeinden grossmehrheitlich m it den Leis­
tungen, die durch die Lehrm ittelausgabestelle erbracht werden, 
weitgehend zufrieden waren.

DIENSTSTELLE FÜR UNTER­
RICHTSWESEN
OBLIGATORISCHE SCHULZEIT 

UNTERRICHT

LEHRPLÄNE BEJUNEFRIVALGE

Parallel zu den Arbeiten, die auf Schweizer (HarmoS) und W est­
schweizer Ebene (Schulkonvention) laufen und in Folge der überal­
terten Schulprogramme, haben die Kantone Bern, Jura, Neuenburg, 
Freiburg, Genf und Wallis ihre Kräfte vereint, um neue Lehrpläne fü r 
den Kindergarten und die obligatorische Schulzeit auszuarbeiten.

Die Steuergruppe, die sich aus Vertretern der verschiedenen Kantone 
zusammensetzt, begleitet ein Team von Redaktoren, bestehend 
hauptsächlich aus Praktikern, darunter 15 Lehrpersonen aus dem 
Kanton Wallis, die aus den verschiedenen Unterrichtsstufen zusam­
mengesetzt sind.
Die ersten Resultate dieser Lehrplanarbeit w urden den verschiede­
nen Partnern unseres Kantons (Fächerkommissionen, Vertretern der 
Sek. II, M itg liedern der Ausbildungsinstitute, M itarbeitern des DEKS, 
...) in einer Sitzung vorgestellt. Gegenwärtig sind kantonale Arbeits­
gruppen aktiv und die ersten Kommentare werden anlässlich der 
kom menden Sitzungen analysiert, um das ehrgeizige Projekt w e ite r­
zuführen und abschliessen zu können.

ÜBERLEGUNGEN ZUR NEUEN ORIENTIERUNGSSCHULE

Die tie f greifenden Überlegungen, die letzten Herbst unter der Lei­
tung einer Arbeitsgruppe, welche sich aus allen betroffenen Partnern 
zusammensetzt, begonnen wurden, muss die Orientierungsschule 
als Abschluss der obligatorischen Schule definieren, in welcher die

Wahl fü r die berufliche und menschliche Entfaltung des Jugendli­
chen gefä llt w ird.

Dabei müssen fo lgende Punkte neu überdacht werden: A ufnahm e­
bedingungen in diese Unterrichtsstufe, die Rolle der Noten, die M ei­
nung der Lehrpersonen und der Eltern, die A rt der neuen Strukturen, 
die aufgebaut werden müssen, die Rolle der Schulen und der erzie­
herischen und kulturellen Ausstrahlung der Regionen, die Zugangs­
bedingungen zu den nachfolgenden Ausbildungen, das neuartige 
Statut der 3. OS, der Platz der etwaigen 4. OS, usw.

Bis zum heutigen Tag wurden fo lgende Schlüsselprinzipien definiert:
a. Die OS n im m t alle Schüler auf;
b. Die O rientierung ist ein schrittweiser Aufbau;
c. Die OS stellt einen hervorragenden M om ent der Berufswahl dar. 

Diese muss klargelegt werden.

Im W eiteren müssen die Neigungen und Fähigkeiten jedes Schülers, 
die M itverantwortung und die Gesamtbeurteilung während der all­
gemeinen Ausbildung geklärt werden. Die OS würden ihre regionale 
Stärke in den betroffenen Zentren beibehalten, aber eine kantonale 
Harmonisierung auf dem Niveau der Strukturen wäre wünschens­
w ert. Im Anschluss an die Definition dieser grossen Optionen w ird 
die zuständige Kommission ihre Arbe it durch eine strukture lle Ana­
lyse der neuen OS fortsetzen, dies unter Einhaltung der Schlüssel­
prinzipien, die von allen Partnern akzeptiert w orden sind.

SPRACHENKONZEPT

Nach Verabschiedung mehrer Reformen hat der Staatsrat das neue 
kantonale Sprachenkonzept angenommen. Nach einer breiten Ver­
nehmlassung hat dieses Konzept seine Grundlage in den nachste­
henden Schwerpunkten:
1. Priorität dem Erlernen und Beherrschen der Ortssprache (L1) fü r 

alle Schüler der obligatorischen Schule;
2. Einführung der zweiten Landessprache (Deutsch /  Französisch) ab 

der 3. Primarstufe;
3. Einführung der zweiten Fremdsprache (Englisch) ab dem 7. Schul­

jahr, in den Schuljahren 2011-2012 sogar ab der 5. Primarschule;
4. M öglichkeit fü r die Orientierungsschulen, gewisse Nebenfächer in 

der zweiten Landessprache zu erteilen und zwar gemäss einem 
dem DEKS zu unterbreitenden Projekt;

5. M öglichkeit fü r Gemeinden und Gemeindeverbände, eine b ilin­
guale Struktur zu schaffen unter Einhaltung der da für vom DEKS 
definierten Regeln;

6. M öglichkeit fü r alle Schüler, während der obligatorischen Schul­
zeit einen Sprachaustausch zu absolvieren.

Angesichts der Veränderungen, die in diesem Konzept enthalten 
sind, ist die Einführung auf das Schuljahr 2007-2008 vorgesehen, 
was erlaubt, die entsprechenden Werkzeuge fü r die Einführung und 
die Evaluation der zweiten Landessprache (insbesondere Noten in 
der 5. und 6. Primarstufe) sicherzustellen. Ausserdem könnten die 
Klassenaustausche innerhalb unseres Kantons w e ite rge führt und 
intensiviert werden (Pilotprojekte laufen) und Arbeitsgruppen 
geschaffen werden, um die bilingualen Ausbildungsgänge zu beglei­
ten.

PFLICHTENHEFT UND STATUT DER LEHRPERSONEN

Nach Abschluss der Arbeiten der ad hoc Kommission hat der Staats­
rat ein fü r jede Unterrichtsstufe geschaffenes P flichtenheft ange­
nommen.

Eine Arbeitsgruppe ist gegenwärtig m it der Redaktion eines Geset­
zesprojekts zum Statut der Lehrpersonen beschäftigt. Nach einer ers­
ten Phase und einigen Sitzungen finde t nun eine Vernehmlassung 
statt, um die Arbeiten weiterzuführen und zwar in Bezug auf die 
Definition der Grundprinzipien, wie:

a. Die kom munalen und kantonalen Verantwortlichkeiten;
b. Die Ernennungsbehörde fü r die Lehrpersonen;
c. Die Ernennung der Schuldirektionen fü r die ganze ob ligatori­
sche Schule;
d. Die Arbeitszeit;
e. Die Schaffung eines Stellvertretungspools;



f. Die Schaffung eines Statuts von Semi-Generalisten (Primarstufe; 
insbesondere fü r den Sprachunterricht).

Im W eiteren werden an den nächsten Sitzungen der Arbeitsgruppe 
die begleitenden Massnahmen diskutiert, die aus den Änderungen 
des Gesetzes über die staatlichen Vorsorgeinstitutionen hervorgehen 
und den Verbänden am Ende des Jahres 2006 präsentiert wurden.

SENSO5

Dieses pädagogische und gesundheitsfördernde Projekt, «5 Sinne 
um zu lernen» w ird  durch die Loterie Romande, das Departem ent fü r 
Erziehung, Kultur und Sport (DEKS), das Departem ent fü r Gesund­
heit, Sozialwesen und Energie (DGSE) sowie das Departem ent fü r 
Volksw irtschaft und Raum entwicklung (DVR) unterstützt. Das ganze 
Konzept steht unter der Leitung der Hochschule Wallis (HEVs), in 
Zusammenarbeit m it den Schulzentren von Saillon und Sitten. Es ver­
sucht einen anderen Weg, als jene, die bis anhin vorgeschlagen w u r­
den, nämlich den Weg der Sinne.

Unter Respekt der psychologischen Entwicklung des Kindes während 
des ganzen Schuljahres und der gesamten Schulzeit sind die zwei 
Hauptziele dieses Projekts die Entwicklung von Lernwerkzeugen, die 
mehrere Sinne beanspruchen sowie die Entwicklung von Neugier 
und Freude über eine abwechslungsreiche Ernährung der Kinder.

SEXUALERZIEHUNG (SIPE)

Seit mehreren Jahren hat der Staatsrat den Bereich der Sexualerzie­
hung den Fam ilienplanungszentren übertragen. Unter der Schirm­
herrschaft der Vereinigung der SIPE-Zentren (Sexualität, In form a­
tion , Prävention, Erziehung) garantieren die Regionalzentren 
gegenw ärtig die Sexualerziehungskurse. Der Staatsrat, durch das 
Departem ent fü r Erziehung, Ku ltur und Sport, hat diese Fachstelle 
sowie ihre M ita rbeite rinnen anerkannt, die den U nterricht durch 
Berufsfachleute sicherstellen. Ab dem Schuljahr 2006-2007 werden 
die Kurse gemäss einem Programm, dessen Inhalt und M odalitäten 
durch die be troffenen Departem ente valid iert w urden, erteilt. Die 
Kurse sind folgendermassen au fgete ilt: 4. PS: 2 Stunden, 6. PS: 3 
Stunden, 2. OS: 4  Unterrichtseinheiten.

G egenwärtig verhandelt das DEKS, um auch die Programme der 
AVI FA (Vereinigung «Liebe, Leben, Familie») zu validieren, eine Ver­
e inigung, welche die gleichen Ziele verfo lgt, die bereits durch das 
kantonale Programm der Sexualerziehung valid iert w orden sind.

SPORT-KUNST-AUSBILDUNG

Eine Bilanz der S truktur Sport-Kunst-Ausbildung (SKA) ergab ein all­
gemein positives Resultat. Kleinere Anpassungen der Richtlinien 
w urden vorgenom m en und eine engere Zusamm enarbeit m it den 
relevantesten Sportpartnern sowie den Schulbehörden w urde ini- 
tiert.

SONDERSCHULWESEN

Zusatzausbildung Sonderschulwesen
Im Juni 2006 begannen zwei Klassen ihre Zusatzausbildung im Hilfs- 
und Sonderschulbereich. Eine im Oberwallis (18 Teilnehmer), die 
andere im Unterwallis (27 Teilnehmer). Die Zusatzausbildung ist 
Berufs begleitend organisiert, dauert drei Jahre und sollte m it einem 
von der EDK anerkannten Diplom abgeschlossen werden können. 
Die Organisation der Zusatzausbildung im Bereich des Sonderschul­
wesens erfo lg t in Zusamm enarbeit m it der PH Wallis. Für die wissen­
schaftlichen Inhalte zeichnet die PH W aadt/ Ausbildungsgang Son­
derschulwesen verantw ortlich , welche fü r diesen Ausbildungsgang 
bereits die Schweizerische A nerkennung der EDK erhalten hat. Um 
den Ausbildungsbedürfnissen auf dem Gebiet des Sonderschulwe­
sens im Oberwallis gerecht zu werden, w urden die Grundlagen fü r 
eine Zusamm enarbeit m it dem Institu t fü r Fernstudien ausgearbei­
tet.

EVALUATION DER PÄDAGOGISCHEN SCHÜLERHILFE (PSH)

Die Evaluation der «Pädagogischen Schülerhilfe» w urde im Septem­

ber 2006 durch einen Bericht, welcher sich auf die Vernehmlassung, 
die bei den Schulbehörden und den direkten Benützern durchge­
fü h rt wurde, abgeschlossen. Im Verlaufe des Jahres 2007 w ird  eine 
A rbe itsgruppe dem Vorsteher des DEKS entsprechende A nw en­
dungsanträge und Schlussfolgerungen dieser Untersuchung einrei­
chen.

NEUE AUFGABENTEILUNG ZWISCHEN DER EIDGENOSSEN­
SCHAFT UND DEN KANTONEN

Der neuen Aufgabente ilung zwischen der Eidgenossenschaft und 
den Kantonen im Bereich des Sonderschulwesens gingen w ichtige 
Studien voraus. Ab dem 1. Januar 2008 gehen sämtliche Subventio­
nen der schulischen Massnahmen fü r behinderte Schüler zu Lasten 
des Kantons. Die zusammenfassende Berichte, die durch die Dienst­
stellen ausgearbeitet w urden und ein A ntrag fü r die gesetzlichen 
Ä nderungen sind zurzeit in der Vernehmlassung, um diese Projekte 
dem Kantonsparlam ent vorzulegen.

Die Walliser Regierung hat ihre Bemerkungen im Rahmen der Ver­
nehmlassung des Projekts der interkantonalen Vereinbarung auf 
dem Gebiet des Sonderschulwesens, abgegeben. Dieses Projekt 
w urde  von der EDK ausgearbeitet, um eine Grundlage und eine 
interkantonale Harmonisierung der Arbe iten zu garantieren.

SONDERSCHULKONZEPT IN DER ORIENTIERUNGSSCHULE

Das neue Sonderschulkonzept in der Orientierungsschule w urde 
vom Staatsrat angenom m en, welcher die E inführung ab September 
2006 als Pilotversuch in drei Walliser Schulen bewilligte.

HOMEPAGE DES AMTES FÜR SONDERSCHULWESEN: 
WWW. VS. CH/OES
Die W ebsite des Am tes fü r Sonderschulwesen, das in der Website 
der Dienststelle fü r Unterrichtswesen in tegriert ist, beschreibt die 
verschiedenen Sonderschulmassnahmen sowie die diversen Verfah­
ren, um diese zu erhalten.

SCHULHAUSBAUTEN

W ährend dem Jahr 2006 w urden 6 M illionen Franken Subventionen 
fü r Schulhausbauten ausbezahlt. Diese Beträge sind w ie  fo lg t au f­
geteilt:

Primarschulen Orientierungsschulen Total

Unterwallis 2 '24 9 '678 1 '766 '806 4 '0 1 6 '4 8 4

Oberwallis 1 '565 '232 41 8 '284 1 '983 '516

Total 3 '814 '910 2 '185 '090 6 '000 '000

MITTELSCHULEN

KOLLEGIEN

Die Handelsmittelschule von Sitten (HMS) hat zum letzten Mal gym ­
nasiale M aturitätsausweise verliehen. Der Prozess der Kantonalisie- 
rung dieser Schule ist nun abgeschlossen und die Schüler zwischen 
den kantonalen Kollegien Les Creusets und La Planta aufgete ilt.

Eine eventuelle Ä nderung der Bestimmungen über die gymnasiale 
M a tu ritä t (ORM 95) w urde von der Eidgenossenschaft in die Ver­
nehmlassung geschickt. Die noch unbekannten Resultate könnten 
insbesondere zu einer Erhöhung der Anzahl Stunden in den wissen­
schaftlichen Fächern führen.

HANDELSMITTELSCHULEN (H M S)

Nach einigen Jahren stetiger Zunahme der kaufmännischen Berufs­
matura (KBM), scheint sich die Anzahl Schüler der HMS im Jahre 
2006 zu stabilisieren. Hingegen n im m t der Ausbildungsgang, der 
zum Handelsdiplom füh rt, deutlich ab. Im Schuljahr 2006/2007 
besuchen nur gerade 73 Schüler (im Gegensatz zu 217 der KBM) 
diese Ausbildung.



Seit einigen Jahren und angesichts der Perspektive einer ob liga to ri­
schen E inführung der Berufspraxis, welche vom Bundesgesetz über 
die Berufsbildung verlangt w ird , nehmen alle Schulen am gemeinsa­
men Projekt «Unternehm er werden» des DEKS und des DVR teil.

Die HMS M onthey hat sich als Pilotschule zur Verfügung gestellt 
und an einem Projekt des BBT te ilgenom m en, das in die gleiche 
Richtung geht. Diese Erfahrung dü rfte  am Ende des Schuljahres 
2006/2007 abgeschlossen werden.

FACHMITTELSCHULEN (FMS), EHEMALS DMS

Für einige Jahre noch w ird  das Zeugnis der FMS die genügende Vor­
bedingung sein, um in die Hochschule Gesundheit - Soziale A rbe it 
(HES-SO) einzutreten. Im Laufe des Jahres 2006 hat der Staatsrat ein 
Anerkennungsverfahren der FMS bei der EDK eingele ite t und das 
Departem ent hat Überlegungen angestellt, um den Inhabern eines 
FMS Zertifikats die M öglichke it zu geben, ihre Ausbildung m it einer 
spezialisierten M a tu ritä t abzuschliessen. M it dem gleichen Ziel w u r­
den in der HMS-FMS in Brig und M onthey zwei Klassen «PH Passe­
relle» erö ffne t, um gu t 40 D iplom anden der HMS und der FMS die 
Gelegenheit zu geben, ihre Kenntnisse während eines Jahres zu ver­
vollständigen und ihre Ausbildung an der PH-VS fortzusetzen. Die­
ser neue Ausbildungsgang ist nur fü r eine beschränkte Anzahl 
Schüler zugänglich, die gewissen Erfolgskriterien entsprechen müs­
sen, um aufgenom m en zu werden.

SCHULEN FÜR BERUFSVORBEREITUNG (SFB)

Dieser Ausbildungsw eg ist ein Übergangsjahr zwischen dem Ende 
der obligatorischen Schule und dem Beginn der Berufsausbildung. 
Er erlaubt, w enn auch seltener, die Ausbildung in der HMS-FMS 
fortzusetzen.

Um den neuen Ausbildungsbedürfnissen, den gegenw ärtigen 
Bedingungen der A rbe itsw e lt und der Tatsache, dass die Jugendli­
chen den Ze itpunkt ihrer Berufswahl hinausziehen, gerecht zu w e r­
den, w urde  die Dauer der SfB fü r die Schüler des Schuljahres 
2006/2007 von zwei Jahren auf ein Jahr herabgesetzt. Das Ziel die­
ses Ausbildungswegs hat sich geändert und be ruht neu auf einer 
Ausbildung, die eher wegweisenden Charakter hat. Nach einem 
Jahr in der SfB sollte der Jugendliche seine schulischen Kenntnisse 
ve rtie ft und seine Berufswahl ge tro ffen haben. Idealerweise sollte er 
sogar eine Lehrstelle gefunden haben. Dafür haben die Lehrperso­
nen der SfB eine spezielle Ausbildung erhalten, die insbesondere 
auf die Annäherung zur Arbe itsw e lt, auf den individuellen Unter­
richt und die Pädagogik durch Projekte ausgerichtet ist. Ziel w ar es, 
effiz ienter zu sein, besonders m it Schülern, deren Schulzeit oftm als 
etwas chaotisch war.

MODULE AN ZUSATZAUSBILDUNG FÜR KANDIDATEN DER 
HOCHSCHULE GESUNDHEIT -  SOZIALE ARBEIT (HES-S2), DIE 
IM  BESITZ V O N  NICHT ENTSPRECHENDEN DIPLOMEN

W ährend des Schuljahres 2005/2006 haben 42 Studierende, davon 
10 Deutsch sprechende, diese Zusatzausbildung abgeschlossen und 
bestanden. Diese Zahl ist deutlich im Rückgang im Vergleich zum 
Vorjahr (74 Studierende, davon 13 Deutsch sprechende im Schul­
jahr 2004/2005). Gut 2/3 dieser Personen w o llten  ihr Studium im 
sozialen Bereich fortsetzen. Dieser bedeutende Rückgang der 
Anzahl Studierenden erklärt sich durch die neuen Zugangsbedin­
gungen der HES-S2 im Sozialbereich. In der Tat bietet die HES-S2 
seit dem Schuljahr 2005/2006 Besitzern einer Berufsm aturität, egal 
welcher Art, Zusatzausbildungen an.

Diese Ausbildung kennt zwei verschiedene Unterrichtssysteme:
- Abendkurse in Form von M odulen im Unterwallis, die von der 

HMS-FMS erte ilt werden;
- Fernunterricht im Oberwallis, in Zusamm enarbeit m it der OMS 

von Brig.

NATIONALE SWISS-SKI AKADEM IE UND NATIONALES LEIS­
TUNGSZENTRUM FÜR SCHNEESPORT IM  KOLLEGIUM SPIRI­
TUS SANCTUS IN BRIG

Nach einer Pilotphase w urde der Vertrag zwischen Swiss-Ski und 
dem Kanton Wallis bezüglich dem Aufbau einer S truktur fü r A th le ­
ten des Schneesports von nationalem und interregionalem  Niveau 
m it einer schulischen und sportierischen Betreuung, am 15. Mai 
2006 unterzeichnet.

Im Laufe des Schuljahres 2005/2006 w urde im Kollegium Spiritus 
Sanctus in Brig eine erste Französisch sprechende Klasse HMS fü r 
Schüler der Akademie und des nationalen Leistungszentrums von 
Swiss-Ski e rö ffne t. Ziel ist es, besonders begabten Skifahrern und 
Surfern die Gelegenheit zu geben, Sport, Studium oder Berufsaus­
bildung so optim al w ie  nur möglich zu koordinieren.

M it der Eröffnung einer 2. Klasse ab dem Schuljahr 2006/2007 
kom m t dieser neuen S truktur eine im m er w ichtigere Rolle in der 
Ausbildung der Schweizer Elite im Schneesport zu.

Die W ahl von Brig durch Swiss-Ski als S tandort des nationalen Aus­
bildungszentrum s liegt in den Vorteilen dieser Region: Zweispra­
chigkeit, V ie lfa lt der Ausbildungen (Kollegium und HMS), Nähe der 
Trainingsregionen (Zerm att und Saas-Fee) sowie die politische und 
finanzielle Unterstützung des Kantons Wallis, der als Tourismuskan­
ton  sehr an diesem A ngebot fü r die Jugendlichen interessiert ist.

BÜRO FÜR SCHÜLER- UND LEHRERAUS­
TAUSCH

LANGZEIT-AUSTAUSCHE

W ie letztes Jahr machen zurzeit etwa 180 Schüler einen Jahresaus­
tausch innerhalb unseres Kantons. A u f der Sekundarstufe I besu­
chen gegenw ärtig  20 Schüler das 9. fremdsprachige Schuljahr in 
der OS in Brig und 24 Schüler die OS St. Guérin in Sitten. 16 franzö­
sischsprachige Schüler sind in der 9. Klasse der OS in Visp, Raron 
und Brig in tegriert und 12 Oberwalliser Schüler in der 9. Klasse der 
OS in Sitten und Martigny. 18 französischsprachige Schüler be fin­
den sich in der 10. Klasse in der OS in Brig und 17 Oberwalliser in 
der 10. Klasse der OS St. Guérin in Sitten.

38 Französisch und Deutsch sprechende Schüler machen das 10. 
frem dsprachige Schuljahr im Tandem in der OS Siders. Im W eiteren 
ist ein französischsprachiger Freiburger Schüler in der 10. Klasse der 
OS Brig. Im Schuljahr 2005/2006 verbrachte ein Französisch spre­
chender W alliser Schüler die 10. Klasse in der OS M agden im Kan­
ton  Aargau.

Sekundarstufe II: 17 Schüler, davon 14 d irekt nach der OS, besu­
chen gegenw ärtig  das Kollegium in Brig; 16, davon 4 d irekt nach 
der OS, die Kollegien La Planta und Les Creusets in Sitten.

AUSTAUSCHE MITTLERER DAUER

Sekundarstufe II und tertiäre Stufe: Deutschland, Deutschschweiz 
und Italien. Insgesamt haben 34 Walliser, Deutsche, Deutschschwei­
zer und Italienische Schüler (im Gegensatz zu 20 im Vorjahr) von 
dieser M öglichke it p ro fitie rt. 14 Schüler aus dem Unterwallis 
besuchten während 5 bis 8 W ochen eine Schule in Deutschland und 
16 Schüler aus Deutschland w urden fü r die gleiche Dauer im Wallis 
aufgenom m en. 1 Unterwalliser Schülerin verbring t zurzeit ein 
Semester in Deutschland und eine Deutschschweizer Schülerin 
besucht fü r 3 M onate die Schule im Unterwallis. Nur eine Schülerin 
ging fü r 2 M onate nach Italien zur Schule. 1 S tudentin der PH Zug 
verbrachte einen M onat in zwei Primarklassen in Sitten.

AUSTAUSCHE VO N KURZER DAUER

Primarstufe, Sek. I und II: Oberwallis /  Unterwallis, Deutschschweiz, 
Deutschland, Italien und England.
Diese Zahl hat auch dieses Jahr beträchtlich zugenom m en. 310 
Walliser, Deutschschweizer, Deutsche, Italienische und Englische



Schüler der drei Schulstufen (280 im Jahr 2005) haben einen durch­
schn ittlich zweiw öchigen Austausch gemacht. Im Rahmen von «ch 
Echange de jeunes» haben 155 Jugendliche (58 der Primarstufe und 
97 der Sek. I) von der M öglichke it p ro fitie rt, ihre Sprachkenntnisse 
zu verbessern. 2 Schüler der bilingualen Primarstufe haben m it 2 
Schülern einer bilingualen Schule in Deutschland einen Austausch 
vorgenom m en. 29 Schüler der Sek. I und 36 der Sek. II waren in 
Deutschland und 64 Deutsche Schüler w urden im Wallis au fgenom ­
men. 10 Schüler der Sek. II haben w ährend 14 Tagen einen Aus­
tausch m it 10 Italienischen und einer Englischen Schülerin gemacht.

KLASSENAUSTAUSCHE W ÄHREND DES SCHULJAHRES 
2005 /2006

Im Vergleich zum vergangenen Jahr haben sich die Austausche der 
Primarstufe und der Sek. I dieses Jahr verdoppelt. Insgesamt haben 
79 Klassen (41 im Schuljahr 2004/2005) teilgenom m en. 30 Klassen 
der Primarstufe (13 im Schuljahr 2004/2005), 40 Klassen der Sek. I 
(23 im Schuljahr 2004/2005) und 9 Klassen der Sek. II (ebenfalls 9 
im Schuljahr 2004/2005) haben einen Klassenaustausch gemacht, 
sei es m it dem UnterVOberwallis, der Deutschschweiz, Deutschland 
oder Italien.

CONSEIL DU LÉMAN

Unter der Schirmherrschaft der Kommission «Erziehung und Kul­
tur», hat die Gruppe «Prim arunterricht» eine Bilanz der Sprachaus- 
tausche gezogen. Daraus geht hervor, dass immer w eniger Klassen, 
insbesondere aus dem Oberwallis, an solchen Austauschen te ilneh­
men w ollen. Die Gründe sind unterschiedlich, doch es muss hervor­
gehoben werden, dass die Eltern, w ie  auch die Lehrpersonen immer 
w eniger bereit sind, ihre V erantw ortung im Rahmen von ausser- 
schulischen Tätigkeiten w ahrzunehm en.

Trotzdem w ill die Kommission diese A rt von Teilen w eite rführen  und 
unterstü tz t Treffen m it w issenschaftlichem Charakter. So werden 
denn im Schuljahr 2006-2007 verschiedene Projekte im Zusammen­
hang m it dem Wasser konkretisiert. Zwei W alliser Klassen haben ihr 
Interesse an diesem Projekt bekundet.

STATISTIKEN

BESTÄNDE IN DER OBLIGATORISCHEN SCHULE

Der Rückgang der Anzahl Schüler, der ab dem Schuljahr 1997/1998 
im K indergarten und ab dem Schuljahr 2000/2001 auf der Primar­
stufe festgeste llt wurde, setzt sich entsprechend den Vorhersagen 
fo rt. In den Orientierungsschulen ist die Anzahl Schüler im Vergleich 
zum Vorjahr zum ersten Mal rückläufig.

Entw icklung der A nzahl D ip lom e in den Schulen der Sekun­
darstufe II

2005 2006 Abweichung
Gymnasiale Matura 653 644 -9

KBM 196 212 16

Handelsdiplome (darin- 
eingeschlossen KBM)

225 222 -3

Diplome der FM5 134 169 35
Zeugnisse der SfB 81 92 11

Total 3 '294 3 '345 51

INTERKANTONALE KOORDINATION

WESTSCHWEIZ UND SCHWEIZ

Die w ichtigsten Dossiers, die durch die interkantona le Konferenz 
der Erziehungsdepartemente der W estschweiz und des Tessins (CIIP) 
behandelt w urden, sind:
- A rbe iten der verschiedenen Kommissionen bezüglich der d idakti­

schen Ressourcen und Unterrichtsm ittel.
- E inführung auf das Schuljahr 2006/2007 des neuen in te rkanto­

nalen Vertrages der CIIP, der am 20. Mai 2005 unterzeichnet 
w urde und den Besuch in einer Schule regelt, die sich in einem 
anderen als dem W ohnkanton befindet. Dies insbesondere im 
Bezug auf die S truktur Sport-Kunst-Ausbildung, die Sprachaus- 
tausche und den Wechsel des W ohnortes. Für die den Bedingun­
gen entsprechenden Schüler übern im m t der W ohnkanton das 
Schulgeld.

- Parallel zur Volksabstim mung vom 21. Mai bezüglich der Ände­
rung der Bundesverfassung im Zusammenhang m it der Harm oni­
sierung des Schulwesens w urden ein interkantonales Projekt über 
die Harmonisierung der obligatorischen Schule (Konkordat Har- 
moS) sowie ein Projekt über einen Westschweizer Vertag in die 
Vernehmlassung geschickt. Es ist höchst wahrscheinlich, dass die 
zwei Projekte in den kom m enden Jahren grundlegende Ä nderun­
gen im Bereich der obligatorischen Schule (Eintrittsalter, Blockzei­
ten, m inim ale A nforderungen und nationale Referenzprüfungen, 
...) bringen werden.

BILDUNGSPLANUNG ZENTRALSCHWEIZ (BPZ)

Der Kanton Wallis hat seine M itg liedschaft und bildungspolitische 
Zusamm enarbeit m it der B ildungsplanung Zentralschweiz (BPZ), 
welcher die Kantone Uri, Schwyz, Luzern, Zug, Ob- und Nidwalden 
angehören, gekünd ig t und w ird  spätestens auf den 31. Dezember 
2008 aus der BKZ ausscheiden, welche auf Ende 2006 aufgehoben 
und neu als Regionalsekretariat organisiert ist. Für das Wallis 
besteht aber w e ite rh in  die M öglichkeit, sich an einzelnen ausge­
w ählten Projekten w ie  dem Bildungsserver ZEBIS der BKZ zu beteili­
gen.

Erziehungsdirektorenkonferenz der Nordwestschweizer Kantone 
(NW EDK)
Der Beitritt zur NW  EDK verfo lg t in erster Linie das Ziel, die Zusam­
m enarbeit m it den übrigen zweisprachigen Kantonen (Bern und 
Freiburg) zu verbessern. Die Arbe iten w urden in der Zwischenzeit 
aufgenom m en.

DIENSTSTELLE FÜR BERUFS­
BILDUNG
Die statistischen Daten der Berufs-beratungsstellen des französisch­
sprachigen Wallis und des Oberwallis können in den entsprechen­
den Tätigkeitsberichten eingesehen werden.

Unterrichtsstufe 2005/2006 2006/2007 Abw eichung

Kindergarten 6 '086 6 '053 -33

Primarschule 2 0 7 9 4 20 '342 -452

Orientierungsschule 10'453 10 '298 -155

Total 37 '333 36 '693 -640

Schülerbestände in den Schulen der S ekundarstufe II

2005/2006 2006/2007
Schüler Klassen Schüler Klassen

Kollegium 4 '265 194 4'291 195
D implom HMS 
und KBM

1 '1 14 55 1 '071 51

Fachmittelschule 926 40 1 '025 46
SfB 418 19 458 23

Total Sek. II Wallis 6 7 2 2 307 6 '844 315



VERWALTUNG

VERWALTUNGSFÜHRUNG

Dank dem Verantwortungsbewusstsein der Lehrbetriebe in unse­
rem Kanton und der M itw irku ng  der Berufsverbände konnte in 
enger Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Berufsbildung fü r 
alle Jugendlichen, die an einer 3- oder 4-jährigen Berufslehre m it 
EFZ oder an einer zweijährigen beruflichen G rundb ildung m it A ttest 
interessiert waren, ein Ausbildungsplatz gefunden werden.

Unser Kanton ve rfüg t über ein breites A ngebot an verschiedenen 
Berufsm aturitäten, so z.B. im kaufmännischen, technischen, 
gewerblichen und gestalterischen Bereich sowie im Bereich Gesund­
he it und Soziales. Die Nachfrage nach der gewerblichen Berufsma­
tu r itä t geht im französischsprechenden Teil des Kantons stark 
zurück. Die Nachfrage nach der Matura im Vollzeitstudium  sowie 
nach der berufsbegleitenden M atura steigt im Vergleich zum Vor­
jahr insgesamt an.

Die Dienststelle hat sich im Berichtsjahr in fo lgenden Bereichen stark 
eingesetzt:
•  bei den vielen Verordnungsänderungen zur Berufslehre;
• bei der Erarbeitung des Vorentw urfs fü r ein kantonales Einfüh­

rungsgesetz über die Berufsausbildung und bei der M ita rbe it an 
der Verw altung des kantonalen Berufsbildungsfonds;

• bei der Erneuerung und/oder Entw icklung eines Qualitätssystems 
an den Berufsschulen von Sitten und M artinach;

• bei der Durchführung einer Umfrage bei allen W alliser Lehrlingen 
im Rahmen des Konzepts «Sport fü r alle Lehrlinge» sowie bei der 
E inführung eines «Sportpasses», der die Sportausübung ausser­
halb der Berufsschule bestätigt.

KANTONALER BERUFSBILDUNGSFONDS

Der neue kantonale Berufsbildungsfonds tra t am 1. Januar 2006 in 
Kraft. Es w urden rund vier M illionen Franken fü r überbetriebliche 
Kurse, Prüfungsgebühren und das Schulgeld ausbezahlt.

INTERINSTITUTIONELLE ZUSAM M ENARBEIT (HZ)

Die Dienststelle hat m it den verschiedenen Dienststellen von ande­
ren Departem enten en tw eder auf bilateraler Ebene oder durch die 
Teilnahme an den verschiedenen Kommissions-sitzungen zusam­
m engearbeitet: «Gleichstellung und Familie», «W irtschaft und Bil­
dung», «Integration», «Koordination und Case M anagem ent».

INTERKANTONALE KOORDINATION

Die Dienststelle hat an zahlreichen Sitzungen und Konferenzen te il­
genom m en und w ar M itg lied von Arbe itsgruppen und von west- 
und gesamtschweizischen Kommissionen. Ziel dieser Engagements 
w ar die koordin ierte E inführung des Bundesgesetzes über die 
Berufsbildung und der dazugehörenden Verordnung sowie die Inte­
gration der neuen Verordnungen über die berufliche Ausbildung.

ENTWICKLUNG DER LEHRE

Für die 2711 Lehrlinge des 1. Lehrjahres aus 150 verschiedenen 
Berufen konnten gute Ausbildungsplätze gefunden werden.

In Zusamm enarbeit m it den Berufsberatungs-stellen w urde bei den 
Berufssbildern in Lehrbetrieben eine Umfrage durchgeführt.

Die Zusamm enarbeit m it den Organisationen der Arbe itswe lt, den 
Betrieben und den Berufsschulen w urde verstärkt.

Ferner w urde auch die Koordination m it den der Lehre vorhergen- 
den und nachfolgenden Ausbildungsstätten intensiviert.

«W ichtige Ereignisse» des Jahres 2006

Die Berufsschulen Visp und Brig w urden un ter dem Namen Berufs­

fachschule Oberwallis (BFO) zu einer einzigen Institution zusam­
mengefasst. Leiter der neuen Schule ist Roland Kuonen.

Der neue Leiter der Dienststelle fü r Berufsbildung, Claude Pottier, 
hat seine A rbe it am 1. September aufgenom m en und ersetzt Serge 
Imboden, der per Ende Juni von seinem A m t zurückgetreten ist.

Im A ugust und O ktober haben zwei M ita rbe ite r zur Förderung von 
Lehrstellen ihre A rbe it aufgenom m en. Zu ihren Hauptaufgaben 
gehören die Erhaltung und Schaffung von Lehrstellen, die Unter­
stützung bei der V erm ittlung von Lehrlingen oder bei Vertragsauflö­
sungen, die Beobachtung des Bedarfs auf dem A rbe itsm arkt und 
die Förderung von Lehrbetriebsnetzwerken.

Es w urde  ein neues O rientierungskonzept en tw icke lt, das auf die 
drei letzten Jahre der obligatorischen Schulzeit ausgerichtet ist und 
die Problematik des «Case M anagem ent» teilweise berücksichtigt.

PERSONALBESTAND

Die Verteilung der Lehrlinge und der Jugendlichen in Ausbildung 
sieht w ie  fo lg t aus:

Bestände 2005 2006
1. Lehrjahr 2 ' 541 2711
2. Lehrjahr 2 '324 2 '338
3. Lehrjahr 1 969 2-045
4. Lehrjahr 611 594
Total Lehrlinge 4 7 5 5 4 '964
Total Lehrtöchter 2 '690 2 7 2 4
Lernende französischer Sprache 5 ' 121 5 '250
Lernende deutscher Sprache 2 '324 2 '438
Vollzeit-Berufsmatura 188 241
Total 7'633 7'929
CASPO (Integrationsklasse) 70 66
A rtike l 41 des Berufsqesetzes 104 74
Passerelle EMVs 7 0
G esam tbestand 7'814 8-069

LEHRABSCHLUSSPRÜFUNGEN - QUALIFI­
KATIONSVERFAHREN

U nter-w allis O b er-w allis Total
A nzah l v e rtre ten e  Berufe 103 86 111
Lernende
Geprüfte Kandidaten 1464 726 2190
Ausgehändigte
Fähigkeitsausweise

1238 649 1887

K andidaten  m it Zulassung nach A rt. 41 aBBG
Ausgehändigte Fähigkeitsausweise 52 22 74
Praktische Lehre
Ausgehändigte Ausweise 10 2 12
A nlehre
Ausgehändigte Ausweise 79 25 104
G ew erb liche  B eru fsm atu ritä t
Ausgehändigte Diplome 1 8 9
G estalterische B eru fsm atu ritä t
Ausgehändigte Diplome 26 4 30
K aufm ännische B eru fsm atu ritä t
Ausgehändigte Diplome 51 30 81
B erufsm atura  G esundheit/Sozia les
Ausgehändigte Diplome 38 17 55
Technische B eru fsm atu ritä t
Ausgehändigte Diplome 73 36 109

AUSBILDUNG FÜR BETRIEBSAUSBILDER

Die neuen Berufsbildner in Lehrbetrieben sind gemäss Bundesge­



setz über die Berufsbildung (BBG) verpflichtet, einen Kurs von m in­
destens 40 Stunden zu besuchen. 2006 w urden 10 Kurse angebo- 
ten -  acht im französischsprachigen Wallis (davon 1 Abendkurs) und 
zwei im Oberwallis. Im Anschluss an diese Schulungen w urde fü r 
250 neue Ausbildungsverantwortliche eine Bestätigung ausgestellt.

AUFSICHT UND QUALITÄT

Die Umsetzung des neuen Konzepts zur A ufsicht über die Ausbil­
dung w ird  fortgesetzt. Es soll im A ugust 2007, zu Beginn des neuen 
Schuljahres flächendeckend und EDV-gestützt e inge füh rt werden.

STATISTIK DER BESTÄNDE IN DEN 
SCHULEN

BERUFSBERATUNGSSTELLEN

Das Jahr 2006 stand im Zeichen einer engen Zusamm enarbeit m it 
den w ichtigsten Partnern.

Die Berufsverbände des Kantons haben sich sowohl im Bereich der 
Inform ation über die verschiedenen Berufe (Info-Pass) als auch bei 
der Prävention von A rbe itslosigkeit engagiert (Som meraktion fü r 
Jugendliche, die bis Juni keine Lösung gefunden hatten).

Die Dienststelle fü r Unterrichtswesen und die Schulen der Sekun­
darstufe haben ihre O rientierungspolitik  fortgesetzt.

Das Konzept zur In form ation an den Schulen w urde neu definiert. 
Ferner ist eine neue Massnahme in Ausarbeitung, m it der den Schü­
lern im ersten Jahr der O rientierungsstufe (OS) ein Einblick in die 
W elt der Berufe gew ährt w erden soll und die von Vertretern der 
Schulen, der Berufsverbände und der Berufsberatung umgesetzt 
w ird . Diese unerlässliche Zusamm enarbeit fä llt in den Bereich der 
Prävention von Jugendarbeitslosigkeit.

Die Berufsberatung hat eine Gruppe gebildet, die die Aktionen der 
verschiedenen Beteiligten koordinieren soll, um deren Effizienz zu 
gewährleisten.

SCHULBERATUNG

Bildung von Berufsberatungsgruppen, bestehend aus Lehrkräften 
(insbesondere Klassenlehrern) und Beratungspsychologen an den 
Schulen der OS. Diese Gruppen leiten die Beratungsaktionen an den 
Schulen und erm öglichen eine O ptim ierung der Zusammenarbeit 
zwischen den Lehrern und den Beratungsfachleuten. Eine von den 
Schülern ausgefüllte Liste zum Projektverlauf erm öglich t ein schnel­
les Orten von Jugendlichen, die einer besonderen Unterstützung 
bedürfen. Die Berufsberatung des französischsprachigen Wallis 
(OSPVR) hat ihr Engagement fü r die Ausbildung der Lehrer der 
neuen «Schule fü r Berufsvorbereitung» (SfB) ebenfalls fortgese tzt 
und ihre Dienstleistungen an den Schulen der Sekundarstufe II har­
monisiert.

MASSNAHMEN IM  ZUSAM M ENHANG  
M IT DER BERUFSBERATUNG

Individuelle Beratung -  w ird  in Form von persönlichen Konsultatio­
nen fü r alle Schulen der Sekundarstufen I + II angeboten. Dabei 
w ird  Schülern, die am Ende ihrer obligatorischen Schulzeit stehen 
und M ühe bekunden, eine Lehrstelle zu finden, spezifische Hilfe 
angeboten.

WEITERFÜHRENDE INFORM ATIONEN -  werden von der Berufs­
beratung oder von Fachlehrern und Fachleuten der entsprechenden 
Berufe erteilt. Zu dieser Tätigkeit zählen auch die Inform ationsver­
anstaltungen am M ittw och-nachm ittag  (Info-Pass) fü r die Schüler 
der OS.

BETRIEBSPRAKTIKA -  geben au fgrund eines praxisbezogenen Ein­
satzes in Begleitung einer Fachperson Aufschluss über die Vorlie­
ben.

KURSE ZUR UNTERSTÜTZUNG BEI DER B E R U F S W A H L-werden 
von Lehrern geleitet, die von der Berufsberatung ausgebildet w u r­
den, und gehören zu den weiterführenden Inform ationen. M it der 
neuen S tundentafel der OS können alle Schüler der 1. bis 3. Klassen 
von W ochenkursen zur Vorbereitung auf die Berufswahl profitieren. 
Die pädagogischen Unterlagen fü r diese Kurse w urden von der 
Berufsberatung des französischsprachigen Wallis (OSPVR) konzip iert 
und zusammengestellt.

BERATUNG VON ERWACHSENEN (BIZ)

Im Zentrum der Beratung fü r Erwachsene steht die A rbe itsfähigke it 
(Employability). Sie ist zentral bei der Prävention von Arbeitslosig­
keit und erm öglich t es Menschen, die sich Fragen zu ihrer Karriere 
und zu ihrer beruflichen Zukun ft stellen, Bilanz über ihren bisheri­
gen Berufsweg zu ziehen und die erforderlichen W eiterb ildungs­
massnahmen zu ergreifen.

Die konstruktive Zusamm enarbeit m it den RAV w ird  fortgesetzt. 
Das Projekt Val-Form zur Validierung von erworbenen Erfahrungen 
umfasst demnächst zehn Berufe und zählt m ehr als 180 Teilnehmer. 
Es g ib t Erwachsenen ohne Diplom die M öglichkeit, ihre in der Praxis 
erworbenen Berufskompetenzen anerkennen zu lassen und m ittels 
einer kurzen Ausbildung offiz ie lle Zertifikate zu erlangen.

Die Rolle der Experten w urde in diesem Bereich im Übrigen vom 
Bund anerkannt. Die Berufsberatung des französischsprachigen 
Wallis gehört zudem der eidgenössischen Kommission an, welche 
die neuen Erfahrungen der Kantone auswertet.

BERUFLICHE WIEDEREINGLIEDERUNG

Im Jahr 2006 hat sich die Lage an der A rbe its losenfront verbessert. 
Die LAM (Logistik arbeitsm arktliche Massnahmen), welche die Leis­
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tungen fü r die bei der Arbeitslosen-versicherung gemeldeten Perso­
nen erbringt, hat ihr Kursangebot insbesondere fü r Personen, die 
von der saisonalen A rbe itslosigkeit be troffen sind, erneuert.

Es w urde ein neues Leistungsangebot en tw icke lt, m it dem das 
Selbstvertrauen von Menschen, die ihre A rbe it verloren haben, 
e rhöht und deren W iedereing liederung ge fördert w erden soll. Die 
Berufsberatung arbeitet aktiv an den neuen inte rinstitu tionellen 
Projekten zur beruflichen W iedereing liederung m it, hauptsächlich 
an jenen zur Prävention von Jugendarbeitslosigkeit.

Die Berufsberatungsstellen unterstützen zudem die psychopädago- 
gische Ausbildung der neuen Lehrmeister, Fachlehrer und der in der 
W eiterb ildung tätigen Personen sowie den Unterricht fü r gewisse 
Fachausweise.

Ferner hat die Beratungsstelle im Rahmen des W eiterb ildungspro­
gramms drei Kurse fü r das W alliser Staatspersonal betreut.

DIENSTSTELLE FÜR KULTUR
ORGANISATION

Die Organisation der Dienststelle fü r Ku ltur w urde am 30. April 
2006 vom Vorsteher des DEKS verabschiedet. Die neue Struktur 
setzt den Akzent einerseits auf die Beibehaltung der einzelnen 
«Metiers», deren Träger die jew eiligen Einheiten sind, und anderer­
seits auf die Vereinheitlichung einer Anzahl Bereiche w ie  der gene­
rellen A dm in istra tion , der Finanzverwaltung, der Logistik sowie der 
K u lturverm ittlung und der Kom m unikation. Ein kom ple tte r und 
deta illierter Bericht der einzelnen kulturellen Institutionen w ird  jedes 
Jahr in der Vallesia publiz iert und ist auch online auf der W ebseite 
der Dienststelle fü r Ku ltur einsehbar.

KULTURFÖRDERUNG

Der Kulturra t h ie lt im Jahr 2006 seine vier ordentlichen Plenarsitzun­
gen ab; die M itg lieder des Kulturrates prüften anlässlich dieser Sit­
zungen insgesamt über 450 Subventionsgesuche. A u f Vorschlag 
des Kulturrates verlieh der Staatsrat den Kulturpreis des Kantons 
Wallis fü r das Jahr 2006 an den in Sitten w ohnhaften  M aler Angel 
DUARTE. Die Förderpreise erhielten der Jazzmusiker Hans-Peter 
PFAMMATTER, Leuk /  Luzern, der Künstler Jean-Daniel BERCLAZ 
(Berclaz de Sierre), Siders sowie der Pianist Olivier CAVÉ, Monthey. 
2006 w urden erstmals Theaterprojekte, die von professionellen 
Theaterschaffenden im Kanton realisiert w urden, durch den Kanton 
und die Loterie Romande substantiell unterstü tzt.

FÖRDERBEITRÄGE AN NACHWUCHSKÜNSTLER

Im Jahr 2006 gew ährte  der Staatsrat au f Vorschlag des Kulturrates 
Unterstützungsbeiträge an fo lgende Nachwuchskünstler: Michel 
BONVIN, Photograph, Lausanne; Yann GROSS, Photograph, Chex- 
bres; Katherine OGGIER, Video, Photographie, Installation, Cont- 
hey; Anne-Chantal PITTELOUD, Töpferei, Installation, Sitten. 2006 
belegten die Fotografin Katja ZANELLA aus Herbriggen sowie das 
Künstlerpaar Francine EGGS und Andreas BITSCHIN aus Sitten w äh ­
rend je 6 M onaten das Künstleratelier des Kantons Wallis in Berlin. 
Die Theaterregisseurin Eléonore DUBULLUIT aus M artinach w e ilte  
w ährend des ersten Semesters 2006 im Künstleratelier in New York, 
das vom Kanton Wallis in Zusamm enarbeit m it den Westschweizer 
Kantonen zur Verfügung gestellt w ird . In Sitten und Raron w urden 
zwei Künstlerateliers e röffne t. Das Künstleratelier in der Ferme-Asile 
in Sitten w urde 2006 den beiden Künstlern Sidwell RIHLAMVU aus 
Johannesburg, Südafrika, und Didier BLONDEAU aus Besançon, 
Frankreich, zur Verfügung gestellt. Für A ufen tha lte  im Literaturate­
lier in Raron w urden fo lgende Schriftsteller oder Übersetzer ausge­
w äh lt: Natalia SHAKHOVSKAYA, Moskau, Robert STAMMSEN, 
Kevelaer D, Dr. M ilan RICHTER, Brezova, Slowakei und Vera PAV­
LOVA, Moskau.

STAATSARCHIV

ZUW ACHS

Im Jahr 2006 w urden 39 Ablieferungen von 25 staatlichen Verwal­
tungsstellen sowie 19 Schenkungen, 23 Deposita und 1 Kauf ver­
zeichnet. Dies entspricht 82 Eingängen oder 1802 Archivschachteln 
und einigen Registern und Dossiers, was ca. 560 Laufmeter aus­
macht. Verschiedene Gemeinden, Privatpersonen und Vereine 
haben Archivalien h in terleg t oder bereits deponierte Bestände 
ergänzt. Eine ausführliche Liste w ird  in der Zeitschrift Vallesia 2007 
(Bd. 62) zu finden sein. Darin werden auch die hier nur kurz 
erwähnten Archivarbeiten des Jahres 2006 eingehender umschrie­
ben werden.

REGISTRATUR, KLASSIERUNG UND ANALYSE

2006 w urde der Schwerpunkt weniger auf die Erstellung neuer 
Inventare gelegt, sondern m ehr auf die Erfassung, Anpassung und 
Kollationierung der alten Inventare fü r deren Übernahme in die 
Datenbank scopeArchiv. Im Verlauf des Jahres w urde  m it 27 Dienst­
stellen K ontakt aufgenom m en, um die A blie ferung der A kten vor­
zubereiten: Bestandesaufnahme auf Platz, Beratung in Klassie- 
rungs- und Kassationsfragen. Die Zusamm enarbeit m it den 
Verwaltungsstellen w urde  verstärkt und das neuentw icke lte Verfah­
ren fü r die Bewertung und die Dokum entenabgabe getestet.

Datenbank scopeArchiv: 462 Inventarseiten w urden d irekt auf 
scope erfasst, 945 S. w urden zur Übernahme in scope in W ord- 
Tabellen überführt; 264 S. w urden auf W ord erfasst. Ende 2006 
standen 8000 Einträge bereit, um m it dem am 21. Dezember instal­
lierten M odul scopeQuery online publiz iert zu werden.

SICHERHEITSVERFILMUNG UND DIGITALISIERUNG

Im Verlauf des Jahres w urden fo lgende M ikro film e erstellt: 147 
16mm-Filme fü r die G rundbuchäm ter (2005-2006) und von Staats­
ratsbeschlüssen (2005); 30 35mm-Filme von N otariatsm inuten von 
Siders (1916-1923), von Dokum enten des Zivilstandsamts von 
Salins, der Pfarrei Leytron (1694-1846), der Bürgerschaft St-Gin- 
golph (1864-1993), von Musikalien von Pierre M ariétan und von 13 
Registern des Archivs des Geschichtsforschenden Vereins Oberwal­
lis. M it dem neuen Scanner w urde digita lisiert: die Volkszählungen 
von 1850 und 1880 (29 Register), die obgenannten Dokum ente von 
Leytron, Salins und von Pierre M ariétan sowie 6322 Zettel des Kata­
logs «Plakatsammlung» der M ediathek Sitten. Total: 11 '800  D igital­
bilder.

BENÜTZUNG

2006 haben m ehr als 2000 Archivbesucher Dokum ente eingese­
hen; 434 Dossiers w urden allein von staatlichen Verwaltungsstellen 
konsultiert. Die Archivare haben w ie üblich zahlreiche Forscher, 
Lizentianden und Doktoranden beraten und betreut. Sie em pfingen 
sieben Besuchergruppen und beantw orte ten eine Vielzahl von 
schriftlichen (431) und m ündlichen Anfragen.

MEDIATHEK WALLIS

ENTWICKLUNG UND BEHANDLUNG DER SAM M LUNGEN

Zunahme der D okum ente nach Erwerbsform (materielle Einheiten):

S itten Brig M artinach S t-M aurice Total

Erwerb 11 '214 6’886 18'304 3'453 39'857

Schenkung 3'835 170 7'491 30 11'526

Austausch 1 '141 0 0 0 1 '141

Hinterlegung 79 0 14U32 1*172 15'383

Total 16-269 7-056 39 '927 4 '655 67 '907



Bei den erworbenen Dokum enten des kantonalen Erbgutes g ilt es in 
Sitten die Bestände des Priesterseminars Sitten und der Kongrega­
tion  des Grossen St. Bernard zu erwähnen. In M artinach st lessen zu 
der Phonothek notabene die Tonträger der Fondation Pierre Gia- 
nadda, w ich tige  H interlegungen von Unterwalliser Patois-Aufnah- 
men sowie W erkaufnahm en des Komponisten Pierre M ariétan 
hinzu. Zudem hinterlegte die Fondation de l'Abbaye au Chäble ihre 
fo togra fischen Archive von Maurice Chappaz und seiner Familie. 
Ebenfalls w urde eine Ü bereinkunft m it dem regionalen Fernsehsen­
der Canal 9 ge tro ffen um den Fortbestand ihrer audiovisuellen 
Archive zu sichern.

ÖFFENTLICHE DIENSTLEISTUNGEN

Die Zunahme der Ausleihen hat sich fortgesetzt (+ 4.6% ), dies tro tz  
der Tatsache, das eine zunehm ende Anzahl von Inform ationsquel­
len d irekt per In ternet zugänglich sind. Seit 1999 ist die Zahl der 
Ausleihen von 1 S9'02S auf 673 '226  angestiegen ( + 256% , was 
einem durchschnittlichen Jahreszuwachs von 32%  entspricht). Die 
Zahl der Lesekarteninhaber stieg 2006 an auf 52'001 (2005 : 
48 '027). Von diesen Personen haben 23 '1 74  Dokum ente in der 
Berichtsperiode ausgeliehen.

Das Tätigkeitsfe ld einer B ibliothek um spannt jedoch w e it m ehr als 
die Ausleihe und die Konsultation von Dokum enten. M it kulturellen 
A ktionen zielt die M ediathek auf die Bekanntmachung ihrer Samm­
lungen, sie erle ichtert deren Entdeckung, Interpretation sowie 
Aneignung durch die Ö ffentlichkeit.

Ausserdem hat die M ediathek ein enges Zusammenarbeitsnetz m it 
den Schulen und anderen A usbildungsinstitu tionen aufgebaut. So 
haben 290 Klassen oder Gruppen die M ediathek besucht, w o m it 
rund 6 '000  Personen auf eine vertie fte A rt und Weise m it den Leis­
tungen und den Benutzungsm öglichkeiten vertrau t gem acht w u r­
den.

WALUSER BIBLIOTHEKENNETZ

Der 2001 vom Vorsteher des DEKS verabschiedete Leitplan der W al­
liser Bibliotheken und Dokum entationszentren hat sich ausgezeich­
net und ein Grossteil seiner 18 Massnahmen w urde in die Tat um ge­
setzt oder zum indest in A n g riff genom m en. Nach einer gründlichen 
Evaluation des ersten Leitplans w urde der Revisionsprozess 2006 
begonnen (m it einer geplanten Validierung 2007). Die d ritte  regio­
nale virtuelle B ibliothek ist in M artinach-Entrem ont realisiert w o r­
den. Die Entw icklung dieses Konzepts fü r das Oberwallis stösst vor­
läufig au fgrund der heterogenen Informatiksysteme an Grenzen 
und daher ist eine A usw eitung auf diese Region im Rahmen von 
vorgesehenen M igrationen im Inform atikbereich in den kom m en­
den Jahren geplant. Im Jahr 2006 haben 64 Gemeinden, 39 im 
Unterwallis und 25 im Oberwallis, die Subventionsm öglichkeiten fü r 
die Leitung ihrer B ibliotheken in Anspruch genomm en.

KANTONSMUSEEN
ALLGEMEINE POLITIK

In Folge der Neuschaffung der Dienststelle fü r Ku ltur im O ktober 
2005 haben die Kantonsmuseen ihre Organisationsstruktur 2006 
grundlegend verändert. Die D irektion besteht seither aus den drei 
Einheiten Verw altung, Logistik sowie Bildung und Verm ittlung. 
Gleichzeitig steht die bereits seit längerem beschlossene Zusam­
m enlegung zu drei Museen (Kunstmuseum, Geschichtsmuseum,

Naturmuseum) unm itte lba r vor dem Abschluss.
Die grosse Ausstellung Berg, die 2005 im Ancien Pénitencier e rö ff­
net w urde, w urde bis zum A ugust 2006 verlängert (16'041 Besu­
cher). Zudem kam das Walliser Publikum am 20. und 21. Mai erst­
mals in den Genuss einer Nacht der Museen. Das vom 
Internationalen Museumsrat vorgegebene Thema Museen und ju n ­
ges Publikum zog ein überaus zahlreiches Publikum an (rund 1 '000 
Personen). G leichentags konnte im archäologischen Museum die 
Ausstellung Von den A lpen zum Genfersee -  Bilder zur Urge­
schichte erö ffne t und die um fangreiche Begleitpublikation präsen­
tie rt werden. Im Anschluss an die Ausstellung Berg gab es im 
Ancien Pénitencier eine Ausstellung zum Thema Das Museum als 
Forschungsort; dies im Rahmen der Reihe Die geheimen Gemächer 
der Museen (3. Teil). A u f guten Zuspruch stiessen dabei insbeson­
dere die Abende m it den Konservatoren.

SAMMLUNGSZUW ACHS

Total Kunst Geschichte Naturgeschichte
359 19 285 55

Die Sammlungen konnten um 359 Objekte e rw e itert werden. 
Erwähnt seien insbesondere mehrere bedeutende A nkäufe im 
Bereich der abstrakten Malerei im Hinblick auf eine Ausstellung zu 
diesem Thema im Jahr 2009 sowie eine sehr schöne, geschnitzte 
Truhe aus dem 17. Jahrhundert. Das Naturmuseum konnte zwei 
W ölfe, die im Herbst 2006 geschossen w urden, präparieren lassen 
und erhielt vom Museum Zerm att ein Herbarium geschenkt, w e l­
ches im 19. Jahrhundert vom bekannten O tto  W o lf angelegt w urde. 
Hinzu kom m t ein Herbarium m it Moosen und Flechten aus dem 
Wallis, gesammelt 1960 bis 1990 von René Closuit.

INVENTARISIERUNG UND SAMMLUNGSKONSERVIERUNG

D atenbank der Sam m lungen

Die Datenbank Klio, m it der die Sammlungen verwa ltet werden, 
konnte dieses Jahr um ein w ichtiges Instrum ent ergänzt werden: 
Dank eines Strichcodes können nun die Verschiebungen der einzel­
nen Objekte mühelos verfo lg t werden. Bei der wissenschaftlichen 
Inventarisierung füh rte  das historische Museum im Zuge des Trans­
fers der M etall- und Textilobjekte ins neue Sammlungszentrum zahl­
reiche Kontrollen und Ergänzungen durch. G leichzeitig w urden 200 
Objektdossiers klassiert oder angelegt.

D atenbank der D okum entatio nen

Bibliothek: Im Hauptkata log konnten 1931 Notizen angefüg t oder 
ergänzt werden (Neueingänge oder bestehende Fonds). Aktueller 
Stand: 11 '324  Einheiten und 343 Zeitschriftentite l. Fotothek: Regis­
trie rung und Klassierung der Neueingänge nach Museum und Bild­
qualitä t (1 '127 neue Fotodokumente). Abschluss der Neuklassie­
rung des ikonografischen Fonds des historischen Museums (5 '386 
Dokum ente), Kondition ierung von 2' 105 W eichnegativen. 225 
Dokum ente w urden ausgeliehen.

DOKUMENTATION UND FORSCHUNG

Geschichte: Fortsetzung der Forschungen über keltische Gräber und 
W affen. Abschluss der Forschungsprojekte zu A lpw irtscha ft und 
Industriegeschichte. Beginn eines Projekts über die Grabbeigaben 
von Bischof Nikolaus Schiner sowie über profane Goldschmiedear­
beiten des Ancien Régime.

Kunst: 41 w issenschaftliche Notizen im Hinblick auf den Samm­
lungskatalog (2007).

Naturgeschichte: Fortsetzung der Untersuchung über Bestim­
mungskriterien von Spitzmäusen von der A rt Sorex und Daten­
sam mlung über N achtfalter im Wallis.

Sitten Brig M artinach St.-Maurice Total

2006

Total

2005

Ausleihen

von

Dokum enten

286 '208 173*162 149*790 64*066 673*226 643*625

KULTURELLE AKTIONEN



VERMITTLUNG

Fortführung der Erneuerungsarbeiten am Kunstmuseum (neue 
Decken, technische Einrichtungen, neues Treppenhaus, Malerei). 
Die Neueröffnung ist fü r den Mai 2007 vorgesehen. -  Planmässig 
voran schreiten die Restaurierungsarbeiten auf Valeria. Die Räume 
sind innen fe rtig  ausgebaut.

Im Rahmen der Jeudis des musées w urden sechs Vorträge gehalten. 
Hinzu kom m en vier Veranstaltungen m it der Walliser Vereinigung 
fü r Archäologie (Jeudis de l'Archéo).

BESUCHERSTATISTIK 2006

Total
Besuche

Schüler Kinder
Entdeckungs­

parcours

Publikum  an 
Führungen

Publikum  an 
V orträgen

TOTAL 53 706 5844 116 8204 784
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EINLEITUNG

M it Freude präsentiere ich Ihnen den ersten Verwaltungsbericht 
eines vo lls tänd igen Tätigke its jahres des D epartem ents fü r 
V olksw irtschaft und Raum entw icklung, seit dieses un ter meiner 
Leitung steht. Die vorgängige Verwaltungsperiode dauerte acht 
Monate.
Das Jahr 2006 w a r fü r die Volksw irtschaft unseres Kantons w ie  fü r 
mein Departem ent ein ertragreiches Jahr. Die K onjunktur wies ein 
anhaltendes W achstum auf und die m ittle re Arbeitslosenrate im 
Wallis ist um einen halben Punkt zurückgegangen, nämlich auf 
3,5% .

Die E inführung von zen tra len  Instrum enten  zur in teg rie rten  
W irtschaftsen tw ick lung

Das Jahr 2006 w ar ein w ichtiges Jahr fü r das Departem ent fü r 
Volksw irtschaft und Raum entw icklung. W ir haben uns in g rund­
sätzlichen Überlegungen m it unseren Aufgaben und Aufträgen 
auseinandergesetzt. Unser A uftrag  ist un ter die Z ie lform ulierung 
«Ihre A m bitionen fördern» gestellt w orden, um die W irtscha ft 
abgestim m t auf unseren Lebensraum zu entw icke ln und dies zum 
W ohlergehen unserer B evölkerung». Dazu b rauch t es die 
Einstellung gerecht, verantw ortlich  und unternehmerisch zu han­
deln. An diesen Massstäben der Unternehm enskultur w ollen w ir 
gemessen werden.
In diesem Sinne w eist die Bilanz gemäss den Prioritäten, die w ir uns 
im Jahre 2005 gesetzt haben, Folgendes auf:
- die O ptim ie rung  unserer W irtscha fts fö rde ru ng  ist m it der 

Zusam m enlegung der D irektion fü r  W irtscha ftsen tw ick lung  
Wallis und der Dienststelle fü r W irtschaft und Tourismus voran­
getrieben w orden. Dazu gehört auch die Kontaktstelle Walliser 
W irtschaft, welche au fgebaut w urde und als Eingangspforte fü r 
alle A n fragen  im W irtscha ftsbe re iche  fu n k tio n ie re n  w ird . 
Schliesslich w urde die Geschäftsführung und Funktionsweise der 
in te rkan tona le n  O rganisation zur exogenen 
W irtschaftsförderung, des DEWS, grundlegend angepasst und 
dies im Sinne unserer Anliegen.

- im gesetzgeberischen Bereich bildete das Jahr 2006 ebenfalls ein 
w ichtiges Jahr. Die A rbe iten zum neuen Gesetz über die 
Landw irtschaft und der ländlichen Entw icklung konnten beendet 
w erden. Dasselbe g ilt fü r  die Arbe iten der ausserparlamentari- 
schen Kom m ission, w elche sich m it der Revision des 
Tourismusgesetzes von 1996 befasst hat. Nach Vernehmlassung

der be troffenen Kreise w urden die Fragen im Zusammenhang 
m it der Finanzierung auf Antrag des Departements neu ange­
gangen. Die erste Lesung des Gesetzes w ird  voraussichtlich 
anfangs Sommer 2007 erfolgen. Das Gesetz über die amtliche 
Vermessung und die G eo inform ation w urde  beschlossen und 
dabei w urde ebenfalls die Dienststelle fü r G rundbuchäm ter und 
die Dienststelle fü r Vermessung zur neuen Dienststelle fü r 
G rundbuchäm ter und Geomatik zusammengelegt.

W irtschaftliche Entw icklung in Beachtung raum planerischer 
G rundsätze

Diese Bilanz kann das M orato rium  über die Zw e itw ohnungen nicht 
verschweigen, welches die Regierung im Dezember auf Antrag des 
Departements beschlossen hat. Vor der aussergewöhnlich grossen 
Nachfrage von Zw eitw ohnungen durch Ausländer und o ffensichtli­
chen Überhitzung der Bautätigkeit im Jahre 2006 musste gegen die 
Rechtsunsicherheit angekäm pft w erden. Aber auch und besonders 
in unserem Aufgabenbereich der Raum entw icklung w ar es w ichtig , 
den Gemeinden eine no tw endige Reflexionspause anzubieten. 
Diese soll es den Gemeinden erlauben, die räumliche Entwicklung 
w ieder selbst in die Hand zu nehmen. Die Instrumente fü r diesen 
Zweck sind ihnen vorgeschlagen w orden  und eine 
Unterstützungsgruppe meines Departem entes steht ihnen zur 
Verfügung.
Eine gesetzgeberische Tätigkeit, welche sich auf das Jahr 2007 
erstreckt, w ird  die Behandlung des neuen Tourismusgesetzes sowie 
des Gesetzes zur neuen Regionalpolitik sein. G leichzeitig sind in der 
Regionalpolitik die m ehrjährigen A ktionsprogram m e festzulegen. 
Schliesslich steht bei der W irtschaftsentw icklung die O ptim ierung 
der nichtstaatlichen D ienstleistungen und die Etablierung der 
Kom petenzzentren gemäss der «The ARK-Strateg ie» im 
Vordergrund.

Der Vorsteher des D epartem ents  
fü r  Volksw irtschaft und R aum entw icklung

Jean-Michel Cina



ALLGEMEINE  
VERWALTUNG

ORGANISATION UND PERSONAL

Dienststelle A nzahl Stellen

Verwaltungs- und Rechtsdienst 9.90

Dienststelle fü r W irtscha ft und Tourismus 17.10

Dienststelle fü r Industrie, Handel und A rbe it 18.50

Dienststelle fü r Landw irtschaft 102.69

Dienststelle fü r Raumplanung 12.50

Dienststelle der G rundbuchäm ter und der G eom atik 64.40

Total 225.09

VERWALTUNGS- UND  
RECHTSDIENST
K oord inationsfunktion  au f D ep artem entstu fe

Die Dienststelle hat zu einem bedeutenden Teil Koordinations- und 
Unterstützungsaufgaben fü r den Vorsteher des Departements 
w ahrgenom m en. Sie leitete beispielsweise die A rbe itsgruppe Lex 
Koller - Zw e itw ohnungsentw ick lung , die A rbe itsgruppe fü r die 
Zusamm enlegung der Dienststelle fü r Vermessungen m it derjenigen 
fü r die G rundbuchäm ter und vertrat das Departem ent in interde- 
partem entalen A rbe itsgruppen w ie dasjenige fü r die Umsetzung 
des interkantonalen Finanzausgleichs.
Die Dienststelle hat in Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Ver­
messung den Gesetzesentwurf über die am tliche Vermessung und 
die G eo inform ation m it der Botschaft vorbereitet. Die Dienststelle 
erarbe itet m it einer A rbe itsgruppe die Revision des Stempelgeset­
zes.

A n w e n d u n g  des Bundesgesetzes über das bäuerliche Boden­
recht und des landw irtschaftlichen  Pachtrechts

Im Jahre 2006 sind 1982 Gesuche (2005 waren es 2125 Fälle, 2004 
waren es 2127 Fälle, 2003 waren es 2104 Fälle, 2002 waren es 
2103 Fälle) in Form von Bewilligungen oder Feststellungsverfügun­
gen im Sinne von A rt. 83 und 84 BGBB behandelt w orden. Regional 
verteilen sich die behandelten Fälle in 856 Entscheide au f das Ober­
wallis (851 Fälle in 2005, 885 Fälle in 2004, 866 Fälle in 2003, 888 
Fälle in 2002) und 1126 Entscheide auf das Unterwallis (1126 Fälle 
in 2005, 1242 Fälle in 2004, 1238 Fälle in 2003, 1215 Fälle in 
2002). Es kann festgehalten werden, dass die Anzahl der Dossiers 
von Jahr zu Jahr nur ganz m inim alen Schwankungen ausgesetzt ist 
und der jährliche Durchschnitt der zu behandelnden Dossiers bei 
zweitausend liegt.
Die Dienststelle fü h rt eine Datenbank über die bezahlten Boden­
preise der letzten fü n f Jahre au fge te ilt nach Gemeinden und Natur 
des Bodens. Diese Datenbank b ilde t eine zuverlässige Quelle fü r die 
Festlegung der höchstzulässigen Erwerbspreise fü r den Kauf von 
landw irtschaftlichem  Boden und Gewerbe.
Die Dienststelle hat als zuständige kantonale Behörde in A nw en­
dung des Bundesgesetzes über die landw irtschaftliche Pacht 4  Ein­
sprachen der landw irtschaftlichen Kammer behandelt.

Rechts- und Beschwerdeinstanz

Die Dienststelle hat im Jahre 2006 44 Beschwerden (2005 waren es 
43 Beschwerden, 2004 waren es noch 18 Beschwerden) an den 
Staatsrat im Bereiche des W irtschaftsrechts instruiert. Als Rechts­
dienst fü r W irtschaftsfragen hat die Dienststelle eine Vielzahl von 
Stellungnahmen zu Beschwerden erarbeitet und andere Dienststel­
len bei besonders schwierigen Einzelfällen und in der Erarbeitung 
ihrer gesetzlichen Grundlagen unterstü tzt.
Die Dienststelle beriet die Gemeinden und die Dienststellen der 
Kantonsverwaltung im Bereiche des ö ffentlichen Beschaffungswe­
sens.
Die Dienststelle stellt ebenfalls das Sekretariat fü r die kantonale 
Rekurskommission fü r landw irtschaftliche Beiträge sicher und hat 
13 Beschwerdefälle instruiert.

In terkan ton a le  Zusam m enarbeit

Die Dienststelle bildete 2006 die Verbindungsstelle zur in te rkan to­
nalen Region «Espace M itte lland» und beteiligte sich an der 
Um strukturierung zum neuen Netzwerk Espace M itte lland. In dieser 
neuen w irtschaftsorientierten Förderungsstruktur sind neben den 
Kantonen Bern, Freiburg, Solothurn und Wallis neu auch die W irt­
schaftsverbände, Städte und privaten Unternehm er als M itg lieder 
zugelassen.
Die Dienststelle ve rtritt den Kanton im interkantonalen Forum fü r 
öffentliches Beschaffungswesen und in der W estschweizer Konfe­
renz zum öffentlichen Beschaffungswesen, welches das e lektron i­
sche Informationssystem SIMAP en tw icke lt hat und dem praktisch 
alle Schweizer Kantone und der Bund als Betriebsorganisation bei­
getreten sind. Als Partner des Bundes beteiligen w ir uns ebenfalls an 
der Ausarbeitung einer neuen In fo rm a tikp la ttfo rm  SIMAP 2.
Die Dienststelle sichert die Interessenwahrung der Nichtuniversitäts­
kantone in der Kommission Interkantonale Universitätsvereinba­
rung der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdi­
rektoren.

Gemeinschaftliche Initiative «INTERREG»
Im Rahmen des letzten Programmjahres sind 54 Projekte der grenz­
überschreitenden Zusamm enarbeit m it W alliser Beteiligung un ter­
s tü tz t w orden. 36 Projekte sind im Rahmen des Programms INTER­
REG IIIA Italien-Schweiz und 18 im Rahmen des Programms 
INTERREG IIIA Frankreich-Schweiz realisiert w orden.
Diese Entw icklungszusam menarbeit in den Bereichen Tourismus, 
angewandte Forschung m it FHVS, W irtschaft, Umweltrisiken und 
Heimatschutz werden in dem zukünftigen Programm 2 0 0 7 -2 0 1 3  
fo rtge füh rt.
Da die Bundesmittel ausgeschöpft sind, w ar fü r 2006 kein Projekt 
im Rahmen der transnationalen (INTERREG NIC) und interregionale 
(INTERREG HIB) Zusamm enarbeit vorgesehen.

G renzüberschreitende in stitu tio neile  Beziehungen

Das Jahr 2006 w ar geprägt durch die 100 Jahr-Feier des Tunnels 
vom Simplon, deren Höhepunkt der offiz ie lle Tag vom 19. Mai 2006 
war, in Anw esenheit des Bundespräsidenten. Die vielen Anlässe 
w ährend des Jahres haben unsere Beziehungen zur Provinz Ver- 
bano-Cusio-Ossola verstärkt und dies besonders zur Stadt Dom o­
dossola.
Der Genferseerat un ter Genfer Präsidentschaft und der Rat Wallis- 
Aostatal haben ihre ordentlichen Aktiv itä ten fortgesetzt.
Der Kanton Genf hat den Kanton W aadt eingeladen, sich dem fran- 
zösisch-genferischen Regionskomitee anzuschließen. Dieser Zusam­
menschluss w ird  eine Konzentration der Aktiv itä ten um die Genfer 
A gglom era tion verstärken und dam it zu einer Schwächung der 
französisch-schweizerischen Zusamm enarbeit östlich des Sees fü h ­
ren.



DIENSTSTELLE FÜR WIRT­
SCHAFTSENTWICKLUNG 
(DW E)
EINFÜHRUNG : REORGANISATION DER DIENSTSTELLE

Das Jahr 2006 w ar gekennzeichnet von der Vorbereitung und 
Umsetzung (ab 1. November 2006) der Fusion der Dienststelle fü r 
W irtscha ft und Tourismus und der D irektion fü r W irtscha ftsentw ick­
lung. Die so entstandene Dienststelle fü r W irtschaftsentw icklung 
(DWE) hat die Neuorganisation inzwischen abgeschlossen. Um den 
Bedürfnissen der Kunden bestmöglich zu entsprechen w urden die 
drei Geschäftseinheiten «Neue Unternehm en», «Walliser Unter­
nehmen und Institutionen» und «Tourismus- und W irtschaftsent­
w icklung» gebildet. Die DWE ve rfüg t heute über ein vollständiges 
Team. Die Herren Jean-Louis Luyet, Angelin Voide und Michel Rey- 
Bellet sind im abgelaufenen Jahr in den Ruhestand getreten, ersetzt 
w urden sie von Frau Ursula Kraft, Frau Chiara M eichtry und Herrn 
W erner Zenhäusern.

KONTAKTSTELLE WIRTSCHAFT

Die A ufgabe der Kontaktstelle W irtschaft, die durch Entscheid des 
Staatsrates kreiert wurde, ist, jeder Person oder jeder U nterneh­
m ung, die ein Projekt verfo lg t oder au f der Suche nach einer 
Lösung eines Problems oder einer A n tw o rt auf eine Frage ist, als 
einziger Schalter zur Verfügung zu stehen, an den man sich w en ­
den kann. Zurzeit ist die Kontaktstelle W irtscha ft in einer Phase, in 
w elcher die konkreten S trukturen de fin iert werden.

WALLISER UNTERNEHMEN UND INSTITUTIONEN  
Bundesgesetz über die Neue R eg ionalpo litik

A ufg rund  der breiten A blehnung des Entwurfs zum Bundesgesetz 
über die Neue Regionalpolitik, welche im April 2004 in die Ver­
nehmlassung gegeben wurde, hat der Bundesrat in der Folge eine 
A rbe itsgruppe ernannt, welche im Jahre 2005 eine neue Fassung 
desselben vorgeschlagen hat. Dieser Vorschlag w urde am 6. O kto­
ber 2006 m it grosser M ehrhe it von den beiden Kammern des eid­
genössischen Parlaments angenom m en.
Der W alliser Staatsrat hat, im Wissen um die Besonderheiten unse­
res Kantons und seiner Regionen und im Bestreben, in diesem 
Bereich w e ite r zu gehen als es die Bundesgesetzgebung vorgibt, 
entschieden, eine ad hoc-Kommission einzusetzen, die einen Ent­
w u rf eines kantonalen Gesetzes fü r die Regionalpolitik erarbeitet. 
Er beabsichtigt dam it, den Kanton m it einem Rahmengesetz auszu­
statten, das sämtliche Sektoralpolitiken einschliesst und dam it die 
zukünftigen S trukturen auf die Bedürfnisse der W irtscha ft ausrich­
tet.
Die A rbe itsgruppe hat sich im Jahre 2006 zu 7 Sitzungen ge troffen 
m it dem Ziel, ein Vorprojekt fü r das Gesetz zu erarbeiten. Sie ist 
aktuell daran, die Ergebnisse dieser Reflexion zusammenzufassen 
und anschliessend die Vernehmlassung zu eröffnen.

Investitionshilfe

Die Investitionshilfe spielt eine elementare Rolle im Bereich der 
Regionalentw icklung. Im Jahre 2006 betrug das Engagement des 
Kantons 40 .6 M illionen Franken, gegenüber 15.6 M illionen Fran­
ken im 2005. Die entsprechenden Zahlungen betrugen 18,1 M illio ­
nen Franken, ein Betrag, der dem Jahr 2005 ähnlich ist. Diese Erhö­
hung ist auf das Ende des Mehrjahresprogramm es 2003 -  2006 
zurück zu führen.
«Der Rückstellungen auf Investitionshilfe Darlehenfonds» ist durch 
Entscheid des Staatsrates m it einem Betrag von 3 M illionen Franken 
ausgestattet w orden, um mögliche Verluste auf ausstehende IHG- 
Darlehen zu decken. Der effektive Verlust betrug 642 '000  Franken 
und stam m t aus 2 Dossiers. Der Saldo des allgemeinen Infrastruk­

tu rfonds (IHG-Fonds) von 300 M illionen Franken betrug Ende 2006 
51.0 M illionen Franken. Total w urden bis Ende 2006 insgesamt 
462.2 M illionen Franken zugesagt, davon sind zum selben Zeit­
punkt 39.8 M illionen Franken noch nicht ausbezahlt (2005 : 17.1 
M illionen)
Das Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Neue Regionalpoli­
tik, vorgesehen fü r den 1. Januar 2008, w ird  vom Kanton Wallis ein 
noch grösseres finanzielles Engagement fordern, vor allem im 
Bereich der Basisinfrastruktur fü r kleine Gemeinden und Hilfen in 
w irtschaftlich potentia lschwachen Regionen. Dieses zusätzliche 
Engagement bed ing t wahrscheinlich eine Erhöhung des IHG-Fonds, 
w enn der Kanton Wallis gegenüber anderen Regionen der Schweiz 
konkurrenzfähig bleiben w ill.

Stand Engagem ents und Zahlungen der kant. IH G -D arlehen  
Ende 2005

Region IHG-Darlehen am 31.12.2006 (in M io. sFr.)
Engagements bezahlt Saldo zu 

bezahlen

Goms 22.8 22.5 0.3
Brig-Aletsch 39.9 34.8 5.1
Visp/Westl. Raron 93.7 87.4 6.3
Leuk 27.4 26.5 0.9
Siders 66.8 57.2 9.6
Sitten 89.6 79.0 10.6
M artinach 84.0 78.7 5.3
St M aurice/M onthey 38.0 36.3 1.7

Oberwallis 183.8 171.2 12.6
M itte lwa llis 156.4 136.2 20.2
Unterwallis 122 115 7

Total W allis 462.2 422.4 39.8

U nters tützung regionaler Projekte

W ie in den Jahren zuvor hat die Dienststelle im Jahre 2006 verschie­
dene Formen der U nterstützung an Forschungsinstitute gewährt 
(IRÒ, M édiplant, IDIAP, u.a.). Diese Hilfen unterstützen den W is­
sens- und Technologietransfer und schaffen um diese Kompetenz­
zentren innovative Unternehmen, die diese Forschungsresultate in 
der industriellen A nw endung umsetzen. Die Leistungsvereinbarun­
gen, die der Kanton m it diversen Instituten und ändern Kom petenz­
zentren abschliesst, erlauben es ihm, die Forschungsergebnisse im 
Detail zu überwachen und gleichzeitig die konkreten Resultate in 
Bezug auf die Verbesserung der W ettbew erbsfäh igke it der Walliser 
W irtscha ft m itzuverfo lgen.
A ufg rund  der Leitungsvereinbarung zwischen Kanton und der Stif­
tung  «The Ark» konnten im Bereich der Diversifikation des W ir­
schaftsnetzes die drei Kompetenzzentren Life sciences (BioArk in 
M onthey und PhytoArk in Sitten), Inform ations- und K om m unikati­
onstechnologien (TechnoArk in Sieders, IdeArk in M artinach sowie 
der Beginn des Aufbaus des TéléArk in Brig) sowie Ingenieurtechno­
logien au fgebaut werden. Letzterer hat sich im 2006 m it der Inbe­
triebnahm e des BiueArk in Visp, welcher im Bereich der Inwertset­
zung von erneuerbarer Energie tä tig  ist, gu t entw icke lt.
Die Dienststelle gew ährt zudem Finanzhilfen in Form von Subven­
tionen an innovative Projekte, welche auf die Förderung der spezifi­
schen Potentiale in den einzelnen Regionen unseres Kantons abzie­
len.

W OHNUNGSW ESEN  

Verbesserung der W ohnverhältn isse in Berggebieten

Für das Jahr 2006 haben die eidgenössischen Räte fü r die Verbesse­
rung der W ohnverhältnisse im Berggebiet einen Kredit von 4 M illio ­



nen Franken bew illig t. Das Bundesamt fü r W ohnungswesen hat 
dem Kanton Wallis davon, gemäss Finanzstärke der Kantone 
2005/2006, 550 '000 .- Franken zugeteilt, d.h. 13.75%  des Gesamt­
betrages.
2006 wurden Hilfen von Bund und Kanton von 825 '000 .- Franken 
gew ährt (550 '000.- Bund/ 27 5 '000 .- Kanton). Gemäss Gesetz 
be träg t die Beteiligung des Kantons in der Regel die Hälfte der 
Beteiligung des Bundes. Ausbezahlt w urden 2006 Unterstützungen 
in der Höhe von 1 ,227 '685.- Franken (833 '295.- Bund /  394 '390 
Kanton). Die Zahlungen betreffen 35 Dossiers.
Die Hilfen zur Verbesserung der W ohnverhältnisse in Berggebieten 
w erden gemäss Beschluss der eidgenössischen Räte bis zum Inkraft­
tre ten des Bundesbeschlusses betreffend der Reform des Finanzaus­
gleichs und der Neuaufte ilung der A ufgaben zwischen Bund und 
den Kantonen bew illig t. Ab diesem Ze itpunkt ist es dann an den 
Kantonen zu entscheiden, ob diese Hilfe w eiterh in  aus den M itte ln  
des Neuen Finanzausgleichs gew ährt w ird  oder nicht.

W oh nbau- und E igentum sförderung

2006 w urden Kantonshilfen (à fonds perdu) von to ta l 3,14 M illio ­
nen Franken ausbezahlt. Dieser Betrag w ird  in der Größenordnung 
von 1.94 M illionen Franken fü r die M ie tw ohnungen gebraucht, 
0.75 M illionen Franken fü r die E igentum swohnungen, 0 .4 M illionen 
Franken fü r zusätzliche Vergünstigungen und 0.04 M illionen Fran­
ken fü r Dossiers, die nach dem kantonalen Dekret von 1985 behan­
de lt w urden. Dies entspricht einer Abnahm e von 0.4 M illionen Fran­
ken gegenüber 2005. Diese Abnahm e ist grösstenteils auf die 
E igentum swohnungen zurück zu führen (95% ), weil hier die Unter­
stützung nach 11 Jahren abläuft. Der Bund seinerseits hat 2006 
zusätzliche Vergünstigungen in der Höhe von 7.3 M illionen Franken 
bew illig t. Somit konnte der Kanton im vergangenen Jahr, im Gegen­
satz zu 2005, in welchem aufgrund feh lender Bundesmittel keine 
Dossiers behandelt werden konnten, Hilfen in der Höhe von 
4 0 3 ’ 127 Franken gew ährt werden. Dieser Betrag w urde fü r neue 
Dossiers sowie fü r Zahlungen der laufenden Dossiers seit 2002 ver­
wendet.

NEUE UNTERNEHMEN
Exogene W irtschaftsfö rderung

Die zahlenmässigen Resultate der exogenen W irtschaftsförderung 
fü r 2006 können w ir  fo lg t zusammengefasst werden:

Die exogene W irtschaftsförderung hat 2006 gute Resultate in 
Deutschland erzielt.

A ktiv itä ten  im in terkan ton a len  K oo peration snetzw erk  DEWS

Die konkreten Resultate fü r das Wallis durch das DEWS (in terkanto­
nales Netzwerk der exogenen W irtschaftsförderung, welches in 14 
Ländern m it 20 Repräsentanten vertreten ist) haben sich 2006 ver­
schlechtert. Dies lässt sich auf zwei Hauptgründe zurückführen: die 
w e ltw e ite  K onjunktur und die Probleme bei der internen Reorgani­
sation des DEWS. Was den ersten Grund be trie ft, sahen sich andere 
Kantone m it der gleichen Situation kon fron tie rt. Daneben mussten 
2006 die internen Probleme des DEWS geregelt werden, die durch 
zwei Berichte des Institu t de recherches économiques et régionales 
de l'Université de Neuchâtel (IRER) aufgezeig t w urden.
Die fo lgenden Massnahmen wurden ge tro ffen und umgesetzt. Ers­
tens ist der neue D irektor des DEWS Jacques Pasche, nicht m ehr w ie 
sein Vorgänger einerseits V erantw ortlicher fü r die gemeinsame 
W irtschaftsförderung der Kantone und andererseits V eran tw ortli­
cher fü r die W irtschaftsförderung eines Kanton. Zweitens werden 
die Repräsentanten des DEWS in der W elt neu gemäss ihren Resul­
taten entschädigt und drittens w urde die Rechtsform des DEWS 
präzisiert und die interne Kom m unikation w urde transparenter. 
Schliesslich haben die Kantone des DEWS eine Strategie und klare 
Ziele fü r 2007 definiert.
Diese Neuausrichtung w ird  in Zukun ft eine Verbesserung der Ergeb­
nisse des DWEW erlauben.

U m setzung der strategischen Ziele

Dam it die Aktiv itä ten der W irtschaftsentw icklung m it den stra tegi­
schen Zielen übereinstimmen, die durch das Departem ent vorgege­
ben werden, w urde  entschieden ein Profil der Unternehmen zu 
erstellen, die im Hinblick auf eine Ansiedlung im Wallis angespro­
chen w erden sollen.
In Zusamm enarbeit m it dem Kom petenzzentrum  C im Ark hat die 
exogene W irtschaftsentw icklung entscheiden, die Aktiv itä ten auf 
Unternehm en zu konzentrieren, die in fo lgenden Bereichen tätig  
sind: B iotechnologie, Phytologie, Chemie, Energie, A lum in ium  
(Cluster), Call Center, IT/Telekom, Sales and Trading, industrielle Pro­
duktion, M edizinaltechnik.
Für jede A ktiv itä t w urde eine Anzahl Kriterien definiert, denen die 
ausgewählten Unternehm en entsprechen sollten z.B. der Tätigkeits­
bereich, der Umsatz oder die Vorteile, welche die Unternehm ung im 
Wallis sucht. Der Vorteil ist, dass die Aktiv itä ten der Vertretungen im 
Ausland (die angemessen in fo rm ie rt w urden) sich auf diese Ziel­
gruppe konzentrieren und dass dadurch die Resultate op tim iert 
w erden können.

W irtschaftliche K onzertierung

Der W irtschafts- und Sozialrat, der bei der Ausarbeitung der lang­
fristigen W irtschaftsentw icklung des Wallis von der alten D irektion 
fü r W irtschaftsentw icklung unterstü tz t wurde, konnte von den Leis­
tungen des Büro SCMI aus Paderborn (D) profitieren. Das Resultat 
ist die Erarbeitung eines g laubw ürdigen und breit akzeptierten Sze­
narios, das nach no tw endigen Änderungen vom Staatsrat akzep­
tie rt w urde. Zurzeit w ird , un ter Einbezug der Ergebnisse dieser 
A rbeiten, eine Kom m unikationsstrategie erarbeitet.

TOURISMUS UND WIRTSCHAFTSENTWICKLUNG  

Tourismus im A llgem einen

Der Tourismus in der Schweiz und auch im Wallis en tw icke lte  sich im 
Jahre 2006 gut. O bw ohl die genauen Statistiken noch fehlen und 
zum Teil vom Bund nicht mehr erhoben werden, lassen die Berichte 
von den örtlichen Organisationen den Schluss zu, dass die Über­
nachtungszahlen um 3 bis 5 %  angestiegen sind. Zwei Tatsachen 
liegen diesem W achstum zu Grunde. Einerseits zeichnete sich in der 
Schweiz und in den übrigen H auptherkunfstländern der Gäste ein 
allgemein günstiger K onjunkturverlauf und andrerseits haben die 
meteorologischen Bedingungen zu diesem positiven Ergebnis

Bezeichnung A nzahl B em erkungen

Ansiedlung von 17 12 durch
Unternehm en im Wallis das DEWS
geschaffene Arbeitsplätze 204 12 durch das

DEWS
Generierte Lohnmasse 14.2 moi Franken

Standort der angesiedelten
Unternehm en seit 2003

- Sitten 18
- M artinach 12
- Brig-Glis 7
- Siders 5
- Naters 3
- Steg 2
- Leytron, Port-Valais, 1
Zermatt, Nendaz, Bagnes,
Champéry, Evolène



geführt. Da die W echselkursschwankungen kaum ins Gew icht fie ­
len, schlugen die beiden positiven Ereignisse voll auf den Tourismus 
durch und fü rh te  zu diesem erfreulichen Ergebnis.

Neues Tourism usgesetz

Die Arbe iten zur Revision des Gesetzes über den Tourismus w urden 
fortgese tzt m it einer breiten Konsultation der interessierten Kreise, 
ja auf Wunsch konnten sich sogar einzelne Bürgerinnen und Bür­
gern daran beteiligen. Die eingegangenen A n tw orten  zeigten klare 
Richtungen auf, nämlich:
• Die N otw end igke it der S traffung der S trukturen ist unbestritten;
• Der Branche sollten m ehr M itte l fü r die Förderung zur Verfügung 

gestellt werden;
• Die vorgeschlagene Neuordnung der Finanzierung sollte g rund­

sätzlich überdacht werden;
• Die Eigentümer von Ferienwohnungen sollten verm ehrt zur 

Finanzierung der touristischen In frastruktur herbeigezogen w e r­
den;

• Die Im m obilientransaktionen wären zu Gunsten des Tourismus zu 
belasten.

Zur Fortführung der A rbe it hat der Staatsrat eine Begleitgruppe ein­
gesetzt, die seither ihre Arbe iten aufgenom m en hat und demnächst 
zu Ende führen w ird.
Im Rahmen dieser Gesetzesrevision w urde beschlossen, die Bereiche 
Bergführer, Skilehrer, W anderleiter etc. aus dem Tourismusgesetz 
heraus zu lösen und da für eine eigene Gesetzesgrundlage zu schaf­
fen. Der Entw urf demnächst in die parlamentarische Beratung 
gehen kann.
In diesem Zusammenhang musste in Betracht gezogen werden, 
dass auf nationaler Ebene eine M otion  von Herrn Staatsrat Jean- 
Michel Cina, der seinerzeit als N ationalrat eine parlamentarische Ini­
tia tive einreichte, behandelt w erden muss. Das W allis beteiligte sich 
an der Vernehmlassung und brachte seine langjährigen Erfahrun­
gen ein.

In form ationsstelle  W allis

Nach eingehender Analyse w urde die Inform ationsste lle Wallis neu 
geregelt. In Zukunft konzentrieren sich ihre Arbe iten auf den 
gemeinsamen A u ftr it t aller W irtschaftspartner ausserhalb des Kan­
tons. Die In fo rm a tikp la ttfo rm  w urde zur Dienstelle fü r Inform atik 
verlegt und die Verw altung der Marke Wallis w urde an eine eigens 
da für geschaffene Gesellschaft delegiert. Diese gemeinsame Marke 
erfährt eine Neuorientierung und umfasst neu sämtliche W irt­
schaftssektoren.
Um die Arbe iten besser bündeln und effiz ienter ausrichten zu kön­
nen, ging sie m it dem Beratungsbüro Klaus J. Stöhlker AG in Zürich 
eine Partnerschaft ein. Die Zusamm enarbeit erwies sich als e rfo lg ­
reich und w ird  w e ite rge führt.
Grosse Arbeiten verlangte der Gastrolle des Wallis an den O lym pi­
schen W interspielen in Turin. Auch dieser A u ftr it t  kann als grosser 
Erfolg bew erte t w erden.
Die A rbe itsschw erpunkte der Inform ationsste lle fü r 2007 waren die 
Vorbereitungen zur werbemässigen Nutzung der Eröffnung des 
NEAT Basistunnels am Lötschberg und der A u ftr it t des Wallis am 
C om pto ir Suisse in Lausanne im Herbst.

Skilehrer, B ergführer und W an d erle ite r

Am 24. November 2006 konnten 9 Bergführer, 29 Ski-, Langlauf­
und Snowboardlehrer sowie 15 W anderleiter das W alliser Patent in 
Empfang nehmen.
Eine A rbe itsgruppe befasst sich gegenw ärtig m it der Problematik 
der Anerkennung des Berufes als W anderleiter durch den Bund. Ein 
entsprechendes Kandidaturdossier ist bei der zuständigen Bundes­
behörde h in terleg t w orden.

Finanzhilfen

Finanzhilfen w urden an Veranstaltungen gewährt, die eine hohe 
W erbew irkung fü r den Kanton versprachen. Die Veranstaltungen

umfassten die Bereiche Kultur, Sport und Tourismus.
Zudem w urden verschieden Projekte unterstü tzt, die von nationaler, 
kantonaler und regionaler Bedeutung fü r den Tourismus sind.

PREGO

Gemeinsam m it den Kantonen Uri, Graubünden und Tessin bete ilig t 
sich das Wallis an den Arbe iten, die unter der A bkürzung PREGO 
(«Projekt Raum entw icklung San Gottardo») stehen. Die vier Regie­
rungen w ollen diesen Raum gemeinsam entw icke ln und sich 
gegenseitig bei der Realisierung von Grossprojekten unterstützen.

DIENSTSTELLE FÜR INDUS­
TRIE, HANDEL UND ARBEIT
Detaillierte Inform ationen sind auf der Internetseite www.vs.ch/diha  
un ter den verschiedenen Tätigkeitsgebieten der Dienststelle fü r 
Industrie, Handel und A rbe it (DIHA) zu finden.
Der Tätigkeitsbericht über die Verwaltung der Arbeitslosigkeit im 
Wallis, welcher jedes Jahr im Juni verö ffen tlich t w ird, stellt die Tätig­
keiten der verschiedenen Partner vor, welche m it der Verwaltung 
der Arbeitslosigkeit in unserem Kanton beauftrag t sind. Es sind dies 
die kantonalen Dienststellen, die Regionalen Arbe itsverm ittlungs­
zentren, die Organisatoren von arbeitsm arktlichen W iedereingliede­
rungsmassnahmen sowie die Arbeitslosenkassen.

Handel und Patente

2006 w urden fo lgende Patente und Bewilligungen erteilt:

J a h r A u to m a t is c h e

A p p a r a te

S p ie ls a lo n s R e is e n d e n g e w e rb e T o m b o la s

2004 2878 8 202 193
2005 3046 7 41 180
2006 3148 7 116 192

Deklarationsverordnung in Bäckereien, W einhandlungen sowie 
diversen anderen Betrieben durchgeführt. Die meisten Kontrollen 
w urden bei den automatischen Apparaten durchgeführt.
Seit dem 1. Januar 2006 sind die beiden Eichmeister in die DIHA 
integriert. Diese Integration füh rte  dazu, dass die DIHA nunm ehr 
alle Kontrollen im Bereich der rechtlichen M etro log ie d irekt dem 
Kunden verrechnet. Der Kanton ve rfüg t über zwei Eichämter, eines 
fü r die französisch sprechenden und das andere fü r die deutsch 
sprechenden Bezirke inklusive Siders. Im Ganzen w urden 2006 im 
Kanton 1047 Kontrollen durchgeführt.
Die kantonale Stelle des Schweizerischen Fonds fü r Hilfe bei nicht 
versicherbaren Elementarschäden hat in insgesamt 37 Schadenfäl­
len zusätzlich zur Schweizerischen Fondshilfe einen entsprechenden 
kantonalen Beitrag in der Gesamthöhe von 12 001.50 Franken 
geleistet. Der Schweizerische Fonds seinerseits hat fü r dieselben 
Schadenfälle einen Gesamtbetrag von 64 933 Franken an die 
Geschädigten ausbezahlt. Ausserdem w urde m itte ls Staatsratsent­
scheid ein Betrag von 750 '000  Franken zugunsten des Spezialfonds 
betreffend Entschädigung der durch einen Erdrutsch verursachten 
Schäden von M ontagnon und Produit gewährt.

Beherbergung und B ew irtung

Die DIHA füh rte  2006 ihre Zusamm enarbeit m it den Gemeinden 
fo rt, um sie zu unterstützen und sie bei der A nw endung und 
Umsetzung des neuen Beherbergungs- und Bewirtungsgesetzes 
(GBB) zu beraten. In diesem Sinne w urde am 11. Dezember 2006 
ein vom Departem entsvorsteher des DVR unterzeichnetes Schreiben 
an alle Gemeinden versandt. Dieses Schreiben en th ie lt eine Kurzfas­
sung der w ichtigsten Überlegungen der DIHA zu dieser Umsetzung. 
2006 verzeichnete das neue Verarbeitungssystem fü r Bewilligungen 
und Fakturierung der Jahresgebühr seine ersten Erfolge:

- Beginn Januar: Fakturierung der Jahresgebühr 2005;

http://www.vs.ch/diha


- Ende September: Fakturierung der Jahresgebühr 2006;
- im Juni und Dezember: Ausschüttung von 30%  zu Gunsten 
der Gemeinden und 60%  zu Gunsten des kantonalen Fonds fü r 
die Aus- und W eiterb ildung.

2006 und im Vergleich zu 2005 gingen die Gesuche um eine Aner­
kennung der Ausbildung und Berufserfahrung leicht zurück. Sechs 
ob ligatorische kantonale Prüfungen w urden auf Französisch und 
vier auf Deutsch organisiert. 164 französisch sprechende und 68 
deutsch sprechende Teilnehmende bestanden die Prüfung.
W ie bereits 2005 arbeitete die DIHA m it der Kommission fü r Aus- 
und W eiterb ildung zusammen und der kantonale Fonds w urde 
hauptsächlich fü r Beiträge an die W eiterb ildung ritzy* sowie an das 
erste Lehrjahr Hotellerie, Gastronomie, A n im ation (HGA) im Schul- 
betrieb verwendet.

Schlichtungsbehörde fü r M ietverhältn isse

Die Kantonale Schlichtungsbehörde w ar auch 2006 m it einer hohen 
Anzahl unterbre ite ter und bearbeiteter Dossiers kon fron tie rt. Die 
juristischen Anforderungen steigern den Umfang der Dossiers durch 
mehr Beweisstücke und erhöhen die Korrespondenz.
2006 erhie lt die Behörde 673 Dossiers, wovon 576 w ie  fo lg t abge­
schlossen w urden:

- in 380 Fälle (66% ) konnte eine Einigung erzielt werden;
- in 66 Fälle (11,5% ) konnte keine Einigung erzielt werden;
- in 69 Fällen (12% ) fä llte  die Schlichtungsbehörde einen Ent­
scheid;
- 61 Fälle (10,5) konnten anderw eitig  erledigt werden.

Das Sekretariat erhält im Durchschnitt 44 Dossier pro M onat. Ein 
Dritte l dieser Dossiers benötig t keiner Einberufung einer Schlich­
tungssitzung. Für die anderen zwei D ritte l tag te  die Kommission 36 
Tage und 7 Halbtage (wovon 3 Tage und 5 Halbtage im Oberwallis), 
das Schiedsgericht n icht eingeschlossen.
Darüber hinaus ist die Erneuerung der Schlichtungskommission fast 
abgeschlossen. Das Schiedsgericht w urde fü r einen Fall e inberufen 
und Zeugen wurden aufgerufen. Der Schlussentscheid liegt noch 
nicht vor.

A rb eitsm arkt
Entw icklung der A rbeits los igkeit

Entwicklung der Arbeitslosenquote W allis- Schweiz

2006 erreichte das Jahresmittel der A rbe itslosigkeit im Wallis 3 ,5%  
(-0,5 Prozentpunkte). Das erste Mal nach 4 aufeinander fo lgenden 
Jahren der steten Zunahme kann eine Verm inderung der A rbe its lo­
sigkeit festgeste llt werden. Trotz dieses Ergebnisses liegt die Arbe its­
losenquote des Wallis w eiterh in  über dem schweizerischen M itte l 
von 3 ,3%  ( 0,5 Prozentpunkte). Innerhalb der Regionen sank die 
durchschnittliche Arbeitslosenquote im letzten Jahr im Oberwallis 
um 0,6 Prozentpunkte auf 1 ,8% , im M itte lwa llis  um 0,5 Prozent­
punkte auf 4 ,2 %  und im Unterwallis um 0,4 Prozentpunkte auf 
4 ,1 % .
Die durchschnittliche Zahl der Arbeitslosen im Wallis verm inderte 
sich um 643 auf 4806 und die durchschnittliche Zahl der Stellensu­
chenden um 636 auf 8383. Die saisonalen Schwankungen nahmen 
im Vergleich zum Vorjahr nochmals an Bedeutung zu: Die D ifferenz 
zwischen dem Höchststand der Zahl der Arbeitslosen im Januar 
(6874) und ihrem Tiefststand im Juli (3492) be träg t 3382 und jene 
zwischen dem Höchststand der Stellensuchenden im Januar (11 
061) und deren Tiefststand im Juli (6595) be träg t 4466.

A rbeitslosenversicherung

Eine detaillierte A uflis tung der verschiedenen Aktiv itä ten e rfo lg t im 
Tätigkeitsbericht über die Verwaltung der Arbeitslosigkeit, auf w e l­
chen h ierm it verwiesen w ird.

E n tw ic k lu n g  d e r B e tre uun gszah le n  p ro  RAV in  P roze n t
O be rw a llis S iders S itten M a rtin a c h M o n th e y -  

S t.-M a u rice
2005 im 
Vergleich 
zu 2004

-6 ,5% + 11,.9% +2% +9,4% + 1,3%

2006 im 
Vergleich 
zu 2005

- 18,8% - 5,9% -5 ,7% - 1,7% - 9,7%

Die Gesuche der A rbe itgeber um Kurzarbeitsentschädigung neh­
men regelmässig ab.

Ö ffen tlich e V erm ittlun g  und Beratung: Die Regionalen  
A rbeitsverm ittlungszentren

2006 verzeichneten die Regionalen Arbeitsverm ittlungszentren 
(RAV) des Wallis einen grossen Rückgang der Zahl der Stellensu­
chenden. Im Vergleich zu 2005 entspricht diese Abnahm e im Jah­
resschnitt 7 ,6% . Sie m arkiert einen deutlichen Abschluss des zw i­
schen 2001 und 2005 beobachteten regelmässigen Anstiegs der 
Arbeitslosigkeit.
Das Arbeitsvolum en der M itarbeitenden nahm jedoch nicht im sel­
ben Rahmen ab, denn gleichzeitig (und paradoxerweise) werden 
mehr Bewegungen als vor einigen Jahren festgeste llt (1269 A n- und 
1341 Abm eldungen im m onatlichen Durchschnitt). Dies scheint, 
aller W ahrscheinlichkeit nach, auf eine grössere Flexibilität des 
Arbeitsm arktes hinzuweisen, die m it dem Anstieg der Ungewissheit 
vieler Lohnem pfänger im Kanton einhergeht.
Die Tätigkeit der RAV betraf im Jahresmittel m onatlich 8383 Stellen­
suchende. Im Durchschnitt betreuten die Personalberatenden pro 
M onat 104 Dossiers. Dies b e trifft je nach M onat zwischen 6595 und 
10 469 Personen, die von den Walliser RAV betreu t und beraten 
w urden.

2003 2004 2005 2006 V e rä n d e ru n g  
zu m  V o r ja h r

Fälle zur Abklärung 274 350 422 392 -7 %
Erlassgesuche 101 64 71 72 -
Einsprachen 166 287 342 375 + 10%
Total 541 701 835 839 -

Diese Situation e rfordert substantielle Sparmassnahmen fü r 2007, 
denn das den RAV vom Staatssekretariat fü r W irtscha ft (SECO) ein­
geräum te Budget ist d irekt von der Entw icklung der Zahl der Stel­
lensuchenden abhängig.

Kennzeichnende Tatsachen

Die A rbe itgeberkontakte  erhielten dinen bedeutenden Impuls. 
Jeden M onat wurden an die 400 Kontakte m it den A rbe itgebern 
des Kantons gepflegt. Ein Viertel davon waren Erstkontakte. Diese 
Vorgehensweise w irk t sich offensichtlich positiv auf die Meldung 
von offenen Stellen, die Verm ittlung von Personen in Betriebe sowie 
die Verm inderung der Arbeitslosigkeit oder ihrer Kosten aus. Eine 
Befragung der Unternehm en über die A rbe it der RAV zeigte übri­
gens, dass sie sehr zufrieden sind.
Tatsächlich weisen Walliser Arbeitslose eine der durchschnittlich 
kürzesten Entschädigungsdauer der Schweiz auf. Die durchschn ittli­
che Dauer fü r die Arbeitssuche variierte im Wallis je nach M onat 
zwischen 177 und 196 Arbeitstagen. A u f schweizerischer Ebene 
sind es zwischen 247 und 256 Tagen. Zum Glück entw icke lten sich 
die Langzeitarbeitslosigkeit und die Aussteuerung ebenfalls in eine 
günstige Richtung.
Die W iedereing liederung in den A rbe itsm arkt einer steigenden 
Anzahl Personen in schwierigen und komplexen Situationen bleibt 
eine Priorität. Aus diesem Grund arbeitet die DIHA zusammen m it 
der kantonalen IV-Stelle und der Dienststelle fü r Sozialwesen an der



Umsetzung eines nationalen Projekts, welches eine gemeinsame 
Bearbeitung von Fällen erm öglicht, bei welchen der Gesundheitszu­
stand eine Rückkehr in den prim ären A rbe itsm arkt erschwert.

Die p riva te  A rbeitsverm ittlu ng : Private A rbeitsverm ittlu ng  
und Personalverleih

2006 w urden 6 Unternehmen, die im Personalverleih tä tig  sind, 
überprüft. Diese Kontrollen werden m it U nterstützung der Dienst­
stelle fü r Arbe itnehm erschutz und in Zusamm enarbeit m it der kan­
tonalen Beschäftigungsinspektion durchgeführt. Darüber hinaus 
w erden regelmässig Kontrollen der Arbeitsverträge durchgeführt, 
welche im Rahmen von A ufenthaltsbew illigungsverfahren von den 
Personalverleihunternehmen der Dienststelle fü r Zivilstandswesen 
und Fremdenkontrolle ausgehändigt werden. 2006 waren dies 140 
Dossiers.

A rbeitsm arktbeobachtung W allis

Die A rbe itsm arktbeobachtung Wallis (ABW) befasste sich m it fo l­
genden Themen:
- M ita rbe it beim A ufbau des «porta il économ ique» des DVR;
- Umsetzung der M öglichkeiten des Systems LAMDA fü r die Füh­

rung arbeitsm arktlicher Massnahmen;
- V S -L ink ;
- Kennzahlen der Entw icklung der Arbeitslosigkeit;
- ORTE (observatoire romand et tessinois de l'em plo i): Vergleich 

der Entw icklung der arbeitsm arktlichen Massnahmen und der 
Temporärarbeit zwischen den Kantonen;

- U nterstützung der W irtschaftsförderung im Bereich der A bklä­
rungen und der Rekrutierung von Personal im Rahmen von 
Ansiedlungen neuer Unternehmen.

Logistik arbeitsm arktlicher M assnahm en  
A rbeitsm arktliche M assnahm en im A llgem einen

Die verbesserte Lage auf dem A rbe itsm arkt schlug sich vor allem in 
den Kursen und in den Massnahmen in den Unternehm en nieder. 
Die Logistik arbeitsm artklicher Massnahmen (LAM) stellt fest, dass 
die Beschäftigungsprogramme hingegen stark Zunahmen. Dies ist 
vor allem auf die verm ehrte Aktiv ierung von Stellensuchenden im 
W in te r zurück zu führen.
Die Verte ilung der Massnahmen auf die verschiedenen Regionen ist 
sehr unterschiedlich. Dies hängt einerseits vom Arbe itsm arkt ab, 
andererseits aber auch von der E ingliederungspolitik der RAV- 
Regionen. Tendenziell kann festgeste llt werden, dass Regionen m it 
einem starken Einsatz von Massnahmen w ährend der Rahmenfrist 
w eniger kantonale Massnahmen beanspruchen.

Ergänzende kantonale  M assnahm en

Allgem ein kann bei den ergänzenden kantonalen Massnahmen 
eine Abnahm e verzeichnet werden. Die gute W irtschaftslage w irk t 
sich auch auf die Anzahl Teilnehmer in den kantonalen Massnah­
men aus. Die Kosten bildeten sich um 10%  zurück. Die Anzahl Teil­
nehmer in den Massnahmen blieb unverändert, dageben nahmen 
jedoch die frühzeitigen A ustritte  zur Annahm e einer Arbeitsstelle im 
A rbe itsm arkt zu.
In zwei RAV-Regionen (Oberwallis, M onthey -  St. Maurice) konnte 
eine starke Abnahm e verzeichnet werden. In der Region Martinach 
ist hingegen eine starke Zunahme bei den kantonalen beruflichen 
Eingliederungsverträgen feststellbar.

E rg ä n ze n d e  k a n to n a le  

M a ssn a h m e n

V e r fü g u n g e n

2003 2004 2005 2006

Kantonale berufliche 

Eingliederungsverträge (BEV)

511 707 734 705

Kantonale
Einarbeitungszuschüsse (EAZ)

19 26 31 26

Kantonale Pendlerkosten- 

und Wochenaufenthalt- 

erbeiträqe (PeWo)

6 11 9 8

Bildungsmassnahmen 23 14 27 22

Ausländische Arbeitskräfte

Freier Personenverkehr zwischen der Schweiz und den 
EU/EFTA-Staaten

Seit dem 1. Juni 2004 registriert die DIHA die Meldungen fü r bewil- 
ligsfreie Erwerbstätigkeiten von weniger als drei M onaten. Der adm i­
nistrative A ufw and ist erheblich.

M eldungen (E rw erbstätigkeiten  < 3 M onaten )

2005 2006 Veränderung 
zum Vorjahr

Von einem Schweizer 
Arbeitgeber angestellte 
Arbeitnehmer

3573 4026 +13%

Entsandte Arbeitnehmer 1311 1607 +22%

Selbstständige
Dienstleistunqserbrinqer

259 331 + 28%

Total 5143 5964 +16%

R ekrutierung von A rbeitnehm ern  aus den neuen E U -M itg lied- 
staaten

2005 bew illig te der Bund den Landwirtschaftsbetrieben, A rbe itneh­
mer aus den neuen EU-Mitgliedstaaten zu rekrutieren. Seit dem 
Inkrafttreten des Abkom mens über den freien Personenverkehr zw i­
schen der Schweiz und diesen Ländern am 1. April 2006 ist es nun­
mehr möglich, A rbe itskräfte fü r alle W irtschaftsbranchen zu rekru­
tieren. Diese Rekrutierung ist jedoch kon tingen tiert und unterliegt 
dem Vorzug von einheimischen A rbeitnehm ern bei einer Neueinstel­
lung sowie den orts- und branchenüblichen Lohn- und A rbeitsbedin­
gungen. Die DIHA füh rte  diesbezüglich 2006 eine äussert strikte 
Politik. So w urde beispielsweise systematisch eine Vorm einung des 
RAV eingeholt.

2005 2006 Variation en %

Kurzaufenthaltsbew illigung 
von w eniger als 12 Monaten 
(Permis L)

2 2 5 1 339 +50%

A ufentha ltsbew illigung 
5 Jahre (Permis B)

0 9

'Nur Landwirtschaft, inklusive Praktikanten

Arbeitsbewilligung für Angehörige von Drittstaaten

Die DIHA füh rte  ihre selektive und restriktive Bewilligungspolitik fü r

Massnahme Teilnehmer Teilnehmer Teilnehmer Veränderung
Tage
2004

Tage
2005*

Tage
2006*

zum
Vorjahr

Beschäfti­
gungs­ 85 284 87 279 99 500 + 14%
programme

Kurse 83 981 89 993 81 400 -9 %

Einarbeitungs
Zuschüsse

18 600 21 931 18 500 -  16%

Betriebs 7174 10 473 8500 - 19%
praktika

Förderung
der 5547 5125 4250 -  17%
selbstständigen
Erwerbstätigkeit

Ausbildungs
Zuschüsse

2348 2472 1200 -51%

Diese Daten basieren a u f dem  Statistiksystem LAM DA u n d  weisen die e ffek tiv  
besuchten Tage aus (*D ie  W erte 20 0 6  können sich zum  Teil noch nach oben  
verändern.).



ausländische Arbeitskräfte aus Drittstaaten fo rt. Seit dem 1. Juni 
2004 werden die fü r mehr als 4 M onate entsandten Arbe itnehm e­
rn us rein juristischen Gründen dem Kontingent der Drittstaaten 
angelastet.

Flankierende Massnahmen zum freien Personenverkehr 
Die DIHA nahm aktiv an den Tätigkeiten der kantonalen tripartiten  
Kommission teil, deren Sekretariat sie füh rt. Zudem unterstü tzte  sie 
regelmässig die kantonale Beschäftigungsinspektion.
Die Umsetzung der flankierenden Massnahmen b ring t zahlreiche 
praktische Probleme m it sich. Es w urde  alles daran gesetzt, die Ver­
fahren aufzufrischen und zu vereinfachen. Zusammen m it der kan­
tonalen Beschäftigungsinspektion meldete und verrechnete die 
DIHA Bussen fü r feh lende M eldungen in der Höhe von 28 '900  Fran­
ken.
Gesetzgebung
Die DIHA arbeitete aktiv an der Ausarbeitung des V orentw urfs fü r 
das Ausführungsgesetz zum Bundesgesetz über die in die Schweiz 
entsandten A rbe itnehm er und zum Bundesgesetz über Massnah­
men zur Bekäm pfung der Schwarzarbeit sowie seiner Botschaft m it. 
Ausserdem w urde das kantonale Reglement über die Festsetzung 
der frem denpolize ilichen Gebühren geändert.

DIENSTSTELLE FÜR LAND­
WIRTSCHAFT
Einleitung

Das Jahr 2006 w ar geprägt durch w ich tige  Gesetzesänderungen 
auf nationaler als auch kantona ler Ebene, welche die Dienststelle 
fü r Landw irtschaft sehr stark beanspruchte.
Die A gra rpo litik  2011 (AP 011) setzt den gesetzlichen und finanzie l­
len Rahmen, in welchem  sich die Schweizer Landw irtschaft w äh ­
rend der Periode 2008 bis 2011 bewegen darf. Die AP 011 ging zu 
Beginn des Jahres 2006 in Vernehmlassung und kam in der Dezem­
ber-Session 2006 in den Ständerat. Unsere Priorität ga lt fo lgenden 
drei Standpunkten:
• Die Beibehaltung der kantonalen Eigenständigkeit in Bezug auf 

AOC-W eine sowie die Zurückweisung einer Harmonisierung der 
Auflagen auf nationaler Ebene.

• Die M öglichke it Investitionskredite im Obst- und W einbau zu 
gewähren.

• Die Beibehaltung der Siloverbotszulage, welche fü r die Rohmilch­
käseproduktion unabdingbar ist.

Im Frühjahr w urde auf kantonaler Ebene der Entw urf des Gesetzes 
über Landw irtschaft und Raum entw icklung in Vernehmlassung 
geschickt. Im Herbst w urde es in einer ersten Lesung im Grossrat 
behandelt. Dieser Entw urf be inhalte t eine einheitliche, koordinierte 
Entw icklung des ländlichen Raumes sowie die nötige Flexibilität um 
auf zukünftige  Herausforderungen in der Landw irtschaft und im 
ländlichen Raum reagieren zu können. Dieser Entw urf verankert die 
W alliser W einw irtschaft als w ich tige r W irtschaftsekto r im Gesetz 
und bekrä ftig t den W illen des Kantons, sich in Zukunft aktiv fü r die 
W einw irtschaft einzusetzen.

A bsatzfö rderung

Im Jahre 2006 hat die Dienstelle fü r Landw irtschaft Absatzförde­
rung und Innovationsprojekte m it Franken 3 '03 5 '259 .- unterstü tzt.

Diese Subventionen w urden durch die Rückerstattung der Schwer­
verkehrsabgabe fü r den Primärsektor des Kantons Wallis finanziert. 
Die Hälfte des finanziellen Beitrags von Fr. 1 'SOO'OOO.- wurde, 
gemäss einem Grossratbeschluss, als Finanzhilfe der Diversifizierung 
von Obstkulturen entrichte t. Der Branchenverband Rebbau und 
W ein, Früchte und Gemüse haben seit 2003 einen dreijährigen Leis­
tungsauftrag erhalten. Der finanzielle Beitrag fü r das Jahrespro­
gramm 2006 belie f sich auf Fr. 75 0 '000 .- (Fr. SOO'OOO fü r die Bran­
chenorganisation Rebau u. W ein, Fr. 250 '000  fü r die 
Branchenorganisation Früchte und Gemüse).
Für verschiedene A ktiv itä ten , insbesondere zu Gunsten der Produk­
tionsketten (Fleisch, Käse, Bio Milch), der Absatzförderung von 
AOC- und IGP-Produkten sowie der Entw icklung einer branchen­
übergreifenden Marke Valais-Wallis, w urden Fr. 78 5 '259 .- einge­
setzt.
Die Dienstelle be tre ib t verschiedene innovative Projekte, w ie  die 
Absatzförderung von alten Gemüsesorten und die Produktion von 
M edizinalpflanzen in Berggebiet. Sie hat die Eringerrasse und das 
kantonale Finale in Aproz unterstü tzt. Zudem w urden subsidiäre 
Massnahmen im Reb- und W einbau und Regionalprojekte im 
Bereich der Absatzförderung von typischen Produkten beschlossen. 
Die Dienstelle hat beim neuen Layout, Integration im Nouvelliste, 
der Terre valaisanne m itgearbeitet. Die Monatsausgabe im Nouvel­
liste sowie die Quartalsbeilage inform ieren die Leser w ährend des 
gesamten Jahres über die Aktiv itä ten und Produkte der Walliser 
Landw irtschaft.. Diese Form der Ausgabe erlaubt es, regelmässig 
über w irtschaftliche und politische Herausforderungen zu in fo rm ie­
ren.

K antonale Landwirtschaftschule  

C häteauneuf

Für das Schuljahr 2006/2007 konnten 163 Lernende aufgenom m en 
werden, was einer Zunahme von 24 Schülerinnen und Schülern 
gegenüber dem Vorjahr entspricht.
Erwähnenswert ist die Tatsache, dass es sich dabei um die höchste je 
an dieser Schule registrierte Anzahl Schüler handelt. 59 Schüler im 
1., 52 im 2. und 52 im 3. Lehrjahr.
Durch diese Zunahme der Anzahl Lernenden musste eine zusätzli­
che Klasse e rö ffne t werden, um eine qualitativ gute Ausbildung 
gewährleisten zu können. In 2 Jahren musste die Schule som it 3 
neue Klassen einführen. Die Verteilung sieht folgendermassen aus: 
3 Klassen im 1. Jahr, 3 Klassen im 2. Jahr -  2 Richtung Landw irt­
schaft und 1 Richtung Spezialkulturen -  und 3 Klassen im 3. Jahr -  1 
Richtung Landw irtschaft und 2 Richtung Spezialkulturen.
19 Lernende be finden sich in der Ausbildung zu Kellermeister m it 
Fähigkeitszeugnis.
Die landw irtschaftliche Schule stellt auch die U nte rkunft und Ver­
pflegung fü r die Berufsschule fü r Pflege und Hauswirtschaft sicher, 
w o  in 3 verschiedenen Ausbildungen insgesamt 350 Lernende 
un terrich te t werden.
Total besuchen som it über 500 Jugendliche die Ausbildungsstätte in 
Chäteauneuf.
Die Gutsbetriebe von C häteauneuf und Les Barges stellen eine 
unentbehrliche Stütze fü r die praktische und theoretische Ausbil­
dung der Schule dar. Beide Betriebe dienen ebenfalls der D urchfüh­
rung von verschiedenen Versuchen zum Nutzen der W alliser Land­
w irtschaft. Verm erkt seien insbesondere der Mastversuch von 
Eringertieren fü r einen Fleisch-Qualitätsvergleich und der vom Guts­
betrieb in C häteauneuf durchgeführte  Kurs über Trockensteinmau­
ern.
Im Jahre 2006 w urden von der ganzen Dienststelle Überlegungen 
fü r eine bessere Positionierung der verschiedenen Gutsbetriebe des 
Kantons und zur Definierung von Kompetenzzentren angestellt. Die 
Resultate dieser A rbe it sollten 2007 vorliegen.

Visp

Das Landwirtschaftszentrum  in Visp ist bestrebt, Bedürfnisse der 
Oberwalliser Landw irtschaft im Bereich Aus- und W eiterb ildung 
abzudecken.

V o re n ts c h e id e 2005 2006 V e rä n d e ru n g  

zu m  V o r ia h r

Kurzaufenthaltsbewilligungen 
von weniger als 4 Monaten

686 623 -9%

Kontingentierte
Kurzaufenthaltsbewilligungen

278 323 +4%

Jahresaufenthaltsbewilligungen 41 35 -9%

Bewilligungen für 
Asylsuchende /  provisorisch 
Zugelassene

580 578

T o ta l 1585 1559 -2%



Die Klasse Berufsschule fü r Landw irte inkl. Zweitausbildung besu­
chen gegenwärtig 22 Schüler und Schülerinnen. Drei Kandidaten 
haben im Sommer 06 erfolgre ich die Lehre abgeschlossen und 13 
sind neu in die landw irtschaftliche Ausbildung eingestiegen. Bei S 
Schülerinnen und Schülern handelt es sich dabei um eine Zweitaus­
bildung.
Im Rahmen der Betriebsleiterschule w urden die M odule M arketing, 
Agrarrecht /  Unternehm ensform en, Landtechnik /  Arbeitssicherheit 
und Agrotourism us durchgeführt. Zwei Kandidaten haben die 
Berufsprüfung abgelegt und den Titel «Landw irt m it eidgenössi­
schem Fachausweis» erlangt. Der m odulare A ufbau der Betriebslei­
terschule erm öglich t den Teilnehmern laufend Neueinstieg und 
Abschluss.
Im Rahmen der W eiterb ildung w urden 45 Kurse angeboten, welche 
von über 1200 Teilnehmerinnen und Teilnehmern besucht w urden. 
Die Berufsschule fü r Pflege und Hausw irtschaft ist seit Beginn des 
Schuljahres 2006/2007 neu der Berufsfachschule Oberwallis ange­
schlossen, behält aber ihren S tandort am Landwirtschaftszentrum . 
Im Rahmen der ISO-9001 w urde ein neues A ud it durchgeführt, das 
die ISO-Zertifizierung aus dem Jahre 2000 bestä tig t hat.
Im Jahre 2005 w urde der Betrieb auf ein Kom petenzzentrum  fü r 
Kleinw iederkäuer um gestellt. In der neuen Käserei w ird  die Schaf- 
und Ziegenmilch zu einer vielseitigen P roduktpalette verarbeitet. 
Zudem w ird  der Betrieb auf biologische Bew irtschaftung um ge­
stellt. Im Verlaufe des Jahres 2007 sollten die Umbauarbeiten been­
det werden können. Die D irektverm arktung von Blumen, Gemüse­
setzlingen und Jungbäumen im eigenen Verkaufsladen b leib t ein 
w ich tige r Betriebszweig.

A m t fü r  V ie h w ir ts c h a ft  

Sektion Tierzucht
Die untenstehende Tabelle zeigt die Entw icklung der w ichtigsten 
T ierkategorien und deren Halter im Kanton Wallis.
W ährend den letzten 10 Jahren nahm die Zahl der Rindviehhalter 
um 6 pro M onat ab. G leichzeitig w urden V 053 Kühe w eniger 
gehalten, auf Kuhalpen um gerechnet sind es 10 A lpbetriebe. Die 
Zahl der Schafhalter verringerte sich von 4 pro M onat. W ird  die 
Abnahm e der Anzahl Schafe in GVE um gerechnet, e rg ib t dies eine 
Grösse von 2 A lpbetrieben. Der Verlust von 12 A lpbetrieben in den 
letzten 10 Jahren ble ib t n icht ohne Konseguenzen fü r die Bew irt­
schaftung der A lpen und des Grünlands. Deshalb sind neue Lösun­
gen fü r eine dauerhafte und nachhaltige Bew irtschaftung des G rün­
lands gefragt.

Sektion Milchwirtschaft
W ie bereits im Bericht 2005 erwähnt, hat die Übernahme der EU- 
Gesetzgebung auf die Schweizer M ilchqualitätsverordnung dem 
m ilchw irtschafllichen Inspektions- und Beratungsdienst (MIBD) jeg li­
che rechtliche Basis genom m en. Dem zufolge w urde der MIBD am 
31 Dezember 2006 aufgelöst. A u fg rund  dieser Veränderung w u r­
den die M ita rbe ite r des Am tes fü r V iehw irtschaft auf ihre zukünf­
tige A rbe it bereits vorbereitet.
Der Aussendienst w urde  som it von 4.5 Arbeitseinheiten auf 2 
A rbeitseinheiten reduziert. Die A ufgaben des MIBD w erden in 
Z ukunft w ie  fo lg t aufgete ilt:
•  die Qualitä tskontro lle  von Verkehrsmilch w ird  durch das Labor 

Swisslab in Zo llikofen durchgeführt. Einzig das M ilch lie ferungs­
verbot, ausgelöst bei einem Verstoss gegen die Qualitätsbestim ­
mungen, bzw. dessen Aufhebung, b le ib t im V erantw ortungsbe­
reich des Am tes fü r V iehw irtschaft. Unsere beiden Inspektoren 
w erden gegen Entschädigung die Rrobeerhebungen w eiterh in 
durchführen.

• Die Kontrolle der Qualitätssicherung auf den M ilchverarbeitungs­
betrieben w ird  das Kantonslabor durchführen.

• Die Kontrolle der Qualitätssicherung auf den Produktionsbetrie­

ben w ird  das A m t fü r V iehw irtschaft durchführen.
• Die Beratung von M ilchproduktions- und Verarbeitungsbetrieben 

e rfo lg t durch das A m t fü r V iehw irtschaft.
Die Qualitä t der Verkehrsmilch blieb gegenüber dem Jahr 2005 
unverändert.

A m t fü r  Strukturverbesserungen
K onzeptstudie, Planung und Erhaltung des ländlichen Rau­
mes

In diesem Bereich lagen die Schwerpunkte 2006 w ie  fo lg t :
1. Konzept zur Erhaltung der Trockenmauern von Fully,
2. Begleitung von ungefähr 45 Projekten im Bereich «Landumle­

gungen und Grenzbereinigung»,
3. Erstellung des Entwicklungsplanes des ländlichen Raumes der 

Gemeinde Evolène,
4. Förderung eines neuen regionalen ländlichen Entw icklungspro­

jektes im Val d'Anniviers,
5. Erstellung eines Projektes zur Vernetzung von ökologischen Aus­

gleichflächen im Gebiet der Güterzusammenlegung von 
Orsières

Um setzung, Erhaltung und W iederinstandste llung der land­
w irtschaftlichen  
Strukturen

A fonds perdu Beiträge
Der Kanton subventionierte die landw irtschaftlichen Strukturver­
besserungsmassnahmen m it Fr. 5.7 M io  (2.1 M io. Fr. fü r die 
Gemeinden, 2.6 M io. Fr. fü r Institutionen, 0.9 M io. Fr. fü r Private 
und 0.1 M io. Fr. fü r Burgergemeinden). A u f Bundesebene betragen 
die Zusicherungen Fr. 3.9 M io. Was die Zahlungen be trifft, betragen 
diese 4.8 M io. Franken beim Kanton und 4.2 M io. Fr. beim Bund. 
Die w ichtigsten Aktiv itä ten 2006 waren folgende:
• Zusicherung von 2 M io. Franken Kantonsbeiträge zu Gunsten der 

Errichtung der Käserei des Walliser M ilchverbandes von Siders 
zwecks besserer Verwertung der Walliser M ilchproduktion

• Ausführung des regionalen ländlichen Entw icklungsprojektes im 
Eringertal (LEP), fü r welches bis iEnde 2007 mehr als 7 M io. Fran­
ken investiert w erden

• Periodische W iederinstandestellungsarbeiten an den landw irt­
schaftlichen W egnetzen der Gemeinden Saxon, St-Jean, Ayer, 
M und und Staldenried

• Kulturtechnische Bauarbeiten , prim är bei den Wässerwasserlei- 
tungs- Bewässerungs- und Fluranlagen

Zinslose Investitionskredite
• Gewährung von 24 Krediten fü r die Totalinvestition von 4,1 Mio. 

Franken, inklusiv 4 Projekte als S tarthilfe fü r to ta l Fr. 360 '00 .-
• Von insgesamt 59,2 M io. Franken laufenden Debitoren in den 

Investitionskrediten ist im letzten Jahr kein Verlust zu verzeichnen 
gewesen,

• 8 Betriebshilfedarlehen und 1 Umschulungsbeihilfe fü r einen 
Gesamtbetrag von Fr. 8 9 6 '650 .-.

Aaro-Tourismus
• Ein Konzept w urde an die verschiedenen Interessengruppen 

abgegeben. In der Dienststelle fü r Landw irtschaft w urde eine 
A rbe itsgruppe gebildet, welche die Politik bezüglich Agro-Touris- 
mus zu definieren hat.

A m t fü r  B etriebsberatung

Die landw irtschaftliche Betriebsberatung arbeitet bei mehreren 
Okovernetzungs- und Regionalentw icklungsprojekten m it. Fol­
gende Qkovernetzungsprojekte sind derzeit am laufen: Binntal, 
Ried-Mörel, Zeneggen, Löschental, A letsch-Hohtenn, Gampel- 
Erschmatt und Leuk im Oberwallis und Orsières und Saint-M artin im 
Val d'Hérens im Unterwallis. Bei den ländlichen Entw icklungsprojek­
ten sind zwei Projekte im Gange: «La Cavagne» im Val d 'llliez und 
dasjenige im Val d'Hérens.
Ausserdem ist die landwirtschaftliche Betriebsberatung in verschie­
denen Arbeitsgruppen aktiv. Diese sind beispielsweise das Projekt

R in d v ieh Schafe

Jahr 1996 2001 2006 1996 2001 2006

T ie rh a lte r 2227 1667 1471 1440 1181 994

Z u c h ttie re  (w ) 15522 14465 14469 39091 38282 37612



der «Dritten Rottenkorrektur», das Projekt «Trockenwiesen und -  
w eiden» in der Gemeinde Chalais und das Projekt «Pastoman» im 
Val d 'Entrem ont, welches sich m it der Entwicklung der extensiv 
genutzten Futterflächen und den Mastleistungen beschäftigt. 
Ausserdem unterrichten die M itarbeiterinnen und die M itarbeiter an 
der Landwirtschaftsschule Wallis m it den beiden Standorten Chä- 
teauneuf und Landwirtschaftszentrum Visp.

W ein bau am t 

Bestockung des Rebbergs

Seit der E inführung des kantonalen Rebbergregisters im Jahre 1990 
ist es möglich, die Entwicklung der Rebbaupflanzung zu verfolgen. 
Im Jahre 2006 belegen der Pinot noir (35 %) der Chasselas (24 % } 
und der Gamay (15 %) zusammen 74 % der kantonalen Rebfläche 
(5 158 ha). Die M ehrhe it der Rebsorten sind weisse, aber die roten 
Sorten belegen die grössere Fläche (3 156 ha oder 61 %).

Rebkataster

W ie im Bundesgesetz vorgesehen, ist der Kanton fü r den Rebkatas­
te r verantwortlich. Dieses Jahr wurden 4 Parzellen m it einer Fläche 
von 3 313 m2 in den Rebkataster aufgenommen.

Um stellung im W einbau

Der vom Bund fü r das Jahr 2006 bereitgestellte Betrag be läuft sich 
auf CHF 851 569,25. Von dieser Unterstützung zur Umstellung im 
W einbau haben 179 Antragssteller m it einer Totalfläche von 305 395 
m2 profitie rt. Die Kampagne ist nun beendet. 1 409 Anträge kamen 
in den Genuss von Subventionen in Höhe von CHF 6,4 M illionen 
Franken; davon wurden CHF 1,2 M illionen vom Kanton Wallis über­
nommen. Die Anträge betreffen eine Gesamtfläche von 235ha.

Erhalt des W alliser Rebguts

A uf dem Gutsbetrieb «Domaine du Grand Brûlé w urden 109 Selek­
tionen Petite Arvine, 23 Selektionen Cornalin und 10 Selektionen 
Resi angepflanzt. Zudem w urden Edelreiser von Cornalin, Sylvaner 
und Muscat auf alten Reben fü r virologische Tests entnom men.

Studie über das Terroir

Seit Beginn der Studie w urden 430 Bodenprofile beschrieben und 
100 Sitzungen m it den W einbauern abgehalten. Die klimatische Stu­
die w ird Ende Januar 2007 abgeschlossen. Die geopedologischen 
Karten sind in Ausarbeitung; die Einreichung der Schlussrapporte ist 
fü r April 2007 vorgesehen.

R ebbergkontrolle und organoleptische Kontrolle

Das Departem ent fü r Volksw irtschaft und Raum entwicklung hat im 
Jahre 2005 m it der Branchenorganisation Rebbau und W ein einen 
Leistungsauftrag fü r diese Kontrolle unterschrieben.

Beratung und Versuche im W einbau

Zur Beobachtung der Rebsorte Cornalin wurde ein Netz von 24 Par­
zellen von Leuk bis Martinach erstellt. 4  meteorologische Stationen 
wurden in Leuk, Venthône, Vétroz und Saillon errichtet. A u f der 
Domaine du Grand Brûlé wurden auf 15 Unterlagen agronomische 
Massnahmen der Sorten Syrah und Cornalin durchgeführt. Interpre­
ta tion der Bodenanalysen und Düngeberatung bildeten neben der 
Durchführung von Grund- und W eiterbildungskursen fü r Walliser 
W einbauern in Zusammenarbeit m it Vitival (IP) einen w ichtigen A u f­
gabenbereich des W einbauamtes.

Ö nolog ie-Laboratorium

Das Labor fü r Önologie befasste sich m it fo lgenden Aufgaben: Bera­
tung bei der V inifizierung, von der W einernte bis zur Flaschenabfül­

lung, analytische Begleitung der Weine sowie W einbereitungsversu­
che (10 000 Proben). Es w urden auch Önologie- und Laborkurse für 
W einküferlehrlinge durchgeführt und die Schüler der landw irtschaft­
lichen Schule unterrichtet. Es gab 29 nationale und internationale 
Degustationen. Neben der W erbung fü r Weine m it kontro llierter 
Ursprungsbezeichnung (AOC) w urde m it dem Walliser Branchenver­
band fü r Rebbau und Wein (IW ) zusammengearbeitet.

Grand Brûlé

Die Rebfläche beträgt 130 764 m2 (10 160 m2 Jungreben), davon 
mehr als 20 % einheimische Sorten w ie Petite Arvine und Cornalin. 
Die Gesamternte in Höhe von 70 890 kg ergibt einen Ertrag von 
0,608 kg/m 2. Dies ist 27,6 % weniger als der 10-Jahresdurchschnitt. 
Der Frost des W inters 04/05 hat die Ernte beeinflusst und verlangt 
einen W iederaufbau von 1,5 ha. Der Gutsbetrieb bete ilig t sich an 
Versuchen und Experimenten, an der A u fw ertung und der Erhaltung 
des Walliser Rebguts «Sélection Valais» sowie an den Versuchen von 
Unterlagen und Vergleichen in der W einbereitung.

A m t fü r D irektzahlungen

Die Anw endung der Verordnungen betreffend der Direktzahlungen, 
der Sömmerungsbeiträge, der ökologischen Qualität (ÖQV) und 
Anbaupräm ien, sowie die Einführung des LN-Projektes, bildeten 
einen w ichtigen Bestandteil der ausgeführten Arbeiten durch die 
M itarbeiter des Amtes.
Die verschiedenen Verordnungen w urden auch als Grundlagen bei 
der Vorbereitung der Informationssitzungen der Ackerbaustellenlei­
te r der Gemeinden, der Bewirtschafter und der verschiedenen Kon­
tro llen in den Gemeinden herangezogen.
Die Verwaltung des Rebregisters beinhaltet die M utationen fü r 
120'000 registrierte Parzellen m it W einbau, au fgete ilt auf 21 '000 
Eigentümer.
Für die Ausrichtung der Direktzahlungen mussten 330 '000 Parzellen, 
au fgete ilt auf 4 '500  Betriebe, geprüft werden, davon waren 3 '6 1 5 
Betriebe berechtigt Direktzahlungen zu beziehen.

Prämien und Beiträge 2005 /2006

2005 2006

Pflanzenbau Fr.140'245.- Fr. 106' 185.-
Hangbeiträge Fr.5 '484'230.- Fr.5 '423'254.-
Sömmerung Fr.7'526' 148.- Fr.7 '314'670.-
RGVE Beiträge Fr.14 '152'121.- Fr.14 '394'847.-
TEP Beiträge Fr.20 '993'352.- Fr.20'923'524.-
Rebbau in Steillagen Fr.6 '364 '119.- F r.6 '522 '711 .-
Flächenbeitrag Fr.45'899'852.- Fr.45 '582'218.-
Oekologischer Ausgleich Fr.2 '903 '971 .- Fr.2 '802'627.-
Extenso Fr. 109'178.- Fr. 102.141.-
BIO Fr.1 '255'272.- Fr.1 '260'623.-
RAUS Fr.2 '610'620.- Fr.2 '869'712.-
BTS Fr.239'756.- Fr.334'703.-
ÖQV Fr.579'655.- Fr.662'540.-
Kürzungen -  NachzahlungenFr.-1 '629 '567 .- Fr.-1 '807'345.-

Total Fr.106'628'952.- Fr.106'492'410.-

A m t fü r Obstbau

Durchführung der Umstellungsmassnahmen im Obstbau
Die D urchführung der Umstellungsmassnahmen im Walliser Obst­
bau hat am 16. Dezember 2005 Gesetzeskraft erlangt. Dam it 
w urde  der fü r die Jahre 2006-2009 vorgesehene Rahmenkredit in 
Höhe von CHF 6 M io. zur Finanzierung der fo lgenden 4 Massnah­
men freigegeben:
a) Ablösung der W illiams-, Golden- und M aigoldku lturen durch 

neue Apfe l- oder Aprikosensorten,,
b) Erneuerung der Aprikosenkulturen,
c) E inführung innovativer Kulturen m it U nterstützung durch Bun­



desbeiträge,
d) E inführung neuartiger Kulturen, ohne U nterstützung durch Bun­

desbeiträge (erleichterte Bedingungen).
Im ersten Umstellungsjahr sind die genannten Massnahmen auf 
sehr grosses Interesse gestossen. Bis Ende 2006 wurden CHF 3,5 
M io. fü r eine Förderungsfläche von 120 ha gesprochen und an 120 
Antragssteller verteilt. Zwei D ritte l der gerodeten Flächen werden 
m it Apfe lbäum en bepflanzt, ein Viertel m it Aprikosen. Die restliche 
Fläche w urde Kulturdiversifikationen zugeschlagen (Tafeltrauben, 
Spargeln, Pflaumen, Kirschen).
Unterstützung bei der Schaffung neuer Produkte 
Da die O bstproduktion auf in te rnationale r Ebene immer stärker zur 
Angle ichung und Standardisierung der Produkte tendiert, verlangt 
ein Teil der Konsumenten Obst- und Gemüsesorten, die sich vor 
allem durch ihre Geschmackseigenschaften von der Masse abhe­
ben. Unser A m t hat die W iedere in führung des Anbaus alter Toma­
tensorten, die auf Aufrage eines Grossverteilers durch den Handel 
und einige W alliser Gemüseproduzenten erfo lgte , m it technischen 
Massnahmen begleitet. Die dabei gesammelten Erfahrungen hin­
sichtlich Sortenwahl, Anbautechniken und Verm arktung sind fü r die 
zukünftige  Entw icklung dieser N ischenproduktion sehr w ertvoll. 
Jedes Jahr w ird  eine Synthese über die Ergebnisse von Sortenversu­
chen bei Aprikosen erarbeitet, welche dann in Kulturem pfehlungen 
einfliessen. Damit können im Wallis regelmässig neue Produktions­
segmente anvisiert werden.

A m t f ü r  A g ro -Ö k o lo g ie

Überwachung und Bekämpfung der Quarantäneorganismen
Im Jahr 2006 müssten keine Massnahmen zur Elim inierung von 
Quarantäneorganismen vom Kanton durchge füh rt werden. Die 
Krankheiten die manchmal in den letzten Jahren solche Probleme 
stellten (Feurerbrand, Sharkaviren oder Xanthom onas der Stein­
fruchtbäum e) könnten sich nicht weiterverbreiten und brauchten 
nur eine intensive Ueberwachung.
A nkündigung anderer Schädlinge und Krankheiten und Unterstüt­
zung einer um weltgerechten Landw irtschaft 
Pflanzenschutzm itteilungen w urden regelmässig publiziert, um die 
Produzenten über Massnahmen der Prävention und des Pflanzen­
schutzes zu inform ieren. In dieser Saison ergaben sich w irtscha ftli­
che Einbussen vorallem aufgrund von:
• Schorf auf Apfelbaum en,
• M ehltau und Blattlausen auf verschiedenen Kulturen,
• M ilben in G em üse-und Obsbau,
• Weisse Fliege in Gewächshaüsern.
In Z u s a m m e n a rb e it  m i t  d e n  b e ru fs s tä n d is c h e n  O rg a n is a t io n e n  (V iti-  
vai, C u ltiv a i, B io va la is ) w u rd e  F o lg e n d e s  v o m  A m t  u n te rs tü tz t :
• Überwachung der Kulturen und W eiterb ildung fü r 800 W einbau­

ern m it ca. 2 '700  ha sowie fü r 250 Obstbauern m it 1 '600 ha 
A pfel-, Birn- und Aprikosenbäum en.

• Kantonale Subventionen fü r die Schädlingsbekämpfung nach der 
Verw irrungsm ethode in Höhe von Fr. 1 8 0 7 0 0  fü r den W einbau 
und in Höhe von Fr. 23 2 '500  fü r den Obstbau. Diese sehr 
«um weltfreundliche» M ethode w ird  heute auf 4 '50 0  ha Rebberg 
und 1 '380  ha Obstplantagen angewendet.

DIENSTSTELLE FÜR RAUM­
PLANUNG
A LLG E M E IN E  B E M E R K U N G E N

Zwei wesentliche Aufgaben der Raumplanung bestehen darin, die 
raumwirksamen Tätigkeiten aufeinander abzustimmen und den 
zuständigen Behörden die erforderlichen Angaben zu liefern, dam it 
sie eine umfassende Interessenabwägung vornehm en können.
M it den zur V erfügung stehenden M itte ln , namentlich dem kantona­
len Richtplan und den kom munalen Nutzungsplänen, versucht die 
Dienststelle fü r Raumplanung (DRP), die räumliche Entwicklung auf 
die sozialen und w irtschaftlichen Tätigkeiten auszurichten und dabei 
das natürliche und überbaute Umfeld zu schonen.
Im Jahre 2006 hat sich die DRP hauptsächlich in folgenden Sachbe­
reichen engagiert:

- W eiterführung der m it dem Richtplan verbundenen Studien;
- Ausführung der im Richtplan festgelegten Aufgaben;
- Begleitung der Erarbeitung und Bewirtschaftung der Sachpläne 

des Bundes;
- Anpassung der kom munalen Zonennutzungspläne;
- Erarbeitung von Sondernutzungsplänen;
- Koordination zwischen den Gemeinden und den betroffenen 

Instanzen fü r die Erstellung und Bewirtschaftung der Fuss- und 
W anderwegnetze gemäss dem kantonalen Ausführungsgesetz 
vom 27. Januar 1988;

- Behandlung von Subventionsgesuchen fü r die Anpassung der 
Zonennutzungspläne;

- Begleitung der Erarbeitung des Sachplans 3. Rhonekorrektion, 
den der Staatsrat in seiner Sitzung vom 26. Juni 2006 angenom ­
men hat;

- Umsetzung des Konzeptes der nachhaltigen Entwicklung des 
Espace M ont-B lanc in enger Zusammenarbeit m it der Bevölkerung 
der betroffenen Gemeinden; welches eine Entscheidungshilfe dar­
stellt, um die Lokalpolitik auf die Grundsätze der nachhaltigen 
Entwicklung auszurichten.

- Begleitung der Erarbeitung des Projektes Raum- und Regionalent­
w icklung Gotthard (PREGO).

Parallel dazu hat die Dienststelle die Gemeinden, die Bezirke und 
Regionen und die beauftragten Ortsplaner im Rahmen des kantona­
len Richtplanes und bei der Anpassung der Nutzungspläne beraten, 
unterstü tzt und m it ihnen zusammengearbeitet.
Zudem hat die Dienststelle in Arbeitsgruppen und an Studien von 
nationaler (KPK, CORAT, CEAT, NEAT-AlpTransit) und internationaler 
Bedeutung m itgearbeitet (Espace M ont-B lanc /  Conseil du Léman /  
Conseil Valais -  Vallée d'Aoste du Grand-St-Bernard).

KANTONALER RICHTPLAN 

A. Bew irtschaftung des Richtplanes

Die folgenden Koordinationsblätter, sind nachdem sie vom 
Staatsrat im Jahre 2006 beschlossen w urden, dem Bund zur 
Genehmigung unterbreitet worden.
- B. 1/2 «Ö ffentliche Bauten und Anlagen»
- B.2/2 «Alters- und Pflegeheime (APH)»
- F.3/2 «W aldkataster und W aldfeststellung»
- F.4/2 «Natürliche Waldausdehnung»
- F.9/3 «Wasserbau und Unterhalt von Wasserläufen»
- H.6/2 «Einrichtungen m it erhöhter Gefahr»
Da die Bewirtschaftung des kantonalen Richtplanes nach Sach­
gebieten erfo lgt, sind die vom Staatsrat Ende 2005 beschlossen 
Koordinationsblätter F.1/2 «Funktionen des Waldes» und B.3/5 
«Einkaufszentren» ebenfalls dem Bund zur Genehmigung 
unterbre itet worden.
Bis Ende 2006 sind von den 154 Koordinationsblättern des kan­
tonalen Richtplanes 22 der Inhaltskategorie Vororientierung, 38 
Zwischenergebnis, 79 Festsetzung und 15 Ausgangslage zuge­
ordnet worden.

B. G rundlagen fü r  den kantonalen Richtplan

Raum entw icklungsprofil des Kantons Wallis 
Eines der Ziele des Departements fü r Volksw irtschaft und Raum­
entw icklung ist die Sicherstellung der Harmonisierung der räum­
lichen Entwicklung m it der angestrebten w irtschaftlichen Ent­
w icklung des Kantons. In diesem Sinne w urde im Jahre 2006 
eine Studie über das Raum entwicklungsprofil erarbeitet, die im 
W esentlichen darauf abzielt, Raumtypen festzulegen und zu 
charakterisieren. Diese Studie besteht aus einer Synthesekarte, 
welche die Raumtypen visualisiert und einem Textteil, der abge­
stützt auf einer bestimmten Strategie Visionen und Handlungs­
anweisungen festlegt sowie Stärken und Schwächen der jew e ili­
gen Raumtypen aufzeigt.

Zw eitw ohnungsbau
Das Wallis weist einen hohen Ante il an Zw e itwohnungen am 
Gesamtbestand der W ohnungen auf. Da die Anzahl dieser 
W ohnungen im Wallis stetig gestiegen ist, besteht namentlich 
in den grossen Tourismusgemeinden Handlungsbedarf. In die­
sem Zusammenhang w urde eine Grundlagestudie erarbeitet;



diese erläutert die Problematik des Zweitwohnungsbaus, 
schlägt ein mögliches Vorgehen fü r die Tourismusgemeinden 
vor und zeigt raumplanerische Massnahmen fü r eine Lenkung 
des Zw eitwohnungsbaus auf.

C. Bericht über die Grundlagen und den kantonalen Richt­
plan im Sinne von A rt. 9 RPV

Gemäss den Anforderungen der Raumplanungsverordnung 
(RPV) hat der Kanton Wallis fü r die Periode 2000-2005 eine 
Übersicht über den Stand der räumlichen Entwicklung, die Aus­
w irkungen auf die Raumplanung und die Tätigkeiten im kanto­
nalen Richtplan erstellt. Dieser Bericht g ib t neben der Bilanz die 
Entwicklungsabsichten des Kantons w ieder und legt fü r die 
nächsten Jahre die Schwerpunkte fü r die verschiedenen Sachge­
biete des kantonalen Richtplanes fest.

ORTSPLANUNG

A. Gesam trevision der Zonennutzungspläne

- 2 Gemeinden haben ihr Dossier zur Vorprüfung abgegeben;
- 1 Gemeinde hat ihren Entwurf während 30 Tagen öffentlich 
aufgelegt;
- 5 Gemeinden haben die Überarbeitung ihres Zonennut­
zungsplanes eingeleitet.
Die 2 nachstehend au fgeführten Gemeinden haben das Verfah­
ren zur Anpassung ihrer Zonennutzungspläne an die A nforde­
rungen des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG) vom 
22. Juni 1979 noch nicht in die Wege geleitet:
Vissoie und Martisberg.
Im Sinne von Art. 10 des kantonalen Raumplanungsgesetzes 
(RPG) und gemäss den Bestimmungen des Reglementes vom 20. 
Juni 1990 betreffend die Förderungsmassnahmen in Sachen 
Raumplanung hat der Kanton Wallis im Jahre 2006 den Gemein­
den, die ein vorschriftsmässiges Subventionsgesuch eingereicht 
haben, entsprechend den ausgeführten Arbeiten einen Gesamt­
betrag an Subventionen von Fr. 384 '357.35 gewährt.

Teilrevisionen der Zonennutzungspläne sowie der Bau- 
und Zonenregiem ente

Alle Gemeinden des Kantons sind verpflichtet, sofern erforder­
lich, ihre Zonennutzungspläne den Anforderungen des Bundes­
gesetzes über die Raumplanung (RPG) vom 22. Juni 1979 anzu­
passen.
Die Nutzungspläne ordnen die zulässige Nutzung des Bodens 
und unterscheiden vorab Bau-, Landwirtschafts- und Schutzzo­
nen (Art. 14, 15, 16, 17 RPG). Ein Teil der rechtsgültigen Zonen­
pläne entspricht nicht den Bestimmungen des Bundesgesetzes, 
weil nur die Bauzonen ausgeschieden wurden. Am 31. Dezem­
ber 2006 zeigte sich fo lgende Situation:
- 108 Gemeinden besitzen einen RPG-konformen, hom olog ier­
ten Zonennutzungsplan;
- 19 Gemeinden verfügen über einen positiven Vorprüfungs­
entscheid des Staatsrates;
-1 8  Gemeinden warten auf den Vorprüfungsentscheid; der 
Synthesebericht ist der Dienststelle fü r innere Angelegenheiten 
zugestellt worden;

Im Rahmen der W eiterführung der Raumplanungsaufgaben 
haben die Gemeinden in Zusammenarbeit m it der Dienststelle 
fü r Raumplanung (DRP) im Jahre 2006 34 RPG-konforme Teilre­
visionen der Zonennutzungspläne und/oder der Bau- und 
Zonenregiemente vorgenommen.

C. Sondernutzungspläne

Bei Bedarf konnten die Gemeinden die Erarbeitung von Sonder­
nutzungsplänen verlangen und der DRP zur Prüfung oder Stel­
lungnahme unterbreiten. Dies erfolgte für:
-1 7  Detailnutzungspläne (DNP)
-1 5  Quartierpläne (QP)

Im Verlaufe des Jahres 2006 wurden 4 Gesamtrevisionen und 34 Teil­
revisionen der Zonennutzungspläne durch den Staatsrat hom olo­
giert.

DIENSTSTELLE DER GRUNDBUCHÄMTER UND DER GEOMATIK
G rundbuchäm ter

Tä tig ke it der e inzelnen G rundbuchäm ter

BRIG LE U K SIDERS SITTEN M A R T IG N Y M O N T H E Y TOTAL

E in tra g u n g e n  im  T a g e b u ch 8' 513 4 '456 10 '856 19'075 10 '292 8'542 6 1 7 3 4
E ig e n tu m s -Ü b e r tra g u n g e n 3 '809 2 ' 136 3 '357 4 '895 3 '835 1 '885 19 '9 1 7
H y p o th e k a r -E in s c h re ib u n g e n 1 '806 691 1 '647 2 7 8 9 2 '320 1 '685 10 '938
G ru n d b u c h -  a u s z ü g e 87 61 6'OSO 5 ' 617 6 '359 8' 135 8' 611 43 '563
L a s te n -v e rz e ic h n is s e 5 '690 3 '654 4 '397 20 13761

E rh o b e n e  G ru n d b u c h -g e b ü h re n 2 '7 38 '39 0  1 '116'893 2'927 '413 3'693 '323 3 7 8 0 '6 9 3 2'249 '393 16 '506'105

Tä tig ke it der (den G rundbuchäm tern zug ew iesen en) E inregistrierungsäm ter

BRIG LEU K SIDERS SITTEN M A R T IG N Y M O N T H E Y TOTAL

A n z a h l E in re g is - t r ie ru n g e n 7 '023 3 '049 6' 196 9 '544 6 '9 1 7 4 '606 37 '335
E rh o b e n e  E in re g is tr ie - ru n g s a b g a b e n  9 '048 '513 2'386'511 10 '826'937 12 '543'147 15 '438'935 6'914 '827 57 '158 '870

Situation au f dem  Im m o bilienm arkt im Jahre 2006

G rundbucham t A nzahl E iaen tum sübertraaunaen Beträae
Fr,

Brig 3 '809 62 4 '882 '3 17
Leuk 2 ' 136 165 '3 97 '58 9
Siders 3 '3 57 7 5 6 ’4 5 0 7 8 3
Sitten 4 '895 84 2 '324 '8 87
M artigny 3 '835 ro e s ^ o g 'o e o
M onthey 1 '885 45 2 '464 '6 34

TOTAL 19-917 3 '906 '929 '270



M inuteninspektion bei den W alliser Notaren und Archive der Notari­
atsm inuten
Die G rundbuchverw alter haben bei ungefähr 250 Notaren M inu ­
ten- und Schreibstubeninspektionen vorgenom m en. Die G rund­
buchverw alter führen, in Zusamm enarbeit m it dem Kantonsarchiv, 
die Archive der Notariatsm inuten.

G rundbucheinführung und In form atis ierung

G rundbuche in führung
G rundbuchein führungsabre iten sind in den Gemeinden : St.- 
Niklaus, Zermatt, G rächen, Eggerberg, Varen, Embd, Riederalp, Fer- 
den, Salgesch, Unterems, Martisberg, Randa, Obergestein, Ober­
wald, Cherm ignon, Grim isuat, Nendaz, Chalais, S t-Martin, 
St-Leonard, Grône, Savièse, Lens, Les Agettes, Salins, Conthey, Mar- 
tigny-C om be, Fully, Finhaut und Salvan im Gange.

Capitastra M artianv
In der Gemeinde Sembrancher (2 '914  Grundstücke) w urde die 
Inform atisierung fortgesetzt. Im Anschluss w urden diese Daten veri­
fiz ie rt und validiert. Im Verlaufe des Jahres w urden die Daten der 
Gemeinde Saxon (7 '865 Grundstücke) inform atisiert, verifiz iert und 
validiert. Gegen Ende des Jahres w urde m it der Inform atisierung der 
Daten der Gemeinde Charrat (2'801 Grundstücke) begonnen.

Capitastra Siders
In der Gemeinde Siders (2 6 ’0 14 Grundstücke) w urde die In form ati­
sierung fortgese tzt (Liegenschaftsbeschrieb und E igentümerver­
zeichnis).

Capitastra Bria
Die Daten der Gemeinde Filet (855 Grundstücke) und Blitzingen 
(643 Grundstücke) w urden verifiz iert und validiert. M it der Inform a­
tis ierung der Daten der Gemeinde Visp (8 '385  Grundstücke), Bitsch 
(1 7 3 8  Grundstücke) und Lalden (V 6 9 6  Grundstücke) wurde 
begonnen.
Die Inform atisierung der Gemeinde St.-Niklaus (5 '800  Grundstücke) 
e rfo lg t gegenw ärtig  über die G rundbuche in führung Oberwallis.

Capitastra Sion
Die Daten der Gemeinde A rdon (6 '100 Grundstücke) w urden in fo r­
matisiert. Gegen Ende des Jahres w urden die Daten der Gemeinde 
Vex fü r die Inform atisierung vorbereitet. Im Dezember w urde m it 
der Validierung der Daten der Gemeinde Nax (2 '400  Grundstücke) 
begonnen.

Capitastra M onthev
In der Gemeinde Troistorrents (6 '682 Grundstücke) läu ft die Infor­
matisierung.

Verschiedenes
Ab 2007 w ird  das Tagebuch in den Grundbuchäm tern Monthey, 
Sion, Siders und Leuk m ittels Capitastra geführt.
Im G rundbucham t Leuk werden Buchhaltung und Fakturierung ab 
2007 m itte ls SAP geführt.

Schlussfolgerung
25 Gemeinden werden nun über Capitastra in fo rm atis ie rt geführt. 
49%  der A nm eldungen im G rundbucham t Martigny, 26 % der 
A nm eldungen im G rundbucham t Siders und 16%  der A nm e ldun­
gen im G rundbucham t Brig werden über Capitastra inform atis iert 
behandelt.
175 '950 Grundstücke sind im System Capitastra erfasst, davon 
1 1 6 7 6 6  operabel.
Im Jahre 2006 w urde das A m t fü r die G rundbuche in führung und 
Inform atisierung geschaffen.
Die Geschwindigkeit, m it welcher die Inform atisierung fortschreitet, 
bedingt, dass die Arbe iten der Grundbuchvermessung, der G rund­
bucheinführung und der G rundbuchinform atis ierung besser koord i­
niert werden, dam it die Arbe iten besser geplant werden können.

E rw erb von Grundstücken durch Personen im Ausland

Das kantonale G rundbuchinspektorat, als erstinstanzliche Bewilli­
gungsbehörde, hat den Eingang vom 1 '681 Gesuchen zu verzeich­
nen und es hat 782 Verfügungen über Erwerbe von Grundstücken 
durch Personen im Ausland im Gesam twert von Fr. 4 6 2 '3 6 4 7 0 1  .- 
erlassen. Die diesbezüglich erhobenen Kanzleigebühren beliefen 
sich auf Fr. 590 '520 .-
W ar die Anzahl der vollständig eingereichten, hängigen Gesuche 
fü r ein Kontingent Ende 2005 noch bei 697 (400 neue Ferienwoh­
nungen und 297 bestehende Ferienwohnungen), w ar sie Ende 
2006 bei 1121 Gesuchen (691 neue Ferienwohnungen und 430 
bestehende Ferienwohnungen). Die Anzahl Kontingente fü r den 
Kanton Wallis beträgt jährlich 310 Einheiten.

W alliser Testam entszentrale

Die Walliser Testamentszentrale hat im Jahre 2006 1 '348  Testa­
mente angezeigt erhalten. Sie selber hat 556 Anzeigen an Gemein­
derichter und 658 an Notare vorgenom m en. Die Zivilstandsbeam­
ten haben der Zentrale 2 '525  Todesm itteilungen gemacht.
Die Testamentszentrale hat Fr. 6 3 '8 1 1.- an Kanzleigebühren erho­
ben. Dieser Betrag deckt die Kosten dieser Zentrale.

A m t fü r G eom atik

Allgemeines
Das letzte Jahr w ar einerseits geprägt durch die Einführung der 
neuen gesetzlichen Grundlage und andererseits durch die Fusion 
der Dienststelle fü r Vermessung m it der Dienststelle fü r G rundbü­
cher.

Ersterhebunaen. Erneuerungen. Erhaltung (prov. Numerisieruna) 
Die neuen gesetzlichen Grundlagen tra ten erst auf den 15. Juli 
2006 in Kraft. Dadurch verzögerte sich auch die ö ffentliche Aus­
schreibung der Arbeiten in der am tlichen Vermessung. Die gesamte 
Planung der A rbeitsausführung w ar darauf ausgerichtet, dass die 
Vermessung sämtlicher Bauzonen im Kanton Wallis vor Inkrafttreten 
des NFA in A ng riff genom m en w erden können. So kam der Ent­
scheid der eidgenössischen Vermessungsdirektion (V+D) ein Ver­
tragsm oratorium  fü r das Jahr 2007 einzuführen völlig überraschend 
und vor allem zum falschen Zeitpunkt.
Es sind noch 5 Erneuerungen von te il- und vollnumerischen Vermes­
sungen in ebenso vielen Gemeinden nicht vergeben.
Von den fehlenden Bauzonen (Vermarkung und Ersterhebung) blei­
ben noch 4 Operate in 4 Gemeinden, je 2 im Ober- und im Unter­
wallis auszuführen. Diese 4 Operate weisen eine Fläche von 400 ha 
auf. Die beiden kleinern Operate im Oberwallis konnten wegen 
hängigen Einsprachen gegen die Arbeitsvergabe im Herbst nicht 
begonnen werden. Besonders b itte r w ird  der erzwungene A u f­
schub fü r die Gemeinde Ausserberg, w urde doch deren Bauzone 
nach 2004 bereits zum 2. Mal ausgeschrieben. Der Arbeitsbeginn 
fü r das Operat Nendaz, Los 9 muss wegen bereits ausgeschöpftem 
Bundeskredit und M oratorium  auf 2008 verschoben werden. Das 
letzte Bauzonenlos im Wallis in der Gemeinde Vex konnte wegen 
feh lender Zustim m ung dieser Gemeinde nicht ausgeschrieben w e r­
den.
Ansonsten verlie f die Vergabe der 28 neuen Operate ohne Pro­
bleme und die entsprechenden W erkverträge sind alle unterzeich­
net.
Die 28 neuen Operate gliedern sich w ie  fo lg t:
• 11 Verm arkungen von Bauzonen; m it einer Ausnahme ohne Bun­

desbeiträge
• 11 Ersterhebungen
• 6 Erneuerungen
Inzwischen hat sich die Verifikation der Daten im neuen D atenm o­
dell DM.01_AV-VS_2 und im neuen Bezugsrahmen LV95 etabliert. 
Die Mehrzahl der te il- und vollnumerischen Erneuerungen ist bereits 
verifiziert, resp. der Abschluss der Verifikation steht unm itte lbar 
bevor. Die Abschlussarbeiten w urden durch das Fehlen der neuen 
Zeichnungsvorschriften verzögert.



Nachführung der Am tlichen Vermessung
Gestützt auf das neue Gesetz w urden im letzten Jahr fü r sämtliche 
Gemeinden der Unterhalt und die Nachführung der am tlichen Ver­
messung öffentlich  ausgeschrieben. Die Arbeitsvergabe durch den 
Staatsrat w urde  in 22 Gemeinden (19 im Oberwallis und 3 im 
Unterwallis) durch die betroffenen Geometer vor Kantonsgericht 
angefochten. Für die übrigen Gemeinden konnte der W erkvertrag 
zwischen dem am tlichen Geometer und dem Kanton abgeschlossen 
werden.

GIS-Wallis (Geografisches Informationssystem)
Die GIS-Fachstelle (CC Geo) des GIS-Wallis ist adm inistrativ der 
Dienststelle fü r G rundbuchäm ter und Geom atik unterstellt.
Im Jahr 2006 w urden fo lgende A nw endungen erstellt:
•  A nw endung fü r die Konsultation von historischen Karten, 

ergänzt durch das Inventar historischer Verkehrswege
• A nw endung fü r das M anagem ent der Operate der am tlichen 

Vermessung und fü r die Planung der E inführung des eidg. G rund­
buches

• A nw endung fü r die Konsultation der Daten der am tlichen Ver­
messung

• A nw endung fü r die Konsultation der fü r die W irtschaftsförde­
rung no tw endigen Daten

•  A nw endung fü r die D atenverw altung der Bauten zum Schutz vor 
geologischen Gefahren und vor Lawinen
M it dem neuen Gesetz über am tliche Vermessung und G eoinfor- 
m ation w urde auch die gesetzliche Basis fü r das GIS-Wallis 
geschaffen und zusätzlich w urde die Verordnung über G eoinfor- 
m ation in Kraft gesetzt. Die Verordnung stellt eine m oderne 
Grundlage fü r die Nutzung von Geodäten durch Verwaltungen 
und Private dar.
M it der Genehm igung des Budgets 2007 durch den Grossen Rat 
w urde  auch der Schaffung einer neuen Stelle im CC Geo zuge­
stim m t. Dadurch kann in Zukun ft den Kunden ein besserer Sup­
po rt zur Verfügung gestellt werden.

Fixpunkte
Nach e rfo lg te r Genehm igung der Dreiecksvermaschung im Juli 
2005 und dem offiz ie lle Übergang in den Referenzrahmen LV95, 
erfo lgten im Berichtsjahr die ersten Nachführungen. So wurden 
zwei Punkte durch Bauarbeiten zerstört und mussten durch neue 
ersetzt werden.

Übersichtsplan
Der Übersichtsplan liegt als flächendeckende Pixelkarte vor und 
w ird  in den Massstäben 1: S'OOO und 1: 10'OOO abgegeben. Die 
Nachführung dieser Produkte muss neu geregelt w erden, weil der 
A u fw and  m it der jetzigen M ethode zu teuer und zu schwerfällig ist.

Planzentrale
Es werden keine Planauszüge in Papierform m ehr abgegeben. M it 
der E inführung der neuen Gebührenordnung nahm auch die Nach­
frage zu.

Tätigkeiten der Kommission 
Kantonale Flurnamenkommission
Nach den Vorbereitungsarbeiten des letzten Jahres kam die Kom­
mission endlich zum Einsatz. Es zeigte sich aber, dass der A ufw and 
pro Gemeinde sehr viel grösser ist, als ursprünglich angenom m en. 
Dies deshalb, weil n icht nur die Flurnamen der laufenden Operate 
o rthograph ie rt werden, sondern auch die des gesamten unvermes­
senen Gebietes einer Gemeinde.

Gesetzliche Grundlagen
Das Gesetz über die am tliche Vermessung und G eoinform ation 
w urde  in der Märzsession vom Grossen Rat angenom m en. Ende 
Juni wurden die dazugehörigen Verordnungen durch den Staatsrat 
erlassen. Das Gesetz m it den Verordnungen w urde am 15. Juli 2006 
in Kraft gesetzt.

Schlussbem erkungen

Die im Jahre 2000 begonnene Inform atisierung des Grundbuches 
w urde im Jahre 2006 w e ite rge führt; gebremst w ird  sie allerdings 
im m er noch durch ungenügende M itte l, welche der Dienststelle zur 
Verfügung stehen.
Es ist festzuhalten, dass die Dienststelle mehr als Fr. 16 '00 0 '000 .- an 
Kanzleigebühren erhoben hat. Dieser Betrag deckt die Kosten der 
Dienststelle und die kün ftig  no tw endigen Ausgaben.
Die gesamten Einnahmen (W ertstempel und Gebühren) übersteigen 
im Jahre 2006 den Betrag von 70 '0 00 '00 0 .-. (Fr. 7 3 '664 '976.-)
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EINLEITUNG

Der Verwaltungsbericht, gleich einem Blick in den Rückspiegel m it 
g le ichze itigem  A usleuch ten  des W eges, s te llt eine 
M om entaufnahm e dar: das vollendete Bild des Jahres 2006 nim m t 
erneut seinen Lauf...

Das «olympische» Jahr kannte eine Vielzahl an bemerkenswerten 
und e rw a rte ten  Leistungen aber auch an S chw achpunkten. 
Glücklicherweise waren Erstere bedeutend zahlreicher als die 
Letzteren: die Leistungen sind im m er w iede r zu bestätigen, 
Schwachpunkte sofo rt auszubessern.

Der ö ffen tliche  Verkehr erlebte ein bewegtes Jahr. W ie w enn man 
das Jahr 2007 und die Eröffnung des Lötschberg-Basistunnels 
ankündigen w ollte , w urden zwei lebensmuntere Hundertjährige -  
der S im plontunnel und die Bahnlinie M artigny-Chäte lard - gebüh­
rend gefeiert: ihre A ufgabe b le ib t bestehen! Im Bereich der 
Investitionen erleb ten  w ir  ein aussergew öhnliches Jahr: der 
Bahnhof Visp, die Ost-Ausfahrt der M a tte rhorn - Gotthard-Bahn in 
Brig, das Terminal von Täsch und viele andere Bauwerke bestätigen 
unseren W illen, die B ahn in fras truk tu r zu m odernisieren. Die 
N otw end igke it der W iederaufnahm e des Autoverlads am Simplon 
w urde durch seinen Erfolg (+35% ) bestätigt, dies obw ohl der Bund 
seine Nützlichke it einfach nicht sehen w ollte .

Das Wallis w ande lt sich, aber seine Topographie -  Trum pfkarte fü r 
den Tourismus, Nachteil fü r die M o b ilitä t und Erreichbarkeit -  bleibt 
w ie  die Natur sie geschaffen hat. Strassen und Wasserläufe erfor­
dern Anstrengungen, die in anderen geografischen Gegenden 
w enig  üblich sind. Der Bau der A9 Nationalstrasse schritt w e ite r 
voran, hauptsächlich durch Bohrarbeiten m it einer Anzahl an bisher 
unvergleichlichen Schwierigkeiten geologischer, finanzie ller und 
adm inistrativer A rt. Diese haben den Fortschritt verlangsamt und 
geben Anlass zur Besorgnis. Selbst w enn die geologischen Überra­
schungen und Zahlungsunregelmässigkeiten gewiss beherrschbare 
A usnahm en bilden, b e u n ru h ig t die Kostenexplosion im 
Zusammenhang m it den neuen Sicherheitsanforderungen und dies 
angesichts des Vollendungsterm ins. Die der Um fahrung von Visp 
gew idm ete Priorität gew inn t daher umso mehr an Bedeutung. Die 
Verbesserungen des Kantonsstrassennetzes werden insbesondere 
im Bereich der Sicherheit, innerhalb der Bauzonen sowie im Bereich 
des Schutzes gegen Naturgefahren w e ite rge führt. Der Durchstich 
des Tunnels «Stäggjitschuggen» zwischen Stalden und St. Niklaus 
e rfo lg te  am 15. September 2006. Kanton und Gemeinden haben 
ihre Anstrengungen betreffend Sicherheit gegen die Gefahren von 
den W asserläufen, Rhone und Nebenflüsse, w e ite rg e fü h rt. 
Zahlreiche Gefahrenkarten w urden erstellt. Der Staatsrat hat den 
Sachplan Rhone angenom m en. Eine Gefahr zu kennen bedeutet, 
sich bereits halbwegs zu schützen: das System MINERVE zur 
V orw arnung  von drohenden Hochwassern w u rd e  in Betrieb 
genom m en. Das Rhone 3 Projekt hat m it der ö ffentlichen Auflage 
der auf m ehr als 100 M illionen Franken veranschlagten prioritären 
Massnahmen von Visp eine bedeutende Etappe geschafft. Das 
neue Gesetz über den Wasserbau, welches das veraltete Gesetz von 
1932 ersetzen soll, w urde in erster Lesung vom Grossen Rat verab­
schiedet.

Der W ald m it seiner Produktions-, Schutz- und Erholungsfunktion 
aber auch als natürlicher und landschaftlicher Reichtum bildet mehr 
denn je Gegenstand von Überlegungen und Restrukturierungen. 
Der fü r 2008 angekündigte NFA ru ft gleichzeitig Befürchtungen 
und «Effor» hervor. Um diesem Umstand besser zu begegnen, 
w urde die kantonale Dienststelle in 3 Regionen restrukturiert, um 
deren Effizienz und die Zusam m enarbeit der verschiedenen 
Spezialisten zu verbessern. W ährend Holz stets nützlicher und 
beliebter w ird , b leib t die Erlangung der nötigen Finanzmittel fü r 
den Schutz gegen Naturgefahren die grösste Sorge.

Im Bereich der ö ffentlichen Bauten w urden vom Parlament zwei 
bedeutende Kredite im Gesamtbetrag von 28 M illionen Franken 
zugunsten des Berufsschule (Visp) und der Sekundarschule (Sitten) 
beschlossen. Für zahlreiche Bauten w urden Bausubventionen 
gewährt, um den Bedürfnissen der älteren Bevölkerung gerecht zu 
werden. Namentlich in Sitten w ar das Jahr 2006 überdies reich an 
archäologischen Funden.

Der Um weltschutz -  gem eint ist hier der Schutz der lebensw ichti­
gen Elemente w ie  Wasser, Luft, Boden sowie die Bekäm pfung von 
Belästigungen durch Lärm und Abfälle  -  e rfordert nicht nur stets 
grössere Anstrengungen sondern auch eine o ffene und sofortige 
Inform ationspolitik : eine neue Internetseite, Online-Inform ation 
über die Lu ftqua litä t und M itte ilungen sorgen w eitgehend dafür. 
96%  der Bevölkerung ist an eine Abwasserreinigungsanlage an­
geschlossen. Die Kontrollen von landw irtschaftlichen Betrieben, 
Tankanlagen, chemischen W erken und anderen Industrieanlagen 
w urden nach w ie vor aktiv w e ite rge führt. Zur Überwachung und 
nötigenfalls zur Sanierung w urden die belasteten Standorte in 
einem kantonalen Kataster (1148 Standorte) erfasst.

M it dem Zusammenschluss des kantonalen Laboratoriums und des 
Veterinäramtes w urde der Konsumentenschutz im weiteren Sinne 
verstärkt. Alles w ird  unternom m en, um die Gefahren zu identifiz ie­
ren, bevor es zu spät ist: Lebensm itte linspektionen (6 '000), 
W e ine rn te - (78 '000 ), Schw im m bäder-, G ift-  und sogar 
Radonkontrollen, Kontrolle der geschlachteten Tiere (12 '000), 
S euchenüberw achung (Vogelgrippe, BSE, usw ....) aber auch 
Verhaltenskontrollen von gefährlichen Hunden.

Selbst w enn die kantonale Baukommission (KBK), ein unabhängi­
ges Organ ist und dem DVBU nicht untersteht, ist schliesslich 
erwähnenswert, dass die Baupolizei durch ihre drei Inspektoren 
eine bessere Kontrolle als bisher erm öglichte. Diese Spezialisten ste­
hen den Gemeinden auch als Berater zur Verfügung.

Intensiv und vie lfä ltig  w ar das Jahr 2006 fü r mein Departem ent, das 
m it der M obilitä t, den Infrastrukturen und den lebenswichtigen 
Elementen, m it anderen W orten dem Verkehr, dem Bau und der 
U m w elt beauftragt ist: danken möchte ich all jenen, die sich m it 
uns fü r das bessere W ohlergehen der Walliser Bevölkerung aktiv 
eingesetzt haben.

Der V orsteher des D epartem ents  
fü r Verkehr, Bau und U m w e lt

Jean-Jacques Rey-Bellet



ALLGEMEINE VERWALTUNG
Organisation und Personal

Dienststelle A nzahl Etatstellen

Verwaltungs- und Rechtsdienst 24.30
Dienststelle fü r Verkehrsfragen 7.00
Luftseilbahn Riddes-lsérables 6.00
Verwaltete Luftseilbahnen 23.60
Dienststelle fü r Strassen- und Flussbau 430.20
Dienststelle fü r Hochbau, 25.08
Denkm alpflege und Archäologie
Dienststelle fü r Wald und Landschaft 20.50
Dienststelle fü r U m w eltschutz 27.60
Kantonslaboratorium  und Veterinärwesen 20.30

Total 584.58

GESETZGEBUNG

Gesetz über den W asserbau

Das Gesetz über den Wasserbau w urde am 9. Novem ber 2006 in 
erster Lesung vom Grossen Rat verabschiedet. Diese Gesetzgebung 
bezweckt den nachhaltigen Schutz von Menschen, Tieren und 
erheblichen Sachwerten vor Hochwasser, die Behebung von durch 
besondere Ereignisse verursachte Schäden und die Erhaltung oder 
W iederherstellung der Gewässer in ihrem natürlichen Zustand oder 
deren naturnahe Gestaltung.

M otionen und Postulate

5.014 M otion  von Grossrat Pascal Bridy und M itunterzeichnenden 
betreffend: G em eingut Wasser (13.09.2005)
M otion  in der Märzsession 2006 in Form eines Postulats 
angenommen
Der Staatsrat be fü rw orte t eine gründliche Prüfung der 
Frage des Wassers als G em eingut und erklärt sich bereit, 
die nötigen Studien zu veranlassen.

5.017 Postulat von Grossrat Claude-Alain Schm idhalter (CVPO) 
und Grossrätin (Suppl.) Angelica Brunner-Wyss (CVPO) 
be treffend Gesetzgebung fü r den Langsamverkehr 
(08.11.2005)
Postulat in der Aprilsession 2006 angenom m en 
Der Staatsrat w ird  fü r die gesetzliche Verankerung des 
Langsamverkehrs au f kantonaler Ebene eine spezifische 
Gesetzesgrundlage vorschlagen.

5.021 Postulat von Grossrat (Suppl.) V incent Rebstein und M itu n ­
terzeichnende betreffend m ehr Lebensqualität fü r lärm ge­
plagte M itbü rge r (16.12.2005)
Postulat in der Aprilsession angenommen
Der Staatsrat be fü rw orte t die Umsetzung einer Planung im
Bereich der Strassenlärmsanierung und die entsprechende
Finanzplanung, um die Lebensqualität der Bevölkerung zu
erhöhen.

5.032 Postulat der UDC/SVP-Fraktion, durch Grossrat Laurent 
Gavillet, betreffend die Strassensicherheit in der Umge­
bung der Einkaufszentren von Collom bey (11.04.2006) 
Postulat in der Oktobersession 2006 abgelehnt 
Da die Strassen-Infrastrukturen in der Um gebung der Ein­
kaufszentren von Collom bey den durch die Strassensicher­
he it erforderlichen Normen entsprechen, d rängt sich keine 
zusätzliche Massnahme auf.

5.036 Postulat der Grossräte Beat A bgo ttspon (CVPO), G ilbert 
Loretan (CSPO), Christian Ve netz (GRL), German Eyer (SPO), 
Egon Furrer (Suppl.) (CVPO), Robert Sarbach (SPO) und 
René Im oberdorf (CSPO) betreffend die Änderung des 
Strassengesetzes : Beteiligung der Gemeinden an den Kos­
ten fü r den Neubau, die Korrektion, den Ausbau und den 
U nterhalt der kantonalen Verkehrswege (12.05.2006)

Postulat in der Novembersession 2006 un ter Vorbehalt 
angenom m en
Unter Vorbehalt einer Prüfung im allgemeinen Rahmen 
sowie un ter Beachtung der Ausw irkungen und Einflüsse 
der LSVA be fü rw orte t der Staatsrat eine Überprüfung der 
Lastenverteilung zwischen dem Kanton und den Gemein­
den im Rahmen des Neubaus, der Korrektion, des Ausbaus 
und des Unterhalts der kantonalen Verkehrswege.

C ontrolling und In fo rm atikko o rd in atio n  DVBU

Im Jahre 2006 bezog sich die Tätigkeit des Departem entscontrol­
lings auf fo lgende prioritäre Punkte:
- Im Rahmen der Vorbereitung des Voranschlags und der Rech­

nung, Begleitung der Dienststellen des Departements bei der 
Definierung und Verbesserung ihrer drei Stufen der Leistungsauf­
träge und bei der E inrichtung der C ontro lling instrum ente.

- Zusamm enarbeit und U nterstützung der Arbeitsgruppen des 
Departements bei der Neugestaltung des Finanzausgleichs und 
der A ufgabente ilung zwischen dem Bund und den Kantonen 
(NFA) und bei der operativen Leitung der kantonalen Agenda 21.

Die Tätigkeit der In form atikkoord ination DVBU bezog sich auf fo l­
gende prioritäre Punkte:

- Abschluss der Studie eines Software fü r die Bew irtschaftung der 
Verpflich tungen (MAGE);

- Inbetriebnahm e von Minerve, einer departem entsinternen 
A nw endung zur Vorhersage von Hochwasser;

- Teilnahme an der strategischen GIS-Arbeitsgruppe (geographi­
sches Informationssystem) und an jener betreffend die Über­
nahme der In form atik  der Nationalstrassen durch die kantonale 
Dienststelle fü r Inform atik.

VERWALTUNGS- UND 
RECHTSDIENST
A llgem eines

Der Verwaltungs- und Rechtsdienst stellt eine breite Leistungspa­
lette auf Verwaltungs- und Rechtsebene in allen Tätigkeitsbereichen 
des Departements sicher. Er garantiert ebenfalls die Koordination 
aller departem entalen und interdepartem entalen Fragen. Diese 
A ufgaben erfordern eine enge Zusamm enarbeit m it den übrigen 
Departem enten, Dienststellen oder Gemeinden. Er stellt ausserdem 
die rechtliche U nterstützung der verschiedenen Dienststellen des 
Departements sicher.

Juristische Sektion

Die Sektion gewährle istet die rechtliche U nterstützung aller Dienst­
stellen des Departements in den diesbezüglichen Bereichen. In die­
sem Zusammenhang sind namentlich fo lgende Tätigkeiten hervor­
zuheben:

Kom missionen

Die juristische Sektion garantiert die rechtliche U nterstützung der 
kantonalen Baukommission (KBK) (Erarbeitung der Entscheide und 
Stellungnahmen im Rahmen der Beschwerden bei den verschiede­
nen Beschwerdeinstanzen, Behandlung der Einsprachen). Diese 
U nterstützung w ird  ebenfalls der kantonalen Strassensignalisations- 
kommission gewährt. Im Rahmen der U ferkommission fü r den 
Genfersee gehören die Fragen im Zusammenhang m it der Behand­
lung der laufenden Dossiers betreffend die Benützung des ö ffen tli­
chen Eigentums im Uferbereich des Genfersees und die Erstellung 
und Benutzung der Ankerbojen auf dem See zu den H auptaufga­
ben ihres Zuständigkeitsbereichs.

Übrige Tätig keiten

Die juristische Sektion hat zuhanden des Staatsrats 23 G rundstück­
verkaufsbew illigungen und 19 Sondergebrauchsbewilligungen fü r 
die Benutzung des ö ffentlichen Eigentums vorbereitet.



Sie gewährle istete ebenfalls die Instruktion von 47 Strassen- und 
W asserbauprojekten des Kantons und der Gemeinden, die vom 
Staatsrat genehm igt w urden (12 Projekte im Oberwallis, 14 im M it­
telwallis und 21 im Unterwallis). A u f kantonaler Ebene behandelte 
sie Expropriationsbegehren und erarbeitete zuhanden des Staatsra­
tes die Einsetzung der entsprechenden Enteignungskommissionen. 
Im Rahmen der Beschwerden hat die Sektion fü r die KBK 150 Stel­
lungnahm en zu Einsprachen erarbe itet (Baudossiers). Zudem vertrat 
sie die KBK und das Departem ent vor dem Staatsrat, dem Kantons­
und Bundesgericht. In diesem Zusammenhang w urden 118 
Beschwerdeantworten verfasst, nämlich 51 bei Dossiers das Ober­
wallis, 22 das M itte lwa llis  und 45 das Unterwallis betreffend.

Sektion K antonales B ausekretariat /  Baupolizei (K antonale  
Baukom mission)

Das kantonale Bausekretariat (KBS) stellt die Bew irtschaftung und 
Behandlung der Baubewilligungsgesuche im Zuständigkeitsbereich 
des Kantons und der Gemeinden sicher, die von den Gemeinden 
eingereicht werden. Im Laufe des Jahres 2006 w urden 3193 Baube­
w illigungsgesuche registriert (1073 im Zuständigkeitsbereich des 
Kantons und 2120 im Zuständigkeitsbereich der Gemeinden). 
Anlässlich von 27 Sitzungen w urden der kantonalen Baukommis­
sion (KBK) 1012 Baudossiers fü r eine Beschlussfassung unterbreitet 
(719 angenom m en, 196 abgelehnt und 97 nicht eingetreten).
Den G em eindeverwaltungen w urden 2070 Stellungnahmen (2051 
Synthesevormeinungen und 19 Nichteintretensentscheide) zuge­
stellt.

Die Baupolizei, durch ihre 3 Inspektoren, hat 775 Kontrollen von 
ausserhalb der Bauzonen liegenden Bauten und Bauarbeiten durch­
ge füh rt (268 im Oberwallis und 507 im Unterwallis). Es w urden 853 
Berichte erarbeitet und 343 Baudossiers wurden zur W eiterbehand­
lung an das KBS w eiterge le ite t. Es w urden 99 W iederherstellungs­
verfügungen erlassen, w ovon 28 im Oberwallis. W ährend des Jah­
res w urden 185 Baubeginn- und 116 Bauabschlussmeldungen 
registriert.
Die Sektion hat das Projekt fü r die Vereinheitlichung der A rbe itspro­
zesse und -M e th o d e n  begonnen, die nam entlich durch die Erarbei­
tung eines Dossierbewirtschaftungssystems auf der SAP-Plattform 
konkretisiert w ird.

DIENSTSTELLE FÜR VER­
KEHRSFRAGEN
P lanung/technische K oord ination und In form atio n
Von der 100- Jahrfeier des Simplons zur Eröffnung des
Lötschberg-Basistunnels.

Das 100-jährige Jubiläum des Simplons w urde  im Jahre 2006 m it 
den offiz ie llen Jubiläumsfeierlichkeiten am 18. Mai 2006 in D om o­
dossola und Brig gefeiert.
Die Vorbereitungen der Eröffnung des Lötschbergbasistunnels, die 
am 16. Juni 2007 s ta ttfinde t und insbesondere seine fahrplanm äs- 
sige Inbetriebnahme, die am Sonntag, den 9. Dezember 2007 (Fahr­
planwechsel) erfo lgen w ird , gehen nach w ie  vor intensiv w e ite r sei 
dies in Bezug auf das Projekt selber, auf den Bahnhof Visp, die Ost­
ausfahrt der MGB in Brig und die Lärmschutzmassnahmen.
Die Lieferverspätungen des neuen CIS-Rollmaterials fü r den in te rna­
tionalen Bahnverkehr zwischen Basel bzw. Genf und Mailand, sowie 
jenes fü r den Betrieb der Regio Express-Züge auf der Lötschberg- 
Scheitellinie zwischen Brig und Spiez (-Bern) und fü r den Regional­
verkehr zwischen St-G ingolph und Brig fü h rt zu Anpassungen der 
Fahrpläne in letzter M inu te gegenüber jenen, die m it dem Einsatz

von neuem Rohmaterial op tim ie rt w urden. Die S truktur der Fahr­
pläne und die auf nationaler Ebene erwarteten Zeitgew inne werden 
jedoch eingehalten.
Weil der Bahnverkehr im 35 km langen Basistunnel auf 23 km ein­
spurig verläuft, w ird  der Betrieb des Lötschberg-Basistunnels jedoch 
insbesondere bei Zugsverspätungen störanfä llig bleiben. Daher ist 
die Planung des vollständigen Doppelspurausbaus des Lötschbergs 
nach w ie  vor unerm üdlich w eiterzuführen .

A ndere A rbeiten

Der M atterhorn-Term inal Täsch der M a tte rhorn  G otthard Bahn 
(MGB) w urde am 1 8. Dezember 2006 feierlich e ingeweiht.
Die Ausbauarbeiten im Bahnhof A igle fü r den öffentlichen Verkehr 
des Chablais stehen in der Abschlussphase. Dasselbe g ilt fü r  den 
Ausbau der Bahnhöfe, die zentralisierte Fernsteuerung und die 
Bahnübergänge zwischen St-Maurice und St-G ingolph auf der SBB- 
Linie Tonkin.

A utoverlad  Simplon

Im Jahre 2006 w urden m ehr als 90 '000  Fahrzeuge verladen. Dieses 
Ergebnis, das sich gegenüber dem ersten Betriebsjahr 2005 um 
35%  erhöhte, ist vielversprechend. Die zweite Ausbauetappe des 
Bahnhofs Iselle w urde w ieder einmal verschoben. Sie ble ib t fü r 
2007 program m iert. Die Bestellung eines zweiten Zuges im Hinblick 
auf eine Einführung eines Stundentakts w ird  studiert. 
Investitionsbeschlüsse des Grossen Rates

Beschluss vom 7. Juni 2006 betreffend 
das Gesuch des Nachtragskredits fü r Darlehen 
und Investitionsbeiträge 2006 der Dienststelle 
fü r Verkehrsfragen fü r die Unternehm ung 
M atte rhorn  G otthard Infrastruktur AG (MGI);

Beschluss vom 1 1 .  O ktober 2006 
betreffend die Restfinanzierung der Bauarbei­
ten der Ostausfahrt Brig der M a tte rhorn  G o tt­

hard In frastruktur AG (MGI).

Technische B ew irtschaftung des ö ffen tlichen Verkehrs 
Eisenbahnprojekte

Nach der ö ffentlichen Ausschreibung, der Vernehmlassung und der 
Vorm einung des Kantons sind im Jahr 2006 im Wallis sieben Eisen­
bahnausbauprojekte vom Eidgenössischen Departem ent fü r 
Um welt, Verkehr, Energie und Kom m unikation (UVEK) und vom 
Bundesamt fü r Verkehr (BAV) genehm igt w orden. Es handelt sich 
um fo lgende Projekte:
- SBB • Schlussgenehmigung der Modernisierung der 5BB-

Linie St-Maurice- St-G ingolph
• Ersatz des Hochspannungspostens der Haltestelle von
Ardon
• 3 .  Gleis St. German -  Visp: Projektergänzung durch 
Steinkörbe /  Gemeinden Baltschieder und Visp 

-BLSAT • Interventionsstelle Raron: Projektanpassung 2005 /  
Gemeinden Baltschieder und Raron

- MGB • Kreuzungsstation Täschsand /  Gemeinde Täsch
- TPC • Ausrüstung des Bahnüberganges, Tavys /  Gemeinde

Champéry
- TMR • Erneuerung der Fahrleitung im Bahnhof «le Chäble» /

Gemeinde Bagnes

Seilbahnen

Vier Seilbahnen m it eidgenössischer Konzession w urden 2006 in 
Betrieb genomm en:

- Gondelbahn: Furi - S ch w e ig m atten - R iffelberg (8 -er G on­
del, kuppelbar) in Zerm att, neue A nlage

- Sesselbahnen: Schöpfen -  Feegletscher /  M o ren ia  (6 Plätze,
kuppelbar) in Saas-Fee: Ersatz eines Skiliftes 
Bruchegg -  Hohbiel (6 Plätze, kuppelbar) in 
B latten -  Beialp: Ersatz zw e ite r  Skilift 
Combe à Médran -  Tête des Vaux /  Attelas II (6 
Plätze, kuppelbar) in Verbier: Ersatz einer Sessel­
bahn und einer Gondelbahn

E in g e re ic h te
B a u g e su ch e

K o m p e te n z
KBK

B e w il l ig te
G esuche

A b g e w ie s e n e
G esuche

K o m p e te n z
G e m e in d e

E r te ilte
S y n th e s e v o r­
m e in u n g e n

O berwallis 819 437 253 47 384 362
U nterw a llis 2374 640 466 149 1736 L  1689
Total 3193 1077 719 196 2120 2051



Die 3 fo lgenden Skilifte w urden 2006 realisiert:

Le Rouge in V erbier : Verschiebung der Talstation  
O rzival in G rim entz : Verschiebung der Talstation  
Les Ecottis à M org ins : Verschiebung der Bergstation.

Das Total der Anzahl betriebenen Installationen hat sich von 635 
auf 627 verändert, w obe i 180 eine eidgenössische Konzession au f­
weisen.

Verzeichnis der in Betrieb stehenden Seilbahnen

A dm in istrative  und fin an z ie lle  V erw altu n g  des ö ffen tlichen  
Verkehrs  

R egionalverkehr 

Finanzierung

Bund und Kanton gelten den Transportunternehm ungen die laut 
Planrechnung ungedeckten Kosten des von ihnen gemeinsam 
bestellten Verkehrsangebotes gemäss Eisenbahngesetz vom 
20.12.1957 (EBG) und gemäss dem kantonalen Gesetz über den 
öffentlichen Verkehr (GöV) vom 28.09 .1998 ab.

Die ungedeckten Kosten des gesamten kantonalen Regionalver­
kehrs betragen fü r das Jahr 2006 Fr. 119 M illionen, (inklusive den 
Anteil des Bundes).

Investitionshilfen

Der kantonale Anteil an der Finanzierung der Investitionspro­
gramme der Bahngesellschaften und Luftseilbahnen beträgt 2006 
Fr. 21,8 M illionen. Die beträchtliche Erhöhung der Investitionen 
w urde durch die Anpassung des regionalen Eisenbahnennetzes 
(hauptsächlich MGI AG) anlässlich der Eröffnung des Lötschberg- 
Basistunnels nötig.

Luft- und Schifffahrt

Gestützt auf die Bestimmungen des Gesetzes über den öffentlichen 
Verkehr be te ilig t sich der Kanton an den Betriebskosten des regio­
nalen Flughafens Sitten. Für das Jahr 2006 be träg t diese Beteiligung 
Fr. 509'515.-.
Das Defizit der Schifffahrtsgesellschaft auf dem Genfersee (CGN) 
w ird  durch die 3 Nachbarkantone W aadt, Genf und Wallis gedeckt; 
der Anteil des Kantons Wallis (6 .53% ) be träg t fü r das Jahr 2006 Fr. 
30 6 7 5 5 .-.

DIENSTSTELLE FÜR STRAS­
SEN UND FLUSSBAU
Die Dienststelle fü r Strassen- und Flussbau ist m it der Ausführung 
der Aufgaben beauftragt, die in dem durch den Staatsrat m it dem 
Grossen Rat vereinbarten Politkontrakt und im Rahmen der neuen

Geschäftsführung im A usführungskontrakt festgelegt w ird , der sie 
m it dem Departem ent fü r Verkehr, Bau und U m w elt verbindet. 
Diese Aufgaben betreffen den Bau, den Betrieb und den Unterhalt 
der National- (PZ 1) und Kantonsstrassen (PZ 2), das Projekt der 3. 
Rhonekorrektion (PZ 3) sowie den Schutz gegen geologische und 
hydrologische Gefahren (PZ 4).
Beschlüsse des Grossen Rates
- vom 16. März 2006 betreffend die Korrektion der Linienführung 

m it Neubau der Kupferbodenbrücke auf der Schweizerischen 
Hauptstrasse H19 Brig - Furkapass, Teilstück: Grengiols Gulder- 
sand - Grengiols Bath, auf dem Gebiet der Gem einder Grengiols;

- vom 10. Mai 2006 betreffend die Gewährung von Subventionen 
fü r die Korrektion der Vispa, auf dem Gebiet der Gemeinde Visp;

- vom  11. O ktober 2006 betreffend die Strassenkorrektion der 
Strasse KS 62 Sitten - Nendaz, D urchfahrt und A usfahrt von 
Haute-Nendaz, auf dem Gebiet der Gemeinde Nendaz;

- vom 11. O ktober 2006 betreffend die Strassenkorrektion der 
Strasse KS 42 Vissoie - Saint-Luc - Chandolin ausgangs von Vis­
soie, auf dem Gebiet der Gemeinde Vissoie sowie innerorts von 
Saint-Luc, auf dem Gebiet der Gemeinde Saint-Luc.

PZ1 Bau , Betrieb, Erhaltung und Anpassung der A utobahn  
A9 + Simplon

Allgem eines

A u f Bundesebene hat das ASTRA die Entscheide betreffend die 
neue Organisation der Strassen von nationaler Bedeutung im Rah­
men des Inkrafttretens am 1. Januar 2008 des RPT-NFA gefällt. Der 
Kanton Wallis w ird  die TE III, Territoriale Betriebseinheit, bilden. 
Diese Einheit umfasst den ganzen Kanton bis zum Anschluss von 
Bex-Nord. Sie ist m it der ASTRA-Filiale Thun verbunden. Der Bew irt­
schaftungskontrakt der A9 Nationalstrasse im Talgrund und A9- 
Simplon im Gebirge steht in Vorbereitung. Die Unterhaltslogistik 
der DSFB w ird  m it dieser Aufgabe betraut.

Bau

Im Jahre 2006 sind fo lgende m arkante Ereignisse und Verw irkli­
chungen zu vermerken:

Der Pilotstollen (Schutterstollen) des Tunnels von Visp w urde am 7. 
Februar durchbrochen. Die Brücken von Staldbach über die Vispa 
w urden im Herbst beendet und der Belüftungsstollen von Grosshüs 
am Ostportal des Tunnels von Eyholz w urde Ende Januar 2007 vo ll­
ständig ausgebrochen. Die Arbeiten des Belüftungsstollens von 
Chatzuhüs am Osteingang des Tunnels von Visp w urden info lge 
einer Beschwerde gegen die Vergabe auf 2007 verschoben. Die Ver­
stärkungsarbeiten w urden im Herbst auf den Baustellen des Ried­
berg-Tunnels und beim gedeckten Einschnitt von Turtmann w ieder 
aufgenom m en.
Diese mussten wegen schweren geologischen und geotechnischen 
Problemen jeweils im A ugust 2005 und Dezember 2005 dringend 
eingestellt werden. Die Bauarbeiten beim Anschluss Siders-Ost und 
der T9 von Salgesch in Susten w urden normal w eitergeführt.D ie  
Eröffnung ist fü r Herbst 2007 vorgesehen.
W egen den Änderungen der Sicherheitsmassnahmen fü r die Tunnel 
w urden die Projekte der Um fahrung von Visp im Herbst 2006 
erneut ausgeschrieben. Ebenso werden die Projekte der Stollen von 
Pfyn und der Tunnel von Susten und Ermitage laufend technisch 
angepasst, w obe i die L inienführung nicht geändert w ird.
Nach der M eldung der Vorauszahlungen von Riedberg durch den 
Vorsteher des Departements fü r Verkehr, Bau und U m w elt w urde 
eine allgemeine Untersuchung eingele ite t und der Staatsrat hat die 
angemessenen verwaltungsinternen Massnahmen ge troffen. Bis 
heute ist der Ausgang des entsprechenden Strafverfahrens noch 
nicht bekannt.

U n terh a lt und H auptbew irtschaftungskosten

Der laufende U nterhalt (Bew irtschaftung) der Nationalstrassen A9 
in der Talebene und A9 Simplon erfo lg te  erneut ohne besondere 
Schwierigkeiten. Ein norm aler W interd ienst bei der Schneeräu­
mung aber stets schwerer bei der Salzung erm öglich t beim Stras- 
senunterha lt das Geschäftsjahr ohne Forderung von Nachtragskre-

A n la g e  m it e id g . K o n z e s s io n 2005 2006

S tandseilbahnen 5 5

Pend e lb ah n en 4 0 40

G o n d elbahnen 4 5 45

S e s se lb ah n en  mit festen  K lem m en 62 59

S e s se lb ah n en  m it kuppelbaren  K lem m en 38 41

Total mit e idg . Konzession 1 90 190

A n la g e  o h n e  e id g . K o n z e s s io n 2005 2006

P end e lb ah n en 2 6 25

S ch räg au fzü g e 2 3 23

Skilifte 2 7 0 2 6 6

Kleinskilifte /  F ö rderbänder 126 123

To ta l oh n e eidg. K onzession 4 4 5 4 3 7

G e s a m tto ta l 6 3 5 6 27



diten abzuschliessen. Die gesamten Tätigkeiten des laufenden 
Unterhalts auf den Nationalstrassen werden au fgrund einer dem 
A5TRA zur Genehm igung unterbre iteten Betriebsführung zu 91%  
vom Bund subventioniert.
Die W intersicherheit w ird  auf dem Strassennetz in der Talebene m it 
eigenen M itte ln  und am Simplon un ter M ith ilfe  von 4 konzessio­
nierten Unternehm en sichergestellt.

Ausrüstung

Der Finanzwert fü r den Unterhaltspark der KS fü r 2006 beträgt fü r 
31 leichte Fahrzeuge, 45 schwere Lastwagen und verschiedene 
Baumaschinen und Geräte: 38 Schneepflüge, 23 Salzstreuer, Fr. 
16 '912 '080 .- Dieser Finanzwert d ien t zusätzlich zur Berechnung 
der jährlich no tw endigen Investitionen fü r die Erneuerung des 
Bestandes gemäss einem Amortisierungsansatz, welcher der 
Lebensdauer der Fahrzeuge und Maschinen angepasst ist.

PZ2 Ergänzung, Verbesserung, Sicherung, und Erhaltung  
des kantonalen  Strassennetzes in Berücksichtigung der 
durch den Grossen Rat fü r  eine nachhaltige Entw ick­
lung de fin ierten  Ziele

Die Entw icklung des Schwerverkehrs, dessen Tonnage ständig 
zun im m t und die periodische Erhöhung der Fahrzeugdimensionen 
w ie  Busse erfordern jährlich einen regelmässigen U nterhalt und 
bedeutende örtliche Anpassungs- und Sanierungsarbeiten, dam it 
die Q ua litä t und Funktionalitä t des kantonalen Strassennetzes 
gew ahrt w erden kann. Die im Jahre 2006 vorgenom m enen ö rtli­
chen Sanierungen und diversen Anpassungen w urden in Beach­
tung  der festgesetzten Ziele, d.h. die Verbesserung der Sicherheit 
und des Verkehrsflusses, die Sicherung gegen die Naturgefahren, 
der K om fo rt der Strassenbenützer sowie die Verm inderung der 
Gefahren und Belästigungen fü r die A nw ohner verw irklich t.
Die Vorstösse be treffend die Klassierungsgesuche der Strassen von 
nationaler Bedeutung durch den Bund w urden im generellen Rah­
men der laufenden Erarbeitung des Strassensachplans und im w e i­
teren Sinne des Verkehrsachsplans w e ite rge führt, w obe i die Mass­
nahmen im Zusammenhang m it dem neuen Finanzausgleich und 
der A ufgabente ilung , in tegrie rt werden.
Die Verw irklichung der Strassenprojekte w urde nach w ie  vor m it 
den beiden Hauptzielen w e ite rge führt: W eiterführung der grossen 
Korrektions- und Restrukturierungsarbeiten auf den Fahrbahnen, 
örtliche Anpassung des Strassennetzes m it Verw irklichung der 
Sicherheitsmassnahmen insbesondere innerorts zwecks Verbesse­
rung der Sicherheit der Fussgänger und Schüler und Beruhigung 
des m otorisierten Verkehrs.

U nterw allis

Die bedeutendsten Korrektions- und Restrukturierungsarbeiten der 
Fahrbahn betrafen Choëx und Val d 'llliez innerorts und das Teil­
stück M artigny -Branson, auf dem die neue Brücke über die Rhone 
im Dezember 2006 in Betrieb genom m en werden konnte.

Im Bereich der schweizerischen Hauptstrassen ist das Projekt H144 
(Neue «Route transchablaisienne») auf dem Walliser Teil des Stras- 
senabschnitts Rennaz -  Les Evouettes ausführungsreif. Seine Ver­
w irk lichung ist aber vom Ausgang des Verfahrens auf dem W aadt­
länder Gebiet abhängig. Das Strassenprojekt H21bo, Um fahrung 
von Les Evouettes, steht noch in der Verfahrensphase und vor dem 
Inkrafttreten des W aadtländer Teilstücks H144 w ird  von den Bun­
desämtern kein Entscheid gefällt. Das Um fahrungsprojekt von St- 
G ingolph w urde reaktualisiert und die kantonale Behörde hat eine 
Reservezone ö ffen tlich  aufgelegt, um während der Projektbearbei­
tung  jeden Neubau zu blockieren. A u f der Strasse zum Grossen 
St.Bernhard werden die Bauarbeiten zwischen Orsières und Liddes 
(Korrektion des Teilstücks La Creuse -  Fontaine- Dessous) w e ite rge­
füh rt: der Bau der Brücke von Laty hat begonnen und das Bauwerk 
w ird  Ende 2007 in Betrieb gesetzt.

M itte lw a llis

Im Jahre 2006 konzentrierten sich die Investitionen auf den Kan­
tonsstrassen im W esentlichen auf den Abschluss der Bauarbeiten

der Schutzgalerien vor Naturgefahren von Les Croisettes bei Vissoie 
auf der KS 40 Siders -  Vissoie -  Ayer -  Zinal, die am 14. November 
2006 e ingew eiht w urden. Die Bauarbeiten im Rohbau der Galerie 
von Savanne zwischen Les Haudères und Arolla auf der KS 45 Sitten
- Les Haudères - Arolla sind abgeschlossen und die A ufschüttungen 
auf das Bauwerk werden 2007 ausgeführt.
Die Bauarbeiten der Südum fahrung von Bramois auf der KS 53 Bra- 
mois - St-M artin - La Crête w urden Ende Mai 2006 begonnen. In 
Savièse und an der Kreuzung zum Flughafen auf der W estquer­
strasse von Sitten wurden die Umbauprojekte dieser Kreuzungen in 
Kreisel genehm igt. Ihre baldige Verw irklichung w ird  an diesen Stel­
len die Sicherheit des Verkehrs und der Strassenbenützer verbes­
sern. Eine besondere Anstrengung erforderte die Korrektion der 
Kehre von Vaas auf der KS 50 Granges - Lens. Dieses Korrektions­
projekt steht im Zusammenhang m it der kün ftigen Inbetriebnahme 
der überwachten Deponie fü r Aushubm aterial der Gemeinden 
Siders-Region. Ausserdem w urden info lge von plötzlichen punktu ­
ellen Brüchen von Böschungen, welche die Fahrbahnen stützen, 
beträchtliche dringliche Arbeiten ausgeführt. Diese Stabilisierungen 
und W iederinstandstellungen, die ausgeführt w urden, indem eine 
Fahrbahn offen blieb, erforderten grosse Investitionen, w ie  etw a bei 
der Strasse zwischen Vissoie und St-Luc und einem Teilstück zw i­
schen Trogne und Eison.
Die Erhaltung und Anpassung der Kunstbauten bleiben eine der 
Prioritäten der Sektion und die entsprechenden Arbeiten w erden je 
nach den zugeteilten verfügbaren Geldern und den technischen 
Prioritäten vorgenom m en. Die Anpassung der Kunstbauten auf den 
prioritären Strassenachsen an die neue Verkehrsbelastung w urde 
nach w ie vor w e ite rge führt. Im Jahre 2006 wurden die Ausbauar­
beiten an der Brücke von Beuson auf der KS 62 Sitten - Nendaz und 
der Brücke von M ottec über die Navizence auf der KS 40 Siders -  
Vissoie -  Ayer - Zinal abgeschlossen.
Die umfassende Sicherheit der Benützer von öffentlichen Verkehrs­
wegen bleib t ein prioritäres Ziel. Die Ortsdurchfahrten waren som it
2006 Gegenstand vieler Sanierungen zwecks Sicherung des Fuss- 
gängerverkehrs und so w e it als m öglich Mässigung der Fahrge­
schw ind igkeit. Die markantesten Realisierungen befinden sich 
innerorts von Basse-Nendaz, ausgangs von Dröne oder noch in St- 
M artin. Ausserdem wurden viele Teilstücke stud iert und 2006 
genehm igt. Sie w erden ab 2007 verw irk lich t. Dabei handelt es sich 
insbesondere um die D urchfahrt von Haute-Nendaz, die Ausfahrt 
von Vissoie Richtung St-Luc und die Kehre von Fougères in St-Luc 
auf der KS 42 Vissoie - St-Luc - Chandolin.

O berw allis

Nach 15 M onaten Bauarbeit w urde am 5. September der Durch­
stich des Haupttunnels von Stäggjitschuggen feierlich eröffnet. 
Danach fo lgen die Betonierungs- und Ausbauarbeiten. Der Rohbau 
der Betriebszentralen Nord und Süd w ird  2007 verw irk lich t. Die 
Bauarbeiten der neuen Zufahrt nach Kalpetran und der gemeinsa­
men Strassen- und Bahnbrücke über die Vispa sind abgeschlossen. 
Der Durchstich des Tunnels G etw ing auf dem Abschn itt der Verbin­
dungsstrasse Niedergampel-Bratsch w urde am 18. April 2006 been­
det und der Tunnel sowie der Bau des Strassenarbeitsloses 2 w urde 
Ende 2006 vollständig abgeschlossen. Das Los 3 w ird  zwischen
2007 und 2008 ausgeführt. M it dem Abschluss des Lehnenviadukts 
«Riedacher» auf der Strasse St.Niklaus - Grächen konnte ein neues 
ausgebautes Teilstück dem Verkehr übergeben werden. Die A rbe i­
ten fü r eine A usw eitung des Durchlasses im Rittigraben auf der 
Hauptstrasse H2 13 Ilias - Täsch sind abgeschlossen, som it muss die 
Strasse bei M urgängen nicht mehr gesperrt w erden. A u f der Strasse 
Fürgangen - Beilwald w urde der bewachte Bahnübergang Fürgan­
gen durch eine Leitplanke gesichert, was zur Beseitigung von gros­
sen Unfallrisiken beiträgt.
Mehrere Kunstbauten w urden verstärkt und w ieder instand 
gestellt, um der Zunahme des Schwerverkehrs zu entsprechen: Rufi- 
acher (NG 33), Gruebbachbrücke (NG 183), W ilerbachbrücke (NG 
24), Brücke Zen Schmieden (NG 805). In Eisten, auf der H212V isp
-  Saas Grund, w urde m it dem Bau der Bodenbrücke begonnen.
A u f dem Teilstück zwischen Ausserbinn und Grengiols w urde der 
Ausbau der ersten Etappe der Fahrradstrasse Nr. 1a beendet. M it 
dem Einbau von Trockensteinmauern und Holzplanken w urde 
einem um weltfreundlichen Ausbau eine ganz besondere A u fm erk­
samkeit gewidm et.



H auptsächliche N eb entä tig ke iten

- Beteiligung an Kommissionen, Arbeits- und Expertengruppen auf 
Bundesebene :

- Kommission 7.05 des VSS betreffend Strassenunterhalt.
- Vom ASTRA/Bundesamt fü r Strassen und BWG/Bundesamt fü r 

Wasser und Geologie beauftragte Gruppen.
- Kommissionen fü r die Erarbeitung der Normen, W eisungen und 

Regiemente des SIA/ Schweizerischer Ingenieur- und A rch itekten­
verband.

- Kommission des VSS/Verband Schweizer Strassenfachleute und 
Kommission des MISTRA/

Informationssystem fü r die Bew irtschaftung des Unterhalts 
(ASTRA).

- Kommissionen fü r Schweizerische Forschungsprogramme im 
Bereich von Strassen und Kunstbauten (AGB).

- Kantonale Strassensignalisationskommission.
- A rbe itsgruppen «M istra-Fahrbahn-PMS (Wallis ist P ilotkanton), 

«Transport und Verkehrsbew irtschaftung», Lu ftforum .
- A rbe itsgruppen «Espace M itte lland».
- Ständige Arbeitskom m ission BVBU-AVMC (Walliser Verband der 

Baubeauftragten).
- Leitung der gemischten Kommission Staat Wallis /  Walliser Bau­

meisterverband (WBV) fü r die fü r T iefbauarbeiten, Flochbau und 
Galerien geltenden w irtschaftlichen Schwankungen

- Koordinationssitzungen m it der technischen Kommission und 
den W BV-Verantwortlichen bzw. Bau/Wallis.

- Kommission « Erarbeitung des Konzepts » und Bew irtschaftungs­
ausschuss fü r die Entschädigung der Schäden an den Gebäuden 
von M ontagnon und Produit in fo lge der Reaktivierung der Rut­
schung von M ontagnon aus einem Spezialfonds, der zu diesem 
Zweck von der Association Suisse des Assurances de Choses, dem 
Kanton, der Gemeinde Leytron und der G lückskette geschaffen 
w urde.

W eite re  Leistungen:

- Bauleitungen von Strassenprojekten und Verkehrsmässigungen, 
Begleitung von Auflageverfahren, Vorbereitung von Botschaften 
und Beschlüssen, die dem Grossenrat zu unterbre iten sind.

- W eite rführung des M ehrjahresprogramm s der Strassensanierun- 
gen im Bereich der Lärmschutz-Verordnung (LSV), Kostenschät­
zung, Bew irtschaftung der A ufträge, technische Begleitung der 
Verw irklichungen.

- Jährliche Verkehrszählungen au f den alpenüberquerenden Stras- 
senachsen vom Grossen St.Bernhard und Simplon in Zusammen­
arbeit m it der Kantonspolizei. Bew irtschaftung der ständigen 
ortsfesten Zähler auf dem Kantonsstrassennetz zur Bestimmung 
der W erte des jährlichen durchschnittlichen Tagesverkehrs (TDV 
24 STD), des Sommer- und Spitzenverkehrs - Erstellung eines kan­
tonalen Belastungsplans - Nachführung der Karte 2006 der 
Durchgangsstrassen gemäss VRV.

- W eiterführung der Karten fü r die Tonnagebeschränkung auf 
Kantonsstrassen un ter Einfügung der neuen Gesuche der Trans­
porteure und der jüngsten Kontrollergebnisse der Tragfähigkeit 
der Kunstbauten.

- Erstellung von mehr als 900 Vorm einungen fü r Baubew illigun­
gen, Genehm igungen von Gemeindestrassen, Strom linien und 
W asserkraftwerken sowie Zonenplänen und GBR -  Entwicklung 
eines In form atikprogram m s fü r die Bew irtschaftung der Vorm ei­
nungen -  Kontrollen der Signalisationsdossiers von Fahrradwe­
gen und M ounta inbike-Routen und Erstellung von V orm einun­
gen.

- Trasseeänderungen des kantonalen Fahrradwegnetzes, Erhebung 
und Anpassung der Signalisation, Nachführung der Signalisation 
in der Datenbank.

- Erarbeitung und Inbetriebnahm e der Internet-W ebsite der DSFB.
- Nachführung der Datenbank und der Karte des Kantonsstrassen- 

netzes (Strada).
- W eite rführung der Studien fü r die Erstellung des Netzes von 

Anlagen zur dynamischen W ägung von Fahrzeugen in Bewegung 
(W IM) in Koordination m it der Kantonspolizei und dem ASTRA.

- Erstellung eines Programms fü r die sichere Betonqualität im W al­
lis (PAQ).

- Planung der Umsetzung des Bewirtschaftungsprogram m s der

finanziellen Verpflich tungen der Dienststelle (MAGE) auf der SAT- 
P lattform .

- Periodische Überwachung und Inspektion der Bauwerke, Experti­
sen, spezielle Inspektionen; Planung der Studien und der W ieder- 
instandstellungs- oder speziellen Unterhaltsarbeiten - Entw ick­
lung, Nachführung und Bew irtschaftung der Kunstbauten - 
Datenbank.

- Kontrolle der Bewilligungen von Spezialtransporten auf Kantons­
strassen, Anweisungen zu deren D urchführung und gegebenen­
falls fü r ihre Begleitung, Erteilung von Bewilligungen - Entw ick­
lung des inform atischen Kontrollprogram m s - Inbetriebnahme 
der Interne t-A nw endung bei Bewilligungsgesuchen und —ertei- 
lungen.

- W eiterführung des Programms der Klassierung und Deklassie­
rung von Strassen und kantonalen Wegen.

- Anzahlungen der fü r die Bedürfnisse der Kantonsstrassen vorge­
nomm enen Expropriationen; Erstellung der Daten fü r die M u ta­
tionen im Grundbuch.

- Beteiligung an den Kantons- und Bundesvernehmlassungsverfah­
ren.

- Regelmässige Kontakte m it den Eidgenössischen Hochschulen 
und Fachhochschulen.

U nterhalts log istik

Übersicht der Hauptbew irtschaftungskosten 
Die im Vergleich zu den Schweizer Durchschnittswerten (Betriebsin­
dexe) verzeichneten km/Kosten stehen in einer Tabelle unter 
w w w .vs.ch .

A usrüstung und Lagerbew irtschaftung

Das Fahrzeuginventar der Baumaschinen und Unterhaltsgeräte w ird 
jährlich nachgeführt. Der Finanzwert fü r den Unterhaltspark der KS 
fü r 2006 be träg t fü r 132 leichte Fahrzeuge, 54 schwere Lastwagen 
und verschiedene Bau- und W erkzeugmaschinen: 207 Schnee­
pflüge, 124 Salzstreuer, Fr. 2 5 '0 09 '84 8 .~ . Dieser Finanzwert dient 
zusätzlich zur Bew irtschaftung des Maschinenparks der Berechnung 
der jährlich no tw endigen Investitionen fü r die Erneuerung des 
Bestandes.
Eine im Jahre 2004 zur Bew irtschaftung der Lager in Les Ronquoz 
m it Erfolg e ingeführte  EDV-Bewirtschaftung (über SAP) w urde 2006 
fü r die Treibstoff-, Salz- und S ignalisationsm ateria lbewirtschaftung 
ergänzend w e ite rge führt.

M ateria l

Im Jahre 2006 w urden durch die Sektion Unterhaltslogistik und 
durch zirka 100 konzessionierte Privatunternehmen auf dem 
gesamten kantonalen Strassennetz 12 '416 Tonnen Salz verstreut 
(4 ’984 Tonnen im Oberwallis, 3 '582 Tonnen im M itte lw a llis  und 
3 '850  Tonnen im Unterwallis).

Signalisation

Die Sektion Unterhaltslogistik bew irtschafte t nach Bedarf in Zusam­
m enarbeit m it den Gem eindeverwaltungen und privaten speziali­
sierten Unternehm ungen die gesamte Strassensignalisation (verti­
kale Signalisation und Strassenmarkierung). Im Jahre 2006 haben 
17 U nternehm ungen fü r Fr. 636 '574 .10  M arkierungsarbeiten vor­
genom m en: Oberwallis Fr. 14 0 '3 19.— (durch 5 Unternehm ungen), 
M itte lwallis : Fr. 212 '981 .50  (durch 4 Unternehm ungen), U nterw al­
lis: Fr. 2 8 3 7 7 3 .6 0  (durch 8 Unternehm ungen). Die DSFB hat m it 
ihren eigenen M itte ln  die M arkierung von 54 km Achsenlinien und 
466 km Randlinien vorgenom m en. Es w urden innerorts Strassen- 
m arkierungen fü r Fr. 182'823.90, w ovon 50 % zu Lasten der 
Gemeinden, ausgeführt. A u f der Simplonachse N9 erfo lgten M ar­
kierungsarbeiten fü r Fr. 9 4 '9 0 8 .-.

Strom

Diese Zelle umfasst den Betrieb, den U nterhalt und die Reparaturen 
von elektrischen und elektronischen Einrichtungen, die bei den 
National- und Kantonsstrassen benützt werden. A u f dem ganzen 
Kantonsgebiet sind m ehr als 33 km Tunnel fü r den Verkehr ge ö ff­

http://www.vs.ch


net. Sie w erden durch unsere Elektriker unterhalten, um die Sicher­
he it der Strassenbenützer sicherzustellen. In regelmässigen Abstän­
den vorgenom m ene Nachkontro llen haben m ehr als 580 Schäden 
an Lichtsignalen der kantonalen Strassen ergeben. Die Schäden an 
der Lichtsignalisation (Unfälle und Vandalismus) erforderten A rbei­
ten von m ehr als Fr. 7 0 '0 0 0 - ,  die den Haftpflichtversicherungen 
verrechnet w urden.

Sicherheit

Im Jahre 2006 w urde auf die Ausbildung ein besonderer Akzent 
gelegt: 21 Personen erhielten nach einer internen Ausbildung den 
Gabelstaplerfahrer-Ausweis und Kaderleute der Dienststelle mach­
ten 13 Tage externe Ausbildung. Etwa 260 M ita rbe ite r der Diens­
telle, die dem Lärm ausgesetzt sind, konnten von der SUVA ihre 
H örtüchtigke it kontrollieren lassen. Ferner wurden Inform ations­
kam pagnen über biologische Gefahren, die das auswärts arbei­
tende Personal bedrohen, durchgeführt.

K antonale Strassensignalisationskom m ission (KSSK)

Im Jahre 2006 tra t die kantonale Strassensignalisationskommission 
46 Mal zusammen und behandelte 1 '404 Dossiers. Die einkassier­
ten Gebühren belaufen sich auf Fr. 8 5 '8 2 0 .- . 118 günstige Vorm ei­
nungen, w ovon 30 m it Auflagen und 11 negative Vorm einungen 
w urden der KBK und den G em eindeverwaltungen zugestellt. Eine 
fü n fte  Sanierung der kantonalen Strassensignalisation e rfo lg te  m it 
der Erneuerung von m ehr als 1 '685  abgenützten Schildern. Der 
Kataster der Tonnagebeschränkungen fü r Lastwagen fü r die Sektio­
nen M itte lw a lls  und Unterwallis w urden im A m tsb la tt vom 22. Sep­
tem ber 2006 verö ffen tlich t und in der Sitzung vom  8. November 
2006 genehm igt. Die diesbezügliche Signalisation ist vollständig 
angebracht und registriert. Das Programm «Routivision» ist 
betriebsbereit: 430  km Strasse w urden in beiden Richtungen durch 
«Via-Pix» ge film t und derzeit sind auf dem Intranet der DSFB 36 
Strada-Achsen fü r Berechtigte verfügbar.

PZ3 Neuausbau der Rhone, um die Sicherheit der Personen 
und G üter im Rahm en der nachhaltigen Entw icklung zu 
garantieren

O rganisation

Der Pilotausschuss (Copil-R3) ist 6 Mal zusam m engetreten und hat 
nam entlich die Richtlinien angenom m en und zur Genehm igung des 
Sachplans und des Koordinationsblattes F.9/3 des kantonalen Richt­
plans durch den Staatsrat eine positive Vorm einung abgegeben. 
Ferner w urden ihm das Auflagedossier der prioritären Massnahmen 
Visp sowie der Fortschritt des Erarbeitungsprozesses der Varianten 
des Ausbauplans (AP-R3) un terbre itet. M it Ausnahme des Sektors 
Brig-Goms fü r den eine vereinfachte Organisation geplant ist, w u r­
den sämtliche, un ter der V erantw ortung der Gemeinden stehenden 
regionalen Pilotkommissionen (KOREPIL) gebildet.
Infolge der Annahm e des Sachplans w urde am 30. August 2006 
vom Staatsrat eine A rbe itsgruppe gebildet, um die Frage der Baube­
w illigung  in den stark gefährdeten Perimetern der Rhone zu un ter­
suchen und fü r M itte  2007 dem Staatsrat Anträge zu unterbreiten.

Finanzierung

Das Rhoneprojekt ist vom NFA nicht be tro ffen und soll 2007 Gegen­
stand eines speziellen Kredits sein, der vom Bund beantragt und von 
den Bundeskammern verabschiedet w ird. In seiner Absichtserklä­
rung vom 13. Juli 2006 hat das Bundesamt fü r Um weltschutz versi­
chert, dass es im Verhältnis zur heutigen Lage keine Verschlechte­
rung der Finanzierung geben werde.

A rb eiten  und Studien

Die im Jahre 2006 begonnenen oder w eite rge führten  Arbeiten 
betreffen einerseits die prioritären Massnahmen von Chippis, Sitten, 
Fully und Visp (Dossier im Juni 2006 aufgelegt, vom Staatsrat 
genehm igt und positive Vorm einung durch die thematische Kom­
mission des Grossen Rates und Behandlung durch den Grossen Rat 
im Februar2007) andererseits den Ausbauplan (PA-R3) sowie die

Abflussbew irtschaftung, Geschiebeführung, das Grundwasser, die 
Pedologie, die geometrischen Daten, die Basismandate N aturgefah­
ren, das kantonale ökologische Netz oder noch die vollständigen 
Bodenverbesserungen.

K om m unikation

Die periodischen In form ationsb lä tter rhone.vs Nr. 10 und 11 w u r­
den im Juni und Dezember 2006 verteilt.

PZ4 G ew ährle is tung des Schutzes der Personen und G üter 
gegen die W asser- und geologischen G efahren in 
Zusam m enarbeit m it den G em einden und D rittperso­
nen

Schutz gegen W assergefahren

Der Kanton hat nach w ie  vor seine Hochwasserschutzmassnahmen 
w e ite rge führt, welche die Raumplanungsmassnahmen, den Unter­
halt der Wasserläufe und die Bauten fü r den Schutz und die Renatu- 
rierung der Wasserläufe sowie die Entscheidshilfesysteme bei Kri­
sensituationen umfasst. Die konkreten Verw irklichungen sind 
Aufgabe der E igentumsgemeinden der Wasserläufe un ter der A u f­
sicht und m it der technischen und finanziellen U nterstützung des 
Kantons. Seit 2005 setzt sich der Kanton als erste Priorität die Erstel­
lung der Wasseralarmpläne, die kostengünstig und rasch verw irk­
licht werden können.
Das Jahr 2006 w ar im Wallis durch verschiedene U nw etter im Juli, 
August und September gekennzeichnet. Der bedeutendste Fall 
be traf den W ildbach Durnand, w o  ein M urgang das Bahngleise ver­
schüttete und ein Bahnunfall knapp vermieden werden konnte. Der 
Gesamtbetrag der Unwetterschäden überste igt 6 M illionen Fran­
ken. 2006 gingen 10 meteorologische A larme ein und w urden 
behandelt, w obe i die M eldungen von Schneefällen und W indstü r­
men nicht gezählt sind.
Die Verantwortlichen der Zelle CERISE (wissenschaftliche Krisen­
zelle) haben erneut w ährend des Sommers die regelmässige Über­
w achung der Wasserstände der Seen in den g rossten Staudämmen 
des Kantons (Grande Dixence, Mauvoisin, Emosson, M attm ark) 
sichergestellt. Das Prävisionssystem der Zuflüsse im Staudamm von 
M attm ark w urde ebenfalls w ie  jedes Jahr seit 1998 im Herbst ak ti­
viert.
Die Studie MINERVE zwecks Vorbeugung der Überflu tungen durch 
die grossen Bäche und die Rhone m it einem hydrometeorologischen 
Vorwarnsystem und einem System zur Steuerung des Hochwassers 
durch die Staudämme w urde erstmals beim meteorologischen 
A larm  vom 13. September 2006 in Betrieb gesetzt. Die Studie IFKIS- 
Hydro, welche die Erstellung eines Beobachtungsnetzes der hydro­
logischen Phänomene in den kleinen Einzugsgebieten ermöglichen 
soll, w urde in Bagnes, Orsières, Leukerbad und im Lötschental w e i­
te rgeführt.

Nebenflüsse

Im Einvernehmen m it den E inwohnergemeinden hat die DSFB die 
prioritären Studien und die Begleitung der verschiedenen Wasser­
bauarbeiten nach w ie  vor fortgesetzt. Somit befanden sich im Jahre 
2006 17 Gefahrenkartenstudien betreffend 43 Gemeinden in der 
Studienphase und 6 von ihnen betreffend 14 Gemeinden konnten 
abgeschlossen w erden. Derzeit verfügen 65 Gemeinden im Wallis 
über eine Wassergefahrenkarte. 2006 liefen 14 Basisstudien (Prävi­
sionen, Geschiebeführung, usw.) sowie 6 Gemeindealarmpläne.

Schutz gegen geologische Gefahren

A ufgrund der vom Kantongsgeologen festgesetzten Kriterien w u r­
den 60 kom m unale geologische Gefahrenkarten (Steinschläge, Rut­
schungen, Murgänge) validiert. M it Hilfe des Kompetenzzentrums 
fü r Geom atik und dank dem finanziellen Beitrag der Sektion Natur­
gefahren der DWL, ist das geografische Informationssystem zur 
A ufnahm e der geologischen Gefahrenkarten (SIRS-DAGEO) zu 80 
% erstellt. Derzeit w urden 380 Gefahrenstudien in der BD-GEO- 
Datenbank im plem entiert, w ovon ein D ritte l im SIRS digita lisiert 
w urde. Von diesen w urden 90 au fgrund der vom Kantonsgeologen 
festgesetzten Kriterien validiert.



Der Kantonsgeologe und seine M ita rbe ite r haben rund 10 dring li­
che Interventionen auf dem Strassennetz vorgenom m en. Jedes Mal 
konnten die Strassen nach einer Felssicherung und zeitweiligen A u f­
stellung der Überwachungssystems GUARDAVAL w ieder geöffne t 
w erden.. Die Interventionen betreffend die Steinschläge erfolgen 
stets w ährend 2 bis 3 Tagen m it g rossen Temperaturschwankungen 
anfangs und Ende des W inters.
Was die Berücksichtigung des Erdbebenrisikos bei Bauten anbe­
langt, so w urde  zu 600 Baudossiers eine Vorm einung abgegeben. 
Derzeit sind m ehr als zwanzig Ingenieure be fugt, dank den 2003 
durchgeführten Bildungskursen die nötigen Expertisen vorzuneh­
men. Die vom  CREALP im Rahmen der Walliser Herbstmesse unter 
der Schirmherrschaft des Kantons durchgeführte  Ausstellung «Das 
Wallis bebt» hatte sehr g rossen Erfolg. Bei dieser Gelegenheit 
haben in acht Tagen m ehr als 30 '0 00  Personen die Ausstellung 
besucht und die Hälfte der Besucher konnte do rt die Ausw irkung 
einer Erdbebenerschütterung der M agnitude 6 auf der Richterskala 
testen.

DIENSTSTELLE FÜR HOCH­
BAU, DENKMALPFLEGE UND  
ARCHÄOLOGIE
PZ1 Anpassung und U n te rh a lt der Im m obilien des Staates 

W allis  

PG 11: Studien und Expertisen

Im Bereich dieser A k tiv itä t steht die Dienststelle fü r Hochbau, Denk­
malpflege und A rchäologie (DHDA) anderen Dienststellen des Kan­
tons, den Gemeinden und Dritten überw iegend als Beratungs- und 
Konsultationsorgan zur Verfügung. (Der Kürze wegen w erden nur 
die H auptpro jekte erwähnt).

Kantonseigene Bauten

In Sachen Studien fü r D ienstgebäude konnte das Projekt des un ter­
irdischen Kulturgüterschutzraum es als Bücherlager fü r die Media- 
thek an der Rue Pratifori in Sitten dem Grossen Rat unterbreitet 
werden. Der Grosse Rat sprach hiezu den Verpflich tungskred it von 
Fr. 6.265 Mio.
Für den Schulbereich wurden die Projekte der Erweiterung der 
Berufsschule Visp m it dem Neubau der Fachbereiche und einem 
Verpflich tungskred it von Fr. 12.584 M io. (inklusiv Anpassungen an 
den Gebäuden 1963 u. 1977) als auch der Kauf m it Umbau der Pri­
marschule «Planta» fü r die Reorganisation des Kollegiums «Planta» 
und einem Kredit von Fr. 15.411 M io., durch den Grossen Rat 
genehm igt.

S ubvention ierte  Bauten und Expertisen

Stagnierten fü r 2006 die Neubauanträge im Schulbereich vorüber­
gehend, m it einem einzigen Studienauftrag fü r die Erweiterung der 
Schule in Vérossaz, so sind bereits mehrere Studien und W ettbe­
w erbe fü r 2007 in Vorbereitung. Zahlreiche Objekte sind in A usfüh­
rungsplanung oder bereits im Bau: der Neubau der Primarschule m it 
Turnhalle in Grengiols, der Umbau der Orientierungsschule in 
Naters, der Um- und Ausbau der Turnhalle in St. Niklaus, die Sanie­
rung der Orientierungsschule in Steg, das Sportzentrum  in Grone, 
der Umbau der Primarschule m it Neubau der Turnhallen in Flanthey 
/  Lens, der Umbau der Primarschule in Corin sur Sierre, die Erweite­
rung der Turnhallen in Charrat, der Umbau m it Aufstockung des 
Gebäudes Crocs in Monthey, der Umbau des Schulgebäudes m it 
Neubau einer Turnhalle in Val d 'llliez und der Neubau der Primar­
schule in St. G ingolf. In Betrieb genom m en werden konnten fo l­
gende grössere Objekte: die letzte Ausbauetappe des Schulkomple- 
xes Stalden, der Um- und Neubau der Primarschule Verbiet Village. 
Im Bereich der Sozialbauten hat die DHDA den Studienauftrag fü r 
die Erweiterung des A lters- und Pflegeheims St. Niklaus und den 
W ettbew erb  des Neubaus eines Heimes in Vernayaz durchgeführt. 
Zahlreiche Projekte sind in Vorbereitung und w erden 2007 als Stu­

dien oder W ettbew erbe ausgeschrieben. In Ausführungsplanung 
oder bereits im Bau befinden sich: die vierte Ausbauetappe des 
Alters- und Pflegeheims in Fiesch, das Behindertenheim Tanja in 
Bitsch, der Neubau des Alters- und Pflegeheims in Brig, der Umbau 
des Behindertenheims Insieme in Brig, die Erweiterungen der A lters­
und Pflegeheime in Zerm att und Saas-Grund, die Sanierung des 
Paulusheims in Visp, die Integration einer K inderkrippe im A lters­
heim in Chalais, die Aufstockung des Heimes St. Joseph in Siders, 
der Ausbau der Heime in Basse-Nendaz, Glarier und St. François in 
Sitten, w ie  eine Erweiterung in Chamoson. In Betrieb genomm en 
w urde der Neubau St. Michael in Naters m it 70 Betten.

PG 12: Baurealisierung  

D ienstbauten

Seit Jahresbeginn 2007 ziert das Regierungsgebäude eine neue Ein­
gangs- und Empfangshalle. Ebenso w urde ein neuer Konferenzsaal 
im Parterre des Ostflügels an der Rue de Conthey geschaffen. Abge­
schlossen werden konnte die Renovation des Hauptgebäudes der 
M ediathek in der Rue des Vergers in Sitten. In die Reihe der Muse­
um sbauten in tegriert werden soll kün ftig  auch das Gebäude der 
«Ancienne Chancellerie». Die erste Etappe der Aussenrenovation 
w urde 2006 vollendet. Als Depot fü r die Museen und die Archäolo­
gie dient der Kauf des Gebäudes der «Ulrich-Fruits».

U nterrichtsgebäude

Nach der Verleihung des Labels «Swissski-Akademie» fü r das Kolle­
g ium  Spiritus Sanctus Brig konnte auch gleich m it dem Neubau des 
Nationalen Leistungszentrum fü r Schneesport begonnen werden. 
M it dem Kauf der ehemaligen Primarschule «Planta» konnte eine 
fü r den guten Betrieb des Lycéée-Collège la Planta w ich tige  Regrup- 
pierung vorgenom m en w erden. Gemäss Mehrjahresfinanzplan ist 
die de fin itive Besitznahme und der Beginn der Um bauten ab Juli 
2007 vorgesehen. M it dem Abschluss der Bauarbeiten werden in 
der Höheren Handelsschule von M onthey w ieder die ordentlichen 
Unterrichtsbedingungen vorherrschen. Ein w ichtiges Kapitel in der 
Um strukturierung der Berufsschulen Wallis kann m it dem durch den 
Grossen Rat gutgeheissenen Ausbau der Berufsschule Visp gestartet 
werden. In erster Etappe soll ein Unterrichtsgebäude fü r die Fach­
ausbildung erstellt werden. Diesem w ird  ebenfalls in Visp der Bau 
von Ateliers fü r die Elektriker und andere technische Berufe folgen. 
Um die Dossiers noch vor Ende 2007 einreichen zu können, dam it 
man noch in den Genuss der Bundessubventionen gelangen kann, 
w urden die Studien fü r die Realisierung der Turnhallen fü r die 
Berufsschulen von Brig, Visp, Sitten und M artinach begonnen.

A nstaltsgebäude

Hervorzuheben sind die Umbauten an der Landwirtschaftsschule 
Wallis in Chäteauneuf m it dem Beginn des Umbaus des «Ancien 
Cave» w ie der Ausbau des Landwirtschaftszentrums Oberwallls - 
Visp. Grössere Interventionen erfo lgten ebenfalls im Centre médico- 
éducatif «la Castalie» in M onthey m it dem Einbau einer neuen 
Küche. Für die Gefängnisanstalten Sitten und M artinach w urde m it 
der Erneuerung der S icherheitsvorkehrungen begonnen. In Crête- 
longue, , erfo lg ten Investitionen fü r die Ateliers (neue Sägerei) und 
den Bau von neuen Haftzellen. In Pramont w urde die Turnhalle fü r 
das MET (Maison d 'éducation au travail) saniert.

PG 13: U n te rh a lt und Betrieb

Das Unterhaltsbudget 2006 w urde vollum fänglich aufgebraucht. In 
etwa 62%  der zur Verfügung stehenden M itte l trugen zur W ertver­
besserung der Gebäude bei. In diesem Sinne gelang es uns, die 
Gesamtverm inderung der Gebäude auf 1% aufrechtzuerhalten. 
Der Schröderindex (Relation zwischen Ze itw ert und Neuwert) fiel 
von 78%  (2005) auf 77%  (2006). Durch die sukzessive Erhöhung 
der gewährten Finanzmittel soll dieser Verlustprozess aufgehalten 
werden können.

PG 14: G eb äu deverw altu ng

Alle Aufträge, die im Jahre 2006 der Sektion «Gebäudeverwaltung



und Hauswartdienste» erte ilt w urden, konnten fristgerecht ausge­
fü h rt werden.

Eine gewissenhafte Kreditverwaltung erm öglichte den Kauf von 
9 7 0 '3 14 Litern Heizöl im Gesamtbetrag von Fr. 712 '524 .95 .-.

PZ2 Kenntnis und Pflege des baulichen und archäologischen 
Erbes

PG 21: V erw altu ng des baulichen Kulturgutes  

Vorm einungen

Es w urden 551 Vormeinungen der Heimatschutzkommission und der 
Denkmalpflege zu Baugesuchen, davon 474 fü r die KBK. abgege­
ben.
Der Kanton gewährte fü r Fr. 1 ' 1 18 '574.- Subventionen (54%  Ober­
wallis, 26%  M itte lwallis, 20%  Unterwallis), die auf 92 Objekte fü r 
Heimatschutz- und Denkm alpflege verte ilt wurden. Zudem wurden 
Fr. 1 '491 '650 .- fü r Valeria gewährt. Hervorzuheben ist die Beteili­
gung der Loterie Romande in der Höhe von Fr. SOO'OOO.- am gene­
rellen Kredit fü r die Restaurierung der Gebäulichkeiten.
Der Bund gewährte Subventionen in der Höhe von Fr. 1 '481 '548, 
wovon Fr. 277 '612 zugunsten der Restaurierung von Valeria und 
Fr. 22 0 '4 3 1 .- fü r die Ausgrabungen im Hof M arto le t der Abtei 
St.Maurice.
Die detaillierten Inform ationen betreffend die vom Kanton begleitete 
Denkmalpflege, den Kulturgüterschutz, die Vorträge und Veranstal­
tungen, die vorzunehmenden Inventare und laufenden Studien, den 
Überblick über die archäologischen Hauptfunde sowie die Ausarbei­
tung  von Grabungsergebnissen können unter www.vs.ch eingese­
hen werden.

DIENSTSTELLE FÜR W ALD  
UND LANDSCHAFT
A llgem eine Bem erkungen

Der Staatsrat hat am 8. März 2006 die Restrukturierung der Dienst­
stelle fü r Wald und Landschaft genehm igt, welche ab dem 1. Juli 
2006 progressiv umgesetzt wurde. Die neun Kreise w urden durch 
drei, den grossen Regionen des Kantons entsprechend, ersetzt: 
Unterwallis (Sitz in Martinach), Zentralwallis (in Brämis) und Ober­
wallis (in Brig).
Die M itarbeiter in jedem Kreis sind fü r einen Tätigkeitsbereich 
zuständig, sei dies fü r die W aldbew irtschaftung, die W alderhaltung, 
die Naturgefahren oder den Natur- und Landschaftsschutz.

Zahlungen 2006

Total de r fo rs tlic h e n  Inves titionen  1985 - 2006

eo'ooo'ooo ■
ro'ooo'ooo

PZ1 Schützen, erhalten und bew irtschaften des W aldes  

PG 12 Forstbetrieb

W aldbauprojekte in Schutzwäldern
Die Gesamtinvestitionen der W aldbesitzer fü r die Schutzwaldbew irt­
schaftung belaufen sich auf 12,4 M illionen Franken und liegen damit 
2 % unter dem Vorjahreswert. Der Kanton beteiligte sich an den 
Kosten fü r die Schutzwaldbew irtschaftung m it durchschnittlich 10 
%, der Bund m it 65 %.

W aldbaupro jek te in W äldern  ohne Schutzfunktion

Die Aufwendungen fü r die Arbeiten in den W äldern ohne Schutz­
funktion  beliefen sich im Berichtsjahr auf 1,8 M illionen Franken. 
Hiervon betreffen Fr. 376 ’0 0 0 -  Massnahmen in Sonderwaldreserva­
ten (Massnahmen zur Erhaltung oder W iederherstellung besonders 
schutzwürdiger Waldgesellschaften oder Bewirtschaftungsformen). 
Der Kanton beteiligte sich an den Kosten m it durchschnittlich 21 %, 
der Bund m it 48 %.

W aldschäden

Im Chablais blieben die Borkenkäferschäden auf einem hohen 
Niveau, im restlichen Kanton im normalen Rahmen.
Die A ufwendungen fü r die Behebung der W aldschäden beliefen sich 
2006 insgesamt auf 1,2 M ilionen Franken und liegen dam it um 20 
% unter dem Vorjahreswert. Die Abnahm e der Schäden dürfte m it 
den fü r die Entwicklung der Schädlinge schlechten W itterungsbedin­
gungen in Zusammenhang stehen. Der Bund beteiligte sich m it 49 
% an den Kosten fü r die Schadensbehebung, der Kanton m it 25 %.

Strukturverbesserungen

Die Investitionen fü r die forstlichen Erschliessungsanlagen und Forst­
w erkhöfe der Forstreviere belaufen sich auf insgesamt 1,91 M illio ­
nen Franken. Fr. 9 4 5 '0 0 0 .-  entfielen dabei auf Forstwerkhöfe und 
Fr. 9 6 5 '0 0 0 .-a u f forstliche Erschliessungsanlagen (Forststrassen und 
Lagerplätze). Der Bund beteiligte sich an diesen Kosten m it 49% , der 
Kanton m it 21 %.

Verpflichtungskredite des Kantons

Anzahl 
offene Projekte

Stand 
am 31.12.06

Stand 
am 31.12.2005

Waldbauprojekte

- in Wäldern 
mit Normalfunktion

38 1.756 Mio. Fr. 2.224 Mio. Fr.

- in Schutzwäldern 122 4.148 Mio. Fr. 5.475 Mio. Fr.

Strukturverbesserungen 21 0.685 Mio. Fr. 0.485 Mio. Fr.

" l  Strukturverbesserungen 
S Behebung ausserordentlicher Waldschäden 
H  Arbeiten in W äldern mit Normalfunktion 

Arbeiten in Wäldern mit Schutzfunktion

W aldbauprojekte 
in W äldern ohne 
Schutzfunktion

W aldbauprojekte 
in Schutzwäldern

Waldschäden Strukturver­
besserungen

Total

Mio. % % Mio. % % Mio. % % Mio. % % Mio. % %

Totalarbeiten 1.80 100 10 12.39 100 72 1.24 100 7 1.91 100 11 17.34 100 100
Subvention CH 0.86 48 8.08 65 0.61 49 0.94 49 10.49 60
Subvention VS 0.38 21 1.26 10 0.32 25 0.41 21 2.37 14

http://www.vs.ch


PG 11 W ald erh a ltung  

Forstliche Bew illigungen

Die bew illig te  Rodungsfläche 2006 (35 Gesuche) be träg t 54 '034 
m2 (2005: 36 Gesuche, 50 '020  m2). Die Entscheidungsinstanzen 
haben im Einverständnis m it den E igentümern 19 (2005: 17) nach­
teilige W aldnutzungen (Leitungen, K leinbauten, etc.) bew illig t.

Strafverfahren

W egen illegaler Handlungen w urden 15 Strafverfahren durchge­
fü h rt (2005: 8). Diese betrafen Übertretungen (Holzschläge, nach­
teilige Nutzungen, usw.). 13 w urden in Form von Strafbescheiden 
(Entscheid ohne A nhörung) und 2 in Form von Strafentscheiden 
nach Einsprache ausgesprochen.
5 Fälle betreffend Delikte w ie  illegale Handlungen (Rodungen) w u r­
den von der Dienststelle beim Untersuchungsrichter angezeigt.

Forstschutz

Insgesamt w urden 16 phytosanitäre Zertifikate des Typs ISPM 15 fü r 
Holzverpackungen w ie Kisten und Paletten an U nternehm ungen 
zur Verhinderung der Einfuhr von Holzschädlingen erte ilt (2005: 
23).

W ald festste llung

Im Jahr 2006 hat der Staatsrat die W aldfeststellungen im Bereich 
der Bauzonen von 13 Gemeinden hom olog iert (2005: 1 1): Sal- 
gesch, Zeneggen, Venthöne, Zwischbergen, Oberwald (Ergänzung), 
Steg, Dorénaz, Evolène, Nendaz, B litzingen, Riddes (Ergänzung), 
Reckingen und Siders. Gesamtkantonal w urden bisher in 110 
Gemeinden die W aldfeststellungen hom olog iert. Sie grenzen den 
W ald de fin itiv  vom Bauland ab und w erden nach ihrem Inkrafttreten 
in den Zonenplan übertragen. Für 16 Gemeinden w urde fü r das 
Projekt LWN innerhalb der landw irtschaftlichen Nutzflächen der 
W ald festgeste llt (2005: 19). Gesamtkantonal weisen bisher 35 
Gemeinden die Abgrenzung zwischen W ald und landw irtschaftli­
cher Nutzfläche auf.

Forstliche Planung

2005 w urden verschiedene forstliche Planungen vorangetrieben. So 
w urden die W ald-W ildkonzepte in den Regionen Goms - östlich 
Raron, Entrem ont - Valle de Trient und Chablais abgeschlossen. 
Ebenso w urde das M andat W ald-W ildkonzept S implon-Vispertäler- 
Schattenberge diskutie rt und zum Abschluss gebracht. Die Regio­
nale W aldplanungen Goms, Bagnes und Orsières stehen kurz vor 
ihrem Abschluss. Die W aldbrandkonzepte Leuk und Brig-Glis w u r­
den w eiterbearbe itet. Die WSL-Forschungsarbeit W aldföhren im 
Wallis w urde der Ö ffen tlichke it vorgestellt, das W SL-Forschungspro- 
je k t W aldbrand Leuk ist in vollem Gange. Schliesslich w urde noch 
das M andat B iodiversität im W ald abgeschlossen.
2005 w urde eine A rbe itsgruppe efforZ ins Leben gerufen. Sie 
besteht aus Vertretern des kantonalen Forstdienstes. Das Ziel der 
A rbe itsgruppe ist die Vorbereitung der no tw endigen Grundlagen 
betreffend die bevorstehende Änderung der forstlichen Subventi­
onspolitik  ab 2008. Mehrere Büros w urden m it der Ausarbeitung 
dieser Grundlagen beauftragt (waldbauliche Planung Schutzwäl­
der).

V orm einungen

Insgesamt sind durch die Dienststelle 816 Vorm einungen (2005: 
877) zu verschiedenen Gesuchen verfasst w orden, w ovon 530 Stel­
lungnahm en zu Baugesuchen (2005: 545).

PZ3 V erm indern der N aturgefahrenris iken

Die Periode vom  30. Dezember 2005 bis 5. Januar 2006 ist gekenn­
zeichnet durch eine Erhöhung der Lawinengefahr durch den locke­
ren Schnee ge fo lg t von einer Temperatursteigerung von ca. 15 Grad 
Celsius innerhalb 12 Stunden. W ährend der Nacht vom  Samstag auf 
den Sonntag vom 19. Februar konnten die Hauptschneemengen im

südlichen Kantonsteil gemessen werden. Einige Seitentäler w ie  das 
Goms, Simplon und Zerm att mussten vom 19. bis 23. Februar 2006 
geschlossen w erden; w ährend dieser Zeit ereigneten sich 6 trag i­
sche Lawinenunfälle m it Todesfällen in der Schweiz, davon 3 im 
Wallis.
Die zweite Schneeperiode fand sta tt vom 3. bis 9. März 2006 m it 
drei tragischen Lawinenunfällen, davon 1 Todesopfer im Wallis. Die 
d ritte  Schneefallperiode fand sta tt vom 10. bis 16. März m it zahlrei­
chen Nassschneelawinen bis in tiefere Lagen. Im Wallis muss die 
Lawine von Chaumény in St-G ingolph e rw ähnt werden, die 100 m 
oberhalb der internationalen Strasse anhielt.
Der Sommer 2006 w urde durch sehr starke G ew itte r zwischen dem 
20. und 25. Juli gekennzeichnet. Diese G ew itte r haben zu Überflu­
tungen zahlreicher Bäche und zu einer starken M urgangaktiv itä t 
ge führt, welche Beobachtungsflüge und genauere Überwachungen 
der lokalen Sicherheitsdienste nötig gem acht haben.
Die Angaben betreffen der kum ulierten Schneehöhen sind verfüg­
bar auf w w w .vs.ch .

PG 31 Prävention

Das Programm der Präventivmassnahmen gegen Naturgefahren 
be inhalte t die Erstellung und Bew irtschaftung der automatischen 
Schnee- und W etterstationen, der Lawinen- und Steinschlaggefah­
renkarten, die regionalen Sicherheitsdienste, die dringenden Mass­
nahmen gegen Steinschläge und Felssturz sowie die W arn- und 
A larm insta lla tionen gegen Lawinen und M urgänge. Im Jahre 2006 
w urde diese Liste m it den Korridorplanungen ergänzt. Es handelt 
sich um globale Studien auf Strassenachsen un ter Berücksichtigung 
säm tlicher Naturgefahren und Verkehrsproblemen. Die Ziele dieser 
Studien sind die Priorität der Massnahmen festzulegen und die 
möglichen Synergien zu bestimmen. Diese Arbe iten w urden in 
enger Zusamm enarbeit m it der DSFB im Saastal, Val d 'Anniviers und 
Entrem ont ausgeführt.

Für die Präventivmassnahmen gegen Naturgefahren w urde fü r 
2006 ein Betrag von 2,1 M io. Franken budgetiert. Aus finanziellen 
Gründen (Sparpolitik des Bundes) konnten nur Teilarbeiten m it 
einem Gesamtbetrag von 1 M illion Franken ausgeführt werden.
Die Unterhaltskosten des kantonalen Schnee- und W etterstations­
netzes - inklusiv Transportkosten fü r die Erhaltung und Erneuerung 
der beschädigten Sensoren - betrugen Fr. 310'OOO.—.
Die V erantw ortlichen des W intersicherheitsdienstes und einige 
Kreisförster haben an verschiedenen W eiterbildungskursen in Davos 
teilgenom m en.
In 10 Gemeinden w urden Lawinengefahrenkarten erstellt: Oberges­
tein, Eisten, Ferden, Blatten, Turtmann, Wiler, Chandolin, Bovernier, 
Dorénaz und Bagnes.
In 13 Gemeinden w urden Expertisen und Gefahrenkarten der Bode­
ninstabilitäten erstellt und ergänzt: Bratsch, Brig-Glis, M und, G raf­
schaft, G uttet, Mörel, Evolène, Lens, Saillon, Salins, Mollens, Cha- 
moson und St-G ingolph.

GP 32 Erstellen von Schutzbauten

Im laufenden Jahr w urden 20 neue Projekte m it einer Gesamt­
sum me von 14,6 M illionen Franken durch die kantonalen und eid­
genössischen Instanzen genehm igt.
W egen den Sparmassnahmen bei den Bundesfinanzen hat das 
BAFU die Kredite der eidgenössischen Forstdirektion, die m it der 
Finanzhilfe fü r den Bevölkerungsschutz und den Schutz der w ertvo l­
len Güter gegen Naturgefahren und -ka tastrophen beauftragt ist, 
gekürzt. Die Kürzung der Bundesgelder hat das Wallis m it voller 
W ucht ge troffen: betrug der Bundesanteil in den letzten fü n f Jahren 
13,87 M illionen Franken, so belie f sich der im Jahre 2006 dem Kan­
ton  Wallis zugesprochene Bundesbeitrag nur noch auf 12,3 M illio ­
nen Franken. Dank der A ufte ilung  der Reserven auf Ende des Jahres 
erreichten die ausbezahlten Bundesgelder schliesslich 13,34 M illio ­
nen Franken.

PZ2 Schützen und a u fw e rte n  der natürlichen Lebensräum e 
Allgem eines

- M it Entscheid vom 08.03.2006 hat der Staatsrat das Flachmoor 
von nationaler Bedeutung «Les Esserts» in Verbier, Gemeinde

http://www.vs.ch


Bagnes, un ter Naturschutz gestellt.
- Im Berichtsjahr ist in der Reihe «Die Reichtümer der Natur im 

Wallis» ein Buch über das Naturschutzgebiet M ontorge  erschie­
nen. Das Departem ent fü r Verkehr, Bau und U m w elt ist M ithe­
rausgeber dieser Buchreihe.

- W egen finanzieller Engpässe konnten auch 2006 nur wenige 
neue Bew irtschaftungsverträge abgeschlossen werden. Die 
A rbe it beschränkte sich im W esentlichen au f die Erneuerung 
abgelaufener Verträge. Ende 2006 waren insgesamt 365 Bew irt­
schaftungsverträge m it einer Gesamtfläche von 953 ha gültig . 
Basierend auf diesen Verträgen w urden an die Bewirtschafter der 
Trockenstandorte, Moore und traditione llen Kulturlandschaften 
insgesamt Fr. 766 '253 -  ausbezahlt.

- A u fg rund  der sich abzeichnenden Ausbreitung verschiedener, 
invasiver Pflanzen (Neophyten) w urde eine verwaltungsinterne 
A rbe itsgruppe gebildet, welche sich aus Biologen verschiedener 
kantonaler Fachstellen zusammensetzt. Die A rbe itsgruppe en tw i­
ckelt eine Strategie zur Bekäm pfung der Neophyten und koordi­
niert deren Bekäm pfung. Es fanden 8 Sitzungen statt. Anlässlich 
eines Kurses wurden Vertreter der betroffenen Fachstellen über 
die Neophyten-Problematik in fo rm iert.

M a n d a te  im A u ftrag  des Kantons

- Neophytenbekäm pfung in den Gemeinden Brig, Ried-Brig und 
Raron.

- Erarbeitung eines Landschaftsentw icklungskonzeptes der Region 
Siders.

- Beratung und fachliche Begleitung der Bewirtschafter in der 
M oorlandschaft «Val de Réchy», Gemeinde Nax.

- Vorbereitung der Bew irtschaftungsverträge und Nachführung 
der entsprechenden Datenbank.

- Finanzielle Beteiligung an verschiedenen Studien zu Gewässersa­
nierungen.

S ubvention ierung von N aturschutzpro jekten

Die einzelnen Subventionsprojekte sind einsehbar un ter w w w .vs.ch . 

V orm einungen

Die Sektion Natur und Landschaft hat in der Berichtsperiode zu 432 
technischen Dossiers (2005: 502) schriftliche Vorm einungen zuhan­
den der Kantonalen Baukommission oder anderen kantonalen 
Fachstellen abgegeben.

PG 23 Bau und U n te rh a lt von W an d erw eg en

Für Hauptw anderwege w urden im Jahr 2006 an 11 Projekte kan to­
nale Beiträge im Um fang von Fr. 12 6 '0 9 6 .— (2005: 11 Projekte bzw. 
Fr. 336' 136 .-) entrichte t.

DIENSTSTELLE FÜR 
UMWELTSCHUTZ
Beratung und Kontro lle  

In fo rm atio n

Im Jahre 2006 w urde der In form ation der Bevölkerung ein besonde­
res G ew icht beigemessen. Die Dienststelle fü r Um weltschutz veröf­
fen tlich te , in Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Inform ation, 
acht M edienm itte ilungen und organisierte drei Pressekonferenzen. 
A lle D okum ente sind un ter ww w.vs.ch (Rubrik «M ed ienm itte ilun­
gen des Informationschefs» und «M edienkonferenzen») erhältlich. 
Dank der Inbetriebnahm e des Internetporta ls zur Lu ftqua litä t im 
Kanton Wallis (w w w .vs.ch/a ir) im November 2006, können sich die 
Einwohner nun in Echtzeit über die Qualitä t der eingeatm eten Luft 
inform ieren.
Am  1. Juli 2006 w urde der didaktische Pfad «Szenen am W eg des 
Wassers», welcher von der Moosalpe bis nach Visp füh rt, einge­
w eih t. Eine Broschüre zum W eg des Wassers ist bei der Dienststelle

fü r Um weltschutz oder auf www.vs.ch erhältlich. Des W eiteren 
organisierte die DUS eine Ausstellung über das Grundwasser an der 
OGA (Oberwalliser Gewerbeausstellung).

U m w eltin sp ekto ra t

Die DUS hie lt den engen Kontakt m it den G em eindeverantw ortli­
chen und den Berufsverbänden aufrecht. Am  13. März 2006 hat 
das DVBU fü r den Kanton Wallis m it dem AGVS einen Vertrag fü r 
eine Branchenlösung zur Kontrolle der Garagen und W erkstätten 
unterschrieben. Die akkreditierten Büros haben im Rahmen dieses 
Vertrages im Jahre 2006 56 Garagen kontro lliert. Die DUS hat des 
W eiteren die jenigen 56 Garagen kontro lliert, welche Garagen- 
Numm ernschilder anforderten.
1 '996 A uffo rderungen zur Revision von Tankanlagen w urden ver­
sandt; 1 '600 Tankanlagen wurden w ährend des Jahres revidiert. Die 
DUS hat auch in einer interkantona len A rbe itsgruppe m itgearbei­
te t, welche eine harm onisierte Umsetzung der gesetzlichen Anpas­
sungen im Bereich des Gewässerschutzes bezüglich der Tankanla­
gen sicherstellen w ill.
Insgesamt realisierte die DUS im Jahre 2006 ca. 1 '200 Besichtigun­
gen und Kontrollen (130 im Bereich Bodenschutz, Steinbrüche/Kies­
gruben oder Grundwasser, 275 im Bereich Abfall, 558 im Bereich 
Oberflächengewässer, 112 im Bereich Luftschutz, 94 im Bereich 
Lärm und nicht ionisierende Strahlung). Es waren 18 Interventionen 
auf Grund von Verschmutzungen no tw endig .

Strafverfahren

Im Jahr 2006 w urden 30 strafrechtliche Entscheide ausgesprochen. 
Diese betrafen die Um weltschutz- und Gewässerschutzgesetzge­
bung (Abfälle, Deponien, H ofdünger usw.). Neun Fälle betreffend 
Gewässerverschmutzung und die nicht Beachtung des Verbren­
nungsverbotes von Abfä llen w urden von der Dienststelle beim 
Untersuchungsrichter angezeigt, welcher sechs S trafurteile erliess 
und drei Nichteintretensentscheide fällte.

Schutz und B ew irtschaftung der O berflächengew ässer

Q u alitä t der O berflächengew ässer

A u f der Rhone bis zur Porte du Scex, w urde eine systematische 
Überwachung von Pflanzenschutzm itteln e ingeführt, welche von 
Walliser Chem iefabriken produziert oder aufbereitet werden. 
Gleichzeitig intensivierten die Fabriken ihre Kontrollen der Abwäs­
ser der ARA's und eine A rbe itsgruppe «Strategie M ikroschadstoffe» 
w urde gebildet. Die vorgenom m enen korrektiven Massnahmen 
erm öglichten eine spürbare Verbesserung der Qualität des Wassers 
der Rhone.
W ährend des Jahres 2006 w urden auf der Sionne, der Salentse und 
der Raspille physikalisch-chemische, bakteriologische und b io log i­
sche Analysen durchgeführt. Ebenfalls im Stockalper-Kanal w urden 
Analysen zur Qualität des Wassers und der Sedimente vorgenom ­
men.
Die Studien betreffend die Sanierung der Flussläufe unterhalb der 
W asserkraftfassungen werden in Zusamm enarbeit m it anderen 
kantonalen Dienststellen (DSFB, DFW, DWL, DJ FW) w e ite rge führt. 
Die Ergebnisse der Studien und die daraus hervorgehenden Mass­
nahmen w urden den be troffenen Gemeinden und W asserkraftbe­
tre ibern vorgestellt. Die DUS hat 25 Gesuche um Spülungen von 
Stauanlagen behandelt und deren A usführung überwacht.

W asserrein igung, GEP und H ofdüngerlagerung

Dank der Inbetriebnahm e der Kanalisation Orsières-Martigny 
(AELOVS) im Februar 2006, konnte der Prozentsatz der an die Kana­
lisation angeschlossenen Bevölkerung um 1 % auf 96%  erhöht w e r­
den.
Die DUS hat 2006 einen Bericht «Bilanz der Abwasserreinigung 
2005» verfasst, der die Synthese betreffend die W irksam keit der 
ARA's im Wallis darstellt. Dieses auf der Homepage www.vs.ch vor­
liegende D okum ent w urde an alle W alliser Gemeinden und Betrei­
ber der ARA's versandt. Das Labor der DUS hat 287 Kontrollen von 
Wasserproben der ARAs vorgenom m en.
Zehn Studienaufträge fü r die Erstellung der generellen Entwässe­
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rungspläne w urden vom Kanton im Hinblick auf eine Subventionie­
rung bew illig t und von den Gemeinden in A uftrag gegeben. Diese 
Studien erlauben den Gemeinden eine w irksam e Nutzung ihrer 
Netze.
2006 waren 1 '467 landw irtschaftliche Betriebe m it Rindviehbestän­
den aktiv. 221 Betriebe w urden im Verlaufe des Jahres kontro lliert. 
154 Betriebe waren gesetzeskonform  (70% ), 67 Betriebe müssen 
saniert werden.

G rundwasser- und Bodenschutz 

Grund w asserqualitä t

Die Beobachtung der Grundwasserqualität w urde im Rahmen des 
Programms «Naqua» weitergeführt. Die Ausscheidung des Gewäs­
serschutzbereiches Av (nutzbare unterirdische Gewässer) w urde fü r 
das gesamte Territorium des Kantons durchgeführt. Im ersten Semes­
ter 2007 werden diese Karten dem Staatsrat zur Homologation 
unterbreitet. Die DUS hat mehr als 60 Dossiers betreffend der Aus­
scheidung von Schutzzonen fü r die Trinkwasserfassungen geprüft.

Steinbrüche und Kiesgruben

Basierend auf der im Bezirk Visp durchgeführten Pilotstudie wurde 
in Zusamm enarbeit m it der paritätischen Kommission Steinbrüche 
und Kiesgruben ein P flichtenheft zur Erstellung des kantonalen 
M aterialbew irtschaftungsplanes (KMBP) erstellt. Das M andat fü r die 
D urchführung der Studien w urde an drei Bürogemeinschaften ver­
geben. Der KMBP sollte fo lg lich  im Jahre 2008 fertig  gestellt sein.

Bodenschutz

im ganzen Kanton Wallis w urden insgesamt 154 Bodenproben en t­
nom m en und analysiert. Die Schadstoffkonzentration in den W alli­
ser Böden liegt generell un ter dem Schweizerischen M itte l (natio­
nale Überwachung NABO). Die Konzentrationen an Fluor 
(A lum in ium industrie  als auch natürlichen Ursprungs) und Kupfer 
(vor A llem in Rebbergen) sind jedoch im Wallis höher als im Rest der 
Schweiz. Die genauen Resultate w erden im Laufe des Jahres 2007 
veröffen tlicht.

A ltlasten
Ende des Jahres 2006 waren im kantonalen A ltlastenkataster 11148 
Standorte eingetragen. Es sind dies:
999 Standorte, welche noch nicht Gegenstand einer Voruntersu­
chung waren, darunter
- 864 Standorte, welche im Falle eines Bauprojektes untersucht 

w erden müssen und
- 135 Standorte, welche auf jeden Fall eine Voruntersuchung erfo r­

dern.
149 Standorte, welche bereits untersucht w urden, darunter
- 34 Standorte, welche bereits Gegenstand einer historischen 

Untersuchung waren und zusätzlich noch eine technische Unter­
suchung erfordern;

- 51 Standorte, welche weder eine Überwachung noch eine Sanie­
rung erfordern;

- 28 Standorte, welche überw acht w erden müssen;
- 15 Standorte, welche saniert w erden müssen;
- 4  Standorte, welche m om entan saniert w erden und
- 27 bereits sanierte Standorte.
Dank der Annahm e der Änderungen des Dekrets des GAUSG im 
März 2006, konnten die Fragen im Bezug auf die Zuständigkeit und 
die Finanzierung der Sanierung von A ltlastenstandorten auf kan to­
nalem Niveau geregelt werden.

A b fa llb ew irtsch aftu n g  und -B ehandlung  

K ehrichtverbrennungsanlagen

Im Jahre 2006 wurden in den drei walliser Kehrichtverbrennungsan­
lagen 266 '000  t Abfall verbrannt: KVO Gamsen, 36 '0 00 t; UTO 
Uvrier, 54 '000 t; SATOM Monthey, 176 '0 001  (die Klärschlämme der 
ARAs inbegriffen). Im Gegensatz zu den Tonnagen in Gamsen und 
Uvrier, welche konstant blieben, nahmen die M engen in der SATOM 
in M onthey stark zu (15 '000 t). Dies vor A llem auf Grund des

Imports von Abfall und der A nlieferung von Klärschlamm. Ab 2009 
werden die Einfuhren von Abfall in der Schweiz stark sinken, und 
die verschiedenen Anlagen werden einem erhöhten Konkurrenz­
kam pf ausgesetzt sein. Die Walliser Kehrichtverbrennungsanlagen 
w erden über eine grosse Überkapazität verfügen (60 '000 t  pro 
Jahr).

Separatsam m lungen

Im Jahre 2006 haben 131 Gemeinden den Fragebogen über Sepa­
ratsamm lungen bean tw orte t (W erte 2005). Die gesamte A bfa ll­
menge der Separatsammlungen n im m t nach w ie  vor stark zu 
(72 '000 t  im Jahre 2005, 64 '000  t im Jahre 2003). Die grösste 
Zunahme ist bei den organischen Abfällen (+ 7'DOO t) und beim A lt­
holz (+3 '000  t) zu verzeichnen. Der Anstieg beim A ltho lz  ist auf die 
Einführung einer separaten Sammlung zurückzuführen. Früher 
w urde das A ltho lz  zusammen m it dem Sperrgut eingesammelt 
(-3 '000 t).
Getrennte Abfallsam m lungen (in Tonnen):

S pezialabfälle  und A b fä lle , w elche e iner K ontrolle un terstellt 
sind

1997 1999 2001 2003 2005

Glas 10'887 11 '033 11 '438 12 '8 1 7 13'248
Papier/Karton 11 '213 1 2 '3 1 1 12'976 14-441 1 5 '214
Sperrgut 5'865 7 '892 9 '059 11 '490 8'361
Eisen/Schrott 5'861 5033 6'921 6' 111 5'460
Alum inium /B lech 456 454 493 468 419
Altö l 440 390 473 469 441
Organische Abfälle 9 '539 17'197 15'622 17 ’ 533 24 '689
Plastik 441 763 815 529 282
Textilien 366 359 359 359 357
A ltho lz - - - - 3 '473

Total 45 '068 55'432 58'156 64'217 71 '944

Die Verordnung über den Verkehr m it Abfällen (VeVA) tra t am 
1. Januar 2006 in Kraft. Die DUS hat im vergangenen Jahr 57 Entsor­
gungsunternehm en besucht. Es wurde festgestellt, dass sechs dieser 
Firmen keine Abfälle mehr annahmen, welche einer Kontrolle un ter­
stellt sind. Es wurden 46 abfallrechtliche Bewilligungen erteilt. Fünf 
Unternehmen haben kein Gesuch zur Aufnahm e von Spezialabfall 
gestellt und werden im Jahre 2007 eine letzte Mahnung erhalten. 
A u f dem gesamten Gebiet des Kantons Wallis fielen im Jahre 2006 
insgesamt 158'000 t Spezialabfall an. Ungefähr 150'000 t  wurden 
von walliser Firmen behandelt und entsorgt, grösstenteils in den Ver­
brennungsöfen fü r Spezialabfälle der Lonza und von Cimo.

A nalyselabor

Für das Wallis w urden 2006 to ta l 911 Wasser-, Boden- oder 
Schlammproben analysiert. Davon w urden 599 Proben durch das 
Labor der DUS, 123 Proben durch das interkantonale Netz Lab'Eaux 
und 189 Proben durch andere Laboratorien analysiert. Dabei wurden 
to ta l 8 '332 Parameter bestimmt, was etwa einem Durchschnitt von 9 
Parameter pro Probe entspricht.
Im Rahmen der ausgetauschten Dienstleistungen innerhalb des Net­
zes Lab'Eaux hat das Labor der DUS 1 '089 Parameter fü r ausserkan- 
tonale Proben bestimmt. Die Bilanz der ausgetauschten Leistungen 
innerhalb des Lab'Eaux ist som it ausgeglichen. Das Labor der DUS 
hat ausserdem 206 Staubproben (Feinstaub und Bergerhoffs) analy­
siert, welche durch das kantonale Luftüberwachungsnetz (RESIVAL) 
eingesammelt wurden.

Luftreinhaltung  

Luftq ua litä t -  Immissionsmessungen

Seit Juli 2006 sind die Stationen und Geräte der Immissionsmessun­
gen nach ISO-17025 akkreditiert. Das Messnetz der DUS ist das erste 
schweizweit, das den hohen Ansprüchen der METAS genügt. Die 
Erneuerung de Messgeräte ging im 2006 weiter, indem sieben auto-



matische Feinstaubanalysatoren (PM 10) und vier Geräte zur Mes­
sung der flüch tigen organischen Schadstoffe (BTEX) in Betrieb 
genommen wurden.
Das Jahr 2006 w ar gezeichnet durch lang anhaltende W intersm o­
gepisoden in den M onaten Januar und Februar, verbunden m it sehr 
hohen Tageskonzentrationen an S tickstoffd ioxid (N O , mehr als 100 
pg/rrT in Sitten und Brigerbad) und Feinstaub (RM 10, m ehr als 150 
pg /m 3 in Collombey, Massongex und Saxon). Im Jahresmittel und 
zum vierten Mal in Folge sind die NO; Konzentrationen in Sitten 
gestiegen. Die Feinstaubkonzentrationen variieren im Jahresmittel 
zwischen 24 et 27 pg/m 3 im Rhonetal. Der Imm issionsgrenzwert der 
LRV (20 pg /m 3) zum Schutz der Gesundheit w urde im ganzen Rho­
netal überschritten.
Im Kam pf gegen den Feinstaub hat der Staatsrat Ende 2006 ein 
Interventionsprogram m  erlassen bei Übermässiger Belastung m it 
Feinstaub. Der kantonale Massnahmenplan verspricht die dauer­
hafte Reduzierung der Luftschadstoffe; er w ird  2007 erarbeitet.

Em issionsüberwachung

Die Emissionen von 51 Industrieanlagen w urden im Jahr 2006 
gemessen, insbesondere w urden regelmässige Kontrollen der Raffi­
nerie in Collom bey durchgeführt. 25 Bilanzen, davon 6 Rückerstat­
tungsgesuche der VOC-Lenkungsabgabe, w urden überprü ft und an 
die Zollbehörde w eiterge le ite t. Die Kontrollen der Gasrückführsys- 
tem e gehen w e ite r in gu ter Zusamm enarbeit m it dem Tankstellenin- 
spektorat des AGVS. 18 Interventionen waren nötig um die 
Um w eltbelastung bei Klagen zu klären.
Viele Feuerungsanlagen erfüllen die neuen Um weltschutzvorschrif­
ten und Grenzwerte der Luftreinhalteverordnung nicht mehr. 
Darum w urden im Jahr 2006 über 3500 Anlagen als nicht konform  
registriert. Dam it die Besitzer Zeit haben, die Anlagen zu erneuern, 
werden relativ lange Sanierungsfristen (6 bis 10 Jahre) gewährt, so 
kann die finanzielle Belastung verte ilt werden.

Lärm und nicht ionisierende S trahlung

Im Jahr 2006 w urden über 200 Dossiers betreffend Lärmimmissio­
nen behandelt. Die Fachstelle behandelte insgesamt 17 Lärmklagen 
von Privatpersonen, welche sich vornehm lich gegen den Lärm von 
Discotheken und Gewerbebetrieben richteten. Bei diesen Dossiers 
mussten die zuständigen Gem eindebehörden unterstü tz t werden. 
Die DUS stellte die Durchführung der vorsorglichen Lärmschutz­
massnahmen von 36 Gebäuden in der Nähe des Flugplatzes von Sit­
ten sicher. Es w urden insgesamt 1 '013 Fenster und Türen einge­
baut. Das de fin itive Beizugsgebiet, in welchem  Schallschutzfenster 
einzubauen sind, erg ib t sich aus dem Sachplan M ilitär, welcher 
voraussichtlich im Verlaufe des Jahres 2007 Rechtskraft erlangen 
w ird.
Die Fachstelle behandelte im Berichtsjahr 104 Baugesuche von 
M ob ilfunk-, Rundfunk- und Richtfunkanlagen. Dabei mussten 27 
Gesuche wegen m angel- und feh lerha ften Angaben zurückgew ie­
sen werden. Im Berichtsjahr w urden ca. 20 Abnahmessungen an 
M ob il- und Rundfunkanlagen durch unabhängige Expertenbüros 
ausgeführt und der Dienststelle zur Kontrolle unterbre itet. Dabei 
musste bei einer A ntenne die Strahlungsleistung reduziert werden, 
dam it die massgeblichen Grenzwerte eingehalten werden.

U m w eltverträg lichke itsp rü fun g  und Bauten

Es w erden drei verschiedene A rten von Dossiers unterschieden, w e l­
che von der DUS geprü ft werden: Dossiers, welche einer U m w elt­
verträg lichkeitsprüfung unterliegen (UVP), Dossiers, welche nicht 
UVP-pflichtig sind, aber mehrere Um weltbereiche betreffen und 
schliesslich kleinere Dossiers, welche lediglich einen Umweltbereich 
betreffen.
Im Jahr 2006 w urden sieben P flichtenhefte und 37 U m w eltverträg­
lichkeitsberichte gep rü ft (2005: 41 total). Die Dossiers konnten 
schnell behandelt werden. M ehr als 80 % wurden innerhalb eines 
Monats nach Vorhandensein aller nötigen Unterlagen abgeschlos­
sen (inkl. der Stellungnahmen der anderen Dienststellen). Die

gesetzliche Frist fü r die Behandlung von UVP-pflichtigen Dossiers 
liegt bei 60 Tagen. Bei rund 35 im Bau befindlichen Grossprojekten 
w urde eine U m w eltbaubegle itung eingesetzt.
Zudem w urden 494 nicht UVP-pflichtige Projekte behandelt, welche 
Ausw irkungen in mehreren Umweltbereichen haben und einer 
Koordination bedürfen (2005: 446). 87 %  dieser Dossiers konnten 
innerhalb von 30 Tagen nach Eintreffen in unserer Dienststelle 
abschliessend behandelt werden.
Neben den Dossiers fü r M obilte le fonantennen (siehe oben) w urden 
1 '189 kleinere Dossiers behandelt, welche lediglich den Gewässer­
schutz betrafen (2005: 1 '052). 87 % dieser Dossiers konnten inner­
halb von zehn Tagen nach Eintreffen in unserer Dienststelle 
abschliessend behandelt werden.
Seit mehreren Jahren ste ig t die Zahl der Dossiers, welche der DUS 
zur Stellungnahme unterbre ite t werden, stetig an. Diese Tatsache 
w iderspiegelt einerseits den guten Zustand, in welchem sich 
m om entan das Baugewerbe be findet und andererseits die Besorg­
nis der zuständigen Stellen, welche Baubewilligungen erteilen, die 
gesetzlichen Bestimmungen im Bereich des Umweltschutzes einzu­
halten.

KANTONALES LABORATO­
RIUM UND VETERINÄRWE­
SEN
Allgem eines

Bei seiner Sitzung am 8. Februar 2006, hat der Staatsrat die Status­
änderung des Veterinärdienstes in Veterinäram t und dessen A nglie­
derung an das Kantonale Laboratorium beschlossen. Dadurch 
untersteht es nicht mehr dem Departem ent fü r Gesundheit, Sozial­
wesen und Energie, sondern dem Departem ent fü r Verkehr, Bau 
und Um welt. Bei seiner Sitzung am 13. April 2006 genehm igte der 
Grosse Rat diese Änderung.
Im Frühjahr 2006, 10 Jahre nach der ersten A kkred itie rung, erhielt 
das Laboratorium zum zweiten Mal eine 5-jährige Erneuerung 
gemäss den Normen ISO/CEI 17025 fü r die Analytik und ISO/CEI 
17020 fü r die Inspektion.
Das Erlangen und die W ahrung der Akkred itie rung sichern eine 
gute Rückverfolgbarkeit aller vorgenom m enen Schritte, sowohl w is­
senschaftlicher (Analyse und Inspektion) als auch adm inistrativer 
Art.

Beschluss des Grossen Rates

- vom 13. April 2006 die durch den Staatsrat am 1. März 2006 vor­
genom m ene Änderung der Verordnung über die Befugnisse des 
Präsidiums und der Departem ente (Überführung des Veterinär- 
diensts vom DGSE ins DVBU und Fusion m it dem Kantonslabora­
to rium  unter «Kantonslaboratorium  und Veterinärwesen») zu 
genehm igen.

PZ1 Förderung der Lebensm ittelsicherheit, Kontro lle des 
Handels m it gefährlichen Substanzen, Bekäm pfung  
von Tierseuchen, Ü berprü fung des W oh lbefind ens von  
Tieren und H un dekon tro lle  gemäss der rechtlichen e id ­
genössischen und kantonalen  Grundlagen.

PG 11 : Lebensm itte l- und G ebrauchsgegenstände

Inspektionen des Lebensm itte l- und Gebrauchsgegenstände­
handels

Die Lebensm ittelkontrolle im Kanton Wallis w ird  durch 4  M ita rbe ite r 
vom Lebensm ittelinspektorat des Kantonslabors und 25 K ontro lleu­
ren der Gemeinden (12 Oberwallis /  13 Unterwallis) durchgeführt. 
Die m onatlichen Koordinationssitzungen der Kontrolleure haben



zum Ziel, eine einheitliche Lebensm ittelkontrolle im Kanton zu 
gewährleisten. Kontrollen von Industrien, grösseren Betrieben, 
Krankenhäusern und Heimen w erden von den Inspektoren des Kan­
tonslabors durchgeführt.

D urchgeführte Kontrollen

Für zwei A lpen mussten w ir  die Käseproduktion verbieten und 
einen Teil der Produktion vernichten.

Analysen von Lebensm itte ln und G ebrauchsgegenständen

Das Laboratorium hat an 6 '423  Proben m ikrobiologische und che­
mische Analysen durchgeführt. 15,6%  der Proben entsprachen 
nicht den jew e ilig  anzuwendenden Gesetzgebungen. Die statisti­
schen Ergebnisse der Analysen von Lebensmitteln und Gebrauchs­
gegenständen befinden sich auf unserer Internet-Seite unter 
w w w .vs.ch/lvw

W ein ern teko n tro lle

Das Wallis hat 40 .9  M illionen Liter W ein eingekellert: 24,8 M illionen 
Rotwein und 16,1 M illionen W eisswein. Unser Dienst hat 132 Kon­
tro lleure eingestellt, die 77 '550  Messungen des Zuckergehalts und 
des W einerntegew ichts durchge füh rt haben. Der jährliche W einern­
te rapport (nur französisch) steht auf der Internetseite des Dienstes 
zur V erfügung: w w w .vs.ch/lvw

PG 12 : Schw im m bäder, G ifte , gefährliche Substanzen

A n w en d u n g  des Bundesgesetzes über den Schutz vo r g e fäh r­
lichen S toffen  und Zubereitungen (C hem ikaliengesetz, 
ChemG) und der Verordnung zur R eduktion von Risiken beim  
U m gang m it bestim m ten besonders gefährlichen S toffen , 
Zu bere itungen und G egenständen (Chem ikalien-R isikoreduk- 
tions-V erordnung, ChemRRV)

Im Rahmen der M ark tkon tro lle  hat der G iftinspektor Inspektionen, 
hauptsächlich in Drogerien, Pflanzenschutzm ittelhandlungen, Ver­
kaufsräumen. von Reinigungsm itteln und Schullabors, durch­
geführt.
Der Inspektor hat 35 Kontaktpersonen in den verschiedenen Unter­
nehmen verzeichnet. (Diese ersetzen die bisherigen V eran tw ortli­
chen der allgemeinen Bewilligung)
Nach der Teilnahme an mehreren Kursen zur neuen Gesetzgebung, 
hat der Inspektor Inform ationsversam m lungen fü r Drogisten, A po ­
theker, V erantwortliche fü r die Sicherheit und Studenten e inberu­
fen.
Die Medien haben die Bevölkerung auf Radon aufmerksam 
gem acht und der Inspektor hat 221 Dosimeter über den ganzen 
Kanton verte ilt und anschließend w ieder eingesammelt. Die Analy­
senresultate w urden den be troffenen Personen m itgete ilt.

Badeanlagen
1 3 4 8  Wasser von Badeanlagen w urden analysiert und 244 (18,1% ) 
entsprachen n icht den geltenden A nforderungen. Im Rahmen einer 
Erneuerung der Betriebsbewilligung kontro llie rte  der Inspektor 17 
Badeanlagen.

PG 13 : Ü berw achung der T iergesundheit + des Tierschutzes 

Erhöhte A ufm erksam keit /  Seuchenpolizei

Im Februar und März 2006 w urde in der Schweiz der Vogelgrippevi­

rus H5N1 in 32 Fällen an w ilden Vögeln festgestellt. Unser Kanton 
hat 16 verdächtige Fälle analysiert, w obe i sich die Resultate als 
negativ herausstellten. Unser A m t hat die nötige Ausrüstung erw o r­
ben, um einschreiten zu können, falls ein Krankheitsfall bei w ilden 
Tieren oder Geflügel au ftreten sollte.
Nur 5 BSE-Fälle (Rinderwahn) w urden 2006 in der Schweiz regis­

trie rt und davon keine im Wallis. 
Die BSE-Einheit, die von der Eid­
genossenschaft zur Überwa­
chung der potentie llen Anste­
ckungsgefahr gebildet wurde, 
hat ihre A rbe it m it einer positiven 
Bilanz abschließen können. Die 

Fälle von Rinderwahn sind seit mehreren Jahren rückläufig. Im Wallis 
w urden 232 Probenerhebungen in Schlachthöfen und Kadaversam­
melstellen vorgenom m en. Die Analysenergebnisse haben sich als 
negativ erwiesen.

Folgende Kontrollen w urden in W alliser Betrieben durchgeführt:
- IBR /  ELR : 37 Betriebe (kontro llie rte Rinder: 758)
- Brucellose der Schafe: 37 Betriebe (kontro llie rte  Schafe: 758)
- Brucellose der Ziegen, Caprine Arthrith is-Encephalitis (CAE): 159 

Betriebe (kontro llie rte  Ziegen: 1 3 61 )
In 7 Betrieben wurden, au fgrund von positiven oder unerklärlichen 
Analysenresultaten (32 positiv und 5 unerklärlich) bezüglich Caprine 
Arthrithis-Encephalitis, Beschlagnahmungen vorgenom m en.
Vier Faulbrutfälle und 10 Sauerbrutfälle w urden 2006 bei den Bie­
nen festgestellt. Die Gebiete m it Faulbrut w urden un ter Beschlag 
gestellt und die befallenen Bienestöcke vernichtet.
Eine G eflügelfarm  w urde au fgrund eines positiven Analysenergeb­
nisses hinsichtlich Geflügel-Laryngotracheitis un ter Beschlag gestellt 
und die Tiere geschlachtet.
Es w urden 22 tierärztliche Ü berprüfungen bei der Einfuhr von Tie­
ren vorgenom m en, die ein Seuchenrisiko darstellen könnte.

K ontrolle  lebender Tiere /  Schlachtung

12'493 Tiere w urden kontro lliert, w ovon 17 zum Verzehr un taug­
lich waren. Zurzeit verfüg t unser Kanton über 15 kleine Schlacht­
höfe.
543 Tonnen Tierkadaver, die aus den 7 Walliser Sammelstellen 
stam m ten, w urden vernichtet.

Tierschutz

Im Dezember 2005 hat der Staatsrat beschlossen, gestützt auf A rti­
kel 24b des Gesetzes, welches das eidgenössische Tierschutzgesetz 
vollz ieht, 12 Hunderassen und deren Kreuzungen in unserem Kan­
ton  zu verbieten. Das Veterinäram t hatte die Aufgabe, die Betroffe­
nen zu erfassen und die Überprüfung jedes Tieres zu überwachen. 
Dies soll dazu führen, bereits in unserem Kanton vorhandenen Hun­
den eine Sondererlaubnis erteilen zu können. 251 Hunde w urden 
hinsichtlich ihres Verhaltens überprüft. Anschließend wurden sie in 
3 Kategorien unterte ilt.

Kategorie 1: 182 Hunde (72,5% ) sozialisiert und m it ausreichen­
der Erziehung

Kategorie 2: 60 Hunde (24% ) weisen Mangel in Erziehung
und Sozialisierung auf 

Kategorie 3: 9 Hunde (3 ,5% ) gefährliche Hunde

Durch die Änderung der eidgenössischen Tierschutzverordnung 
w urde die M e ldungpflich t von Bissen durch Ärzte, Tierärzte und 
Hundeerzieher e ingeführt. Unser A m t musste sich um 77 Fälle, in 
denen Menschen gebissen wurden, küm mern.
Die Vorbeugung im zweiten Jahr der Vorschulklassen und in den 
ersten Primarschulklassen w urde 112-mal w eiterh in  m it Erfolg 
durchgeführt. Der Fragebogen, der den Lehrern jeweils übergeben 
w urde, hat es uns erm öglicht, die Erwartungen hinsichtlich W eiter­
füh rung  des Programms auszuwerten.
Unser A m t musste 17 Hunde während 45 Tagen beherbergen. In 14

K ategorien Verpflegungs­ Handelsbe­ Gewerbe­ Industrie­ Trinkwasser­ Total
betriebe triebe (Verkauf) betriebe betriebe versorgung

kon tro llie rt 2108 6 55 420 14 39 3236
n ich t kon form 128 22 44 4 5 203

% 6.1 3.4 10.5 28 .6 12.8 6.3

http://www.vs.ch/lvw
http://www.vs.ch/lvw


Fällen konnte der Hundebesitzer nicht festgeste llt werden.
Im Zusammenhang m it dem Tierschutz haben w ir 81 Anzeigen 
erhalten. Die meisten Fälle konnten m it einer Verwarnung geregelt 
werden. 4 Beschlagnahmungen von Tieren w urden durchgeführt 
und 7 Tierhaltungsverbote (fü r 3 Schaf-, 2 Reptil-, 1 Hunde- und 1 
R inderhaltungen) ausgesprochen.
In 3 Fällen musste Strafanzeige fü r M isshandlung erstatte t werden. 
Die K onform itä tskontro llen von Nutztierhaltungen gemäss Tier­
schutzgesetz w erden in Zusamm enarbeit m it den Ö kolog iekontro l­
leuren fortgesetzt.

D atenb ank gefu n d en er Tiere

W ir sind verantw ortlich  fü r die M eldem öglichkeit gefundener Tiere. 
Unser A m t hat einen Vertrag m it einem Zürcher Tierschutzverein 
abgeschlossen. Dieser Verein stellt ein Programm zur Verfügung, in 
dem w ir  nur die von Privatpersonen eingegebenen Daten bestäti­
gen müssen. Im Jahr 2006 hat unser A m t 13 Bestätigungen, d.h. 
fü r 7 Katzen, 5 Hunde und 1 W asserschildkröte vorgenom m en.




